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VORWORT. 



Die alte und berttlimte Wiener Universität bat, wie es ihr 

gebührt und wie sie es verdient, ihre Biographen gefunden. Bekannt 

ist das WltIv Kiiik's, der zuerst auf Grund von Quellen-Füischung 
eine Geschichte der Wiener Universität schrieli. Auf einem Iiöheren 
Standpunkte stehend , und tiefer greifend ist das Werk Aschbac li s, 
welches jedoch mit der Zeit der Humaniöten abschliesst. Anssordtnn 
wurden einzelne Perioden, wie beispielsweise die Reformen der Kaiserin 
Maina Theresia, in dem grossen Werke Ameth's: >Geschichte 
Maria Tberesia's«, oder einzelner Personen, wie Sonnenfels, Kiegger, 
Gerhard van Swieten etc., besonders behandelt Wir selbst veiv 
5£fentlicht6n: »Studien zur Jubelfeier der Wiener Universität im 
Jahre 1865«. 

Was die neue Zeit betrifft, so hat der ehemalige Sections-Chef 

ira Unterrichts-Ministerium, Dr. Karl L(^niayer, der mit am 2 mausenden 
Webstuhle der Zeit« sass, da er das Referat über Universitäts-Ange- 
legenhcitcn hatte, ein sehr seliätzrnswerthes Werk: »Die Verwaltung 
der österruichisehen Hocbselinlcn von 1868 — 1877 <t (Wien, Höldcr) 
veröffentlicht, welches inqtliciie. auch die Verhältnisse an der Wiener 
Universität behandelt. Armand Freiherr von Dumreicher publi- 
cirte 1873: »J)Ic Verwaltung der Universitäten etc.«, und findet in« 
derselben die Wiener Universität die gebtibrcndc Berücksichtigung. 
Ferner wollen wir gedenken Heintel's: »Mittheüungen aus den 
UniversitätB-Acten«. Wir selbst verOffentlicliten zu Anfang des 
Jahres 1882 eine historische Studie: »Der neue Universitätsbau in 
Wien«, welche einige interne Fragen bespricht, die, wir sind stolz, 
es .sa^^ou zu dUrfen, zu einem praktischen Besultate führte. Mit 
Bezug auf die in derselben vorhandenen Daten urgirte der Abge- 
ordnete Herr Nicolaus Dumba in der iSitzuug des Abgeordneten- 
hauses vom 4. März 1882; das neue Universitäts-Gebäudc so rasch 
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als möglich fertig zu stellen und die betreffenden Geldmittel zu 

bewilligen, und dieser Appell war von gewünschtem Erfolge. Mit 
Vergnügen constatiren wir, da.ss der Special -Berichterstatter Herr 
Dr. Josef Jireöek, ehemals Uiiterrichts-Miiiistcr, welcher in dem 
Berichte über das ITntcrriehts J >u ilgct die Sache bereits angeregt hatte, 
dem Begehren des Herrn Uumba aus vollem Herzen zustimmte. 

Die vorliegende Publication will Lücken in den bereits vor- 
handenen Werken, welche die Zeit bis zum Jahre 1848 behandeln^ 
ausMlen, und manches in dem Buche Kink's richtig stellen; denn 
wir bedanem es, sagen zu mOssen, dass Heir Kink nicht immer 
objectiv verfahren ist. Was jedoch die Reform der Universität in 
unserer Zeit betriift, gibt sie zum ersten Male eine pragmatische Dar- 
stellung, wobei selbstverständlich jenes, was Lemayer bereits aus- 
führlich behandelt hat, hier kurz berührt, respective auf denselben 
hingewiesen wird. 

Falls diesem Buche ein gewisser Werth zuerkannt werden 
sollte, so ist zunächst dafür Sr. Exccllenz dem Herrn Unterrichts- 
Minister Baron Conrad von Eybesfeld und dem Keferenten für 
Universitäts- Angelegenheiten Herrn Sectionsrath Dr. Benno Ritter 
von David zu danken, da es mir gestattet war, das Archiv und 
die Begistratur dieser Centraistelle zu benützen. In gleieher Weise 
hatten die Herren: Ministerpräsident Graf Taaffe als Minister des 
Innem, der Beichskriegs-Minister Graf Bylandt-Rheid^ sowie der 
Minister f)ir Landesvertheidigung Graf Welsersheimb und Se, Ex> 
cellenz Herr Alfred Bitter von Ameth, Director des g^eimen Haus-, 
Hof- und Staatsarchives, die Güte, mir die Benützung der betreffenden 
Archive und Begistratnren zu gestatten. Auch der hochansehnliche 
akademische Senat erlaubte mir die Benützung des Universitäts- 
Archives. Auü iiiaimigtachen Gründen konnte ich jedoch von der 
mir eingeräumten Bewilligung keinen Gebrauch machen. 

Schliesslich drängt es mich, den Herren Archivs-Beamten, 
welche unermüdlich sind, meine Bestrebungen zu {(irdem, verbind- 
liehst zu danken. 



Wien, im August 1883. 



Der Vex&iaser. 
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I. 

Aus der Zeit Maria llieresias. 

(Keformen unter Ferdinand I. und Karl VI., Keformvorschläf^e, Habilitirung, 
Jesuiten, van »Swieten, Studien im Auslände, Conflicte, die deutsclie Sprache, 
Sonnenfels, österreichisches Kecht, Keformen 1774| die theologische Facultät.) 

Der Kampf zwischen Kirche imd Staat fand, wie hekannt, 
nicht blos auf politischem Gebiete statt Zum Theile beherrschte in 
früherer Zeit das religiöse Leben das Thun und Lassen der Indi- 
viduen wie der Corporationen, und zum Theile hat es die Kirche 
verstanden, sich überall Kiutluss zu verschaffen uiul diesen geltend 
zu machen. Häusliches und r.ftVntlicho.s Lrljfn, Politik und 
Wisscnst'hatt, Kunst und Literatur, all.'s Avnrd«; von der Kirche 
bceinliusst, wenn sie ihnen nicht i^ar die Kichtunii; i^cgcbeii hat. Es 
versteht sich von selbst, dass auch die Universitäten, und ins- 
besondere jene, welche im Mittelalter begründet wurden, im Bann- 
kreise der Kirche standen, und dies iimsomehr, da die theologische 
Facnltät der Genehmigung!,- (h s Pa[)stes bedurfte. Wer den Verlauf 
der Ereignisse an derartigen Universitäten beobachten will, niuss 
daher sein Augenmerk nicht blos auf das Steigen und Fallen der 
wissenschaftlichen Bestrebungen, auf die grössere oder geringere 
Pflege oder gar Vemachlässigung der Wissenschaft richten, sondern 
auch das Yerhfiltniss der betreffenden alma mater zu Rom beachten. 
Und in dieser Beziehung bietet sich dem Forscher eine eigen- 
thtbnliche, höchst interessante Erscheinung, der wir an der Wiener 
IJniveraitÄt wiederholt begegnen. i\Ian weiss es, dass die Monarchen 
aus dem Hause Habsburg der kathDh'schou Kirche treu ergeben 
waren; al)er selbst die eifrigsten derselben sahen sich manchmal 
genöthigt, die lJe])ergriffe Roms stracks abzuwelireii, und waren 
sie von dem Bewusstsein ihres HerrseheiTcchtcs dermassen erfüllt, 
dass sie am allerwenigsten irgend einer auswärtigen Macht 

Wolf, Wieuer Universität. 1 
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t iii<m Einfluss auf da.s innere Stnatsleben gestatten wollten. A\'enn 
es auch in Oe.sterreich nie zu clneni Bruclio mit dem lu'ilim'n 
Stuhle kam, so «:alj es doch nicht selten Zeiten, in welchen 
zwischen den österreichischen Herrschern und den Päp^^ten eine 
hochgradige Öpaimung vorhanden war, und erinnern wir nur an 
die Stellung, welche Kaiser Ferdinand L dem Ooncile von Trient 
g(;genüber einnahm. Dieser Monarch war es auch, der die Wiener 
Universität auf neue Grundlagen stellte. Im Jahre 1530 zählte 
nämlich die Wiener Univer«iität, welche su deii Zeiten der Humanisten 
Tausende von Studirenden hatte> nur dreissig Hörer, die theologische 
Facultät war fast ganz, die juridische aber vollkommen aufgellt 
Die landesfbrstlichen Gehalte und gestifteten Beneficien wurden 
daher an Leute vergeben, die gar nicht in Wien anwesend oder 
als Prädicanten anf dem Lande thutig waren. Handwerksburschen 
benützten die Barsen al« Absteigequartier und statt der Studien 
wurden Lauzkneclitspiele gi^trieben. Während die Frequenz aus 
dem Auslande ganz aufgehört hatte, zogen die Söhne der ersten 
FaiuilicTi (It's Landes an auswärtige Universitäten, nach Tübingen, 
Leipzig, W itteuborg und Rostock. Kaiser Fcidinand L war es, der 
die Wiener Universität zu neuem Treben erweckte. Schon in den 
Jahren 1533 und dann 1537 erschienen Rcformgesetzie, die jedoch 
blos die Vorläufer der »Neuen Kefonnation« vom 1. Jänner 1554 
waren. Dieser folgten 1 um mehrere ergänzende und erläuternde 
Bestimmungen, dundi welche ein neues abgeschlossenf s System, 
welches fast zwei Jahrhunderte in Wirksamkeit war, ins Leben trat. 
(VergL »Kink, Greschichte der k. Universität in Wien«, S. 257 
u. s. w.) Nach diesem Systeme sollte die Universität, wie sie früher 
die Interessen der Bjrche vertrat, von nun an die Interessen des 
Staates beiK)rdem, die fernere Bildung der Studirenden sollte dem- 
gemäss auch den Anforderungen des Staatsdienstes entsprechen. 
Wohl blieb die Universität nach rne vor eine autonome Körper- 
schaft, aber die Feststellung ihrer Bewegung und Wirksamkeit 
wm*de als Aufgabe des Staates betrachtet, und das Organ, das mit 
dieser Beaufsichtigung betraut wurde, war der Superintendent, 
der Uber der Universität stand. Er legte den Eid nicht in die J laude 
des Rectors, sondern iu die des l^andi .stursten, dem er allein ver- 
antwortlich war, ab. Ihm lag es ob, darüber zu wachen, dass die An- 
ordnungen der Regierung von Seite der Universität genau befolgt 
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wurden. Bei allen ihren Versaramlimgen hatte er Sitz und berathende 
Stimme, lu ulk u ^Vngelegeuhoitcn, für welche in den Statuten etc. 
nicht vorgesehen war, konnte nicht flie Universität, sdiidcrn nur 
d» I- Suprrintendent im Vereine mit der Kegierung eine neue Anord- 
nung treffen. 

Wii' sagten, dass diese neue Reformation fast 200 Jahre, 
also bis zur UniversitÄts-Reform unter der Kaiserin Maiia Theresia, 
in Wirksamkeit war. Wir brauchen jedoch nicht zu sagen, was 
aus derselben geworden, als die Universitiit unter die Leitung der 
Jesuiten kam, und was Kaiser Ferdinand II. zur Förderung der katho- 
tischen Kirche gethan. Und da war es wieder eine der frömmsten 
und gottergebensten Katholikinnen, die Kaiserin Maria Theresia, 
welche die Universität aus ihrem Verfalle erhob und sie mehr ab 
je zum Staatsinstitute machte. Wir werden Gelegenheit haben, 
ausser den bereits vielfach erbrachten Beweisen, neue daftlr bei- 
zubringen, dass die Kaiserin und mit iln- jener, der die L'iiivcrsitiitiS- 
Reform geschaffen, Gerhard van Svv ieteii, dit; Universität als katholische 
Institution betrachteten, aber durchaus wollte sie es nicht dulden, 
sie als Institution des Papstes, wenn wir so sagen dürfen, 
anzusehen. 

Dieses vorausgeschickt, und wir haben dabei Fachmännern 
nichts Keues gesagt, gehen wir zur Sache über. Schon unter Karl VI. 
zeigte sich die Nothwendigkeit einer Restauration der Studien, 
um die Universität vor gänzlichem Ver^edle zu bewahren. Es 
wurde daher im Jahre 1726 befohlen, das» die Professoren nicht 
mehr dictiren, da diese Dictate gewöhnlich die ungereimtesten 
Dinge enthielten, sondern dass sie nach gedruckten BUchem ihre 
Vortrage halt^ sollen. Um tflchtige Lehrkräfte zu gewinnen, wurde 
der jährliche Gehalt der Professoren jm-^s puhUei mit 3000 fl. und 
jener der anderen Professoren an der juridischen und medicinischen 
Facultiit mit 20(M) H. festgesetzt. 

Am 21. F('l)ruar ITöO nnd am 28. .luiii 1751 erstattete 
das Directoriiun (jetzt i\Iiiiistf*rium des Innern, für (^iltus und Unter- 
richt und das Finanzministerium) einen Bericht über das .Studium ^nth- 
licum an der hiesigen Universität, welcher sich in .scharfen Worten 
über das Vorgehen der Jesuiten auslässt und Vorschläge für eine 
Reform der Studien an den Universitäten wie an den niederen 
Schulen (Gymnasien) unterbreitete. 

1* 
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Als vornchnilichos Gebrechen wiu^de hervorgehoben, dass die 
Schüler der niederen Olassen nicht genügend vorbereitet au die 
Universität kommen (eine Klage, die man auch jetzt \mt&r geän- 
derten Verhältnissen vernehmen kann). Als Ursache dieses Zu- 
standes wurde angegeben^ dass der Unterricht in den niederen 
Si^chulen nicht in genügender Weise ertheilt werde, da es auch an 
tüchtigen Lehrern mangle. Es wurde daher vorgeschlagen, dass 
niemand zur Universität zugelassen werden sollte, der nicht correct 
deutsch und lateinisch zu schreiben versteht und ein »geringes 
Thema« zu verfassen im Stande ist Von armen Schülern sollen 
nur die talentvollen zum Studium zugelassen werden.*) Um den 
Unterricht desto fruchtbringender zu machen, sollen iihnhiiut'te 
Olassen in Parallelclasseu getheilt, die Fcrialt«!!;»' eingeschränkt 
und soll von Seite der Lehrer insbesondere auf die rit-htigi' Ortho- 
graphie Kückisicht genommen werden. Die (4ynmasien, oder richtiger 
die lateinischen Schulen, welche bis daliiu aus sechs Classen 
bestanden, sollen auf fünf reducirt und die griecliische Sprache, 
>wo die Wissenschaften ihren ersten Sitz gehabt«, mehr und 
besser gepflegt werden. Wer in die fünfte Classe eintreten will, 
muss den Beweis der Fertigkeit im styh epiaiolan et M^orico abzu- 
legen im Stande sein. Nur tüchtige Lehrer sollen mit dem Unter- 
richte betraut werden und insbesondere muss dies in den doBsihus 
humamoribua (in den oberen Classen) der Fall sein. 

Das philosophische Studium (das bis zum Jahre 1848 ein 
Vorbereitungsstudium war, welches alle Studirenden dor Universität 
behufs ihres Eintrittes in die anderen Facultäten absolvirt haben 
mussten), das damals aus drei Jahrgängen bestand, soll auf zwei 
reducirt werden, und wird insbesondere betont, dass nicht die tirt, 

*) Dieses Moment richtete sich nicht nur gegen die Armen als solche sondern 
man wollte dem ttbermüssigen Zudrange zu den lateinischen Schulen einen Damm 

setzen. Aus diesem Onuule er.schieu am 2. Mal 1761 ein Decret, in welchem 
befulilcn ward, dass die Jugend vom Iiür;,'er- vind Baueni.staiule nur dann zu Uni- 
versitäts-Studien zng-elassen werdcu soll, wenn •*io he^sondere Fäliif^keiten und An- 
lagen besitzt. Der Zudranj^ entstand nämlicli iladurch, weil die Eltern ilire Kinder 
so rasch als möfrlieli versorgen wollten. Hatten diese die lateinischen Schulen 
absolvirt, so kamen sie in die Mönchskloster, wo sie die gewünschte Versorgung 
finnden. Josef II. suchte diesem Uebelstande dadurch «n begegnen, indem er das 
Schulgeld anr Errichtung von Stipendien einführte. (Vergl. unser: »Das Unter- 
richtswesen in Oesten-eich unter Kaiser Josef n.«, S. 26 u. ff.) 
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.sondern nach eiiiciii gedruckten Autor >mit nützlicher Method« 
gelehrt werde, und zwar T^opk und ]\retapliy.sik im ersten Jalirc und 
Experinicnt.il-Phy.sik und ^latlicinatik im zweiten Jahre. Ferner soll 
ein i'i'otessnr ;iri>.tot(di.sche l'liilosojtliic. einer (Tcsehiehte ih^bst einer 
»soliden Anleitung« zur Geographie und Ethik und ein dritter 
deutsciie Eloquenz und die Art, gut deutsch zu sciireibeu^ lehren. 

Beziighch des theologischen Studiums wurde vorgeschlagen, 
dass auch dui theolo^ia doymatica (Kirchenrecht) und die heilige 
Schrift gelehrt und zwar ebenfalls nach Büchern, und Rollte nicht 
dictirt werden. An der juridischen Facultät sollen Lehrstühle 
fUr Institutionen, Pandecten und öffentliches /Recht errichtet, 
und könnton letztere Disciplinen von dem Professor des Natur-, 
Völker^ and Lehrerrechtes tradirt werden. Man soll die Professoren 
gut bezahlen, damit sie sich ausschliesslich ihrem Fache widmen 
und nicht mehr darauf angewiesen sind, von der^rtm/o'^nM'zu leben. 

Der medicintschen Facultät wird in diesem VortrajSfe nicht 
gedacht, da hier bereits durch van Swieten Kefonnen eingetiihn 
wurden und sie in vielen Beziehungen eine selljststündige Stellung 
eiuiiahni. Erlütdt bie doch am 3. April 1752 das Verrecht, wie es 
.spätfT keiner anderen Facultät zu Theil gewerdeii. dass \'er- 
ordimngen, die sie allein betrafen, ihr direet und nicht tlurch Ver- 
nuctlung de» Uuiversitäts-Consistoriums zugeschickt wurden. 

Die Kaiserin versah den Vortrag mit *phicet*. Am 21. und 
25. Juni 1752 wurde der reforniirte Studienpiau für die philosophische 
und theologische Facultät an den Kector zin- ^ eiteren Eröffnung an die 
JesuiteU; die er ztmächst betraf, mitgetheilt; derphiiosophischenFacub 
tät jedoch imGregeuBatze zu obigem Vortrage aufgetragen, dass sich die 
Professoren von der aristotelischen Philosophie lossagen. (Eink S. 459.) 

In demselben Jahre (1753) wurden auch die Privil^en der 
Universität in gewisser Beziehung geschmälert. Wie man nämlich 
weiss, besass die Universität ihre eigene Jurisdiction. Als am 18. De- 
cember 1752 Schwandner, Uo&ath bei der Banco-Deputation in Wien 
, starb, Hess die Univemtät ex capke des von dem Verstorbenen 
bekleideti 11 Doetorate« die S})erre, Inventur mid Verlassenschafts- 
al>Iiundlung vornelnnen. Als die Kaiserin davon erfahren hatte, 
schrieb sie eigenhändig: ^-Dis niu.ss woil aus Verselu^n oder Favor 
deren stellen al><) tolerirt worden sein, ich thue gewiss was möglich 
zu ehre der Universität, doch solche abusi gehören nicht zu deren 
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nuffnalime so bald einige membra in nK'ine oder auch niu* particulai* 
Dinste trotten und nicht in der actuahtät alda sein, gehören sie 
nicht mehr dahin.« — Die Doctoren non legente« wurden daher dui*ch 
dieses Eesoript ausserhalb des. Verbandes der Universität ^^estellt. 

Ferner wurde noch ein anderer JlKÜssbrauch abgestellt: Kaiser 
Ferdinand II. hatte der Ferdinandea in Frag das Privilegium ge- 
geben, alljährlich einem Ma/^ätro j^hüoaophiae die PersonaJ^Nobilitation 
zu ertheilen (ein Privilegium, welches in Folge eines Vortrages 
der Studien-Hofcommission am 22. Juni 1776 aufgehoben wurde). An 
}jc^lni6chen Universitftten wurden ttberhaupt alle promovirten Doctoren 
in den Adelsstand erhoben. Ein ähnlicher abusns schlich sich auch 
bei der Wiener Universität ein. Als dem Dr. phil. Schmalznop in 
\\ icn die Frau gestorben war^ trug der A\ itwer Pleureuseu, die 
damals nur dem Atlci zu tragen grstatiet waren. Hiertiber befragt, 
berief er sich darauf, er sei durch den Doctorgrad von Seite (V-v 
Universitiit nobilitirt. Als die Kaiserin davon erfahren hatte. Ix fahl 
sie, die Sache zu untersuchen, und bemerkte: »mir ligt nichts an 
seiner person wohl aber zu wissen wie dieser abusus eingeschlich 
(en seit) wan die Universität nobilitirt. 

Man untersuchte die Sache, und der Decan, der den Vorgang 
ftir correct hielt, erklärte, das betreffende Document, in welchem 
der Universität dieses Privil^um zugestanden wurde, sei ptr 
injunaa temporum in Confuston gerathen. Das Directorium befür- 
wortete hierauf am 16. Mai 1757, diesen Unfug und Misshrauch 
abzusteUen, und die Kaiserin resolvirte eigenhändig: »alle die es 
(adelig) durch die Universität worden, seyend schuldig wan sie sich 
woUen prevaliren, ohne tax auff das neue von hoff selben zu über- 
kommen und kOnfftig keine mehr zu machen, den wän so grosse 
Privilegium wäre wurde es wohl bey banden seyn.« 

Bald hierauf, 4. Jänner 1754, be.scliloss die Kaiserin, der 
Universität ein neues würdiges Heim zu begründen, da bis daliin 
die Vorlesungen an verschiedenen < )rtH]i, rt\s|({'t tiv<- in v< rschiedenen 
Häusern abgehalten wurden. Tni August ITöö war das prachtvolle 
Miene Universitätshaus« fertig, und erfolgte dessen feierliclie Ueber- 
gabe an die Universität am ö. April 17Ö6, nach celebrirtem Hoch- 
amte im Universitätssaale, vor der Kaiserin, dem Kaiser, dem Erz- 
herzoge Josef und den Erzherzoginnen !Maria Anna imd i\[aria 
Christine. In der Zwischenzeit (17Ö4 — 1756) entstand die Frage, 
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was mit den früheren Räumlichkeiten, die Universitätszwecken 
dienten, geschehen sollte. Holrath Karl v* Doblhoff schlug vor, die 
Rftumlichkeiten, in welchen sich die Mitglieder der philosophischen 
Facnltät versammelten und welche zu Bibliothekszwecken verwendet 
wurden, für die orientalischen Sprachknaben*) zu bestimmen. Es 
müsste nur darauf gesehen werden, »dass man tüchtige Subjecta 
auswähle und sie nur so lange behalte, als sie Merkmale einer 
guten Fähigkeit, Application und Wandels von sicli geben«. Die 
andern Loealitäten sollten als Correctionshaus für .sittlich j^t ialleno 
FraiK'iiziiiinicr verwendet werden. (Vergl. unsere: »Hislorischc 
►Skizzen« S. 230.) 

Ein älmliehor Vorselilng, wie bezü^lirli der Räumlichkeiten 
der philosophischen Facultät, ^vurdc von einigen Stiftern und Wohl- 
thätem der Universität in Betreff der Juristenschule in der Schuler- 
strasse gemacht Es sollten daselbst Freiwillige Büsserinnen, welche 
geistlich leben wollten, aufgenommen werden. Die Oberin soll min- 
destens von »nnttlerem Adel«, und eine tl^;endBame, vernünftige 
Matrone sein. Im Laufe des Tages sollen 10 — 12 derartige Bttsserinnen 
unter Aufsicht einer Matrone zusammen in einem Saale sein und 
daselbst arbeiten und essen; des Nachts jedoch jede in einem be- 
sonderen von der Meisterin verschlossenen Kämmerlein schlafen. 
Der Preis des Hauses sammt der darin vorhandenen Ivokapelle, 
welche im Jahre 1397 von dem Universitätsrector Magister Kolb 
in dem damals ihm ( i^dithümlichen Hause begründet wurde (Vergl, 
Kink I, 102), Avurdeaut' 13.500 fl. go«ehätzt. Die Kaiserin genehmigte 
;m( Ii diesen Vorbei iLii;- iiiul rescribirte: »gleich also alles zu endigen, 
damit dieses Werk anfangen kann; die 13.000 dem erzbischoff in 
Händen zu lassen sie vor noch eini«;*' *'\(raizel»;iudo zur Universität 
die er a parte verrechnen solle«. Als hierauf der Decan der juri- 
dischen Facnltät den Wunsch aussprach, dass man die Ivokapelh; 
derselben belasse, l)enit rkte die Kaisenn auf den diesbezüglichen 
Vortrag vom 11. März 1754: »es bleibt bey meiner resolution das 

*) Sowohl der <1i{>lomati$che Verkehr mit <ler Pforte, wie <lie /nhlrcichen 
wiclitigen commcrziellen und sonstigen Interessen österrtH'ln'sclier S^tantsanere- 
hörig-er in der Türkei rnaehten es nothwcnfUg^, eine Anzahl von Jüngling'en 
iu de« morgeJiländischen Spraeheu unten i» Ilten zu lassen, um sieh ihrer 
Als Dolmetscher im Verkehre mit der Türkei zu bedienen. (Vergl. Weiss v. Starken- 
fels: »Die k. k. orientaliKche Akademie in Wien«). 
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die Capellen solle übern^ebeo werden^ ich habe wahrhattig genug vor 
die Univorsitdt (gethan).« 

Zugleich mit der Uebergabe des neuen Hauses an die Uni- 
versität wurden auch geiidsse Privilegien der Jesuiten restriugirt. 
Die Kaiserin befahl nämlich, April 1756, dass die Jünger dieses 
Ordens bei den Prüfungen und Rigorosen zur Gfraduirung in gleicher 
Weise wie die anderen Cleriker behandelt werden sollen. 8ie 
schrieb: >oline villen unibsch weift' zu niaclieii kau man in gnädigen 
tei iiiiiiis ihnen befehlen das künfftig die jesuiter \vi(; alle andern 
ohne was mchnTes oder weni^iTes sollen exaniinirt werden und 
durch die eygene exaininatorcs die alle andern exaniiniren sonst 
wurde man selbe die nicht dieses exainen m'eht also diirchgang 
nicht als doctores der universitHt mehr erkenen und dieses normale 
hat anzufangen von 1. may dies Jahres 1756 will auch aus purer 
gnad ihnen gratis gestatten obwohlen sie zahlen kunten.« *) Auf eine 
weitere diesbezügUche Vorstellung bemerkte die Kaiserin, Juli 17Ö6: 
»welche heuer a prima may seynd graduirt worden will noch 
passiren lassen wie vorhin und können auch zu allen würden ge- 
langen. Von diser proraotion aber soll das normale gehalten werden, 
das keiner mehr zu hdbereii wurden gelangen können die nicht 
wie alle andern examinirt und approbirt weillen kflnfftig alle gleich 
ohne exception sollen gehalten werden und in allen ländein.c**) 

Bevor wir weiter schreiten, wollen wir vereinzelte Momente 

*) Dureli diese k&beiiiehe EntschliesBuiig wurden die Pririle^en der 
Jesuiten, die sie von mehreren PXpsten hatten (Kink I, 906, Anm. 391), nach 
welchen jedes CoUeg^am der Oesellschaft Jeso, sü biild es ihm beliebte, steh als 
UniversitSt fttr die artistischen und theologischen Fficher constituiren konnte, 

aufgeliobt'ii. 

**) Im Jnhre 177i) suchte das fheiiialig^e Mitpflieil societatis Jesu, Mich. 
Cfl«t*'ller, lun oiiu" tlH"f<!<>irische Piofefisur an. Da dif Kai-^rrin bifoldeii h.itte, 
d;is< derai'tijre PeiM»neu tiir di«' Kanzeln \lcr Ijoyik, Metlia)>ltv>jk uiid Tlieolon-ie 
nicht vorjfeschlajü^en werden »uUteu, so wies der uberste Kanzler, Grat lilüuicgen, in 
einer Note vom 24. April 177d darauf hin, dass der Bittst^ler sieben Jahre xar SodetSt 
gehartOf doch habe er weder Philosophie noch Theologie bei den Jesuiten gehört und 
in Wien den gradvm, DoetoraUii theologiae erhalten. Es kSunte daher bei demselben 
eine Ausnahme gemacht werden. Hierauf rescribirte die Kaiserin eigenhändig: 
>sohald er die studia Auff unserer Universität in der societfttt weder phHosophie 
nuch theu>h>^ie frehiirt . so Ii^t von ihm und all andern die anPT dem nend)li( liri>. 
Fall !*kh finden kunnten die exception anti'gehoben. Vaeterü jmril/us können vur- 
geschlagea werden.« 
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hervorheben. Wir gedachten bereits in un.serer Schritt: »Das Unter- 
richtsweseii« etc^ Ö. 70, des Momentes, dass van Swieten gegen den 
Collegienzwang war.*) 

Im Jahre 1756 wurde den Professoren gestattet, Cavalieren 
Privatunterricht zu ertheilen. Die Ursache dieser Concession war 
folgende: Der bekannte Professor des Kirchenrechtes an der Wiener 
Universität, Hofrath Paul Josef Riegger, lehrte an der Theresianischen 
Akademie jus puBltcum und wurde ihm gestattet, die Vorlesungen 
aus dieser Disei[)lin ebenfalls . an der Savoyischen Akademie zu 
halten, da ihm dadurch die Gelegenheit geboten war, auch hier 
die Methode der Universität einzuführen. In gleicher Weise wurde 
ihm erlaubt, die Grafen Cavriani und Kaiuiitz-Questenberg ))i i\ atim 
ex Jure jnihlico zu unterriclitcji. Er.sterer fungirte bereits als ütient- 
Heher Rath und war dalu r nicht in der Lage, di<; l.'ni\ or,-<ität zu 
b( siiclien, und für letzteren liiclt man dies nielit angemcs.sen, da er 
Käniinerfr war. Vw\ für iiluilit-lit' Fäll«> ül)('rhau})t einen Ausweg 
zu haben, edaubte nuui den Professoren im Allgemeinen, in der 
Sayoyischeu Akademie und ebenso einzelnen Cavalieren, Pnvat 
CoUegin zu geben. 

Am 14. August 1756 unterbreitete van Swieten der Kaiserin 
folgende Vorschläge: 1. Es werde an den Universitäten ein Vor- 
gang, der an anderen Universitäten ttblieh ist, eingeführt, dass 
jeder Professor beim Antritte seines Amtes öffentlich eine feierlicheKede 
lialte; 2. wenn ein Professor stirbt, soll demselben, wie an anderen 
Universitäten, in der Aula eine feierliche Leichenrede, und zwar 
in der Regel von dem ältesten Professor der Facultät, welcher der 
Verblichene angehört hatte, gehalten werden; denn 3. das Lob, das 
berühmten Männern gezollt wird, eifert die Lebenden an, denselben 

*) E» scheint uns nicht Überflüssig, die Ansicht van Swieten's über den 
Unterriebt in der Weltgesclüchte, der überdies in deutsch« Sprache ertheilt m-urde, 
hier mitziitlieilen. Kink (I, 492, Anm. 648) eitirt diese Note van Swieten'«, bricht 
jedoch bei den Wi>i-teii: *h nu'me (rniw ab. Die Fortsetzung, in welcher van 
Swieten seine Ansieht niotivirte, l.'inlf t: ^('ependant le» grauds juriscoumUes out fouv 
cMr ff (fC'.'ord que lo f'fntnoi.'isfi /n r ür ffiififitirp ruf d inip ira' f/rrnnff nftlifi' /irrjfr bicu 
comprendre les loLr tt nHttout pom- t'stre au fait da rauaes ^'^1 </ /mver 

les lob:. C'omme les juriscomultes doivent »oxivmt dresser des meinoires etc. eit allemand ü 
est tres neeefsaire qvCih «caveuf hien eetie langue. Par cmsequxmt eette ann^e e9t 
tre$ utäement empl&yi pour eet deux cattie$; eela eH etaUi dan$ h phn den elude» 
et par eonee^uent eW uue loy qu'ü faut faire olnerver.t 
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nachziistrebt'ii. Hierzu bemerkte die Kaiserin eigenliändig: hkI l: 
necensnire a ttahUrj ad '2: de mhne und ad 3: f t toiis les ans on 
tieadra an servlce dam P octave des morta pour tout les j^rqfesseurs 
et etudiants morts et toute r n/rdvefsite tout y asHSter»* 

Wie sehr die Kaiserin dai auf bedacht war, dass nur tüchtige 
Männer zu Aemtem und Würden gelangen, geht aus Folgendem 
hervor: l^achdem die erste Reform der Universität im Jahre 1752 
durchgeföhrt war, erging der Befehl, dass bei allen sich ereignenden 
Apperturen eines beneßdi eedesiastici curati mu simpitcü alle erb- 
ländischen Vasallen gelialten sein soUen, jene Candidaten, die auf 
einer inländischen Universität den gradum tkeologicuni erhalten haben, 
allen anderen vorzuziehen. Nun h.itte der MajS^strat zu Wiener- 
Neustadt das Kceht, die dortigen Canonices zu präsentiren. Als im 
Jahre 1765 ein Canonicat daselbst erledigt war, bewarb* / sich um 
diese Stelle Dr. theol. Müller, welcher an der Wiener Universität 
seine Studien absolvirt hatte. Per Map^^trat zu Wiener-Neustiidt 
wollte jedoch diese Stelle einem anderen gt;ben und bat um Dispens. 
Die Ötudien-Hofcommis^iion trug darauf an, dieses Gesuch abzu- 
weisen; der oberste Hofkanzler (Graf Chotek) jedoch befürwortete 
dasselbe. Er meinte, es sei dem Magistrate zu Wiener-Neustadt von 
air den Privilegien, die er trüber besessen, keines geblieben als 
dieses, und würde es denselben schmerzen, »dieses letzte Kleinod« 
zu verlieren, wenn es ihm nicht mehr möglich wäre, wohlverdienten 
Blirgerskindem zu einem Canonicate zu verhelfen. Die Kaiserin 
jedoch rescribirte:' »wie die Studien seind eingeführt worden ist der 
befehl ergangen das künfftig keiner mehr soll eine steile haben, 
der nicht hier studirt und examinirt worden einmahl hat man dis- 
pensirt dises mahl aber nicht mehr indem den magistrat nichts 
benohmen wird wen er solche taugliche leute hat sollen selbe all 
anderen vor^ezoltcn ^vcrdcii. nicht aber das ignorantc oder die nicht 
die Studien iiacli der vorgesciu'iebenrn general regul rjemacht haben 
weillen sie Burgcrskinder sein anderen vorgezolieu werden. \V"ollen 

*) Ks nia}? bemerkt wenlen, das.s Kaiser Fr;nr/ (11. August 1790) den 
GeistLichüU verb<»t, sich um eine hfiliere Stelle oder um ein g-eistliches Amt zu be- 
werben, denn es >ei Aufgabe der Geistlichkeit, iu Bescheidenheit zn wandeln und 
nicht nach weltlichen Gütern su streben, »da es nach den GrandsKtsen der 
katholischen Lehre sich nicht geftieme, dass Priester nach höheren irdischen 
Gütern sich sehnen und darum werben«. 
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sie dtn .M filier nicht hfilx'n so t rlaube' ihnen der die ncnibiiche 
qualitet hat ein andern vorzuschlagen.« 

Aus demselben Grunde, weil die Kaiserin kein ^iguorante« 
hftben wollte, kam es auch, dass Männer von Bedeutung zur Pro- 
fessur benifen wurden, olme dass sie genöthigt gewesen wären, 
die vorgeschriebenen Prüfungen jim rjema dooendi abzulegen etc. 
So wurde Job. Leop. de Gaspari, der nachmalige Director der 
niederen Schulen, 22. Juli 1758, ohne vorhergegangene Prüfung 
zum Professor der Geschichte an die Stelle Mich. O. Lynch ernannt. 
Gaspari hatte nämlich bereits Werke veröffentlicht. Als Rath des 
Erzbischofs von Salzburg verfasste er eine Schrift in Folge von 
Religionsbeschwerden liber die Kiiiignition, und wurde insbesondere 
hervorgehoben, dass er Gel(^gcnheit hatte. Orit^inaldoeuinente und 
Acten einzusehen, was zu j*'iit i Zeit ailcnliiii^s nicht vorkam. Im 
Jaiu'e 1740 pubiicirte er eiiic 8ludie über Xenoi»hon. 

Wie aus der vorhergegangenen Resolution hervorgeht und 
auch sonst sattsam bekannt ist, legte die Kaiserin grossen Werth 
auf die neue 8tudienrefomi. Von ihr jedoch, sowie von ihren Vor- 
gängern und Nachfolgern bis auf die neueste Zeit wurde das 
Studium von Oesterreichem an ausländischen Universitäten ungern 
gesehen und daher verboten. Die Kaiserin sprach dieses Verbot in 
einem Handschreiben an den Grafen Haugwitz vom Sl.October 1751 
aus. Diese Abneigung gegen das Stadium im Auslande hatte man 
aus do|)[K item Grunde. Die jungen Leute, die im Auslande stndirten^ 
importirten gewöhnlich, wenn sie in ihre Heimat wiedergek(?hrt 
■waren, Ansichten über Politik und specioll über Religion, die in 
Oesterreich nicht gciicliiii und vauw Thnil vorhasst waren. AndfnT- 
seits Avieder fand durch sie bfhuts der Bcfriedigimg ihrer Lclx iis- 
iTcdürfnisse ein Uchhxport statt, der ans iiarionalökouomischen 
Gründen perliorrescirt wurde, da die Finanz-Calamitäten in Oester- 
reich stcits eine grosse Kolie spielten. Eine Ausnahme wurde den 
Protestanten gegenüber gemacht, da wo ihnen der Aufenthalt zu 
jener Zi it 2 stattet war (mit wenigen Ausnahmen nur in Ungarn 
und Siebenbürgen). Ihnen war es erlaubt, behufe der Absolvirung 
theologischer Studien ins Ausland zu gehen. Als aber im Jahre 1766 
ein Bekenner dieser Confession ins Ausland gehen wollte, um da* 
selbst die juridischen Studien zu absolviren, i^escribirte die Kaiserin 
auf einen Vortrag vom 13. April 1766: »die Augsburger 
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(JontV\ssion?!Vor\vaiidtfn können sich nicht beschweren, dass man 
ihnen nicht gestattet habe ausser Land zu reisen und zu studiren, ' 
da CS sieh jedoch liier um das Studium juris handelt, das mit der 
Glaubenslehre keine Gemeinschaüt hat, so wird dem Petenten nicht 
gestattet ausser Landes zu studiren.« 

Von grösserer Tragweite und von energischerer Kampfes- 
weise waren jene Momente, wo ein Conflict zwischen der weltlichen 
und geistlichen Macht entstand, respective wo die Machtvoll- 
kommenheit der Kaiserin irgendwie iii Frage gestellt war, und 
übei* diese wachte van Swieten aufmerksamen Blickes, wie dies 
auch folgender Fall beweist: Wie man weiss, konnten in früherer 
Zeit Univei*sitäten nnr mit BeAvilliguiig des Pa]>stes begründet 
werden, dessen Vertreter an denselben der K,i:]/1(M* war, ohne 
dessen Gntheissnnü: keine Promotion etc. staTTtiiidcii konnte. Der 
Vertrett r der rroic.^soren und der Studf^uten war der Kt'ctoi- und 
öeii Fcrdiii.-iud T. wurde, wie bemerkt, die Ref^iernnt): an dof \\'iriicr 
Universität dureli den Superintendenten vertreten. L'nter der Kaiserin 
Maria Theresia wurde dessen Stellung gegenstandslos, da die Kaiserin 
mittelst Entschliessuug vom 18. September 1762 sich die Ent- 
scheidung in Studienangelegeiilieiten vorl)elnelt. Ueberdies aber 
waren die Studiendirectoren als \'erti"eter (]< > Staates bestellt. Da- 
durch wurde aber auch die Stellung des Kanzlers erschüttert Schon 
am 7. Februar 1749 wurde mittelst Decretes angeoi-dnet, in den 
Diplomen die Formel: ^auctoritate apostdica* wegzulassen. Als 
hierauf im Jahre 17ÖÖ der candtdaius medicmaey Thomas Karl 
Pickelman, zumDoctor promovirt werden sollte, liess man in dem 
Diplome die genannten Worte weg. Doch der Universitätskanzler, 
Weihbischof Marxer, weigerte sich, ein derartiges Diplom zu unter- 
schreiben, und der Rector und das Consistorium sj)rachen sich für 
die Beibehaltuni; der ehemals i:« ! »rauchten Formel aus. Hierauf 
bemerkte van Swieten in einer ^»ole vom 18. Jänner 175ö Folgendes:*) 

*j Tl est Sur, fp('on peme un jteti nntrcmenf sur Ic droit des sourerains daru 
le di.r/niifif'inf sip^rle <jve d(n>f! (e ffUf)for~ir)ii''. ''t f!f>yif'^ fort si iru fovrpvfiiit ae 
croiroii oUif/t' usteur ('t ) a deviander au mmrerain 2H>>itiie la jteri)it.ft(ton de ftiire 
emei(ftier le droit et la medicine dans la ca/ütale. Cur il est « noter que la bulle 
d^l/rbain V en dotte de 39 JuiUet de ttm 1365 dotme la libert4 d^enmgner tousles 
etvde» hor$mi Itt theoiogie laqudle ettoit proprement du rettort eneore du Pope. 
3fau h SO fevrier de Fetn 1384 Urhain VI a aceord4 la permission d'enteigner la 
tkeoloffie a Fienne. Jt est a noter que dam ees deux haÜe» on trtmve point du Umt 
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»(-rowiss tk'iikt iii.ui über da^; lieclit der LaiKiui^iüryteii im 18. Jahr- 
hunderte anders als dies im 14. der Fall war und ich zweifle 
sehr, ob jetzt ein Landesiiirst vom Papste sich die Erlaubniss 
erbitten wfirde, in seiner Hauptstadt die Rechts Wissenschaft und die 
Medicin lehren zu lassen. Es ist wohl zu beachten, dass Papst 
Urban V. in der Bulle vom 19. Juli 136Ö gestattete, alle Wissen- 
schaiten, mit Ausnahme der Theologie , welche ausschliesslich in 
das Ressort des Papstes gehörte, zu lehren. Urban VI. gestattete 

ta formule en quettion (tufhontaie ajwstolUa latjueUe <m pretmiL elre neecMnire 
aßn que la promotion du doetorat goit leyitime . ... Je croii pas fue Vmforite 
du Sfiittf ni^fjf ^i'pfend jnsiju'ä determmer Cendroit oh on doit exammer k» candidats 
dam la residcwr liiip'-riale .... 

0» avaiice Jiardiment que cest ayir contre les prii'Utyen acconUs a l/I'iii- 
versit^f II vuut de le lire tout et Je ny trouve pm un seid niot de cette collation du 
doetortU apo$toli<sa auetoritate* Peut on amtrer de »emblablet ehoM .... 

Jl iCeHfaU meniion de Vaidoriti apottolique quedmu let de^prez delalheologie 
et du droit eanon. Le» av^ree eetenee» eont purement eeeuiien et H*ont bewin 
d'aueune tmtoriii que eelle du eouverain . . . , On remm^ue que Sa Majesti par 
nne resolution treu yracieuse in dato 12 Dec. 17o0 avoU proviis a Ihiniver^itd leur« 
Uhertts, Est-ce douc wie liberte quand wie facnlte et vieme Vunii^ersit^ dependroit 
dti htm plaisir du pm cpnisitu9 capituli qnand il aiiroit la liberfi' et jmUMince 
de refuser oh uccorder U doetorat. II pourroit un peii rehausser le j/rLc de son 
ni^sistuiice « la cerenwnie avec le tenut car il a dejii dit un Moi au Doyen que cetoU 
peu qu 'un ducat pour le chanedier etgu*une denüe dowuuM fercnt mienat Vaffoire, 
Eit ee que la pretention de Veveqtte Marxer eert ä ruvaneeiaetU de» ecieneee! 

On nie que 8a Maje»ti a ordonni le* pntmoiion» ex^iwrdinairee ex pleni- 
tudine poteetati* parcequ'eüe« te font par Vumvergiii. Comme ei une promotion 
pj'tranrdtitalr'' c.roit jamais Ueu qtte dant une uniwereii^. Tl f;H Inen sur que >fi . 
*Sa Majenttf i'estoit peu serri de m puismnee «ourerain F univentite n'auroit jamain 
ftiit len promotion« e.vtraordiuaire-i. Je vi^ .■imtmni'i fort hl' n y'"' r >inirf-r:%it(' m'n dit, 
quelle acoif ffi d^i^ ordr^n de Sn Miij^itr ( 'harl^i 17 r^ <i!>'rieu4c int/Hoire pour 
faire des pruuiotionn extraordinutrei iuai>i <iu nat oient ptis ubei et qii ils erperoient 
bien de Jaire de meme. Je laigse tt Juyer si on avoit pa4 beioin d'un plenitudo 
pote^ad» pour faire mareher Vuniver$ite Juxqu'ici ei reveehe .... 

Pour he etaiut» il» reeteM Jameu» eomme U» wnt et ü me faii fort de 
denumetrer qu'on le» a cKangi en cent chote» et plu» et aoee la plu» grtmde raiwn 
cor le» »eietuse» ont bien changi de face. Le quatm ühne siede est reputi eovtxme 
on »eait pour un fem» d'tffnaranee; on n^a qu^ä wir le »tyle barbare de& Statuts et 
la viani're flaut on veut que les sdenc^s <*'*uf f-n^eignees. Ii est coimnni que les 
privilhjes d<mnf'es a des uuivcrttih'n 4iitt r^// urdutnirfment canjirme'i ixu' l>'^ mu- 
reraimt quoyque ils ont sans contrfjUt le j)ou)u>ir ile les changer, dinünun- vu 
augraenter. 'Mail on doit Jamais confondre les prioileyes avec les Statuts qu'on 
rffwrme tmn^nvet» »tlon le» tein» et le» oeca»ion». 
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in der Biillc vom 20. F« l)runr 1384 im der Universitiit auch die 
Theologie lelireii zu dürfe ii. Es ist wohl zu bemerken, dass in 
diesen beiden Bullen die fragliche Formel: xiuctoritafe apostoUca< , 
welche eben die Promotion legitimiren soll, nicht vorkommt. Ich 
glaube nicht) dasa sich etwa die Autorität des heiligen Stuhles auch 
dahin erstreckt, zu beatimmenf an welchem Orte in der kaiserlichen 
Residenz die Candidaten geprüft werden sollen . . . Man darf wohl 
kühn weitergehen und behaupten, dass diese Formel geradezu den 
Privilegien der Universität widerspricht, da sie nirgends vor- 
geschrieben ist. Dieselbe kommt nur da vor, wo von der Theologie 
und Avm canonischen Rechte die Kcde ist, die anderen Wissen- 
schaften aber sind weltlicli und bedürfen nur der Autorität des 
Laiiilestiirsteu. AVie man weiss, liabeii Ihre Majtvsiät durch eine 
aliergnädigste Resolution vom 12. Dccember 1750 die Freiheiten 
der Universität gewährleistet. Wäre es nun Freiheit, wenn eine 
Faeultät oder gar die ganze Universität von dem i>^'f^^p08ÜU8 capituli 
abhängen würde, und wenn dieser die Macht besässe, eine Pro- 
motion zu genehmigen oder zu verweigern, das hiesse denn doch 
den Werth der Anwesenheit des Weihbischofs überschätzen (in der 
That äusserte er jüngst dem Decan gegenüber, die Taxe von 
einem Ducaten sei zu gering, ein halbes Dutzend wäre . ent- 
sprechender), oder glaubt man, dass der Anspruch des Weihbischofs 
die Wissenschaften ibrdem würde? Es wird ferner bestritten, dass 
Ihre Majestät die ausserordentlichen Promotionen ex plemhtdme 
jtoteMatis (aus voUer lyiachtfüUe) angeordnet habe, da diese von der 
Universität ausgehen. Ich weiss mich Jedoch sehr gut zu erinnern, 
dass mir mitgetheilt wurde, Karl VI. linchseliii«^n Andenkens 
habe schon Auftrag wegen ausserordentlielier Prinnotinnon gegeben, 
die Universität habe jedoch nicht gehorclit und sie hofft, dasselbe mit 
gleichem Erfolge auch jetzt zu thun. Ich überlasse es jedermann, zu 
beurtheilen, ob man einer vollständigen Machtfülle bedarf, damit 
die T^niversität SO halsstarrig vorgehe. Was die Statuten betrifft, so 
bleiben sie nie stets so wie sie sind, und hat man sie in hunderterlei 
Fällen aus den triftagsten Gründen verändert, weil sich die Wissen- 
schaften verändert haben. Das 14. Jahrhundert ist, wie man weiss, 
bekannt als eine Zeit der Unwissenheit, und braucht man nur den 
barbarischen Slll jeuer Zeit zu sehen und die Art, in welcher man 
wünschte, dass die Wissenschaften gelehrt werden. £s ist wahrhaft 
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niedersclilajyend, das.s man die Privilfon*^*" der Universität stets con- 
ürmirte, obschun mau das lu clit ^« halit hatte, si<' zu veräudeni 
und je nachdem zu A'erminderu oder zu vermehren. Man darf aber 
nicht das Privilegium mit den Statuten verwechseln, die man je 
nach Z( it und Umständen verändern kann.« 

In Folge dieser Note wurde dem K:nizl('r, Weihbischof Marxer, 
mitgetheilt, die Widerspenstigkeit bezü::li( h der Promotion Pickel- 
man's au&ugeben. Der Frevel und die Vermessenheit, die er bei 
dieser Gelegenheit kund gab, wurden ihm in allerhöchster Ungnade 
auf das schärfste verwiesen nnd ihm geboten, das Diplom bei unfehl- 
barer Sperre und Einziehung aller Temporalien, innerhalb 24 Stunden, 
wie sonst, zu unterschreiben und sich nicht mehr zu erkühnen, 
Seine aUeriiöchste Frau zu belehren, was für ein Formular sie 
vorschreiben soll oder aus Bullen, die mit keinem Worte einige 
Formeln enthalten, seine Stützigkeit zu beschönigen suchen. 

Weihbiscliot Älarxcr fügte sich jedoch dieser scharfen Ver- 
warnung nicht. Inzwischen trat noch ein aiitlt'n s Moment hinzu. 
Am 12. März 175ä sollte ein (Kandidat der Theologie zum Df>ctor pro- 
movirt werden. Der Dircctor der tlieulogiseheii Facultäl, Pater 
Debiel, societaHs Jesu^ hatte dem Decau Auftrag gegeben, zu dieser 
Promotion den Weihbischof Marxer, nicht aber den Itector magnificua 
einzuladen, da es sich nicht imi einen Act der Universität, sondern 
der Facultitt handle. Als man über diesen ^ unerhörten Fall«, wie 
ihn van Swieten bezeichnete, Aufklärung verlangte, erklärte Debiel, 
er handle im Auftrage des Erzbischofs, Protectors der Universität, 
und sogar der Kaiserin. Am 14. März 1755 berichtete van Swieten 
über dieses Ereigniss an die Kaiserin, bemerkend, er wollte dies 
nicht am Tage zuvor thun, \mi nicht die Geburtstagsfeier des Kron- 
prinzen, des nachmaligen Kaisers Josef IL, zu verstimmen. Nachdem 
Debiel obige Erklärung abgegeben hatte, berichtete van Swieten 
femer, sei das Universitäts-Consistorium zusammengetreten und 
wurde vota rnajora beschlos.sen , dass Promotionen überhaupt 
fjffentliehe Universitätsacte seien, bei welchen der Rector ipso 
facto zu erscheinen habe. Dieser Beschlus^s wurde zur Keinitiiiss 
des Erzbischofs gpbraelit. mit dem Bemerken, die hnvorstrlunde 
ProTiioti(jn mindestens autzuschieben, bis eine kaiserliche Ent- 
Schliessung erfolgt sei. Der Erzbischof jedocli erklärte, er könnte 
dem Rector nur als honorablen Particulier den Zutritt gestatten. 
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Er dulde aiu h kv'uiv Autschiebimo;, da .sein \'ui<;elien dem kai.<er- 
lichou W'iJK'ii entspreche. Van Swieten ruft au.s: -Es </ihi k( in 
Beispiel, dass je Jemand das Doctorat erhalten hätte, bei av. K h. la 
der lu i iur. da« llaiipt der Universität, ausfi^ej^chln^s* ii worden wäre,* 
U!id l'ii^t liinzn: »Die Sache geht noch weiter. ^Um Ijehauptet, dass 
Promotionen, die in Folge eines kaiserliehen Auütragea erfolgen, 
nicht vollständig seien, ein Doctor der JVIediciii sei auch nur Doctor 
von Öeite der Facultät, nicht aber von der Universität. Bischof 
Marxer hatte die Kühnheit^ diese Lehnncinung dem Dr. Pickelman 
luitzutheileny und verweigerte thatsächlich, dessen Diplom za unter- 
schreiben^ das heisst doch direct die Autorität des Souveräns an- 
greifen, indem man einen öffentlichen blutigen Angriff auf das 
Haupt der Universität, das vom Souverän eingesetzt wurde, übt.« 

Die Kaiserin verlangte hierauf, dass steh der Wiener £rz- 
bi8cho( Graf Trautson, über diese Angelegenheit äussere. Dieser 
bemerkte, dass auch «m der berühmten Univeratät zu Rom ein 
ähnlicher Vorgang stattfinde, daselbst unterschreibe ebenfalls blos 
der Kanzler. Zu dieser Aeusserung machte van Swieten am 
20. ]März 1755 Glossm. Er sei erstaunt, Rom als « in. der ersten 
kaTh'ili.-idH'n Fnivt r-iiiitt-n ani:» tulii-r zu sehen, und doeli Itrauclie 
mau blos den liufkalender autzusrhlaL'"''!!. um sich vr.ii d« r l'ii- 
richtigkeit dieser Anschauung zu überzeugen. Allerdings imier- 
tichri'iV>e in Rom nicht der Rector rnngnißrus die Diplome, weil es 
daselbst td)en keiuen Rector gibt. Da jedoch in Rom die würdigste 
Person bei den Promotionen intervenirt, so beweist dies, dass diesi s 
Amt eben der vornehmsten Person gebfihrey und diese sei in Wien 
der Rector und nicht der Kanzler. 

Niemand bezweifle übrigens, dass der Papst als selbst- 
ständiger Souverän in seinem Staate nach seinem Gutdünken die 
Art und Weise der Plromotionen feststellen kann. Es gibt in Italien 
sogar Staaten zweiten Ranges» wo die Fürsten aus eigener Macht- 
vollkommenheit Doctoren ernennen können; derartige Doctor- 
I >iplome werden jedoch in anderen Staaten und auch in Oester- 
reich nicht an rkaniit. In ähnlicher Weis»- wurde Xicolo d'AIbio vor 
kuizrr Z< ii zum Ihx foi' Philosoph und Me*f(cinfu ernannt. Als er 
alK'r in Win ii- ir/.thehe Praxis au>üben wollte, musste er dazu die 
U-Si.üdt re kaiseriieiu- Erlaubniss erhalten. Am allerwenisrslcn jedoi'h 
würde ^^ich eine derardge Geptiogenheit für Wien empfehlen. Der 
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Erzbischof scheint aucH die eigentliche Würde eines Meetor magm- 
ficm nicht zu kennen. Allerdings wird ein Cardinal dem Bector 
nicht nachstehen wollen, da sie sich den Kdnigjen gleich halten; 
an anderen Universitäten jedoch folgt der Rector unmittelbar dem 
Landesfiirsten. An der Leydener Universität hält der Rector, wenn 
er aus dem Amte scheidet, eine öffentliche Rede, bei welcher öfters 
der Prinz von Oranien al-i btatthaller erscheint, und dieser lässt dem 
Rector den Vortritt. Die Cnratoren der Leydener Universität, welche 
l^Iit^lieder der (rcneralstaaten .sind, bekleiden dieselbe Würde, Avic 
hier der Erzbisehot" au der Univcrsitiit, nnd doch hat di-r Reetor 
den Vortritt. In Löwen hat der Rector ein Garde du corps, welches 
ihn bei feierlichen Aufzügen begleitet, sein JE^nü (das Mäntelehen, 
welches die Doctoren trugen) ist purpurn, und wenn er während 
seiner Amtswirksamkeit stirbt, wnrd er mit übertriebenem Pompe 
begraben, nnd ist niemals der Fall vorgekommen, dass Jemand 
ohne Intervention des Befstor magmficus promovirt woi*den wäre. 
^ Er selbst, van Swieten, wurde vor 40 Jahren zum Doctor ph'losojyhiae 
zu L(5wen und vor SO Jahren zum Doctor meeUcmae zu Leyden 
promovirt und in beiden Fällen mit Zusthmnung des Rectors und 
bei dessen Anwesenheit. Die medicinische Facultät in Wien, die 
Würde des Chefs der Universität wohl kennend, lud)»- daher nichts 
Neues eingeführt, als sie 1749 lestsetzte, dass I'iomotionen in 
(.Tcgenwart des Pirctors stattHiidfu sollen, und protestirte deshalb, 
als ihn die anderen Faeiütäteu aussehhessen wollten. Das Bacca- 
laureat sei Sache einer Facultät, das Doctorat aber das der Uni- 
versität, deren Chef der Rector ist. 

Van Swieten schliesst diese Note mit folgenden Bemerkungen: 
Der Erzbischof Protector scheint zu glauben, dass seine Autorität 
darunter leide, wenn dem Rector die demselben gebührende Stel- 
lung angewiesen würde. So sehr er jedoch dem Elrzbischof alle 
Achtung zolle, so glaube er nicht, dass dessen Befiignisse so weit 
gehen, Gesetze zu geben, um die Macht, das Ansehen und die 
Ehre des Chefe der Universität zu schmälern. Die Aufgabe des 
£rzbischo& als Protedor Hitdwnsm*) generalis sei die genaue 

*) Ueber eine ähnliche streitige Frage an der PragM* Universität vergl, 
unsere: »Historiaehe Skizzen ausOeaterreieli-Ung^arnc, B. 33. Wie hier hervorgehoben 
werden mag, verui-sachte die Ernennung Prziciiovsky's zum Coadjutor des Erz- 
bischofs von Prap^ ©ine kleine Bewegung. Derselbe wurde nämiicb »in grdsstem 

Wolf, Wiener Unlversiläl. g 
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l'eberwnehuTig der Studieiiordining , duöS die Professoreu ihi'e 
PtlirlitfMi erfüllen, etwnigr^ Klagen der Directorcii anliore und 
deiiädben gerecht, werde. Aljrr die Universität lial ilire Gesetzt? 
und ihr Oberhaupt, die direct vom Landesfürsten abhängen, und 
hoffe sie auch stets, ihre Wünsche dein Throne direct zu Füssen 
legen zu dürfen. 

Van Swieten richtete in dieser Beziehung am 15. März auch 
ein Schreiben an das Durectorium, in welchem er bemerkte, dass 
derartige Acte geeignet seien, die Universität, welche sich aus ihrer 
Erniedrigung zu erheben beginnt, mit Schmach zu bedecken. Zwei 
Tage hernach wendete sich van Swieten wieder an die Kaiserin 
und stellte folgende Grundsätze auf: 1. Die Promotion kann nur 
in Gfcgenwart des Bector magnificus stattfinden; 2. kein Doctor- 
Diplom darf ohne die Unterschrift des Rectors ausgefolgt werden; 
3. nur der Rcctor führt den Titel Magmfieus (Marxer hatte die 
»Insolenz«, sich diesen Titel anzuuia^j^eu); 4. der extraordinäre 

Geheim und in aller Eile« (wamra und weshalb dies gesch<ili, ist uns nicht 1>«. 
kannt) am 24. Fcltmnr 1752 zum Coadjutor cmaniit. Es unterlief dabei der Irr- \ 
thum, dass die Kai.serin luxd Künigin \on liijhiiien den Papst ersuflito, die 
Coadjutorie zu Pra^ dem Baron Przichovsky zu verleihen. In Kom wurde 
das sofort aufgegriöeu und der päpstliche Staats-Secretär, Cardinal Yalenti, naiinte 
in betreffenden Breve die Nonünation ein: Oomenam et preeet (Beistimmung^ 
nnd Bitte). Die Kaiserin befahl faiaranf, auf Ifittd und Wege au ainnen, wie den 
Nachtheilen, die daraus entstehen k^naen, ▼onubeugen sei. Bald bot sieb auch die 
Gelegenheit dazu. Als es sich naralich um die Intervention j7rr) reviissinne faxae lian- 
delte, richtete der Ssterr. Kanzler am 4. Mai an den Cardinal Itlellini, «'•sterreiciiischen 
Gesandten in Kom, ein Sclirfiljpn, in welchem es hiess: >Coadjtilori<i n nnlm pro 
CO qiiod nohis tU lieyinoc hnhrhiiae competit jure nuper nominatit, luid in dem 
Re.«ier!}>te an den Erzbi.schoi von Prn^ hies.s es: »Zum Coadjutor besajrten Erz- 
bisthunis nliergniidigst erkieset mid denomiuirt«. Da jedoch angenommen \\'urde, 
dass Meilini kehien weiteren Gebrauch yon diesem Schreiben machen werdet so 
worde auch ein Schreiben an den Papst gerichtet, in welchem dieser Passus vor- 
kam. — Wir fügen dieser Notis folgende in einer ähnlidien Angdegenhttt binsu. 
Im Jahre 1746 kamen öftws BQcher in der Innsbrucker TTniversitHts-Bibliotbek 
abhanden. Die Universitfit wollte sich in Folge dessen an den Papst wendm, 
damit dieser eine Bulle ge^ren dtcjeni^en prlaase, welche Bttcher aus der genannten 
Bibliothek entut'uilt'n. Pocd (lie Kaiserin sprach sic-h (25. Februar 1747) dagegen 
aus, sie hielt es itiii gut uiul uu-stamliger«, dass sin unserem Namen« ein ge- 
schärftes Mandat angeschlagen werde, »dass eine deigleiclien Entwendung eines 
audi nur mindestens Buches aus gedachter unsw er k. k. BibUofheca pubtka allda 
pro furto quaUßeato gerichtet nach dem äussersten Vigcr nnd weit schwerer be- 
straft werden soll als dies sonst in solchen Fällen geschieht.« 
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Grad ist dem ordinären gleich zu halten, wenn er more majorum 
erfolgt; 5. wenn ein Programm aftigirt wird, muss des Rectors 
gedacht werden und zwar vor dem Kanzler, dessen Name über- 
hanpt weggelassen werden kann; 6. im Universitäts-Consistorinm 

müssen die Directoren aller Facultatcn anwesend sein (bis (lalna 
fehlt(ni die Directoren der medieinischcn und juiidiscben Facultät 
und wollte man dadiu'ch das Uebergewicht der anderen Facultäten 
geltend machen). 

Wenn wir auch nicht bestreiten wollen, dass perstJnliche 
Haneüne gn^ron den Weihbischof die Ausdrücke van Swieten's 
spitziger und schärfer machten, so wird man doch, zugeben, dass 
das Benehmen Marxer^s ein tadelnswerthes war. Die Kaiserin accep- 
tirte diese Vorschläge und sie wurden dem Elrzbischof in der »aus- 
gesuchtesten höflichsten Form« mitgetheilt Die Kaiserin hatte 
übrigens selbst einige Gorrecturen an dem Entwürfe vorgenommen. 
So hiess es: >Quitito über die haltenden Sessümes und dabei er- 
gehenden Gondma ein ordentlich und wohlgefasstes Protokoll, wie 
es bei allen übrigen Stellen eingeführt ist, zu Ihro Maiestät aller- 
höchsten Information nacher Hof <;•( j^obcn werden soll.« Die Kaiserin 
stylisirte die>;en Punkt wie folgt: Quinto, Protocoll den Erzbisclidf 
geben und selber zu ihro Majestät allerhöchsten Information zu 
deren Händen abgeben.« 

Hierauf erschien die ErOifoung vom 26. April 1755 (abge- 
druckt Kink, n, 561}.«) 



*) Wie es sdieint, hat Kink, «l« er I. 452, Anm. 581 niederschrieb, obige 
Yeriiandlimg nicht gekannt, oder sie ans dem Gedächtnisse verloren. Wir müssen 
jedoch bei dieser Anmerkung noch ^en Moment verweilen, ffink citirfc in der- 
selben euie Note van Swieten's : doch läset er in der dritte ein ganzes Stück weg, 
ohne auch nnr mit eini^on Pun]<teu zu markiren, dass liier Sütze w^gelassen 
wirden. Wir wollen sie Ijlerher setzen. Nach den Worten t'de rimirpev «oll es 
heissen: »>/*(//• consequent ceia rer/arde pa^ niti'/uement Ifs (hjrff'in-.'^ "H tJifologie, 
riiais atmsi de In philosopkie et de tom Uii Juevdlts. La «ociete qui ava: beaucoup 
de raarque« de soumiision va toujoura son train a fait encore un coup de main 
«ujwrdPkttL Jt f\a mviti pour asrnster a mswe wlernnd pour iniooguer le taint 
etprii <nt raunmdUmaü des Btudeg et apres la mewe mUndre le dUeoure inat^furat 
<2*tm wmvean profeueur de Fhiloeo^kie. Ven la ßn de la metee le P, P» Fraatt 
me dmmde dun» Tegliae si le wnmean proftMew deooii prononeef son dieeowrs 
ex cathedra ou non. Je luy repondis qtte s'il etoit doctenr U dew>ü prononeer 
ex cathedra autrement pM, Le direeteur de la phüosophie me r^pondU qu^ü en 

2* 
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Wie man übrigens wdss, Yrxaäe der Kampf gegen die Jesuiten 
und speciell auf dem Gebiete des Unterrichtswesens nicht blos von 
van Swieten und von Lden überhaupt, sondern auch von geist- 
lichen Orden, insbesondere von den Piaristen geftihrt, und bedurfte 

es oft ge^^'isse^^lassen Umwege, um zum Ziele zu gelangen. So 
befürwortete die Studien-Hofcommission unter dem Vorsitze van 
Swietcn's, da Migazzi .abwesend war, am 2. Juni 17<)], um den 
W'elteifrr (niiimdatio) unter den vtiödiiedencn Ordensgcistlidien 
zu erwecken und um sicher zu sein, das;» eine gutf und reiiio 
3>Ioral an der Universititt gelehrt werde, den Franziskanern aus 
der Provinz St. Vigilii aus Welschtirol, wo die Gottesgelehrtheit 
insbesondere in moralibus A^orzüglich blüht, zu gestatten, an 
der Innsbrucker Universität die fheolo<j{am morahm öffenthch zu 
lehren, jedoch sollen sie ohne flrlaubniss von dem Director der 
theologischen Facultät keine Them, pomiMnes etc. hergeben, öffent- 
lich anschlagen oder drucken lassen. Die Kaiserin genehmigte 
diesen Vorschlag mit dem Bemerken: »Nicht zwar derentwegen, 
dass Ich die Moral deren Jesuiten, welche die Kirche bisher eben- 
falls imbedenklich befunden für »u^ped halte, sondern weil hierdurch 
eine aenadaiio unter denen verschiedenen geistlichen Orden erweckt 
^d da keine besondem PrivÜegia vorkommen, niemanden Nachtheil 
zugefügt wird.« 

KmoiU rien et etißn le R, P, Debid m« <^ g^tt tC^^t pa* Voctor ithiloit^hiae, 
Atum a-fü jmnwneS son discaur» devant une table qnoiqne la ca^edra ettoü dejd 
dr«$9^«f «aaw ü a jtroncneS wn dheoura tecto eapite et qui est eonire Vordre} 
ear le Jue pilei et le Jus cathedram aecendendi est nn droit du doetorat. Je 
M'«y pM cm, gtt'ä eonvenoit de froitbler la fonctiou en le faisani toomdr d'oter 
son bonnet ä trois j^oints. Pourtant je dois dire a la loxiange du nmn-^av professettr 
qiril a fort bien fmt et qii'il jyaroit aroir les fjualifes requ 'm-'' }wr emeitjner.< Hier- 
auf folgt; »Mon avis i.'iQ.< — Was hier ./h^ ^)i7ei bedeutet, ist iiicitt klar. Rekanntlich 
war bei den ßömeru das jm pilei, d. h. es bestaud die Sitte, deu Öklaveu bei 
deten Frailassnng einen Hut (pUeus oder julenvij anfsusetzen. Davon kann hier 
aelbstirentändßcli nicht die Rede sein. Es kann aber auch nicht den Doctorhut 
bedeuten. "Ben Hofrath Bitter v. Aschbach, den ich diesfalls um Belehrung bat, 
meinte, dass dies die geistliche Hütze, das Bii-et ac 1u rleute, • Ic ].< ^ Geistliche 
atifsetzen und bei feierlichen AnlJissen auch als Zeichen ihrer Würde auf dem 
Kopfe behalten, wodurch sie keine Gering-, sonrieni vielmehr eine Werthschätzung 
beweisen. Es waltete daher im vorliegenden Falle « in ^Iiss^'erständniss von Seite 
van Swieten's ob und flickte er deu Jesuiten etwas am Zeuge, wo sie es nicht 
▼erdienten. 
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Noch wichtiger erscheint i'ola'endrs ^lomcnt. In einer lieso- 
lutioTi Zinn 14. Abs«atz des Vortrages vom 12. December 1769 
wurde bestiiiimt, dass der weltliche Stand nicht von der Würde 
eines Universitätskanzlcrs, eine Stelle, welche bis daliiii von einem 
geistlichen Würdenträger bekleidet war, da dieser, wie bereits 
bemerkt, Stellvertreter des Papstes war, ausgeschlossen werde. 
Die Studien-Hofcommission erhob (31. Juni 1770) dagegen Ein- 
wendungen. Es habe an katholischen Universitäten stets eine geist» 
liehe Person dieses Amt vertreten, weil die Hauptverrichtung des 
Kanzlers darin bestehe, dass er von den zu graduirenden Personen 
die förmliche ^n-ofessionem fidd und an den erblftndischen Uni- 
versitäten auch den Eid tmmaculatae conaptioms abnehme, eine Yer- 
richtnng, welche geistlichen Personen besser gezieme. Eine Neuerung 
in dieser allgemeinen nralten Verfassung würde viel Aufsehens 
machen, ohne den Wissenschaiicn den gerinjjsten Vortheil zu ver- 
schaffen. Josef, nU IMitregent, bemerkte hierzu: ^ad II will ich 
gesehehen lassen , da.s.s füi* dermalen die Kanzlerstellen von 
Personen ^-eistlielien Standes verseilen werden, zu einer beharr- 
liehen diesfakigeu Anordnung ist die angefülu'te Ursache nicht 
gegründet.« 

Lenken wir mm von kirchlichen Fragen ab. Man weiss es, 
wie sehr in den Gymnasien der Jesuiten die Pflege der deutschen 
Sprache vernachlässigt wurde, und dasselbe war auch an der Uni- 
versität der Fall.*) Wir gedachten bereits oben einer Bemerkung 
van Swieten's betreffend die deutsche Sprache. (S. 9.) In Folge 
eines Vortrages vom 28. December 1762 genehmigte die Kaiserin 

*) Es mng hervorgeholMn werden, daas am 9. Juli 1763 an das Gubemiam 
in Böhmen ein Deciret erging, des Inhaltes, dass die Eltern ihre Kinder fleiasig 
in der bshiuischen Sprache unterrichte lassen sollen, und die Jugend in den 

kleinen Schulen (Gymnasien) zur Uebersetznng' bölimisclicr Argumente auu- 
halten. — Van Swieten nnlim einmal die Gelegenheit wahr, zu erklHren, 
dass er wohl ungariscl), aber nicht hf"hmi5!eh vpr«tphp. Josef Zlohizky iilier^etzte 
nämlich die Schrift Crantz's (eines Sdiiilers vau iSwieten s, »leu die Kaiiieiiu auf 
ihre Kosten nach Paris behufs Eilciuiuig der Geburtshilfe bei Levret gesendet 
hatte) Aber Geburtshilfe ins Ungarische. Van Swieten, Uber den Werth 
derselben befragt, erklärte (23. Oetober 1771), diese Schrift bereits im Manu- 
Hcripte gelesen au haben. Er hfitte nämlich die imgarisehe Sprache unter der Lei- 
tung des verstorbenen Erzherzoge Karl, vrähreiul der Zeit, als dieser sich in der 
genannten Sprache ttbte, gelernt, »maU fignore la langue bohkvuetMS*. 
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den Vorstehern der frommen Schulen (Piaristen), in ihrem neu zu 
erbauenden Hauae in Wien die Reehenkunst »nach der Wechsel- 
und Mercantilart«, also zum praktischen Gebrauche öffentlich zu 
lehren, und die' praktischen mathematischeii Wissenschaften, soweit 
V solche in das Cameralwesen einschlagen, in deutscher Sprache zu 
unterrichten. Die Bitte jedoch, ein Lehramt für die deutsche Sprache 
ins Lehen zu rufen, wurde nicht gestattet, da an der Uniyersität 
bereits ein Lehrstuhl für diese Sprache bestehe. Es war das der 
Ldn*Btahl für »Eloquenz«, worunter man deutsche Sprache und 
Styl Übung verstand. (Wie bekannt, wurden die sonstigen Vorträge 
in lateinischer Sprache gehalten.) 

Der Präsident der Rechenkainmcr. Ludwig Graf Ziiizendorf, 
richtete hierauf am 1 7. Jänner 1763 einen Vortrag au die Kaiserin, 
in welchem er ,u<'gen das letzte Moment KiuM oiuluugen erhob. 
Hofsecretär Engelschall, welcher mit den projeetirten Vorlesungen 
betraut werden sollte, habe durchaus nicht die Absicht, über 
deutsche Beredtsauikeit Vorlesungen zu halten, da fiir dieses Fach 
schon ein Lehrstuhl an der Universität vorhanden sei. Er wolle 
hauptsächlich die grammatikaUschen und orthographischen Anfuigs- 
grttnde der deutschen Sprache lehren, welche die Schüler der Gym- 
nasien bezüglich der lateinischen Sprache im Alter von 10 bis 
12 Jahren bereits erlernt haben; was hingegen die deutsche Sprache 
betnffl;, »nach der hier Landen eingeführten üblen Gewohnheit«, 
Qft&TB das ganze Leben hindurch nicht erlernen. Als Lehrmittel 
solle der Kern der deutsclu u Sprache oder ein Auszug der Gram- 
matik dc>s Professors Gottsched, uud zur ^Vulcituug eines guten 
Briefstyle. s Justi's Anweisungen dienen. Da jene, wi lehe die 
frommen Schulen besuchen, nielit die Universität frequentiren, so 
lehle es ihnen bezüglich der deutschen Sprache an jeder Unter- 
weisung, und ma( lit sieh dieser Mangel bei Buchhaltern umso fühl- 
barer, da die tägliche Erfahrung zeigt, wie aus gänzhcher Un- 
wissenlieit der Sprache und der aus derselben entstehenden Unkennt- 
niss der Anwendung der wichtigen Satzconstructionen die Buch- 
haltereiberichte bei der im Bechnungswesen so nothwendigen 
Deutlichkeit und Klarheit geradezu unverständlich werden. Zinzen- 
dorf fügte hinzu, Cardinal Migazzi sei ebenfalls der Ansicht, dass 
die Rechte der Universität durch die Berufung Engelschall's zu dem 
bezeichneten Zwecke nicht geschmälert würden und konnte dem 
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Uebelstande durch eine jährliche Ausgabe von 800 fl. abgeholfen 

werden. Zinzondorf bemerkte schliesslich, dass Popowitsch (vergl. 
tlbei* diesen: Kink I, 460 Aiiin.; der Lehrer der > Eloqucnz'^ an 
der Universitüt, wie es allg^emein heisst, wenig mjyplaumm habe 
und öfters so wenig auditore.s in beineu Colle(jli.s sclu ii soll, dass er 
kaum seine Ltctloncn nnnnterbroehen fortzusetzen im Stande ist«. 
In Folge dieser Vorstellungen beauftragte di« ' K aiserin die Studien-Hof- 
conimission, ihr über diese Angelegenheit Btrieht zu erstatten, der 
jedoch in den Archiven nicht vorhanden ist. Jedenfalls illustrirt dies am 
besten, wie es damals mit dem Unterrichte der deutschen Sprache 
in Wien bestellt war, und zeigt, was die Jesuiten, in deren Händen 
zumeist die Schulen und speciell die Gymnasien waren, auf diesem 
Gehiete leisteten. Wie hinzugefügt werden mag, wurde die deutsche 
Sprache auch grundsätzlich vemachlAssigty weil sie der Ellresie des 
16. Jahrhunderts als vornehmstes Werkzeug gedient hatte. 

Popowitsch verzichteteansGesundheitsrtlcksiohtenimJahrel768 
auf sein Lehramt, und sdn Nachfolger als Lehrer der deutschen 
Beredtsamkeit war Joh. Adam Hesslinger.*) Seine Aufgabe war, »die 
Jugend in der deutschen Schreibart zu iiiitei-richten und zu Landes-, 
Hof- und anderen Stellen geschickt und brauchbar zu machen«. 
Hesslinger jedoch legte den Hauptton auf die Auslegung lateinischer 
Autoren und vernachlässigte den l'nterricht in der deutschen 
Grammatik. In Folge dessen erhielt er am 4. Jänner 1772 ein 
Decret, in welchem ihm der Plan, nach welchem er vorzugehen 
hah^ vorgeschrieben wurde: »Nachdem die Jugend die Vorlesimgen 
über Beredtsamkeit und politische Wissenschaften frequentirt hat, 
soll sie die > Zubereitung« filr den mündlichen und schriftlichen 
Vortrag erhalten, d. h. sie muss die deutsche Sprachlehre lernen, 
und zwar muss dieser Zweck so lange im Auge behalten werden, 
bis zu jener Zeit, in welcher diese Disciplin in den unteren Schulen 
in ausreichender Weise unterrichtet werden wird.« 

Es sollten daher der deutschen Grammatik zunächst zweiMonate 
und dann für die Kechtschreibung ein Monat gewidmet werden, 
dabei aber soll alle »Grübelei« (philosophische Erklärungen etc.), 
durch welche die Zeit geraubt wird^ vermieden werden. Zum Leit- 
faden bei diesem Unterrichte werde das Werkchen von Bob 

*) Engelschall , T)is dahin Beamter bei der ökonomischen GesellschAfl, 
wurde 3. November 176^ zum Secretiür der Domänen-Commission ernannt. 
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vorgeschlagen. Hierauf beginnen Aufsätze und zwar müsste mit 
dem Briefstyl ange&ngen werden ^ dann hätten Untersuchungen 
(resp. Uebersetzungen) aus alten lateinischen und neueren Schrift- 
steilem, besonders französischen zu folgen. Hierauf komm^ freund- 
schaftliche und Geschäftsbriefe an ^e Beihe. Schwulstkttastelei, 
gebundenes Wesen muss wegbleiben, und eine Anleitung zur soge- 
nannten >Courtesie«, wie sie wirklich ist, gegeben werden. Diese 
Uebnngen hätten zwei Monate zu dauern. Dann beginnt die An- 
leitung zum Kanzlt'istyl und wird den Studireii(l<'ii der Geseluifts- 
gang, die iManijmlation, die Ordnung der Kanzleien ete. au die 
Hand gegeben, frrn' r wird gelehrt, Avie Bittseln-iften verlasst werden, 
wie die Eintragung in das Protokoll geschieht, wie referirt wird, 
wie das Conclusum lautet etc. Zur Erlernung dieser Gegenstände 
könnten fünf ^klonate mit täglich einstündigem Vortrage verwendet 
werden. Die Aufsätze der Schüler müasten der Studien-Commission 
zur Einsicht vorgelegt oder die Hörer aus diesem Gegenstände 
geprüft werden.*) 

Was heute meist die Bürgerschule leistet^ sollte zu jener Zeit 
in der deutschen Muttersprache an der üniversitiit gelehrt werden. 

Da wir von den l'rofessoren und den Discipliuen, die sie 
lehrten, sprechen, so kiinnen wir selbstverständlich Sonnenfels nicht 
vercressen. (legen sein Lehrbuch ü})[H)nirten sowohl der oberi^te 
Kauzier, Graf Chotek, wie Cardinal Migazzi. Ürstercr hob in einein 
Vortrage vom 13. Juni 1767 folgende Gravamina hervor: Der 
24. und 2ö. Satz des Lehrbuches von Sonnenfels handle von der 
Religion. Sonnenfels nennt sie nicht den Endzweck, sondern will 
sie blos als Mittel betrachten und folgert daraus, dass Freigeisterei 
und Gotteslästerung als politische Verbrechen bestraft werden 
müssten. Bichtiger jedoch sollte es heiss^, dass Freigdsterei 
und Gotteslästerung nebst der an und fttr sich schon strafbaren 
unendlichen Bosheit auch als politische Verbrechen anzusehen seien. 

*) Hesslinger unteiriclitete vier Erzherzoge, Si'hiio der Kaiserin Jlaria 
Theresia, während fünf Jahre täglich vier Stunden in dentscher und lateinischer 
Literatur, wofür er anfänglich jlihrluli 3(tO ii., später aber 1200 fl. erhiVlt. Als 
es sich dann um ein Zeichen der Aiieikeunuiifj' für Hcsslini^f r liandehe, äufiserie 
sieh die Kaiserin abfällig über ihn, er sei nicht pünktUch beim Unterrichte gewef*en 
und liabe der Unteriicbtserfolg nielit entfl|nx>e^en. Am Gnade gewShite ^fi ihm 
jedoch eine jlihrliche Pension von löOO fl. nnd den einfoehen Bathstitel. 



biyiiizcQ by Google 



25 

An ziihlreichen anderi n Stellen zeige Sitmumfels seine Tadclsucht 
und die Erhebung seines Eigendünkels über göttliche und welt- 
liche Gesetze. 

Sonnenfels verwirft ferner die Kerkerstri^e und die Ver- 
hängung der Tortur und richtet daher seine Angriffe gegen Ge- 
TOtze, die in Kraft bestehen. Er »entblödet'« sich sogar nicht, z\t 
sagen, dass der Tod selten eine angemessene Strafe des Todtschlügers 
und bei »keinem einzigen Verbrecher« eine schickliche Strafe sei; 
und doch hat Gott selbst in dem alten G^tze die Todesstrafe auf den 
Todtschlag gesetzt*} und gibt es kein gedttetes Volk, welches nicht 
einen vorsätzlichen Todtschläger mit dem Tode bestrafen würde. 
Ln 63. Satze setzt er Uberhaapt der rächenden Gerechtigkeit so 
enge Schranken, dass Missethäter »nicht nach der Grösse ihrer Bos- 
heit bestraft werden können«. 

Sonnenfels tadelt femer in den Sätzen 9, 10, 11 und 15 das 
Ueberniass von Keichthum und bekämpft daher die ]\raJorate, 
welche doch gesetzlicli q^cstattet sind, und die Erwerbung aller 
»unsterblichen Gesellschaften^ . In einer unbescheidenen Weise", wie 
sie speciell einem Lehrer gar nicht ziemt, fordre er die Auf- 
hebung aller Vorrechte, welche Einzelne geniessen und besitzen, 
und doch haben die Reichthümer in Folge von Fideicommissen und 
dem Besitze dei* »todtcn Hand« in Nothtallen dem Staate die besten 
Hilfsmittel geboten. Die Folgen derartiger Lehrsätze seien nicht 

*) Bis auf tlt'n heiitig^en Tag Ijcmff mnn sich hei der Frag-o der Todes- 
strafe auf das mosaiselic Ge^et?.. Allcrdiiifi^s lautet die Tlioovie: »Wer Mensrben- 
blnt verpiesst, dessen Blut soll durcli Mensrlien versrossen werden, denn im EIk u- 
bilde Gottes hat er den Menschen geschati'en« (Genesis 9, 6) und derartige iStellen 
mehr. In dar Praxis jedoch stellte sich die Sache anders. Die Tradition hat nämlich, 
anlehnend an das Sehriftwort (Nmneri 35; 24, 28) »die Gemeinde soll richten« 
und »die Gemeinde soll retten«, es den Biehtem aar besonderen Pflicht gemacht, 
alle möglichen TTiilf]erii'len Umstände geltend zu machen. Bekanntlich 1>t sn>s das 
Synhedrion das jui talionis. Die Abstimmung in diesem Senate folgte in der Weise, 
dass der jüngste zuerst seine Stimme abgab, damit keine PrcKsion irnrend welcher 
Art stattfinde. Todesurtheile, die einstimmig gefällt wurden, durften jedoch nicht 
vollzogen werden, da man voraussetzte, dass eine leidenschaftliche Stimmung 
gegen den Angeklagten vorhanden war, weil sonst irgend Jemand dagegen ge- 
stunmt hStte, nachdem . ang^mmm werden darf, dass hei jedem begangenen 
Verbrechen denn doch irgend ein Hilderang;sgnmd vorhanden sei. Ein l^^nhedrion, 
welchee im Verlaufe von lehn Jahren ein Todeminiheil füllte, das Tollzogen wurde, 
nannte man ein mörderisches »Kathmith« (Tract Mackoth 7 a.) 
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abziischrn und inilsst«' daher dciiiseiboii ein Damm «'ft.^etzt worden. 
SoTiiieiifelö habe .sich überhaupt nicht in K<dip;io]isangelegeubciteii 
einzumischen. Um diesen Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, sollte er 
seiue Lehrsätze der Ötudien-Commission zur »schai*fen« Prüfung 
vorlegen, und wäre es nothwendig, dass Comuüssäre bei ^^eiTion 
Vorträgen anwesend seien, um sich zu überzeugen, ob er nicht 
etwa weiter ausgreife. 

Cardinal Migazzi bemerkte unter Anderem: »Man hätte hoffen 
sollen, dasB ein Mann, der »ohne Vonirtheil*} sein will, nicht ohne 
Unterwerfung« sein werde. Er tadelte insbesondere § 4> in welchem 
es heisst: »Daher wir die Bevt^lkerung zum allgemeinen Früfungs- 
satze aller Anstalten nehmen und sie verwerfen, sobald sie die- " 
selbe besclminken; sie billigen, wenn sie derselben beförderlich 
sind.<f Wenn dieser Sntz wahr wäre, meinte der Cardinal, dann 
müsste man aiiiiehmcii, dass die allein seligmachende Religion dem 
Staate naciitht ili*;- sei und aus demselben verbannt werden mfisste. 
Diese Religion gestattet nämlich nur Einen Gatten und erlaubt 
nicht, ein AVeib zu Verstössen, weil es un^chtbar ist. Christus 
selbst billigte den ledigen Stand, und Petrus sagte, es sei besser, 
wenn eine Jungfrau als solche verbleibt. Diese Religion verbietet 
femer den fleischlichen Umgang im ledigen Stande und die Bei- 
schläferinnen. Und alle diese Momente tragen dazu bei, die Bevöl- 
kerung zu beschränken. Nach der Anschauung Sonnenfels' mtissten 
jene eine Belohnung erhalten, welche selbst zu verbotenen Mitteln 
greifen, um die Bevdlkerung zu vermindern. Gegen Lehrer 
und Lehren aber, welche ähnhche Sätze aufstellen, dass die 
Bevölkerung der Hauptzweck, die Religion jedotdi nur ein ]\Iitlel 
im Staate sei, haben zu allen Zeiten katliohselie Mona.rclien einen 
xU)selieu gehabt. Noch empörender aber «ei die Lohruieimuig 
Sonnenfels', die er im 46. Absätze aufstellt, in welchem er sieli ab- 
füllig über die öffentlichen Kirchenbussen oder andere entehrende 
Strafen ausspricht, die von weltlichen Gerichten jenen Weibsbildern 
auferlegt werden, deren Verbrechen durch Erzeugung eines Kindes 
ausser der Ehe offenbar geworden ist, weil dadurch zur Abtrei- 
bung der Leibesfrucht Anlaas gegeben wird. 

Selbstverständlich liegt es uns ferne, ttber die hier au%estellen 
Fragen ein Urtheil abzugeben. So viel jedoch ist gewiss, dass die 

*) Wie bekannt, gab Sonnenfek eine Zeitschrift unter diesem Titel heraus. 
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Klagen, die vorgebracht wurden, schwerwiegender Natiu* und 
überdies zur Zeit Maria Thercsia's noch von grösserem Gewichte 
waren. Nichtsdestoweniger ging die Kaii<erin mif diese Insinuationen 
nicht ein, Sie befahl blos (vergl. Kink I, 499 und Feü's Schrift: 
»Sonnenfels und Maria Theresia«), dass man SonnenfeU in t&wtms 
general^us anweise, sich im Schreiben zu massigen, in seinen Lehr- 
sätzen und Streitfragen aber sich jener Bescheidenheit und reifen 
•Ueberlegung bediene, welche von ihm und seinem begleitenden 
Amte billig gefordert werden kann. Die Censur solle daher alle 
seine Aufsätze und Theses prüfen und sie in zweifelhaften Fällen durch 
besonderen Bericlit ihrer (der Kaiserin) Bciu'theilung vorle^2:en. 

Sonnenfels wurde fast ausschliesslich von der Kaiserin und 
ihrem Mitrc^iiviiton, Kaiser Josef, gestützt.*) Alle anderen mass- 
gi'lx'iiden Factoren hatte er gegen sich. Als der Kaiser Ende 
1769 in einem Handschreiben an Chotek die Frage stellte, ob es 
nicht angemessen wäre, dass Sonnenfels, der bereits der Censur- 
Commission beigezogen wurde, auch den Sitzungen der Studien- 
Commission beiwohne, sprach sich Chotek (31. Jänner 1770) ent« 
'schieden dagegen aus. Er meinte, die Studien-Hofcommission halte 
dies nicht för nöthig noch räthlich, der Zweck dieser Oommission be- 
stehe eigentlich darin, durch öftere und ordentliche Versammlungen 
der Facultätfr-Directoren ein stets wachsames Auge auf die Pro- 
fessoren tmd auf die Ausführung der allerhöchsten Befehle zu halten. 
Sonnenfels sei jedoch kein Faciütäts-Director und ist überdies stark 
beschäftigt. Viele Bücher, die in sein Lehrfach schlagen, lialje er 
ohnedies bei der Censur-Commission zu hcurtlieilen; bei der Studicii- 
Hofcommission aber kommen nur th( olo<^ischo , juri(liscln.' und 
}»liilo.<ophische Fragen vor und auf diesem Gebiete sei Sonnenfels 
nicht Fachmann« £r habe auch bisher aus diesen Wissenschaften 
kein Rcamen rigoromim c^emacht imd noch weniger einen Chadum 
erhalten, und besitze daher nicht die Befähigung, über dieselben zu 
uriheilen. Gegenstände jedoch, die in das <3l«biet der Finanzwissen- 

•) Im Jahre 1769 veröffentUchte Sonnenfels an Leipzig da» \\'erk \on der 
Tlieuemng iu denHauptstidten. In der Vorige wird bemerkt, >das.s die.se.s Werk allluer 
(in Wien) von der Cenfnr imterdrückt worden, wohl aus Despotismus (kr Cen- 
soren, da Nieiuaml eine andere Meinung als sie haben darf.< Die Censur-Com- 
mission verlang-to hierauf, das Buch zu verbieten und Sonnenfels zu bestrafen, 
doch Joöet aia Mitregent rescribirte, es »ei blos die austü^ssige Vorrede zu entfernen. 
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f^chnft gehöreu, werden stets der Hoikuuzlei und dei- Tlot'kammer 
übergeben, denen es an Käthen nicht fehlt. In derart iucii F:il!< n 
könne di<^ vereinzelte Stimme Sonuenfels' nicht als eine Berath- 
schlagung in der Studien-Hofconiniission gelten. Ueberdies sei noch 
folgendes zu berücksichtigen : Die Zuziehung Sonnenfels' zur Studien- 
Uofcommission würde vielen anderen^ in der Wissenschaft grau 
gewordenen, bewälurten und erfahrenen Männern in allen vier Facul- 
täten nicht anders als sehr schm^zHch fallen und mttsste ihnen- 
zum grössten Nachtheüe der Wissenschaften den Muth sinken 
machen. — In Folge dieser Vorstellungen scheiterte die Berufung 
Sonnenfels' in die Stadien-Hofcommlssion. 

Zur Ergäiiznu»;- der durch mannigfache PubHcationen bereits 
bekannton Verhandlungen üljer die Aut'lit buiig der Tortur wollen 
wir liier anftihren, das« noch am 22. August 1772 ein Oircular 
erging, des Inhaltes, dass Sätze aus den politischen Wissenschaften, 
welche den publicirten höchsten Gesetzen schnurstracks zuwider- 
laufen, wie Sätze, worin die Tortur yerworfen und andere, worin 
alle Todesstrafen gegen göttliche und menschliche Gesetze missbilligt 
werden, nicht mehr gelehrt oder gedruckt werden aollen. 

Nicht ohne principielle Bedeutung ist folgender Fall: Im 
Jahre 1761 ersuchte Josef Leonhard Banniza^), ihm zu gestatten, 

unentgeltlich an der Universität Vorlesungen (iber das deutsche 
und österreichische Recht, insoweit sie miteinander übereinstimmen, 
zu halten. Die Studien - lIotcM Immission lehnte ' IH. ^^Fai IHM) 
dieses Ansuchen ans inelireren Gründen ab. Die Krtahrung lelu'C, 
dass von imbesoldeteu [.ehrern wenig zu erwarten sei, nach kurzer 
Zeit schreiten sie auch um einen Gehalt ein. Die Ötudirenden seien 
überdies nach der bestehenden Studieneinrichtung yerpHichtet, das 
zu lernen, was sie brauchen, wenn sie auch die projectirte com- 
binirte Disciplin nicht bei einem und demselben Professor hören. 
Es fehle dem Bittsteller überdies der Reiz des Vortrages. Da der- 
selbe jedoch Fleiss und Anlagen besitze , so kdnnte ihm bei der 
Justizstelle ein Amt verliehen werden. 

Zu diesem Vortrage bemerkte die Kaiserin eigenhändig: 
»Wäre allcrzeit gefährlich die particular Rechte von meinen Erb- 

*) Desffen Vater, Peter Baiuiiza, lehrte an der Wiener UniversitSt 
die BigeBten. 
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landen öftentHch tradiren zu lassen, massen da die Richter .selbsten 
davon öfters niclit genug inibrmii't sind noch x\f \ weniger ein dergl. 
Käntnuss bei einem Professor veniiutet werden kann.* Es könnte 
ihm jedoch, wie das in Leipzig der Fall ist, gestattet werden, die 
pro publice weit nüt2slicheren coUegia practica ad normam öffentlich 
zu tradiren. 

Diese Resolution zeigt am besten, in welchem Zustande die 
damaligen staatsrechtlichen Verhältnisse waren. Jedes Eronland 
hatte seine Bechte und Privilegien und es bedurfte thatsächlich 
einer ausserordentlichen Begabung, um sich in denselben zurecht 
zu finden. Es ist daher begreiflich, dass mau bestrebt war, diese 
disjecta memhra des österreichischen Staates aneinander zu fügen 
und sie zu einem einheitlichen Ganzen zu gestalten. Der Kaiserin 
gelang es, die ersten Ansätze dazu factisch zu machen. Die 
Versuche dazu wurden schon früher wit^derhoit gemacht, wie wir 
dies in (\('v Einieitimg zu iiiis( l er: Geschichte der k. k, Archive 
in Wien , 12 u. s. w. nachgewiesen haben. 

• Es darf übrigens nicht tiberraschen, wenn in der angefühlten 
Kesolution dm'auf hingewiesen wird, eine Institution, die an der 
Leipziger Universität vorhanden war, nach Wien zu verpflanzen. 
Man wollte nicht, dass Oesterrcicher im Auslande studiren, aber 
man wünschte, dass die österreichischen Universitäten den aus- 
wärtigen nicht nachstehen, und sollten daher Einrichtungen, die sich 
anderswo bewährt hatten, in Oesterreich Nachahmung finden. Als 
daher die Akademie zu Klausenburg errichtet werden sollte, befahl 
die Kaberin in einem Handschreiben an den G-rafen Blttmegeu 
vom 8. April 1774, dass die Studien-Hofcommission der Sieben- 
bfirger Kanzlei eine Abschrift von der Verfassung der Erfurter 
oder Heidelberger Universität iiiittheile, um auf dieselben bei der 
Einrichtung der geuannteu Akademie die > behörige« Rücksicht 
zu nehmen.*) 



Für <llc BibH 'thck dieser Akademie wurden im Jahre 1778 nach dem Yor- 
Mehlage der fetudiea-]Ii>i\ >iiiiiii-sion folgende Werke anges^chaft'l : B.*nimf;;ii tuer s 
Logik und Metaphysik: Bunnet, essay analyti»iue mr ks facultes de l'a-iat; Darie- 
ai«u, ma ad vmfafem; Lambert, neues Organon und praktische Fhiloeophie ; LeibnitZf 
opera'f Locke, essa^f ntr reniendement hwnaini Halebranche, recAercAe de la verUi; 
Menier's philosophische Schriften; Mendelssohn, philosophische Schriften; Nonotte, 
philosophisches Lexikon,* Reimarius, philosophische Schriften; Salaer, philosophische 
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Da zu jener Zeit die Lections-Kataloge der Unirersitäten 
keine derartige Publicität h&ttsa, wie dies jetzt der Fall ist, so 
sendeten die Österreichischen Gesandten oft die betreffenden Kata- 

lo^e der Universitiiten dos Landes, bei dessen Souverän sie aecro 
ditirt waren, ein. Im iJeci iulx i- 177H communicirte die Haus-, liof- 
uud 8taatsikanzlei der »Studien-Hol'eoiunii.s.siou die Ordnung der Vor- 
lesungen an der Akademie zu Bonn, welche ein Jahr zuvor (1777) 
aus dem vorhandenen Collegium der Josuiton begründet wurde, 
sartimt dem betreffenden Bep^lritschreibeu (beide Documento sind 
jedoch nicht mehr vorhanden). Hierzu bemerkte die Studien-Hot- 
commission im ProtocoUe vom 19. December 1 778 : Dicsi s Schreiben 
ist ein nener Beweis, wie sehr man sich überall bemüht» die theo- 
logische Facnltät zu reinigen und dem Beiche der Meinungen ein 
Ende zu machen. Man sieht auch daraus, dass einige theologische 
Lehrer vierstündige Vorlesungen des Tages zu versehen haben, 
woraus dann umso klai'er erhellt, dass die hier ausgemessenen 
zwei Stunden nicht so viel sind.« Zu diesem Passus ftigte die 
Kaiserin eigenhändig liinzu: »dis seiud halt gutte teutsche mögte 
schrifFt eiiusi licn«. 

Die untei- van Swieten's Beihilfe entstandene Tlniveisitäts- 
K^form zeigte im Laufp der Zeit manche Lücken; da und dort 
stellte es sich als >ioth wendigkeit heraus, Veränderungen einzu- 
führen, manches wieder stellte sich praktisch anders, als man sich 
dasselbe theoretisch gedacht hatte etc. So kam es, dass die Direc- 

»Scliriften ; "Wollii opera omitia piiüosvpiiica. — Bei dieser Gtjltigtiuheit mag- auch eine 
Instruction, welche im Ajjril 1776 au deu Vorstand der Uuiversitäts-Bibliothek, 
Graser, in ^nebmck, bezüglich der Aiuchaffnng von Bttchem erging, h«rv4>r- 
geboben werden. E» wurde ibm nXmlicli mitgetheilt: 1. Er soll in Venedig', 
Angebwg, Bonn etc. Goirespondenten baben, die ihm nicbt einseln, da das Porto 
flU gross wäre, Jedoch etwa zwei Mal des Jabre;;, zu Mnrktseiten, yerzcichiüsse von 
intere.«santen Büchern Sooden; 2. von Werken, die in Liefentngen erscheinen, sollen 
die Fortfsetzuugcn nicht angekauft werden, wenn sie nicht interc.«^anf sind; 
3. wird irt l)illi|et, dass die Werke von Rohcrt^f^n, Hallfr, Button etc. ;ni:it schall't 
werden, und soll auch femer die jährliclip ] )n(;uiuu vnu oÜO fl. bestens verwendet 
werden. Da mau beHonders bei Auctioneu in Wien oder in anderen grossen Orten 
leicht gute Bttoher preiswürdig kaufen kann, soll man diese Gelegenheiten 
bentttsin, und konnten derartige «ZemtZerto der Studlen-Hofcommission mitgetheüt 
werden. Der leiste Passus wurde allen Landerstellen als Norm angeieigt. (Weiteres 
Uber Universitäts-Bibliotheken theilten wir in unserer ^hrift: »Das Unterriehta- 
wesen« S. 80 u. ff. mit.) 
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torf'U aller Facultäten am 27. Jnni 1772 ^^fin >>wieten war am 
19. Juni gestorben) in Folge kaiserlichon Befehles den Auftrag er- 
hielten, über die Zustande des Studienwesens tiberhaupt Bericht 
zu erstatten und Vorschlüge zu Verbesserungen zu machen, da 
man von der richti^'en Anschauung ansp;nng;, dass die üniversi- 
tnts-K^foinu allein nicht zum Ziele führen könne, wenn nicht das 
Unterrichtswesen im Ganzen verbessert wird. 

Wie bekannt) hatte die Kaiserin im Jahre 1771 den Qnmd 
zur Volksschule gelegt; aber auch die Lateinschulen bedurften 
di'ingend einer Verbesserung und Realschulen sollten ins Leben 
gerufen werden. Inz^^^schen vollzog sich auch durch die Bulle: 
Dominus ac redmiptor noster, das grosse Ereignis« ; die Aufhebung 
des Jesuitenordens trat ein. 

Am 4. Mai 1774 legte die Studien-Hotcommission die Reform- 
pläne vor. Die Kaiserin genehmigte die vorgeschlagenen Ver- 
änderungen bezüglich der theologischen, juridischen und philo- 
sophischen Facultät} erinnerte jedoch: 

1. Der Abt von Sagan, Felbiger, soUe die weiteren Vorschläge 
in Betreff der Kormal- und Realschulen vorlegen. 

2. Bestätigte sie den Plan Kollar's (Director der k. k. Hof- 
bibHothek) für die oberen (TA nmnsial-Classen*) imd tibertrug dem- 
selben das Referat bei der .Studifii-TIofcommifssion über die latei- 
nischeu Schulen.**) Die Beibringung der christlichen Lehre ist 
den Bischöfen zu überlassen. 

3. Was den Plan für die theologischen Studien betrifft, so 
wollte die Kaiserin zuvor die Ansichten der Bischöfe einholen und 
dann die Resolution fassen und sollen bei derselben die Berichte 
wegen Errichtung von Priesterhänsem ernstlich betrieben werden, 
da alle theologische Belehrung nichts nütze, wenn jene, die 
sich dem C9ems widmen, nicht in der Jugend zum geistlichen 
Leben und zur Tugend angehalten werden. 

4. Als Lehrer für die juridischen und philosophiciclien Fächer 
sind Weltpriester und Ex-Jeüuiten, diese aber mit den nöthigen 

*) Yergl. Helfert »Dia Yolksschtil««, und Ameth »Muri« Theresia^s leiste 
Ren^emngsjiihret m, SOO. 

**) Bis sum Jahre 1774 gehörten die OTmnairieii zum Verbände der 
Uni-veniült. 
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Vorsichtsma.s.sregelu zu vorwcnrlcn, Aiislärirler jedoch können olme 
ausdrückliche kaiserHche Krlaubniss nicht angestellt werden. 

5. Erwartet die Kaiserin den Plan zur Erncktuug einer 
Akademie der Wissenschaften. (Wie bekannt, kam sie dann von 
diesem Plane ab. Vergl. Anieth 1. c.) 

In einem Vortrage der Studien-Hofcomniissiou vom 30. Mai 1774 
wm'de zunllclist bemerkt, dass, entsprechend dem Auftrage der 
Kaiserin, der Abt ron Sagan zu den betreffenden Beratbnngen 
eingeladen worden sei, wozu die Kaiserin bemerkte: »mit Zu- 
ziehung der vice Statthalter«. Die Haupteinwttrfe wendeten sich 
jedoch gegen die Besolution der Kaiserin, welche den Plan für 
die theologische Facultät zuvor den Bisehöfen zur Begutachtung 
ubergeben wollte. Wir lassen sie hier auszugsweise sammt den 
Marginal -J^x iutrkungen der Kaiserin (letztere thcilt auch theil- 
weise Kiiik 1, 429 mit) folgen: 

Ad 3. Bei der im Jahre 1754 glücklich erfolgten ersten 
Studienverbesserung wurde die Gottesgelehrtheit von dem damaligen 
Director P. Debiel allein eingerichtet, ohne dass die Bischöfe ver- 
nommen worden wären. Nur der seL Cardinal Trautsohn als be- 
stellter Fraeses siudi&rum, hatte die ganze Einrichtung auf sich 
genommen. Ebenso nahm im Jahre 1769 der damalige Canonicus 
Stock als Director verschiedene Verbesserungen in der theologischen 
'Facultät vor und führte einen, neuen Plan ein. Man fand jedoch 
in den Acten keine Spur, dass die Bischöfe dabei zu Rathe gezogen 
worden wären. 

(Marginal'Bemerkung der Kaiserin: »als erzbischoff von Wienn 
weillen allein die Studien vor die hiesige universitätt braucht es - 
nichts mehreres. jetzo wo es vor alle meine staatt ist wo so vill 

contradiction in der Auswahl der lehr und sätzen als subjectis sich 
finden kunte nicht selbes über mich nehmen, welches nicht als ein 
niiötraueii in die würdigst und einsichtigst subjecta in studien- 
sacheu von mein lainlcn und von mir angesehen werden. < ) 

Die aufi^ohobenen J<'suiteii haben sich durch 200 Jahre bei 
Eim iclitung der Lehriimter um das bischöfliche Ansehen gar nicht 
bekümmert und ihre theolosrischen Lehren nach eigenem Belieben 
geschmiedet, und die Bischöfe in den Erblanden lassen dies fast 
jederzeit dabei bewenden. Nur der politische Censor war darauf 
bedacht, die schädlichsten Moralisten durch viele Jahre auszurotten. 
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(Marginal-Bemerkung der Kaiserin: »Wir wollen nicht auch 
in diesen groben Fäller verfallen, t) 

Da CS sich in dem Plane nicht um die Fcststclliuig von 
Lehren handelt, so sei dies ausschliessUch Sache der landesfürst- 
lichen Gewalt. 

Nach diesem Grundsätze wurde auch in den zwei letztver- 
flossenen Jahren vorgegangen, und hat das italienische Departement 
die theologischen Studien in Mailand und l'avia verändert, ohne 
die Ordinariate beizuziehen. 

fSflarginal-Bemerkung der Kaiserin: »Weillen in itaÜen keine 
bischöfie habe die CBtiniirte wie die hiesige; es gibet aber genug 
Klagen, die nach einem hiesigen Systeme einmabl festgesetzt, gedenck 
zu ändern.«^ 

Die Commission scheute keineswegs die Vernehmung der 
Bischet« , da sie dieses »Geschäft« mit der grOssten Vorsicht be- 

liaiidelt und die Lehrer der Theologie des Dominicaner- und 
Aiifriistinerordons, dos hiesigen Alumnates und den gedruckten Plan 
des liiaclioi's zu Würzburg zu Rathe gezogen habe, aber sie be- 
sorgt, dass, bis alle A*Misserunj^^( n der Bischöfe eingelangt sind, das 
neue Schuljahr bereits begonnen liat. Da die Erfahrung lehrt, dass 
weder die durch die Länderstellen von den Bisehöfen abgrforrlerten 
Pläne der PriesterhHuser, ja nicht einmal die blos materiellen 
Tabellen über die dermalige Beschaffenheit der Schulen, deren einige 
in einem Tage leicht hätten veHasst werden können, seit drei Monaten 
zu erhalten waren. 

(Marginal-Bemerkung: »Dise anstalten umb die Zeit zu ge- 
winnen wären also gleich vorzimehmen wan es auch dopelte kosten 
machte.«) 

Es sei auch zu besorgen, dass die Bischöfe, welche Anhänger 
der erloschenen Societät sind, den Fortgang hindern und behau})ten 
werden, dass ohne die Societä't in Studiensachen nichts rechtes 
ausgeführt, ja die Religion selbst zu Grunde gerichtet werden 
müsste. Welche seichten und erbannungswürdigen Ausstellungen 
wurden von den römischen Theologen gegen den ailgemciueu Plan 
gemacht, weshalb viel Zeit verloren ging. 

(Marginal-Bemerkung: alles was nöthig vorzubereiten nicht 
zu imterlassen bis ende dises oder anfang july wird alles resol- 
virt sein.«) 

Wolf, wiener UnlTvniatt. 8 
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Es ist auch anzunebmen, dass mancbe Bischöfe, die eifrige 
Anhänger der Jesuiten sind, aus Schadenfreude, aus Leidenschaft 
etc. alles thun werden, um die vorige Verwirrung zu erhalten. 
Sie stehen ohnehin in der Einbildung, alles allein zu wissen; daraus 

mlUsen unter sieh widersprechende Gutachten der Bischöfe, wie es 
leider bei xVb.schalfung der zahh-eichen Feiertage, bei Bestimmung 
der Professionsjal)rf luul immer in noch geringeren Gc.i^t nständen 
gcsclu'lipn i^^t, einläuten. Wie man auch im ge«?erjwärtigen Falle 
im Vorhinein versichert ist, dass ein Bischof gerade das gut heisst, 
was der andere vielleicht bedenklich ündet, einer den ganzen Plan 
billigen, der andere verwerfen dürfte! Wer soll dann Richter über 
die verschiedenen jVIeinungen sein? Unentschiossenheit muss noth' 
wendig die Folge solcher Widersprtlche werden. 

(Marginal-Bemcrkun«?: »desto besser es mag das gutte her- 
kommen wo es will niclit zu vcrwcrffeu, ist es nicht so getraue 
mich nach Vernehmung der comission und mein uiiuistren die 
decision zn geben. 

Da jedoch die Kaiserin wegen einer verdächtigen Stelle die 
Mittheilung des Planes an die Bischöfe bereits angeordnet, so wflre 
zu wünschen, denselben einen Termin zu setzen, bis zu welchem 
sie ihr Votum abgeben sollen, etwa 14 Tage a die reo^ii, 

(Marginal-Bemerkung: >habe es Hatzfeld erinert wan es noch 

zeit ist«) 

Die verdiieliti^c fjteile lautete wie folgt: 

»In der Moral wird hin für die grdsste Sorge dahin gehen, 
unparteiisch und ohne Sectirerei, die unter uns nidit g^iannt werden 
soll, solche Massregeln zur Leitung der menschlichen Handlungen zu 
wählen, welche weder durch allzu gefährliche Nachsicht 
den Lastern die Thüre öffnen, weder durch allzu grosse 
Strenge dem bisher nicht daran gewöhnten Christen den 
Muth wenigstens so lange nicht benehmen, bis man durch 
vollständige Verbesserung des ganzen christlichen Unterrichtes bei 
Jungen uiui Alten die Herzen zu der Auinaiiiuc der höheren VoU- 
konunenheit des Evangeliums zubereitet. Auch den Seelenhirteu 
.selbst durch die bei evangoli.scher Vollkommenheit so TK'Hhige 
Pastoral-Prudeuz in Theorie und Praxis beibringen und hierdm*ch 
die Seelsorge, den Beicht- und Predigtstuhl zu der wahren alten 



Digitized by Google 



35 

Würde, zu der auf das menschliche Wohl so sehr wirkende Kraft 
wahrer Seelenarznei ni^ieder erheben wird.« 

Diese Sätze -wiirdeii dadurch inotivirt, dass tine grössere 
Streiige nothweudi^', da durch die Jesuiten eine Laxität eiu- 
.c:cschlie}i('ü sei, jedoch ^vürde ein voreiliger Eifer, um die alte 
Kirchenzucht wieder lierzustelh-u, nur schaden, da die Tugend eine 
Fertigkeit ist und eine Fertigkeit geübt werden luuss. Die Aufgabe 
eines vernünftigen Seelenliirten sei es, die ihm anvertrauten Men- 
schen von dem Abgrunde des Probabilismuä und des Rigorismus 
gleichwcit zu entfernen, und zu dem er?teren führten die Jesiuten. 

Ad. 4. Werden Jesuiten ftir die Lehrkmizeln der Ethik und 
Logik*) nicht angestellt^ wohl aber können Laien mit diesen Lehr- 
ämtern betraut werden. 

(Margmal-Bemerkung der Kaiserin: »wan einige sich finden 
mir selbe nahmentÜch vorzutragen, da selbe auch anderswo 
kunnten gebraucht werden.«) 

Wenn die Kaiserin darauf bestand, dass der Plan für die 
theologischen Facultäten zunftchst den Bisch($fen zur Begutachtung 
vorgelegt werde, so wird man diesen Vorgan<z: in der Natnr der 
Sache begründet Huden. Wenn man beispielsweise eiu Spital erbaut, 
ein chemisches Laboratorium errichtet etc., so wird es sich von 
selbst verstehen, dass man Fachmänner zu Rathe zieht, Aerzte, 
Chemiker u. s. w. und wird wohl Niemand darin < ineu Eingriff in 
die Executive erblicken, ^lan möchte es vielmehi' im höchsten Grrade 
tadelnswerth linden, wenn dn derartiger Vorgang lucht beobachtet 
würde. Es erscheint daher selbstverständlich, dass man bei einem 
Plane f(ir die theologischen Facultäten die Bischöfe um Rath fragt. 

*) Da die niedoran Sclnilen gewusermassen ohne alle Terliinduiig mit der 
Universität waren, so er«clncu in Folge eines kaisiMlichcii Befehle» die Verord- 
nung vom 8. ^lärz 1777, nach weleher die Hörer der Loj^ik (des ersten Jahr- 
ganges der PLilosopliie) nicht Wos auri der lateinischen Spr.-iohe. sondern zugleich 
und hauptsächlich aus den übrigen Vorhereituugsgegeuständen geprüft werden, 
nnd swar sollen jene Iielirgeg^tihide, die an der Haupt* imd Normal- 
echule gelehrt» . mit aller Schärfe yorgenommen ^ und die »Unerfahrenen« dahin 
zurückgewiesen werden. Am SO. April 1778 erscliien ein Cireular des Inhaltes» 
dass der Stndiendirector an jeder UniverritSt ein Protokoll führe, in weldiem 
alle Verordnungen in Stndiensacheu, Decrete, Pläne und deren Abänderungen, 
alle feierlichen Handlungeu, die halbjalnisren Prl\fiuip:en mit Namen, Fortgang 
und Sitten der Schüler u. dgl. Umständen einzutragen seien. 

8« 
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Die Sache hat jedoch einen Haken: In allen anderen Fällen 
ist der Umfang begrenzt, das Gebiet genan abgesteckt; nnders 
ist ili« s hei Fragen, die die Kirch(> ))etreffen. Die Kirche, ins- 
besondere wie sie sicli im Mittelalter ausgebildet hatte, nahm den 
ganzen Menschen und das gesanimte staatliche Leben für sich in 
Anspruch, da sie eben wünschte, dass das gesammte Leben des 
Menschen wie des Staates von der Religion, oder von dem, was 
sie üar Pvcli^non hielt, durchtränkt werde. Ln Ireben des Indivi> 
duums wie in dem des Staates gibt es jedoch vieles, was mit der 
Beligion absolut nicbts za thnn hat, in welchen Fällen daher die 
Kirche, wenn sie da eingreift, sich Uebergriffe zu Schulden kommen 
lässi Die Kaiserin selbst hatte wiederiiolt Ursache, derartige Uebeiv 
griffe zu beklagen, und sah sich bemüssigt, dieselben zurückzuweisen. 

Wb wollen hier einige hervorheben, welche mit der Frage, 
die wir behandeln, in Beziehung stehen. Nachdem der Jesuiten- 
orden aufgcbuljen worden war, bctalil die Kaiserin, dass ehemalige 
Mitgheder der Societät, welche zum Lehranitc taugHch sind, nach 
wie vor bei demselben verwendet werden können. Nun lehrten am 
GvmnaÄiiuii zu OedeuinirLf zwei Ex-Jesuiteii , Franz Primer luul 
Puchholz. Der Bischof zu Raab entfernte sie am Schlüsse desSchiü- 
jahres 1773/4 und zwang sie, während des letzten Schidjahres stets 
im Ordenshabit zu erscheinen, worüber sie Klage erhoben. Die 
Studien-Hofcommission sprach sich (6. October 1774) für die Klage- 
ftlhrenden und gegen den Bischof von Raab aus. Sie meinte, das 
eigenmächtige Verfahren des Raaber Bischofs sei nicht nur im 
Widerspruche mit der erwähnten kaiserlichen Resolution, sondern 
trete auch den Majestätsrechten des Künigs in Ungarn nahe, 
welchem das ganze Erziehungs- und Schulwesen, unabhängend vom 
Glerus und den Ständen, obliege. Es sollen daher die beiden Bitt- 
steller, falls sie sich sonst keines Vergehens sclnddig gemacht haben, 
welches der Bischof jedoch genauer präcisiren müsste, wieder in 
ihr Amt eingesetzt werden, ohne die Verbindlichkeit zu haben, die 
Clerique tragen zu müssen. Die Hoi'lvanzlei schloss sich dieser An- 
sicht an und die Kaiserin stimmte derselben zu. 

Am 2(5. Oetober 177H richtete die Kaiserin folgendes Hand- 
schreiben an die böhmisch österreichische Kanzlei : 

»Es hat erst vor kurzen bei Gelegenheit der vorhabenden 
Erhebung der bischö£. Stadt Fünf kirchen zu einer k. Freistadt der 
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Fall sich geäussert dass der dasige Bisclioff iu diese Behandlung sich 
gar nicht eiula«öen wollen, sondern um die päpstl. Einwillignng 
sich unmittelbar nach Rom gewendet, dazu er aonder Zweifel durch 
den dem römischen Stuhl abgelegten Eid, dessen Formula in dem 
poniifraJ» Bnmaiu) GUmewUs VIIL jper esUensum enthalten ist, »ich 
veranlasst gefunden. 

»Da nun mehrmalen schon anerkannt worden, was fiir An- 
stdsfiigkeit in dem Staat daraus sich ergeben müssen, wenn Unter- 
thanen durch dgl. Lehren, die der Gewalt des römischen Stahles 
ein mehreres zutheilen als ihm gebührt in die betrübte Verlegen- 
heit gesetzt werden können, entweder den erlernten Grundsätzen 
und nach diesem Richtmass ihrem Gewissen zu^vider zu handeln 
oder manche politische Anordnungen unbefolgt zu lassen; so wird 
die Kanzlei alleutalU nach VernehmTing der Studicn-Hofcouimission 
neuerdings in IJeberlegiing ndinieii wie mit VerlRssHehkeit all derlei 
Lehren die in Ansehung der })iipstlicheu Gewalt über die Gebühr 
zu weit gehen gänzlich aus den Schulen verbannt werden. In- 
gleichen wird dieselbe jene Juramenteu mittelst denen die Geist- 
lichkeit dem römischen Stuhl sicli verbindet einsehen und sodann 
genau erwägen, wie die weitern Massnehmungen hierüber zu treffen, 
damit künftig all dasjenige hinwegbliebe wodurch den wahren 
Gerechtsamen des LandesflOrsten zu nahe getreten werden könnte.« 

Wenn die Kaiserin jedoch, wie dies aus zahheichen Bei* 
spielen hervorgeht, die Macht der Kirche auf staatlichem Gebiete 
einzuengen suche, so war sie anderersdts viel zu gläubig, als dass 
sie nicht der Kirche auf ihrem Gebiete die uneingescliiänktesten 
Befugnisse eiiigeräunit hätte. Ueberdies war sie trotz ihre« männ- 
lichen Geistes denn doeli eine Frau und zagte, weitgehende Con- 
sequenzen zu ziehen. In dem Falle daher, wo es sich um den Lehr- 
inhalt des Christenthums handelte, wie er denen überliefert 
werden sollte, die später selbst den Weinberg des Hen-n zu bestellen 
hatten, wollte sie die Stimme der Fachmänner, der Bischöfe, nicht 
tibergehen. In der That erklärten sich die Bischöfe für den Plan, 
niu* Cardinal Migazzi besorgte, dass er praktisch anders gehand- 
habt werden könnte als er es wünachte.*) 

^) Miclit uuerwähnt möchten wir bei dieser Gelegenheit eine Klage der Hof- 
kauslei lassen (Vortiag vom 8. October 1773), dass im Künigreich^ Böhmen kein 
Z>oe<or Meo2o^e su finaea sei: »AUerdinj^s Mi nieht jedes IBabjectum, w«dii es 
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Der Abt von Bramiau^ Rautenstraucb^ erhielt hieraaf im 

October 1775 den Aiifti'ag, eine Sammlung von Theses zu ver- 
anstalt« n, an welche sich die Lelirur des canonischen Rechtes zu 
halten liättcn. Das diesbezügliche Lelirbiifli Riegger's, welches oliue 
aUe kirchliche Gutheissuncf bis dahin beiiiitzt Avorden wai', sollte 
durch die The!«ps voii Iiauleiistrauch ersetzt werden.*) 

In der Zwischenzeit stellte der Paulaii« i- P. Dionysius Kaltner 
im Jahtre 1775 unter anderen auch folgenden Lehrsatz auf: »Enim 
vero nuarmomo tanquomi cantractui soli Pnnctpes atatuere ^ueunt 
ifiy^edimenta tum mpedtmtia tantum aed etiam dirmentut atgm stor 
tuta ah omhquiB Ecdenae MetiUmhm impedmenta aclum modo sacra- 
mefitalem ffraium fiteruni,* (Daher kennen die Fürsten allein für 
die Ehe als einen Vertrag nicht nur hindernde, sondern auch 
trennende Hindernisse aufstellen. Die von den alten Kirchenlehrern 
aufgestellten Ehehiudernisse verliiuderten nur die sacramentale 
Gnade.) 

Migazzi erhob hieraul Klage, die These sei gegen die Be- 
schlüsse des Trientiner Concils, welches der Kirche allein das Recht 
cinräimit^ die Ehehin deniisse festzusetzen. Ey bei sprach für die These, 
die Kaiserin jedoch entschied^ dass nur solche Thesen aufgestellt 

gleich ein Doctor theoloyiae wäre, schon eben darum tauglich, einen Prahlten abzu- 
geben. Es wäre aber auch un^trlttitr. '1<t«s die Gottesgelahrtheit bei Ordensgeist- 
lichen keiiu' l'utugend »ondcni tine Tugend sei, welche btsoiulcr.-; , wenn das 
Studium tliioloyiae wohl eiiifrt i ic litet ist, sowohl der Kirche als dem Staate höchst 
nfttzlich ist. Die Wissenschalt erfordert Application und diese vorhindert den 
Mflssiggang, ao zu vielen Unordniingen Anlass gibt, und Niemand faube mehr 
Zdt cur ApplicattoD ali» die mehreaten Elostorgeistlichen. Wannenhero hier nicht zu 
aweifeln würe, dass, wenn mdir MGnciie zur Erlangoug des groidiu» doetoralm in 
der Gottesgelahrtheit .•in<,rt li,ilteii werden, sich allezeit suhjecta finden Hessen, bei 
welchen Tugend und Wis.senschaft beisammen stünden und die das Amt eines 
Prälaten mit Nutzen und Ehre der Kirche und dem Staate verstehen könnten.« 
Diese Klage, da.ss katholische Geistliche zu weuig die Wissenschaft pflegen, er- 
tönte auch öfters in späterer Zeit. 

*) Prol'es.sor Winkler h\ Graz veröileiit lichte 1769 einen Commentar zu den 
Digesten, die von der Studien Hofcommissiuu (27. Jänner 1770) als austössig 
befanden -müde. Josef, als Corregent, bemerkte sn diesem Vortrag: »folglieh dar 
Entwurf nun unuuschreiben, weU in den innerösterr. lündem die GeistUebkeit 
in cont eioU^u* tarn red^*i$ quam penonaUbug von unvoideokliclMn Zeiten her 
den weltlichen Gerichten untersteht, wie solches auch bei dem mit Salzburg 
erriditeten Becess vom J. 1729 ausdrücklich bestätigt worden ist« 
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werden dürfen, weiche in der gedruckten Synopsis von Bisclu^t 
Stock enthalten sind, oder die etwa vom Abt von Braunau hin- 
zngellUgt werden. 

Im Jahre 1776 erschien dann bei Trattner in Wien die 
«ynopais jwrü eccleaiastici puMtci et privaii von Rautenstrauch. Um 
dieselbe Zeit yerf^entfidite Eybel in der »Wiener Zeitung« eine 
gttnstige Anzeige über die Dissertation des Benedictiners P. Ober- 
häuser über die Ehehindemisse. Cardinal Migazzi erhob nun gegen 
Rautenstrauch und gegen Eybel bei der Kaiserin Klage. Hofirath 
Heinke bemerkte in seinem Referate vom 10. Mürz 1776 unter 
Anderem l'olgendes: >Der grosse van Swieten, der würdiii^e Stock, 
der gelehrte Kiegger sind todt. Männer, eiferen Kenntiiidöü und Recht- 
schaffenheit zn liberwägend waren, um sich nii jenes zu wagen, so 
unter ihnen zum grüssten Vortheile der lieihgen Kirclie ''wovon ich 
die cun'am romanani unterscheide), der ReHgiou, des »Staates und 
eigentlich zu sagen, der Geistliclikeit selbst emporgebracht worden 
ist. Nunmehr glaubt m.m aber doch, das meiste wiederum in die 
alte Dunkelheit ztu>ückzubringen* Allein so lange noch Kenutniss 
der Wahrheit bei Mftnnem wohut^ welche einerseits die tiefste 
Verehrung für die heilige Kirche und Religion in ihrem Herzen 
tragen und andererseits mit einer unverführlichen Redlichkeit ihre 
Pflichten vor Augen haben, wird Gott über sie und ihre reinen 
Absichten wachen ^ noch ihnen jemals das allerhöchste Vertrauen 
des Thrones entziehen.« 

Heinke gin^r, wie man sieht, .scharf ins Zeutr. und um sich 
den Ert'olii; zu sichern, gedachte er der ^Jänner : van S\vieten, Stock 
und Kie<;',u'er, die sich, wie man weiss, gro-sscH Anseln-ns l)ei der 
Kaiserin erlreut hatten. Cardinal Migaz/i war jedoch nicht der Mann, 
der geneigt war, die Flinte ins Korn zu werfen. Bald hierauf 
(Anfangs 1777) trat er mit einer neuen Klage hervor. Er tadelte 
das Lehrbuch der Dogmatik, das angeblich in deutscher statt in 
lateinischer Sprache abgefasst war, und missbilligte es, dass dieses 
Lehrbuch blos aus zwei Bänden bestehe. Man mttsste den Hörem 
die ganze Theologie vorlagen und sie erschöpfen. Rautenstrauch 
replidrte zunächst, dass der Cardinal das Lehrbuch gar nicht genau 
angesehen habe, da blos die Einleitung in deutscher Sprache, das 
Buch selbst aber, wie üblich, in lateinischer Sprache abgefasst sei. 
Er sprach dabei den Wunsch aus, dass auch die Lehrbücher der 
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Moral und Pastoral-Theologie in der deutschen Muttersprache 

erscheinen; denn man dürfe iiiciit das barbarische Kirclienlatein«, 
in \\ eU lieni die Lehrbücher pi^ewöhnhcli abgefasst sind, als Sprache 
der Kirche betrachten. Franzosen und Itah'ener bcilicnen .sich über- 
haupt ihrer Mutt<?r.spraclie und nicht des bcholastischen Latein. 
Was den Umfang des Werkes betrifft, bemerkte Rautenstrauch; 
»Es ist übel genug und gereicht den Ordinariis nicht zur Ehre, 
dass die Geistlichen nicht studiren.« In der That berücksichtigte 
die Kaiserin nicht die Klagen Migazzi's und rescrihirte auf den 
Vortrag vom 1. März 1777: »und sehete gern wenn die Studien- 
commifision einen hesondren Lehrer des teutschen Paatoral aus- 
findig machen kunt.« 

Es mag schliesslich noch folgendes Moment hervorgehohen 
werden^ dass die Professoren an der theologischen Facultät in Wien 
in sehr milder Weise bei den Prüflingen vorgingen. So hatte 1779 
der Sohn des Anitsrathes beim Obersthofmarschall, Paul v. Maurer, 
mit sehr geringem Krfolge die theologischen Prüfimiren abgelegt, 
und erhielt nichtsdestoweniiier gh'iuzende Zeucni-^se. Der Abt von. 
i)ramiau sprach sicli ^c<^(m derartige Unzukömmlichkeiten im 
Interesse der Heranbildung des geistlichen Nachwuchses aus und 
befürwortete, dass die Professoren präcise die Classen ertheilen und 
sich nicht von den wehmttthigen Bitten der Studenten verleiten 
lassen, in den Zeugnissen günstigere Calculos su verzeichnen als 
sie verdienen. Femer sollen die Zeugnisse, wie bei der juridischen 
Facultät, bevor sie den betreffenden Personen ^ngehändigt, dem 
Director ^ur Einsicht vorgelegt werden. Hierzu bemerkte die Kaiserin 
eigenhändig: »dises vorzimehmen, mir ein vertrag zu machen wegen 
deren so leicht gebenden attestaten, die keine ehre der Universität 
machen. Wegen der anbegerten gnad komt es ganz ab.« 

Wie wir j(>doch hiev vorgreifend hinzufügen wollen, hat sieh 
Kaiser Franz in Fo],i;-e eines Vortrages der Hofkanzlei vuui 
19. März 1807, iu welchem auf den nunmehr obwaltenden Mangel 
an geistlichem Nachwüchse hingewiesen wurde, veranlasst gesehen, 
»für die Zeit, als derselbe noch bestehen wird,« anzuordnen, dass 
die bischöflichen Seminar-Zöglinge, welche sittlich und fleissig sind, 
nichtsdestoweniger aber aus Zufall oder wegen etwas schwächlicher 
Talente« bei einem oder dem anderen Lehrgegenstande, der zwar 
zur Erlernung vorgeschrieben, aber zur Ausübung des Seelsorger- 
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aintes iiichi unmittelbar erforderlich ist, eine uiigoniigende Cl.isso 
(die zweite FortgangscLosse) erhalten, noch feraer, jcdocl» mir mit 
kaiserlicher Gt'n(hinie:un^, die von Fall zu Fall t inzuliolpii i^t, 
belassen werden. Tu Ansehung jener Lehrgegeuständc hingegen, 
ohne deren Kcnntniss der Seelsorger nie das ist, was er sein soll, 
als: Kirchenrecht, Moral- und Pastoral-Tlieologie, dann Katechetik 
und Pädagogik, bleibe auch fortan die erste Classe (eine gute Note) 
unerlässlich, und ohne diese erhalten zu haben, darf Niemand zu 
den höheren Weihen befördert werden. 

Die E^ajserin schloss die Augen und der Kampf zwischen 
Staat und Earche war nicht zu Ende gekämpft;,*) er brach viebnehr 



*) In welcher Weise selbst bei kleinlichen Dhigen dieser Kampf entbrannte, 
mag aua Folgendem lienorgeheu, und glauben wir die Fälle ausführlicher dar- 
etoOen zn sollen, da sie auch die Stellung der Universitäten, die eben damals 
ganz als staatliche Anstalten betrachtet wurden, kennzeichnet. Es hatten sich 
an der Universität zu Olniiitz mehrere Gebrechen herausg-eHtellt, Uber welche ^e 
Hofkanzlei. am September 1777 Vortrag erstattete. Die Kaiserin bemerkte hierzu: 
»Da aus allem, was hier vorkommt, sich deutlich zeigt, dass die Gebrechen sich 
blo8 von darum verbreitet haben, weil die Landesstelle die gen.ine Einsicht tlher 
die iStiKlionconiuü.ssioii und die Directoreu nicht gehabt hat, so wäre dit so auch 
alle andern Studiencommissionen der Läuderstelleu wie vormala gänzlich zu sub- 
ordiniren und werdt^ Ich künftig von den LMnderatellen über alte Gebrechen, die 
bei der UniveraitSt sich ereignen, wann sie solche nicht zeitlich anzeigen und zu 
verbessern trachten, Bede und Antwort fordern.« Auf einen weiteren diesbezüg- 
lichen Vortrag vom 27. September 1777 bemerkte die Kaiserin eigenhändig: 
»es bleibt hey meiner resolution und soll« durch rescript, wo umversitätt sein an 
dieLande.sguhernien expedirt werden das kUnft'tig selbe wie vor all andern im Land 
ereygnete Vorfalle zu hafften haben, alle cr»'brefbpn oder selbst abstellen oder zur 
Zeit gleich anzuzeijr**". Die visit;itinueu kouut^n \ orLit-iMilnucn weiden .-il^er erst nach 
ein jähr mit Zuziehung des retercnt jedes Luude.-».* lu Folge kai«ierlichen Auf- 
trages vom 27. November 1777 begaben sich hierauf Hofrath v. Heinke und 
Probst Wittola nach Olmlitz und ius]>iciiien die Universität daselbst vom 4. bis 
29. December. Wittola hatte einen Caplan mitgenommen, der SehriftfOhrer sein 
sollte. Heinke wollte dieses jedoch nicht gestatten, weil die Untersuchung einer 
Universitlit ui Bezug auf gute Ordnung und akademische Einrichtungen ein blos 
weltliches Geschäft sei, welches dem Iiandesfürsten gebühre. £r habe sich umso- 
mebr veranlasst gesehen, den Caplan als Schriftführer zurückzuweisen, »als ansonst 
der geistliche Ann den Vorwand bei anderen Gelegenheiten und Zeiten nfbmen 
dürtte, dass derartige Untersuchungen per co7mntssion^tn viixtam geschehen müssteii.« 
Derartigen Eingriffen könne man nie genug vorbeugen, »besomlers, da sich die 
Bischöfe ohnelün nach deu Lehren vieler irriger Canones die wichtigsten jura Über 
Univereitäten zum Abbruche der weltlichen Rechte anzumassen gedachten.« Wohl 
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li('ftiu<jr aus, imd nicht mehr war die Univer^sität aileiu dei' Schau- 
platz dieses Kampfes, sondern der Staat selbst. 

jilu r wtMile o» dem Probste Wittola zusteliLii, die »iopiuifi.sehen nn<l pur geist- 
iiehtsii Leliieu hi famltate tUeologica nach i<eiiiem besten Bel'umle zu benrtheileu. 
Man wird zugeben, das» inan nicht scmpulSsor die Rechte dea Staates gegen- 
über der Kirche wahren kann, als dies hier von Seite Heinfce*s geschah. In der 
That fügte sieh Vi^tola nnd als Schriftführer fongirte der Hofconcipist Anton 
Rüssler. Auf Verlanget! Heinke's fanden die Verhandinngen nnd Berathnngen der 
Commiäslon, bei welchen auch der mährische Gnbernial-Relerent Graf de Ville 
anwesend war, in der Wohmmg Heinke'« statt. — Vom 1. December 1779 bis 
4. Jnni 1780 ins}>icirle lleiuko in Folge der Klagen Wittola's und de Lueca's, 
welcher zu jener Zeit am Lycenm zu Linz lehrte, das Gymnasium und das Lyceum 
in Linz. Heinke faud . die Klagen Wittola's über die Sittenlosigkeit der Gymuasial- 
jugend mibegrttndet. Man dürfe die Lehrer auch nnr fKr die Sitten der Schüler 
während der Schulzeit T«ranftwortlich madien, was ausserhalb der Schulzeit ge- 
schieht, sei Sache des Hauses, resp. der Polizei. Die Professoren nnd derDireetor 
des Gymnasiums seien Ex-Jo-^nitm und leben ausser diesen noch mehrere Ex- 
Jesuiten in Linz, und diese sind es eben, welche die .Schule in Verruf bringen 
und wollen damit sagen, dass ein Staat -dine Jesuiten nicht bestehen k(>nne. l>ie 
Priifuii>iren im Latein erjraben ein lif fnidi;r*-ude3 Ivesultat und erlaii;L'"t: die Jugend 
aiich den ehemals fast unbekannten Uebiauch der Beuriheiluug der Sätze aus 
classisdien Sohriftstellem. Wenn die Fertigkeit im Amdmcke den Schülern abgehe, 
so rühre dies daher, weil sie zu Hause nur selten latein sprechen, wie dies s. B. 
in Ungarn und zum Theile in Böhmen (!) üblich sei. Das Lyceum aählte 200 Hu- 
manisten, 139 Philosophen, 16 Juristen, 46 Theologen und Canonisten, in '«^ninma 
401 Sthüler. Die Kaiserin bemerkte zn diesem Berichte: »Dise Commission bat 
Nvold der Mühe nicht gelohnt. Vitola und Lucca ihr untforri-ünt (ungegründete) 
auzeig, wodurcli solche Unkosten verorsacht worden nach dem antrag zu verheben.« 
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II. 

Die Zeit Josel II. 

(Die Lembwg«r üniTersitftty der Eid ob inuuaettlaia eoneg»fMne, theologische 
Studien, PtiTilegien, Stadien-Commissionen, Kosten der Universitäten, YoUcssehtilen, 
Frequenz, Stipendien, Studien an fremden Universitüten, FacultSten, Yorleeungen 

in deutscher Sprache, Beform-Projecte.) 

Kaiser Josef II. ging auf dem Wege der Yerstaalüiclitmg der 

Universität iind in dem Bestreben, sie, wenn auch nicht von der 
Kirche, aber von Rom nnabliänaig zu machen, weiter fort, und 
muss ihm das grosse Verdienst zuerkannt ^N orden, dass er die 
Universität allen Staatsbürgern, ohne Unterseliicd der Religion, 
wclcho Studiron wollten, oder welche die Fiihi^^kcit zu Ichren 
hatten, zugänglich inachte. Wie gross in dieser Beziehung der 
Umschwung der Ansichten und Meinungen war, geht daraus 
hervor, dass Josef IL die Lemberger Universität gründete, ohne 
zuvor die Bewilligung oder die Zustimmung des Papstes einzuliolen, 
ein Fall, der bis dahin in einem katholischen Staate nicht vorkam.*) 
Der Kaiser betrachtete eben die BogrUndung einer Universität 
als eine ausschliesslich interne Angelegenheit des Staates, die ganz 
unabhängig von irgend einer auswärtigen Macht ist. 

Wie man weiss, hob Kaiser Josef die Verpflichtung zur Ab- 
legimg des Eides auf die unbefleckte Empföngniss Mariae aüf. Die 

*) Eij^enthttmlich genug Rndet sic h im hiesigen geheimen Haus-, Hof- und 
St.nnfe-Arcliivp nichts vor, welche» darauf hinweisen würde, dass man diesen Vor- 
gang in liom missbilUgte. Man seheint flaselbst die bittere Pille, ohne die Miene zu 
verzerren, verschluckt zu haben. Auch die in Bonn von dem jüuiz''^tru linider de*« 
Kaisers, Erzherzog !MaxiiniUan, Cm-fürst zu Kiiln, im Jahre 1786 begründete Uui- 
TeTBitit wurde errichtet, ohne die Bewilligung des Papstes einmholen. Als jedoch 
Friedrich Wilhelm HI., Kfinig von Preusaen, im Jahre 1818 die Bonner Uni- 
▼enitMt neu begrOndete, hatte sich der Wind gedreht und man nrgjrte von Boro 
ans, da an derselben die katholische Theologie gelehrt werden sollte, dass die 
Bewilligung des Papstes eingeholt werden müsste. 
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Veranlassung zu dieser Kc&olution war: Am 3. Deccnilxr 1781 
legte der Bibliothekar und öffentlicher Lohror der Patristik an der 
Universität zu Innsbruck, Priester Km*l JSchwarzI, den Eid in fol- 
gender Weise ab: Voveo, 8pond&> ac juro me circa festum concepHonü 
unmaculatae virfjims Manaevdhcredereet temi'e, quidquid tf tiet et docet 
sancta mater Ecolesin, sie im Dens etc.«, und lieas die Worte, welche 
auf die Päpste und die päpstlichen Bullen Bezug nehmen und den 
Ausdruck >a sede aposioUea d^fixdtum^ weg. Die Professoren, welche 
bei dem Acte anwesend waren, beachteten die Sache nicht, da sie 
sie als blosse Förmlichkeit betrachteten und Tonrussetzten, dass der 
Eid in üblicherweise abgelegt würde. Der Prokanzler Kopf jedoch 
hörte aufmerksam zu und fuhr sofort den Schwörenden an: *Quare 
7ion Juxta formulam conmtetam^*, und ht richtotc dcni Biscliof von 
Brixen über diesen ^'^()l•l^lll. Dieser l)rachtc liicraiit' t inc Klao;o hoiin 
Kaiser gegen Sehwarzl ein, bcint rkcnd, dass sicli im Volke das 
(jierücht verbreite, Schwarzl habe die .Tungfrauenschaft der Älutter 
Gottes geleugnet. Die Frage wurde uim erörtert und der £id 
(3. Juni 1782) aufgehoben.*) 

Während die Kaiserin befohlen hatte, dass die Bullen *In 
coena domim* und » ünigen&us* aus den Bttchem^ in welchen sie sich 
vor&nden, herausgerissen oder die betreffenden Blätter »verpickt« 
- werden, erschien IL Mai 1782 ein Gircular des Inhaltes, dass die 

Lehrer an den theologischen Facultöten den Begriff und Inhalt der 

iiaiiiitcn Bullen geben, jedoch sie aus den Gesprächen in Schul- 
cirkeln und von öffentlichen Disputationen ausschhessen. 

Wie bekannt hat der Kaiser zur Bildung des Clerus die 
General-Semlnarien errichtet und das Klosterstudium aufgehoben. (VgL 
Kaiser Josef II. und die österreichischen General-Seniinarien von 
G. Wolf in Raumer-Riehl's historischem Taschenbuch, V. Folge, 
siebenter Jahi^ng.) Zur Ergänzung des dort Mitgetheilten fttgen 
wir hier Folgendes an: 

Die Btudien-Hofcommission hatte 1. October 1783 vorgeschlagen, 
1. dass jeder Religiöse, welcher die theologischen Studien beginnen 
will, den Nachweis über das vollständig absolvirte Studium der 
Philosophie, sei es im Orden oder vor dem Eintritte in densciben, 

*) Ferdinanfl ITT. befreite lß4ü die Duiniuieauer von der Ablegung dieses 
Eides, »de imiuacuiata conceptione<, weil er gegen ihre Constitution sei. 



Digitized by Google 



45 

nachweisen mtlsse; 2. jene, welche die theologischen Studien fort- ' 

setzen wollen, haben sich auszuweisen, welche Disciplinen sie bereits 
al)solvirt, und hätten dann jene Wisst nschaltcn, die sie noch nicht 
erlernt haben, in der i)laiiiii;issig<^n ( Jrdnung (wie sie im Entwürfe 
zur Einrichtunr;- dw t}ieoloi:;i.scli(Mi Seliulcii iu den k. k. Erblauden^ 
gedruckt Wien 1783, vor«*;! .schrieben wurde) fortzusetzen. 

Der Kaiser rescribirte hierauf, ad 1 : Es sei nicht nothwendig, 
dassjene, die Theologie studiren wollen (sei es Religiöse oder Weltgeist- 
liche), das gesammte Studium derPliilosophie absolvirt habenmflssen, da 
solche einem Priester nach allen Theilen nicht unumgänglich noth- 
wendig sei; es genüge, wenn der Candidat Zeugnisse über Logik 
und Metaphysik beibringe und sonst der lateinischen Sprache 
kundig ist; ad 2 bemerkte der Kaiser, »begreife ich nicht, wie 
von einem weltlichen Studenten Theologiae mehr die Frage sein - 
kann, da kein anderer als entweder itzt ein schon eingekleideter 
Rehgios, so lauge es in ihren Klöstern noch Studenten gibt, oder 
die in das Seminnriuni aufgenommenen Ahimnaten künftig aber bei 
Ausgang der ersten Classe blos die letztere also und kein ausser 
dem Hause beündliches Individuum die Theologie zu studiren haben 
wird,« 

Die Studien-Hofcommission war jedoeli von dieser Resolution 
nicht befriedigt und kam auf den fragliclien Gegenstiind am 
12. October wieder zurück. Sie meinte, dass Theologen, die der- 
einstigen öffentlichen Yolkslefarer, ein umfassendes Wissen besitzen, 
und daher auch sibnmtUche drei Jahrgänge der Philosophie studirt 
haben sollen; blos Logik und einige Theile der Metaphysik genügen 
nicht Der Volkslehrer soll auch die natürliche Theologie und die 
philosophische Moral inne haben. Diese lege den Crmnd zur Moral- 
Theologie. Der Geistliche soll überdies ein gewisses j\la8s alJgcmeiner 
Bildung besitzen, zu welchem Zwecke er Physik und Mathematik 
studirt haben soll. Durch die Mathematik gewölmt er sich, riclitige 
Schlüsse zu ziehen und ist auch besser in dei- Lage, die Natur- 
erscheinungen zu beurtheiien. Gespenster- und Hexenfurcht, Be- 
griffe von Zauberei und der Aberglaube an Lucaszettel, Morilla- 
gürtel und Loretoglück, Visionen etc. werden dann auf liüren. £s wird 
ihm auch möglich sein, den Landleuten gute Rathschläge zu geben, 
wodurch das Band zwischen Seelsorger und Heerde desto besser 
geknüpft werden wird. Diese Studien werden in ihm auch die 
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Liebe zu den Wisseiisdinfteii anfachen und ihn dann, wenn er im 
Amte ist, vor Miissiggang bewahren. Als kiüiitigc Volksichrer soüou 
die Novizen auch ßketorik und Aesthetik studiren, durch welche 
die Geistlichen den vorzutragenden Wahrheiten Anmuth und Reiz 
geben und daher desto besser auf die Herzen ihrer Zuhörer wirken 
können. Der gute Geschmack vervollkommnet überdies die Ver- 
nunft und die Sitdicbkeit uäd, verbreitet Anmuth und Gefiüligkeit 
über das ganze Leben. Da die Geschichte die Lehrerin des Lebens 
ist, sollen angehende Theologen auch mit dieser Disciplin ver- 
traut gemacht werden. Mit ^esen Kenntnissen ausgerüstet, wird 
der Seelsorger dem Spotte »bei den jetzt aufgeklfirten Zeiten« ent- 
gehen und wird sich mehr Achtung erwerben. 

Man wird zugeben, dass die Forderungen, die hier aufgestellt 
wurden, nur dazu geeignet sein konnten, den Pricisterstand nach 
Aussen und iiaeli Innen zu hel)eu. Der Kaiser jedoch, welcher die 
Dinge mein- nüchtera und vom ]jraktisehen ^Standpunkte aus be- 
ti'achtete, bemerkte zu diesen Vorschlägen: »Dieses kann die Regel 
sein, in besondern Füllen kann jedoch die Ausnalune gelte n, dass 
Leute, die sich als tauglich werden exaniinii'cn lassen, wenn sie 
auch das dritte Jahr der Philosophie (in welchem Mathematik, Physik 
und Geschichte gelehrt wurden) nicht gehört haben, dennoch in das 
Semmanum ad theolo^iam werden angenommen werden können. « 

Das Studium der Theologie wurde damals in fünf Jahren 
absolvirt In Folge eines Vortrages der Studien-Hofcommission vom 
25. Mai 1785 wurde es, wie dies bereits im Jahre 1774 beab- 
sichtigt war, auf vier Jahre herabgesetzt. Dieser Vorgang wurde 
auch dadurch motivirt, da in der Zwischenzeit die Dogmatik 
beschränkt ward, weil eine Unzahl theologischer Streitigkeiten gegen- 
standslos; und als Folge davon die Polemik ein kleineres 
Gebiet liatte und die Patristik vereinfacht wurde. Wenn aber auch 
das Zeituiass für das Studium der Theologie aljgeküi'zt wurde, so 
hatten die Seniinarzfiglinge doch das fünfte Jahr auszuharren, 
in welchem sie die iSchulmethodc und die erste Katechisirungsart 
zu erlernen hatten, um mit gutem Eri'olge als Lehrer wirken zu 
können.^) 



*) Emk berichtet I, 578 und Beilage XCY und XCYI Uber das Lehrbnck 
4er KircbengeBcfaiehte von ScbrOek und Danneumayer und Uber die dteebeittgUchea 
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Plan und Absicht Josefs waren, dahin zu wirken, dass die 
katholischen Geistlichen ausgezeichnete Theologen, vortreffliche 
Lehrer und Männer allgemein wissenschaftlicher Bildung seien, und 
sollten diese Ansprüche und Anforderungen nur so weit herab- 

gestimmt und eingeschränkt werden, als es die praktischen Be- 
dürfiiisse, dass nämlich in Folge der AuliK-iJung der Kllöster kein 
]\Iangel an Nacliwuch.s clutrcte und es nirgends an Seolsorgern 
fVlil»', url'orderu. Nun war aber der Leliriulialt der katholischen 
Kirche schon seit längerer Zeit Gegenstjind des Streites geworden, 
Lehrmeinungen standen Lehrmeinungen gegenüber, und während 
auf der Emsor Conferenz die Bischöfe beriethen, in welcher Weise 
die deutsche Kii-chenfreiheit zu retten wäre, um die Bischöfe vom 
Papste imabhängig zu macheo, und der Erzbischof von Salzbui-g, 
Himnymus Fürst von Colloredo, welclier dem Kaiser Josef die 
gefassten Beschlüsse überbrachte, auch den Auftrag hatte, den- 
selben über die Frage zu sondiren, ob «es nicht angemessen wäre, 
den Coelibat an&uheben, war Cardinal Migazzi in Wien, ein warmer 
Freund der Jesuiten, päpstlicher als der Papst, und wollte nicht 
das kleinste und geringste von dem aufgeben, was er für den 
wahren Lehrinhalt der Kirche hielt. Dieser Zwiespalt der Meinungen 

Verhandlungen. Alter wie so nft, liisst er sich von Voreing^enomnienheit leiten. Er 
überg-eht zunächst eine kaiserliche Kesolution nnf einem VortrMfrc der llnf kaiizlei, 
Hofkammer- und BanffvDejmtatiou vom i). iSitveiubcr 1786, welch© also lautet: 
»Sie werden dem Caidiual Meine Zufriedenheit Uber seineu Mir durch diese Vor- 
fltellnng bezeugten Hirteneifer zn erkennm geben und ihn auch Teraiehern, das» 
in allen Gelegenheiten, wo es sich um die Erhaltung der Reinigkelt und Hint- 
anhaltung aller Htudentungen in der Lehre der katholischen Religion handelt» 
Mir jedenmal sein ang« nelmi ist, wenn die Bischöfe oA&e wer immer sich ange» 
leg'en sein lässt, Mir hierüber Vorstelhingen zu machen, da Meine Gesinnung 
lediglich auf die ErfilUung dieses Endzweckes abgeht.« Wir sollten denken, 
das!i Kink, wenn er objectiv sein wollte, diese Re?<>1ution. welche doch klar gentig 
die Än.sicht des Kaisers ausdrückt, nicht übergehen durfte. Kink sagt ferner II, 
ä. 300: »Biese Entschliessuug (ftber die Beschwerden Migazzi's) ward am 
28. Fehmar 1787 dem EntUschof, und »war in sehr kurz angehnndener, rttck- 
fltchtsloBer Art ^ffioet; sonderbarer Weise aber findet sich hiervon durchaus keine 
Intimation m die Professoren, obgleich dies der Kaiser ausdrücktieh befohlen 
hatte.« Thatsächlicl» erging jedoch an alle Länderstellen der Anftrau. die gefasste 
Kesolution den Professoren mitzutheilen, und die an Migazzi mitgetheilte kaiser- 
liche EntsclilieMsnnfr, welche angeblich -An «ehr kurz nnirebundencr. rüeksirhts- 
loser Arte abgefusst nein soll, umfas.st necli- Seiten und reproducirt genau die 
liesolutiuu, die alles andere, nur nicht rücksichtslos ist. 
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kam auch anf den Lehrkanzeln zum Ausdruck, und zwar umso 
mehr, da die Studircnden der Theologie Kirchenreclit und Kiichen- 
gescliichte zugleich mit den Juristen an der juridischtiu Facultät 
hörten, und schon das gemischte Auditonuiu den Professor veran- 
lasste, einen anderen Ton anzuschlagen, als wenn er ausschliesslich 
Cleriker vor sich gehabt hätte. Schröck, der das Lehrbuch für 
Kirchengeschichte vcrfasste, dem sich Dannenmayer anschloss, war 
überdies Protestant. Die Lehrer waren, wie Sonnenfels berichtet 
(vergl. unser: »Unterrichtswesen« etc. S. 49), weder in Lehr- 
sätzen noch in Lehrbüchern einem Zwange unterworfen. Nun ist 
dieser Satz allerdings nicht ad verbum zu nehmen und im heutigen 
Sinne zu verstehen, aber jeden&lls waren sie nicht sclayisch an 
das Yorlesebnch gebunden und ermangelten nicht, in ihren Er- 
klärungen und Erörterungen ihre eigenen Meinungen auszusprechen, 
und diese wichen manchmal weit ab von den für wahr anerkannten 
Lehrsätzen der katholischen Kirche. Wurde doch sogar der Satz, 
dass Maria, die Mutter Gottes, eine Jungii au gewesen sei, bestritten. 
Der Kaiser jedoch, der selbst, trotzdem was über ihn von mancher 
Seite gefabelt wird, ein treuer Sohn dei- katlioüschen Kirche war, 
Avollte, dass die katholischen Geistlichen überzeugnn<i;strene Männer 
auf dem Gebiete des Glaubens seien. Unter den ^cg-ebenen Ver- 
hältnissen war dieses Ziel jedoch kaum oder nicht zu erreichen, 
und war dies umso weniger der Fall, da die Professoren in ihren 
Privatgosprächen noch weniger als bei den öffentlichen Vorträgen 
mit ihren Anschauungen hinter dem Berge hielten. Graf Sauer, 
Hofrath in der böhmischen Hofkanzlei, unterbreitete daher dem 
Kaiser den Vorschlag, den theologischen Lehrern zu verbieten, 
weder mttndlich noch sehrifUich, sei es in den Vorlesungen oder 
ausser der Schule^ von dem vorgeschriebenen Lehrsysteme abzu- 
weichen. Stricte und pi^cise, nicht mehr und nicht weniger ab das 
Lehrbuch enthält, sollten die Professoren lehren und sich auch in 
ihren Privatgespraehen dieses Moment vor Augen halten. Der 
Kaiser übergab diesen Vorschlag der Studien-Hofcommission zur 
Begutachtung und sie erstattete am 8. November 1787 den dies- 
bezüglichen Vortrag. Der Wichtigkeit der Sache wegen glaubeu wir ihr, 
soweit als thunhch, das Wort zu lassen. Es heisst in diesem Vortrage:*) 

*) iSaxk vergleiche damit Kink I, 582, Anm. 782, in welcher "Weise er 
die0en Vortrag für seine Ansicht über Gottfried van Swieten auabeuten will. 
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Der Antrag habe den Zweck, eine Einförmigkeit herbeizuführen; 
dieser sei jedooh in sich selbst^ noch nach dem vorgeschriebenen 
theologischen Studiensyatem weder möglich noch räthlich. 

Weder die Sätze noch die Begriffe, die gelehrt werden^ 
können im Lehrsysteme genau vorgeschrieben sdn, und selbst wenn 
dies wSre und auch alle Mittelsätzc vorkämen, so könnte Niemand, 
dem die ^Vuriiuhino der theologischen Studien und die Ausbildung 
des Verstand* s in Saciien der Religion am Herzen liegt, auf die 
Ausfertigimg « in^s derartigen T^<dH'planes anratlien, weil er jeden 
Fortschi'itt und jede Vcr^psnerung hemmt und hindert. 

Ein derartiger Plan nn'issto dnfi non ^>>Zi^,s ultra enthalten, 
der keine weitere Vervollkommuuug zuUesse. Wo ist der Mann, 
der ihn verfassen kann? 

Das Forschen und Prüfen von Seite des Lehrers wfirde auf- 
hören^ allo.q möchte sich auf Auswendiglernen beschränken und 
das Selbstdenken würde nie angeregt werden. Der Glaube mUsste 
dann selbst unter den Lehrern des Volkes mehr als jemals ein 
Köhlerglaube werden. 

Es sei daher weder thunlich noch räthlich, die theologischen 
Lehrer derart einzuschränken, dajss sie nicht mehr und nicht 
weniger lehren sollen, als was ihnen vorgeschrieben ist, da ihnen 
der jedem Menschen zustehende vernünftige und bescheidene Ge- 
brauch der Freiheit gela^^sen werden muss. 

Dieser Gebrauch der Freiheit könnte auf zwei Wegen aus- 
arten, wenn aus Leichtgläubigkeit, aus Mangel an Kemitnissen der 
echten katholischen Religionnlehr*» ungcgründeto abergläubische 
Zuslltze beigefügt und ultramontane, den Kechten des Staates nach- 
thcilige Lehrsätze aufgestellt werden, oder wenn Lehrsätze aut- 
gestellt werden, die mit dem wahren Katholicismus nicht zu 
VOTeinbaren sind und zur Irrlehre führen. 

SchrifUich kann das aUerdings nicht geschehen, da derartige 
Schriften von der Censur nicht zugelassen werden. Was aber der 
Lehrer mündlich vorträgt, spricht er auf seine Verantwortung, und 
da diese Vorträge kein Geheimniss bleiben, so wurd darüber in 
gegebenen Fällen zu entscheiden sein. Ebenso wird das, was der 
Lehrw zu Hause oder privatim spricht, kund, und er thut das 
wieder auf seine Verantwortung. Durch Verordnungen lässt sich 
jedoch in solchen Fällen nicht wirken. 

Wölfl Wtener Unfvecaltltt. 4 
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Diese Fmheit muss auch der Lehrer der Dogniatik haben. 
Wohl darf er nichts lehren, was den wirküchen Glaubenssätzen 
entgegen ist, ocU r was sicli mit der katholischen Luhru nicht ver- 
ti'ägt, aber es miiss ihm l'rcistehen, ja es ist seine Pflicht, wiriviiehe 
Glaubcnsilehren von der Spreu der Schulmeinungen zu sichten, die die 
geschäftige Speculation der Schrtlnstik mit den G huibenssätzen der- 
gestalt vermengt hat, dass sie mit dieser gleiches Ansehen erhielten. 
Der Zögling des geistlichen Standes soll wissen, was Glaubens- 
satz und was Schulmeinung, was brauchbare Wahrheit und was 
unnütze Qrdbelei, was wahre Keligionslehre und was mensch- 
licher Zusatz sei. 

Die Begriffe^ welche der Bischof Bossuet in seiner Auslegung 
des katholischen Glaubens über die wichtigsten theologischen Lehr- 
sätze äussert, sind von denjenigen, welche die scholastischen Theo- 
logen des vorigen Jahrhunderts an&tellten^ so sehr verschieden, 
dass selbst der Abt Jerusalem und mit ihm die Protestanten die 
Sätze Bossuet's nicht für wahre katholische Lehre^ sondern als eine 
feine Verkleisterung derselben ansehen. 

Da jedoch nicht alle Bischöfe Bossuet's sind und die Auf- 
klärung von den Bischöfen allein nicht erwartet werden kann, so 
nmss man den theologischen Lehrern die Freiheit der Forschung 
überlassen. Da überdies Kirchengeschichte, liihelexegeso, die Moral- 
und Pastoral-Theologie, dna Kirchenrecht, die Patrologie grössten- 
theils auf philosopliische Grundsätze gebaut sind und auf That- 
sachen beruhen, die bei der Behandlung nicht nur die strengste 
Prüfung und genaueste Zergliederung, sondern auch jene Kennt- 
nisse im Fache der historischen Kritik der biblischen Exegese^ der 
Pädagogik, der populären gemciunützUchen Theologie fordern, welche 
in unserer Zeit wesentlich erweitert werden; so müssen theologische 
Lehrer, die nicht theologische Wortkrämer sind, welche den 
Verstand ihrer Schüler bilden wollen', an diesen Bestrebungen 
Theil nehmen. 

Wollte man den Ghrundsatz: Nicht mehr imd nicht weniger, 
durchftihren, wer wollte, wer könnte die noch immer sehr schwan- 
kenden und getheilten Meinungen von den Rechten der Kirche und 
des Staates, von Kirchensachen und DiscipHnar-Gegonständcu, von 
d« 1 liierarchischen Macht, von dem Verhältnisse des Papstes und 
der Bischöfe etc. mit Gründlichkeit auseinandersetzen und bestimmen? 
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Wohl Bind die öffentliclien Lehrer der Theologe nicht die einzigen 
gelehrten Männer im Staate, aber sie beschäftigen sich doch natiu-- 

<^ciuiis;.-5 ziuiu'i.st mit derartigen Fragen. A\^>iüber aber ein Mann 
nicht reden nnd nicht sclucihen darf, darüLor hört er auch 
«xar l)ald auf nachzudeuken, der Eifer für die Wahrheit stirbt 
ailmäüg ab, das Vorlesebnch wird seine ganze Bibliothek. Und da 
die meisten Menschen in dem Geleise bleiben, das ihnen die Schule 
angewiesen hat, so muss ein ToUständiger Stillstand eintreten. 

Im 13. Jahrhunderte behauptete man, der römische Papst 
sei in seinen Entscheidungen unfehlbar. Das Heer der Mönche, 

die gedungenen Miethlinge des römischen Stuhles, vcrbruiteten 
überall diese Lehre. Wie ötiiiide es heute, wenn die unzähligen im 
römischen Bullarium enthaltenen Constitutionen daü Ansehen einer 
untiüglichen <i;ütt]ielien Gesetzgebung enthielten! Welche Rechte 
hätte dann der Laudesfürst selbst in zeitlichen und weitUchen 
Angelegenheiten! Das Tridentiniselie Concil behandelte die Ehe- 
gesetzgebung als eine rein kirchUche Angelegenheit, weil alle Köpfe 
voll waren, dass die Elie ausschliesslich ein Sacrament sei. Wenn 
sich diesbezttgUch die Meinungen geändert haben, so ist das allein 
den gelehrten Forschungen zu verdanken. Was hat nicht der ein- 
sige Löwener Professor van Espen geleistet? 

Der Kaiser rescribirte hierauf: 

»Es ist den sämmtlichen Lehrern der hohem Wissenschaften 
schärfest einzubinden, dass sie weder in Schriften noch in ihren 
Privatunterredungen mit den Schtüem jemals Grundsätze^ welche 
gegen die katholische Religion streiten, behaupten, oder das was sie 
öffentlich zu lehren angewiesen sind, umstossen oder anders aus- 
legen und dadurch Uber die Grttndlichkeit der Religionslehre 
Z\\ eifel anregen, sondern dass sie auch über jene Gegenstände die 
zwar nicht unmittelbar Glaubeussätze sind, aber doch Ehrfurelit 
und Aelitunir verdienen selbst damals, wenn sie ihren Schülern 
wirkliche G In tclieu dabei aufdecken, mit bcseheidener Mässigung 
sich ausdriiekeu sollen.« Hierauf erschien eine dem Wortlaute der 
Resolution entsprechende kaiserhche Verordnung vom 29. De- 
cember 1787, und zwar an die philosophischen, jm-idischen und 
theologischen Lehrer. Dass auch die Xatui-A^^issenschaften, resp. das 

Studium der Medicin zur Ketzerei fähren kann, scheint man damals 

4* 
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nicht geglaubt zu haben, da an die medicinische Facultät ein der* 
artiges Rescript nicht erging. 

Diese Besolation war viel leichter gefasst als durchgeftihrt, 
da eine derartige Mnndsperre, falls sie noäiwendig geworden wäre, 
kaum ohne grossen Polizei-Apparat gehaadhabt werden kannte. Die 
Zahl der Freigeister war übrigens kdne übermässige, mid der weit- 
aus ^n-üsste Theil der Professoren war yiehnehr noch ganz von den 
damals herrschenden Anschauungen durchtränkt. 

Mit viel geringeren Schwierigkeiten wurden jene Angelegen- 
}ip!ten geordnet, bei welchen nicht kirchliche Fragen mit ira Spiele 
waren, wenn es auch nicht selten vorkam, dass lieibungen 
entstanden. 

In Folge der vollständigen Verstaatlichung der Universität 
verweigerte Josef die Bestätigung der Privilegien der Wiener Uni- 
versität; er brach auch mit dem Privilegium, welches die Wiener 
Universität von Albrecht IV. hatte, dass sie in einer feierlichen ' 
Audienz vtva voce um die Bestätigung ihrer Privilegien ersuchen 
durfte. Der Kaiser verweigerte nämlich die von dem Rector und 
dem Decan angesuchte Audienz aus dem Grunde^ da er nicht 
gesonnen war, sämmtliche Privilegien der Wiener Universität zu 
erneuern, und es schwierig war, sich mündlich darüber auseinander- 
zusetzen, was beibehalten und was verworfen werden soll. Am 
schmerzlichsten wurde die Universität durch das Hofdecret vom 
28. Juli 1783 bt;rührt, durch welches die .Turifsdietion der Uivi- 
* versität nufgehoben wurde, und kaum war , loset" i^a storbcn, bat sit^ 
um die Kcstituirung dieses Privilegiums, welches ihr jedoch nicht 
gewährt wurde. (Vergl. O. Wolf, »Studienwesen«, S. 78 u. s. w.) 

Hiii,L,'eG:o?i lint die Universität im Laufe der Zeit selber manche 
Kleinlichkeit aufgegeben, welch*' sie fi'üher als etwas wesentliches 
betrachtete. So ersuchten die Vorstände der Universität, als im 
Jahre 1773 das Frohnleichnamsfest herannahte, welchem die Würden- 
träger der Universitäten beiwohnten,*) um eine neue Amtstracht 
(das Mäntelchen, EjKnnts) £Ür den Rector. Doch die Kaiserin ver- 

*) Set K4kiMriii im Jalure 1772 ^meldet ward«, dasa die Würden- 
träger an der Prager Universitiit sich -vveigerteii, au der Fidlniloirlinnrns-Proeessioii 
Theil zu nehmen, bemerkte sie eigenhändig: >Di.s ist selir nnschicksam, sollen 
selbe alezeit in corpoie ^vie lüer erscheinen, desgleichen in inuspruck und Frey- 
bnrg an Frouleichnamstage.« 
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weigerte die Bezahlung und Hess überdies erklären, nie wolle diese 
Amtstraclit überhaupt abscbaffeu und für dieselbe dem Rector eine 
goldene Kette verleiben, welche er bei feierlicht ti Aiil.isscn zu 
tragen hätte. Wie eiüe Frauen, welchen man die Frunktoilette 
entziehl^ so waren die gelehrten Herren entsetzt über diese Mit- 
theüong und liessen es sich nicht verdriessen^ an die Kaiserin eine 
eindringHche Vorstellung zu richten, in welcher die Wichtigkeit 
und Bedeutung dieses Mäntelchens hervorgehoben ward, die abw 
wieder nicht berücksichtigt wurde. 

Hingegen baten (12. Februar 1784) sämmtliche Lehrer der 
Wiener Universitiit den Kaiser, die mit der Aufklärung und der 
Denkungsart der >gegenwiirtigon« Zeit nicht mehr verträglichen 
Vorgänge, dnss bei ütieutiichcn I^ icrlichkeiten Rector und Decane 
mit flif'L''«'TKlrii Haaren und cincaii reich vt'i-1)r;irnten sammtcnen 
Miiiitfiehcii erscheinen niüss{»n. welches letztere durch die hinten 
angebrachte Möiichscapuze die tinsteren Zeiten verräth, als der 
päpstliche Stuhl sich ausschliesslich das Recht zueignete, Universitäten 
zu errichten, abzustellen. Selbstverständlich wurde diese Bitte gewährt. 

Wir gedachten dieser Aeusserlichkeit, da sie zeigt, das^ mich 
in dieser Beziehung ein Umsciiwung der Meinungen stattfiind. Was 
jedoch das Wesen betraf, so setzte der Kaiser in einem Hand- 
schreiben an den obersten Kanzler, Grafen Blümegen, vom 
29. November 1781 seine Ansichten Über diese Frage auseinander. 
Die Studien sollten so viel als möglich vereinfacht und vervoll- 
kommnet werden und das ganze Studienwesen in einer Hand 
liegen. Mit diesem Amte betraute der Kaiser den damaligen Hof- 
bibliothekai' Gottfried van Swieten.*) Ferner wurden vom Kaiser 



•) Wie bokamit gehörte «lio Studieu-Hofcommission iu da» Ressort dar 
dainaGg«!! Hofkanad^ wacher -die Stadien-ComniiMioneii in den Provinsen nnter- 
g«ordnet waren. In Folge einw kaiserlidien EntflcUiesanng vom 1. Jänner 1784 
wurden diese Studien-CommiBsioneD, ebenso wie die UniTenitXtsbibliotfaeken» als 

>ein publicum und politischer Gegenstand« dem Ressort der Gubeniien zugetheilt. 
Kink (I, 539) charnkterisirt van Swieteu iu der abfjülitj-^tcn "Woise iiiul mneht 
ilim den Vonvnrf, dns>- dieser als Bibliothekar nicht die Hüchersehätze, welclie in 
den KlJisteni vor(:i't'iin(l('ii wui'flen, zu würdip^-en wusste. Gottfr. van Swioteu war 
ein Kind seiner Zeit, deren Signatur die üährnug war, aber er hatte den besten 
Willen. Und ob man damals jemanden bitte ftoden kSnnen, der dem Fortschritt 
huldigte, in d«Ri die KlSmng bereite eingetreten war, lÄsst sich besweifeln. (Vergl. 
Übrigens unser: »Unterricbtswesenc ete. S, 85.) 
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als massgebende Orundsätze aufgestellt: Es sollen von nun an nur 
drei grosse Universitäten bestehen in Wien und in Prag und 
eine in Oalizieu errichtet, hingegen sollen jene zu Innsbruck, Brünn 
und FreiljurjT aufgehoben werden. In einem rescribirten Vortrage 
der Studien^^Hofcommisdon vom 2ö* November 1782 (vergL uns^: 
»Studienweaen« u. s. w. S. 39} motivirte der Kaiser dieses Yor^ 
hüben damit, dass der Werth einer Universität nicht nach der 
Anzahl, sondern nach dem innerlichen Werthe der Professoren 
geschätzt werde. Deshalb sollte auch bei der Besetzung der Lehrämter 
die grösste Sorgffüt genommen und die beste Auswahl getroffen 
werden, ohne Rttcksicht der Kation und Religion, da ein geschickter 
Mann mehr Ehre und Nutzen verschafft, als die grosse Anzahl 
minder .-eliickter. Aus demselben Grunde befahl der Kaiser, dass 
das Beste, was an fremden Universitäten geschieht auch hier ein- 
geführt und geschickte Prrjfessdreii hierher berufen werden. Bei 
weltbekannten Mltnnern liatte aiieh der Concurs, wie er di^rnft]«^ bej 
Besetzun^jj von Leliräintern stattfand, zu entfallen.^) 

Der Kaiser kam auf das Moment, dass nur tüchtige Männer 
als Professoren bestellt werden, wiederholt zurUck, und glauben 

*) Es musa zunächst hervorgehoben werden, dass in diesem Handsclireibeu 
der UnivanltXt in Pest gedacht ivird, deren Fortbestand ausser Zweifel war. Die 
gtndien-Hofeommission hatte (24. September 1789) vorgesdJagen, daas es den su 
Lyceen nmgewandelten Universitäten za Linshmck, Gras nnd Brttnn nieht mehr 

gei^tattet sein soll, dün Doctortitel zu verleihtti, worauf jedoeh der Kaiser nicht 
eingehen wollte. Er befahl, dnüs diese Lyceen Archigymnasien seien und deren 
Vorsteher <\vn Titel Kectoreu führen sollen. Zur Charakteristik der Denkung«art 
Josefs fiigeu wir folgendes Handschreiben des K.ii.ser.s aus Olmtttz vom 27. Sep- 
tember 1783 an den Grafen Kolomat bei. Es lautete: »Für das im hiesio-en 
Lyeeo hestehmde Stndiinn der Median nnd Chimrgte finde Ich notwendig, dass 
solches fortan hier in Olmttts vereinigt Terbleibe und habe Ich darch genom- 
menen Angensehehi nnd eigens hier&ber eingeholte Anskfmfte die UTotwendigkeit 
nur noch mehr eingeftehen, dnss man von den Berichten der Landesstellen nicht 
ohne besondere Ursache abgehe nnd blos nac h theoretischen Sätzen urtheileo, oder 
auf I'-irti< ularrorrespondenzen sich gründen soll. Sie werden daher ungeachtet 
Meiner trtheilten Entschlies.sung, dass die cliirurgische Lehrkanzel von hier nach 
Brünn übersetzt werden soll, wenn die diesfäUige Expedition noch nicht abge- 
gangen, solche hismadi abSndem, oder Falls sie abgeloÖeu, deren Wiederruftmg, 
gleichwie ich anch schon hier dem Gonvemeur hiersu den mündlichen Auftrag 
gemacht habe, ▼eranatalten.t — Dieses Qandschrdben gibt neoerdings den Be- 
weis, dass Josef mu* das Beste wollte und keinen An.stand nalmif imter gegebenen 
Yerhttltnissen, einen bereits ertheilten Befehl sorüduunehmen. 
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wir hier den Scblusßsatz (kr Resolution, welchen Kink 11^ 293 aus 
uns unbekannten Gründen weglässt, über den Vortrag^ der Studien- 
] I*>lcwinmi.«isior» vom 24. Mai 1780 bezüglicli des medicinischeu 
»Studiums und dessen Vereinigung mit dem ehirur<j^ischen, hier au- 
führeu zu sollen. Er lautet: »Da man natürlicli die besten Professoren 
UAter allen dazu auswählen wird, so wird nur vorzuschlagen sein, 
was nachher mit denen bei dieser Einrichtung durchfallenden zu 
ihrer Versorgung oder Verwendung wird zu veranlassen sein, wo 
ich sodann ganz geneigt sein werde, ihnen Gnade zu erweisen, 
da daa. Ansehen einer Universität und deren Credit nicht in der 
Zahl sondern in dem Gewichte der Lehrer besteht und die gute 
Bildung der Jugend vorzfiglich durch wohlgewaMte Lehrer 
erreicht wird.«*) 

In dem citirten Handschreiben Tom 29. November 1781 heisst 
es femer: »Bis nicht bessere Vorlesebücher för Theologen, Philo- 
sophen und Juristen (der Medicin wird nicht gedacht, da eben 
die Mediciu am besten bestellt war und sie schon früher eine Aus- 
nahme bildete) vorhanden sind, können die jetzigen gebraucht werden.« 

Wiederholt jeducli kam der Kaiser auf den Gedanken zurück, 
in ausgiebiger Weise für die Normalschulen zu sorgen und nur 

*) Der Kjdser wollte tUchtig« Professoren, aber er woUte ftueh ihre Kraft 
so viel und so langte als mdglich «umttteen. So hatte die Stadien-Hofcommisrioti 

am 19. December 1787 vorgeschlagen, den Lehrer des Natnrrecht«8 am Lyceum 
zu Innshmck, La T:\ix. mit dem vollen Gflmltc von fl. 1000 zu ppiisioniren, dn 
derselbe bereits 3l) Jahre im Amte, alt mul freljreclilicli war. »Sie LtrtVirwortcte 
bei dieser Gele«renheit, dass Profe^isorni übt'rhau])! ikk h dreissigj ähriger Dienst- 
zt'it diu vollü Feusiuii erlialten, und »war aa« folgenden Grilnden: Die Austren' 
gung der Studien, die Beachwerlichkeit des Vortrages etc. seliwficlieii den Geist 
und den KOrper vor der Zeit Em Lehrer tritt anch in der Regel nicbt so jong 
ins Amt, m ein anderer Beamter. Es kdnne anch nnr sum Nacbtheile der Sache 
sein, wenn T^olirt-r, um die volle Pension zu erhalten (damals nach vier/igjähriger 
Dienstzeit), im Amte bleiben, wenn sie bereits alt und krank sind. Der Kaiser 
jedoch rescribirte : »La Paix ist nach dem be.'M'phpnden Normale zn bt'handeln 
imd hat überliaujit in Rücksicht der Pensionininj,-- der Pnifessureu lediglich bei 
dem allgeiueiiieu Pensionsnormale Ktx bewenden un<l dieses umso mehr, weil die 
zum besten sich au8zeichneuden Profesaors des juridisehen Faches bei- der Justiz- 
stelle ihre «eitere BefSSrderung erhalten, jene des theologischen Faches ab«r au 
Caaonieaten und Pfarreien gelangen können, die Medid hingegen ohnehin einen 
gaten Nebenverdienst noch in der Praxi haben nnd bei gans besonderen Ver- 
diensten eines jubilirenden Professors .sowie bei jedem andwn Staatsbeamten immer- 
hin eine Ausnahme von der Regel statt haben kann.c 
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die Vcrmöglicliern und Tnlrntirten, die sich durch besondere Fäbia;- 
keiteii aus/.eicli!i(»n, und ^ollton mu* die beiiähigtesten Köpfe zu 
Uni versi tii tss t ud i < 'i i z u l;( ' 1 a s < o u werden . *) 

In ähnlicher Weise äusserte sich der Kais« r in Folge eines 
Vortrages der Studien-Hofeommission vom 16. Juli 1783, bezüglich 
der Einrichtung der philosophischen Studien. £r rescribirte uämiicli: 
»Vor allem ist der Unterschied der ßeköstigttng zwischen der hier 
vorgeschliigenen und der jetzo bestehenden philosophischen Facultät 
anzuzeigen, und da mein Augenmerk hauptsächlich auf die Ver- 
mehrung und Dotirung der Trivialschulen gerichtet ist, so ist um 
so mehr auf die meglichste Ersparung bei den höhem Schulen 
zu sehen.«**) 

Damit war jedoch die Sache nicht abgethan. Bei Gelegen- 
heit einer Resolution auf einen Vortrag der Hofkaazlei vom 

13. Juli 1783 verlangte der Kaiser zu wissen, »in welcher Pro- 
portion die für jeden Stand so nothwendigen Trivialschulen zu den 
anderen minder notliwciuliLccii Lehranstiüten stehen, dann wie und 
was für eine inoiiatlielic oder jiilirliehe Bezahlung für die gesnmvnte, 
dio latriuisrlicn und höheren Scliulcn fre<pientirende Jugend ein- 
geleitet werden kruinto; — wie <li»' Trivialsehulen auf dem Laude 
vervielfältigt und der sonst gewölmlit lu' Aiil'w aiid für die lateinischen 
und höheren Schulen zum Theil iu Erspanmg gebracht, zugleich 
aber die Jugend von dem allzu vielfäiligen Studien abgehalten 

*) Die Kai-^erin Maria Theresia sowie Josef s|>r;u heiJ es wiederholt ans, 
dass man dahin .strebe, nur die Kinder wohUiabeiidcr oder reicher Leute ^lun 
Uuiversitütsstudium ziizulasscu. Mau wird sich umso weuiger über diese Au- 
scbaaunj^ wundern, nachdem ein berOhmter klinischer Profeasor an dw Wiener 
Universität erst vor einigen Jahren für dieselbe Anschauung eintrat. Thatsficblich 
jedoch gibt es viele Koryphäen der Wissenschaft, die tmter den härtesten £nt- 
behning-en ihre Studien absolvirten, wenn mu h nicht bestritten werden soll, das« 
massenliaft wissenschaftliches Proletariat vorhanden ist. 

Als die Stndien-Hofcoramission am 9. Aug'ust 1789 hefürwortete, mehrere 
Lchrstiilile ;im Lyceum /-U Samosce zu besetzen, rescrjhirfe der Kaiser: Wem 
Samosoe bekannt ist, wie mir uud wer die geringe An^aiii der allda studireuUen 
Jugend nnd die Unn«twendigkeit dieser Lehrgegenstände (Geschichte etc.) bei 
diesem Lyceum kennt, wird die Anstellung dieser Professoren {ttr gans entbehrlich 
halten. Daher soll von Besetzung dieser Lehrstühle keine Frage sein, bis nicht 
die deutsche Sprache und der Eifer des Studiums mehr Yorschrltte machen. Diese 
ersparenden ß. 2200 Gage sind gleich m verwenden auf Normallehrer, die weit 
natdicher sind als die vorgeschlagenen.« 
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werde, so dass sich nur dl'' Vt-Tiiiö^liehenMi dm hühoron Stu(li('u 
widmen köunten, wHln-f'ud die bestimmte .^ti}H'iidienaustlicilu]ig- dem 
ärmsten Theiie zu Gute käme, dem Staate und der Bildung aber 
ein grossen Vortheil verschafft würde, wenn der ünterriclit in 
den Trivialschulen gratis wäre, da man dann die Eltern um so eher 
anhalten könnte ihre Kinder fleissig.zur Schule zu schicken.« 

Die Hofkanzlei erstattete hierauf (12. August 1783) einen 
eingehenden Vortrag, in welchem sie, wie auch die Studien-Hof- 
commission, aus praktischen G^ründen für die höheren Studien .das 
Wort nahm. Der Inhalt desselben ist: Im Jahre 1781 betrugen 
die Ausgaben für die Universitäten fl. 191.727, für Ljceen fl. 23.241*18, 
für Gymnasien fl. 80.475, für das Kormalinstitut fl. 101.067. Durch 
die Umgestaltung dreier Universitäten in Lyceen wurden fl. 12.000 
erspart und" betrugen daher die Kosten für die Universitäten 
fl. 179.727. Die Hofkanzlei iiioiute daher, du.s6 die Kosten für 
Universitilten und Lvc « rii mit fl. 202.908 und für Gymnasien mit 
fl. 80.000 nicht zu j^ross srim. da doch für alle Branchen der 
Staatsbeamten so vieler Länder, für alle Lehrkanzeln, geisthche 
und weltliche Acmter etc. geeignete Personen herangebildet 
werden müssen, di" man sonst aus der Fremde zu berufen genöthigt 
wäre. Die Studien-IIofcommission verkannte nicht, dass es wünschens- 
wertb sei, den Unterricht im Lesen, Sehreiben und Rechnen so 
weit als möglich zu verbreiten, aber für viel wichtiger hielt sie es, dass 
der Staat die nothwendigen Beamten erhalte, weshalb die höheren 
Schalen für den Staat viel nöthiger als die Trivialschulen seien, 
die der Kaiser besonders bevorzugt wissen wollte. Sie hielt es auch 
vom finanziellen Standpimkte aus für unmöglich, so viele Trivial- 
schulen zu errichten, dass alle schulfähigen Kinder dieselben be^ 
suchen könnten. Es gab nämlich damals 735.805 schulftihige Kinder, 
(iaruiiirT waren schulbesuchende 208.380,*) für welche ül97 Schulen 
bestanden. Wenn nun alle scliultahigcn Kinder auch die Schulen 
hesiichen nuisstcn, so wäre es nothwondi;i^, für eine liaibe Million 
Kinder Selmlen zu errichten, diese einzurichten und mindestens 
18.ÜÜ0 neue Lehrer zu bestellen, deren jährlicher Gehalt doch nicht 
geringer als fl. löO sein könnte, was einen jährlichen Aufwand 



' *) Die QynmBsiett besuehten damiÜB 8000 Schttler und an den Univeni» 
täten waren 5000 Stndirende inscribirt. 
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von fl. 1,200.000 erforderte, zu schweio^en von den Neubauten, die 
hergestellt und cingenehtet werden iiiiUstcn. 

Die ErFjparungcn bei den Universitäten und Lyceen könnton 
auch nicht die Bibliotheken, speculn astronomica, Apparate ziu: 
Experimental - Physik und Mechanik ^ die botanischen Gärten, 
chemische Laboratorien etc. treffen, sondern nur die Besoldungen 
der Lehrer, und diese Bind ohnedies nicht »übertrieben«. Sie 
betrugen zu Wi^ fl. 58*291, zu Prag fl. 29.480 und zu Freiburg 
fl. 19.335; daher in Summa fl. 107.106, Auch die Kosten der Gym- 
nasien mit fl. 80475 wären mässig, und besucht der 91. Theil der 
fichnlfldiigen Kinder die Qjmnasien und der 147. Theil die Universi- 
täten; und diese Zahl sei nicht zu hoch. Wenn die Trivialscbulen 
nicht in der Weise besucht sind, wie es sein sollte, meinte die 
Studien-Hofcommissiün, so liege dies nicht am Schulgelde, wöchentlich 
2 kr., sondern weil gep^en sie nianuigfache Vorurtlieile, auch von 
Seite der ru/istliclikcit, gehegt werden. Wo wirkliclicr Eifer vor- 
handen ist, wie in Böhmen unter der Leitung des Probstes Kinder- 
mann oder in Oberösterreich unter dem Oberaufseher Mayerhofer, 
da gedeihen sie auch. 

Der Kaiser wollte jedoch »auf die weit\7endige und nur aui 
den Schein eingerichtete, keineswegs aber immer standhafter Zer- 
gliederung (^hige Calcuktion nicht eingehen«, und wünsche nicht, 
dass für den Unterricht in den Trivialschulen, den jederman bedarf, 
gezahlt werde. Es soUte daher in jeder Pfarre oder Localcaplanei, 
wo das Pfarrbuch gehalten wird, em Schulmeister angestellt werden, 
der aus dem geistlichen Fonde fl. 100 oder fl. 150 jährlich erhält. 
Alle Knaben von ü — 11 Jahren sind verpflichtet, diese Schulen zu 
besuchen, und wenn es nothwendig ist, bind die Eltern auch mit 
Zwaiigsiiiittelu dazu zu verhalten. Die Knaben sind unontgeltlicli 
zu unterrichten, und steht es den Eltern frei, ihre Erkenntlichkeit 
durch Yictualien oder Geld zu bezeigen. Mädchen aber können die 
Schulen gegen Schulgeld besuchen. Die Eltern können dadurch 
ihre Kinder bei der Wirthschaft verwenden und das Einkommen 
der Schulmeister wird erhöht. 

In den Gymnasien hat jeder Schüler, »die Stipendisten 
ausgenommen«, (eigenhändige Beifügung des Kaisers), jährlich 
fl. 12, in Lyceen haben Hörer der Philosophie und der Chhnirgie 
jährlich fl. 18 und an den Universitäten jeder Hörer jährlich fl. 30 
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Schulgeld zu 1 »ozahlcn. Da« einfiiesseude Sehvdgeld «oll zu Stipendien 
verwendet werden. 

Ks ist nicht nnsere AufjSjabe, hier übtn- die Bildung des weib- 
lichen Geschlechtes zu sprechen, und gibt es auch heute nicht 
wenige, die als Hauptaufgabe für Mädchen, für die künftigen Mütter 
und Hausfrauen, die Erziehung für das Haus und für die Häus- 
lichkeity respective fUr die Wirthschaft betrachten; dass jedoch der 
Kaiser auch dieses Moment, die Bildung des weiblichen Q-eschlechteSy 
nicht übersah, haben wir in unserer Schrift: »Das Projekt einer 
h(iheren Töchterschule in Wien« und im »Unterrichtswesen« etc. 
nachgewiesen. 

Betreffend, die eingegangenen Schulgelder, welche als Stipen- 
dien benützt win*den, tadelte der Kaiser (14. December 1787), 
dass auch Söhne \v willhabender Eltern Stipendien erhielten, für die 
sie nicht bestimmt waren. »Dies ist aueh die Ursache,« meinte der 
Kaiser, - dass .-^kIi so weni;j^e ilcn «j^eistlielien Studien "wndmen. Söhne 
vermöglicher Eltern thun dies «ilmedies nicht, da eine Vicarsteile 
oder die eines Localcaplans wenig Reiz habe, und die Kinder 
der Armen werden nicht unterstützt.«*) 

Die Einführung des Schulgeldes hatte thatsächlich zunächst die 
Folge, dass die Zahl der Studirenden abnahm. Im Jahre 1784 
studirten 8385, hingegen 1785 nur 6161. 

Auch die Zahl der Schüler in den lateinischen Schulen war 
gegen das Vorjahr um 1434 weniger, und zwar betiug die Ab- 
nahme in der erst^ Classe 436. 

Diese Zahlen bröckelten noch weiter ab, wie dies aus folgender 
Tabelle für die Jahre 1786 und 1787 hervorgeht. (Die erste Zahl 
gilt für 1786 und die zweite für 1787.) Aus Niederösterreich 2155, 

*) In Prag b«8teht die Ferdinandelsclie Stiftung, gestiftet vom Kaiser Fer- 
dinand H. imd der Oemabliii de« Kaisere Matthias, Anna, snr Eneieliiuigr und 
BUdnng jnngw Geistlicher addiger Gebart IKe Kaiserin Maria Theresia befahl, 

dass diese Stiftung den beiden Söhnen des Podiebrader Oberamtmannes Beiwerk 
ertheilt werde. Das Gnberniuni in Prag führte jedoch diesen Befehl nicht aus, 
da diese Candidaten nicht .'iflolipr waren. Hieratif bemerhto (He Kaiserin (18. No- 
vemlicr 1779): »Das Gnberniiiin hätte meinen Anftraf,-- ziin-lciclt fiir eine Dis- 
pens.itKjn wegen des Adels, die ich filr diesen l>esuudeiu Fall eitheilen wollen 
ühneweiters ansehen sollen, welches demselben mit dem widerholten l>efehl zu 
bedeuten ist, womit beide SShne des Impetrantens bei mter Gelegenheit gana 
nnansbleihlich in besagte Stiftnng angenomen werden.« 
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2092; OberöstciTcich oÜ(i, 280; InDeiü.sUiicicli 752, 744; Triest 
und Gürz 100, 121; Vordorö^^terivicb ß68, 643: Böhmen 1783, 
1741: Mnliicn und Seblp?^i('ii 871, 908. A\'ährend Inner-, Ober-, 
Nieder- und Vorderöstencii Ii schwUeher im Jalire 1787, als im 
Vorjcilire vertreten sind, naliin die Zahl der Studii-enden in den 
anderen Kronländem zu. .Im Ganzen waren im Jahre 1787 
6565 Studirende, gegen 6530 im Vorjahre. 

Die Studien-Hofconimission fügte ihrem diesfWgen Berichte 
vom 14. December 1787 folgende Bemerkung hinzu: »Wie aus 
dieser Tabelle hervorgeht^ hat in Folge der Einföhrung des Schul» 
geldes die Zahl der Schüler an den höheren Schulen nur wenig 
abgenommen, und wird sich auch diese Differenz bald ausgleichen, 
wenn nur jene Anstellungen erlangen, welche die vorgeschriebenen 
Studien vollendet haben Die Einführung des Unterrichts- 
geldes hat daher zunächst den Anlauf mittelloser Jungen ohne 
Fähigkeit und Verwendung abgehalten, die fntln r es gemachlicher 
limdcn im ^Schatten der Schule als an dem Webstuhle zu sitzen 
oder bei dem Aniboss oder hinter dem Pfluge zu schwitzen und 
wenn sie die UniversitUt verlassen, das Mönchthum, das dom Bettel 
und d( 1- Unwissenheit, der Trägheit und dem Müssiggange gewidmet 
wai*, vennehrten.« 

Es hegt uns aus dem Jahre 1785 ein Ausweis tlber das in 
diesem Jahre eingegangene UnterricbtBgeld (Studirende der Theo- 
logie und der Chirurgie waren von der Bezahlung desselben 
befreit) und über die Venvendung desselben vor. 

In Oberösterreich gingen ein fl. 4416*86, davon erhielten 
15 Studirende der Universität Stipendien & fl. 80 = fl. 1200, 
38 Gymnasialschüler ä fl. 50 s= fl. 1900, 8 Kormalschttler k fl. 30 
= fl. 240. Die Remunerationen betrugen fl. 58. In Summa fl. 3398. 
Der Best per fl. 1118*36 wurde fruchtbringend angelegt 

Die UnterrichtBgelder in Niederösterreich betrugen fl. 15.014-36, 
hiervon erhielten 6 Studirende fUr Beruisstudien Stipendien ä fl. 120 
= fl. 720, 11 Hörer der Philosophie a fl. 100 = fl. 1100, 25 Gvm- 
nasialschüler a fl. 80 = fl. 2000 und 4 Normal schüler ä fl. 50 
= fl. 200. Die Remunerationen betrugen fl. 178. 

Die ünterriebtsgelder in Böhmen machten aus ti. 1804()'58, 
hiervon orliielten 28 Studirende für Berufsstudien Stipcivlion a fl. 120 
= fl. 3360, 44 Hörer der Philosophie a fl. 80 = Ü. 3520, 88 Gym- 
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nasialschüler a fl. 50 = fl. 4400 und 28 Xormalschüler ü Ü. 30 
— ri. 840, ziisammeu Ii. 12.120. 

Es ma^ jedoch hcrvorgdiolxin werden, dasö die c>t( tim^ Al)- 
nahmc der Zahl der Sttidircnden bis inclusive zum Jahre 1787 
dauerte, von da ab und weiter stiegen die Zahlen. Wie wir bereits 
anführten, betrug die Zahl im Jahre 1787 6560, hingegen im 
Jahre 1788 schon 6686, im Jahre 1789 7031 und im Jahre 1790 
7484. Die Details ans den zuletzt bezeichneten zwei Jahrw liegen 
uns vor; Nämlich im Jahre 1789 aus Oesterreich unter der Enns 
2024) aus Oesterreich ob der Enns 309, aus Innerösterreich 810, 
Triest und 6dr:2 109, Vorderdsterreich 660, Böhmen 1989, Mähren 
und Schlesien 1130 und im Jahre 1789 Niederösterreich 2050, 
Oberösterreich 314, Innerösterreich 965, Triest und GMirz 113, 
Vorderösterreich 746, Böhmen 2107, Mähren und Schle.-^ien 1189. 

Wir greifen vor, wenn wir berichten, dass die Studien-Hof- 
commission über diese Angelegenheit am 5. Mai 1701 Vortrag- an 
den Kaiser Leopold, erstattete. In demsel])en hob sie wiederholt das 
Moment herv^or dass man die Zahl der Studirenden vermindern 
wollte, um ein normales Verhältniss »zwischen den Studirenden 
und ihrer Bestimmung wieder herzustellen«. Geilten dicge Massregel 
hatten insbesondere die Bischöfe gemeinBchaftliche Sache gemacht 
und brachten gegen dieselbe .weitläufige Vorstellungen ein, weil 
sie durch sie den nothwendigen Nachwuchs an Geistlichen in Gefahr 
sahen. Die Studien-Hofcommission habe jedoch durch die Ein- 
führung des Schulgeldes noch ein anderes Moment im Auge gehabt, 
nämlich, durch dasselbe dürftigen Jttnglingen yon ausgezeich- 
neten Fähigkeiten (deren Zahl in runder Summe 600 war) ergiebige 
Unterstützung zu gewähren. Da überdies die LänderstcUen die 
Befugniss haben, dürftige Studirende von besserer Verwendung, 
denen kein 8ti|)('iulinni gegeben werden kann, von der Bezahlung 
des TTnterrichtsgcldes zu hefreion, so werden dann nur jene Anne 
ausgeschlossen, deren Geistesgaben beschränkt sind, deren Köpfe 
für die Wissenschaft kein Gewinn, deren Arme und physische Kräfte 
aber im Laufe der Zeit, während welcher sie in der Schule sassen, 
für den Staat und für si^ selbst verloren Avaren. 

Es ist das wie so manches andere heute ein überwundener 
Standpimkt Auch der absolute Staat kann trotz aller Machtmittel, 
die ihm zu Gebote stehen, in derartigen Fragen nicht vorschreiben, 
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und ebensowenig, als es in meinem Belieben stellt, zu bestimmen, 
wie viele Sciiuster oder Schneider werden solh ii, ebensowenig liegt 
es in seiner Macht, die Zahl der Htiidirendeu zu bestimmen. Das 
einzige, was er thun kann, was er thun soll, ist, strenge For- 
derungen an die Studirenden steUen und sie auch handhaben, denn 
es dari' eine laxe Praxis nicht wohlerwogene Lehr- und Studieu- 
pläne über den Haufen werfen. Während es sonst der Ruhm 
einer Universität ist, zahlreiche Stndirende zu zählen, suchte man 
damaLs den Studirenden alle mögUchen Hindernisse in den Weg 
zu legen. Man hatte dabei ausschliesslich Utilitätsrttcksichten im 
Auge, und da zu viel Fachmänner producirt wurden^ so wollte 
man dieser Flroductivität Ziel und Schranke setzen. Dass die Uni- 
yerdtät auch die Wissenschaften zu pflegen habe, daran dachte 
man nicht. Wohl hatte man hei der Studienver&ssnng den Zweck 
der National er Ziehung, aber man verstand darunter, dass die 
Universität Beamte, brauchbar für die öftentUche Verwaltung, 
Männer fUr die Rathsstube, für das (Jabinet bilde, die mit vater- 
ländischen Gcsinnungeu genährt sind. Es konnte daher, wie sich 
Gottfried van Suieten (25. Februar 1785) ausdruckt, die wissen- 
schaftliche Erziehung nicht ohne bestimmten Plan imd die Wahl 
und Ordnung der Kenntnisse nicht der Jugend selbst und auch 
nicht deren Eltern überlassen werden. Die Göttinger Universität, 
an welcher Lehr- imd Lernfreiheit bestand, meinte van Swieten, sei 
ohne alle Beziehung auf die Nationalbilduog und sei eigentlich mehr 
eine lehrende Akademie der Wissenschaften*}, die darauf berechnet 
ist, Ausländer herbeizulocken, tmd hielt er die ganze Sache als eine 
Finanzspecuiation. Die Regierung dort brauche Gelehrte von grossem 

*) Wie mx in unserem »Oesterreich und Preussen, 1780—1790« , 8. 43 
berichtoten, trug aich Joeef mit dem Gedsnken, euie Akademie der WisseiuKshaften 

SU enrichton, der jedoch nicht ausgefÜhr vmrde. Im Jahre 1784 bat die bSbmiaebe 
Privatgesellschaft der Wissenschaft, welche im Jahre 1772 beendet wurde, ihr 
zu gestatten, den Namen einer öffentlichen Gesellschaft der Wissenschaften, ein 
eifrciics Insiegel zu führen und inren Mitgliedern gedruckte Diplome auszuftM-t io-t-ii. 
Die lluiliaii/^Iei meinte jedoch (20. October 1784), es sei noch nicht der Munieut 
gekommen, diese Privatvereiniguug au einer Akademie der Wissenschaften zu 
erheben. Der Kaiser beffthl hieran^ der Geselbehaft das alierhdchste Wohlgefallen 
zu beseugen und ihr die leeren Räume hn Universitatshattse einzurXumen, auch. 
werde es ihr gestattet, einheimische und fremde Hi^lieder aufzunehmen. — Be- 
züglich Göttingens verweisen wir auf den interessanten Essay Wahlberg's : »Wien 
und Göttingen«, in dessen gesammelten kleinen öchiifteu, IIL Bd., S. 824^ 
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Bufe und stellt ihnen die vortheilhaftesten Bediiigungea und diese 
locken wieder die Fremden ins Land, welche ihr Geld dort verzehren. 

Das Studium an answärtigen Universitüten war übrigens auch 
unter Josef nur aiisualim^ weise gestattet. In einem Handschreiben an 
den Grafen BIümes:en vom 22. October 1781 heisst es, dass dies nur 
solchen Personen zu (n-laul)en sei, die mit ilireu Hoimcistei-n i-eisen, 
wenn «*ie bereits 28 Jahre alt sind, bei welchen angenommen werden 
kann, dass sie die »innerliche Verfassung« des Vaterlandes bereits 
kennen zu lernen Gelegenheit hatten. Wohl aber seien Reisen ins 
Ausland jenen gestattet^ die sich in irgend einer Kunst oder in 
einem Handwerke vervollkommnen wollen, da diese (lan[^ftl<? in 
Oesterreich auf einer niedrigen Stufe standen. 

Als CSardinal Migaszi ersuchte^ seinem Neffen, dem Grafen 
Migazzi, zu gestatten, die juridischen Studien in Wttrzbui^ za 
absolviren, rescribirte der Kaiser (24. Juni 1782): »Den Keveu 
des Cardinais kann die gebotene Erlaubniss ertheilt werden, nur 
mttss den Oardinalen zugleich M^e anderweitige Meinung gegen- 
wärtig gehalten werden, dass jene welche nicht auf einer inlän- 
dischen Uuiversität ihre Studien vollbracht von aller Anstellung 
in meinen Diensten ausg-estlilosstu bleiben.«*) 

Der Besuch des CoUt<n'>'ui (ivrmanicum zu Rom wurde schon 
am 19. October 1781 in i olge kaiserlicher Entschliessung ver- 
boten, weil in diesem CoUegio die Rechte, ja sogfir die erzwungenen 
Rechte der Curie aU Rechte der ecclem'a romana gelehi't werden. 
(Vergl. unsere: »Historische Skizzen« S. 85.) 

In dieser Resolution sprach sich auch der Kaiser dahin aus, 
dass er im Begriffe stehe, in seinen italienischen Staaten eine de rartige 
Einrichtung zu treffen, dass auch arme erbländische Unterthanen, 
die nilmliche unentgeltliche Erziehung erhalten werden, die ihnen 
in Born ertheUt wird. 

Wie bereits erwähnt, errichtete dann Josef die General- 
seminarien, ttber die wir uns ausführlich in der bereits unter diesem 

*) Am 17. Juli 1787 «rging ein Decrat nach Galixien und in ähnlicher 
Weise nach Mähren, des IidudteSf dass jene Ehern, welche, obne die Erlaubuisa 
dazu erhalten zu haben, ihre Khider im Auslande stiuliren la«?spn. 100 Diu atcn 
8tr.ife zu zahlen haben. Ebenso wurde (5. Juli ITHö) aiii^eniiluet, da-ss Zcng^uisse 
ausländischer Gymuasieu bei Ertheiluug von Stipendien nicht berllcksichügt 
werden sollen. 
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Titel angeführten Schrift aussprachen. Sie hatten den Zweck; Gott 
zu geben, was Gottes und dem Kaiser, Wcos des Kaisers ist. Es ist 
selbstverständlich, das« der weitaus grüsste Tlicil der Bischöfe gegen 
sie Klage erhob, wenn auch der Stunn nicht so arg wie in I5elgien 
wurde. Die gepflogenen Unteröucliungen ergaben jedoch nichts für 
sie gravirt'udetj, was nicht auch anderswo unter ganz geregelten 
Yerhiiimissen vorgekommen würe und vorkommt. 

Besondere Aufmerksamkeit wendete der Kaiser der medi- 
cinischen Faciütät, respective der Vervollkommnung des Studiums 
der Medicin zu. Die Errichtung des Josefinunis, des anatomischen 
Theaters, die Anscliaffung der Wachspräparate u. s. w, sind die 
lebhaftesten Beweise, 'wie sehr der Kaiser bestrebt war, dieselbe 
zu fördern* Unter Josef U. wurde auch die Rigorosen-Ordnung auf 
Grund eines Votums von Störck vom 30. Härz 1785 verändert, 
die Inaugural-Disputation h9rte auf und an ihre Stelle trat die 
praktische Prüfung am Krankenbette.*) 

Während jedoch die Liaugural-Disputation filrdieRigorosanten 
der Medicin au%ehoben wurde, blieb sie fllr die Hörer der Rechte 
weiter in Uebung. 

Uni den Grad des Doctors der Philosophie zu erhalten, musste 
man nach einer Entschliessung vom 3. Xovemlier 1786 ausser den 
* Schulprüfungen <r (den Semestralpriifuiigen) drei ürdentlielicRigorosen 
al)leg-enj aus der theoretiselieii und praktischen Philosophie, aus der 
Mathematik und Physik uud seliliessHcii aus der allgemeinen Geschichte. 
Ueber die X< l)eTÜächcr konnten die Semestral-Zeiignisse genügen.**) 

Am 12. Juli 1784 erschien die Verordnung, dass die Vor^ 
träge an der Universität nicht mehr wie bis dahin in lateinischer, 

*) Im Jalire 1784 wurde aus Galizien s^ nn '^det, es sei zu Smyrna und in 
Konstantinopel die Pest aus<rc1irochen. IMp Tlotkanzlei erstattete hierauf Vortrag' 
(16. September), wegen der Vurkthnuigsniiilitil geg-en die Verbreitung derselbeu. 
Hierzu hemerkto der Kaiser: »Da der Kuf von einem hervorbrechenden Pestübel 
oft ans Eigtwnützigkeit der Handelsleute, tun andre der Contamaz verlängert /.u 
untersiehen, verbreitet wird, und da nicht wahrackeinlieh ist, dass der Auabraeh 
dieses Uebels im Arcbipelagus zuerst ans Galiaien nacli Wien bekannt werden 
soll, obne dass noch hiervon eine Anzeige durch die Triester HandeUHeute oder 
aus Italien anher gelangt sein sollte, so ist von dieser Anzeige gar kein Gebrauch 
7M raacheri, da inn]i nnr durch dgl. falsche Nachrichten zu ttberüüsaigen Veran- 
Btaltungeu irre getlihrt winl.« 

**) Vergl. Kink I, üßS, der diese Verordnung in abfälligem -Sinne beurtheilt. 
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sondern in deutscher Sprache, mit AuBnahme einiger Discipliuen 
für Theologen, gehalten werden sollen. Der Vorschlag zu dieser 
Reform ging iirsprlloglich von Heincke aus. Dieser war nämlich 
bald nach dem Regierungsantritte des Kaisers beauftragt, die 
damaligen drei Gymnasien in Wien (auf der Universität das 
akademische Oynmasitun, bei St Anna und bei den Piaristen in der 
Josefetadt) in Yerbindung mit den Regieriingsrftthen Freiherm 
V. Stnppan und Josef y. Hadder zu inspidren. Die Inspection 
dauerte 15 Tage. In dem Berichte vom Jahre 1781, der Tag ist nidit 
angegeben, erklärt Heincke, er sei mit dem Ojmnasial'Lehrplane 
nicht vertrant; aus den vorhandenen Lehrbflchern glaube er jedoch 
entnehmen zu sollen, dass dieser den Zweck habe, die lateinisclie 
und griechische Sprache in erforderlichem ]\rasse zu lehren und die 
Schüler mit jenen Kenntnissen vertraut zu machen, welche zur 
Erwerbung höherer Wissenschaften vorausgQsetzt werden. TJm die 
Methode der Lelirer zu erfahren, prüfte er die Schüler, jedoch in 
solcher Weise, durch welche der schuldigen Ehrfurcht der Schüler 
gegen ihre Lehrer kein Abbruch geschah. Er prüfte auch zumeist 
die armen Schüler, um sich zu Überzeugen, ob diese nicht etwa 
vemacUässigt werden. — Unter den Vorschlägen, die er bezüglich 
einer Gymnasial-Reform unterbreitete, betonte er insbesondere die 
Pflege der deutschen Sprache^ und damit die Schttier die lateinische 
Sprache nicht vernachlässigen; sollen sie angehalten werden, auch 
ausser der Schule lateinisch zu reden. Damit verband er den Vor- 
schlag, dass an den hohen Schulen, wie in Frankreich und Eng- 
land, und auf den meisten protestantischen Universitäten die 
Lehi'gegenstände in der Muttersprache, in Oesterreich, deutsch 
vorgetragen werden. Und damit die Hörer seiner Zeit die deutschen 
Vorträge au der Universität mit Nutzen hürcu kömicn, sollen sie 
schon als Schüler in den Gymnasien in gehöriger Weise in dieser 
Sprache belehrt werden.*) 

Wir sprachen bereits davon, dass der Kaiser verschiedene 
Immunitäten etc. der Universität aufhob und bestätigte er (24. No- 
vember 1783) ihre Privilegien nur insoweit, als »solche der gegen- 

*) Au« der Resolution des Kaisers auf den Vortrag Heincke's hflbeü wir 
folgenden Paasus benror: »Man ftidenamat anf die EinfUmmj^ einer guten Dis- 
cipHn und SehnlBueht das Augenmerk gericlitet werden, da eine geeittete, sitt- 
same ordenttiche Jugend notwendiger als eine gelelirte ist.t 

Wolf, Wiener UnlTetdttt. 5 
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wärtigen und künftigen Landesver&ssung und den zu erlassenden 

künftigen hiJchsten Anordnungen mcht entgegen sind.« Im Jahre 

1787 (vergl. Kink I, 600) bestätigte der Kaiser das Recht der 
Universität, sechs Oanonieaü^ zu vorlcihen, jedoch sollten zwei der- 
selben an das Capitel in Linis übcrti-agt ii worden. In der Zwischen- 
zeit schlug das Universitäts-Consistoriiiui im Jahre 1783 den Pro- 
fessor der Mechanik, Dr. philos. Herbert, für das erledigte Canonicat 
zu St. Stefan vor. Die Hofkauzlei meinte (16. Octobcr), dass man 
der Universität das schon ausgeübte Kominationsrecht nicht be- 
schränken könne. Der Kaiser jedoch erklärte, dass er in dem 
g^ebenen Falle, da Herbert ein besonders verdienstlicher Mann 
sei, den Kominirten bestätigen wolle, von nun an aber sei als 
Grundregel zu betrachten, dass bei allen landesAirstlichen, bischöf- 
lichen Capitttlar- oder anderen Ernennungen oder Wahlen der Dom- 
herrensteUen in allen Erblanden, niemand dazu gewählt werden kann, 
der nicht wenigstens zehn Jahre tn cura ammarum gestanden und 
sich darin vorzüglich ausgezeichnet hat. 

. Der Kaiser hob fenier (10. S('|)t('nil)er 17831 die besonderen 
Kapellen für die studirende Jugend bei den Universitäten und 
Lyceen, sowie alle Marianischcii Sodalitäteu luid (Kongregationen 
auf. Die studirende Jugend sollte in die Pfarr- oder in eine 
sonstige öffentliche Kirche zur ordentlichen Verrichtung ihres 
Gottesdienstes unter der nöthigen Aufsicht g( fülirt werden. 

Der Kaiser hatte auch beabsichtigt, eine Beform in Betreff 
der akademischen Behörden einzufEihren. Wie wir bereits bemerkten, 
war der von Ferdinand I. eingesetzte Superintendent das Organ 
des Staates, welchem im Auftrage der Regierung die Ueberwachung 
der Universität oblag. Auf Anrathen Gerhard van Swieten's traten 
zur Zeit Maria Theresia's an die Stelle desselben die Directoren 
der Facultäten, neben welchen die Decane bestanden, welche jedoch 
ein Scheinleben fristeten. Nachdem der Dir( ctor der juridischen 
Facultät aiv der Prager Universität gcstorhcii war, beialil der Kaiser 
(30. August 1782), dass fernerhin an den österreichischen Universi- 
täten, wie an den deutschen, Decane fungiren sollen, die von den 
Professoren der betreffenden Facultäten nach dem Turnus gewählt 
werden, welche alle jene Agenden haben, die in Oesterreich von 
einm bezahlten Director versehen werden. Die r>ir -ctorsstelle in 
Prag sollte daher nicht mehr besetzt werden, und dasselbe soll der 
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FaU sein beim Absterben oder beim Austritte der anderen Directoren 
an allen österreichischen UniTersitftten. (VergL unsere: »Historische 
Skizzen«, S. 34.) Vorläufig bestanden jedoch die Directoren nach 
wie vor. Martini befürwortete ebenfalls in seinem Vortrage vom 
24. Juni 1790 die Aufhebung der Studien-Directorate> welches von 
Kaiser Leopold (4. October 1790) genehmigt wurde, doch wurden 
sie 1802 wieder eingeführt und bestanden bis zur ]>rovisorischen Ver- 
ordnung vom 80. September 1849. (Vergl. Kiiik I, S. 597.) 

Unter Jo.st l wurden aucli die Ferien goro^L^elt. Am 24. Mai 178(3 
wurden die grossen Ferien, die bis daliin während der Monate, 
September und (Jctober waren, auf Juh und August verlegt, und 
mittelst einer Verordnung vom 12. November 1788 wur'le fest- 
gesetzt, da.ss die Weihnachtsferien blos den 25. und 26* December 
dauern^ am 27. sollten die Vorlesungen wieder binnen. 

Wie bekannt^ war unter Josef II. der Nachdruck gestattet 
Sonnenfels motivirte diesen Vorgang (1784) bezüglich der Lehr- 
undHilfsbücher in folgender Weise: »Die Qrundsätze Sr. Majestät 
zeigen überhaupt, dass es ihrer Ghesinnung ganz entgegen gearbeitet 
sein würde, die Fälligkeit der Lehrer, die ein nützliches Werk 
zum Besten der Jugend und Aufkliirung der Nation zu schreiben 
fiihig sein dürften, \mter dem allen I\Iut]i und Bestreben tödtenden 
Druck und Monopolium zu bringen und die Wissenschaften zu 
Frohnkneeliten des Handwerkes der Buchdruckerei heralizusetzen.« 
Der Kaiser bemerkte hierzu, dass die Buchhändler überliau])t, 
wenn der Preis eines Buches zu hoch ist, Nachdruck üben können. 

Hält man Umschau über das, was Josef II. auf dem Gebiete 
der Hochschulen angestrebt und gethan hat, so wird man nicht 
behaupten, dass er den Anforderungen, die man an Hochschulen 
zu st^en berechtigt ist, Genüge gethan, oder dass er auch nur 
die Aufgabe einer Universität als Stätte der Wissenschaft im 
modernen Sinne erfasste. Will man jedoch den Kaiser gerecht be- 
urtbeilcn und legt sich die Fragen vor, wie es damals in Deutsch- 
land und spüciell in dem Staate Friedrich des Grossen bestellt war, 
so wird man zugeben, dass das gesamnite Unterrichtswesen zu jener 
Zeit in Oesterreich besser als in Preussen bestellt war.*} Ja, es 
fragt sich, ob, wenn ein Kant an einer österreichischen Hochschule 

*) Yerg^ M. Fhilippflon: »GeMhiehte des prenssiacfaen StaatsweBeng« I, 
125 n. flf. 

6» 
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gelehrt, ob dicst r nicht den Kaiser zu einer anderen Anschauung 
über die Wissenschaft ^^ebraclit hätte. Das, was er vor sich sah 
und was man damals als Wissenschaft ausgab, konnte ihm keinen 
Respect vor derselben einflössen. Der Kaiser selbst aber war am 
wenigsten mit den £rfblgen auf diesem Gebiete zufrieden. Er war 
kühn im Entwerfen, rasch in der Ausführung, aber er sagte zurück, 
wenn sich ihm Hindernisse in den Wog stellten. Nun hatten sich 
EJagen gegen das Unterriditswesen erhoben: es werde zu yielerlei 
gelehrt, der Unterricht laufe auf blosses Memorii-en und leeres 
C4('(liielitnisswerk liiiiaus, rege aber iiiLlii zum sselbjstätändigen Xach- 
dcukcn au und füliro nicht zu Ueberzeugungen; die jungen Leute 
vergessen daher bald, nachdem siu die Studien absolvirt, das was 
sie mit vieler Mühe erlenit haben, und seien auch nicht mit dem 
iür Staatsbeamte nothwendigen Wissen ausgerüstet etc. Es sind 
das Klag^ die bekannthch auch heute, und zwar nicht blos in 
Oesterreich gegen das jetzige Lehrsystem erhoben werden. Der 
Kaiser beschäftigte sich mit diesen Fragen auf seinem Todtenbette, 
und einige Tage bevor er die Augen schloss, am 9. Februar 1790 
(vergl ]^nk I, S. 589), richtete er diesbezüglich ein Handschreiben 
an den Grafen Kolowrat. Um diesem Uebelstande abzuhelfen, über- 
sandte er ihm den Plan Heincke's, welcher in einer Commission, 
zu welcher Birkenstock, dann Mayer, der nach den Niederlanden 
geschickt werden sollte, und andere Männer der Studien-Com- 
mission oder sonstige Räthe beigezogen werden sollten, zu Ijcrathen 
sei. Diese Commission sollte auch Vorschlüge erstatten, in welcher 
Weise die Volksschule nielir in Verbindung" mit den lateinischen 
Schulen, diese wieder mit den philosophischen ^Studien und letztere 
mit den anderen Studien gebracht werden, damit mit einem Worte 
ein einheitlicher Lehi-plan für das gesanunte Studienwesen ins Leben 
trete. Bevor jedoch der Plan in Berathung gezogen wurde, starb 
der Kaiser. 
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VoQ 179U bis 1848. 

(GottfHed van Swieten Uber Kirdtenraeht. SQeklSufige Bestrebungen.) 

Bevor wir über diese Zeitperiodo berichten, respective Nach« 
lese lialton, haben wir noch eines ]\Ioinciites zu gedenken, welches 
unter Josef II. begonnen und unter Leopold abschloss. Kink I, 575, 
berichtet über dasselbe; aber er lässt sich auch in dem gegebenen 
Falle von seiner Voreingenommenheit gegen Gottfried van Swieten 
und gegen die Sache, die dieser vertritt, leiten. Wir wollen es daher 
versuchen, den Sachverhalt objectiv darzustellen. 

Es braucht hier nidit des Weiteren ausgeführt zu werden, 
wie es kam, dass dem Eirchenrechte ein so weiter Spiebaunoi an 
Universitäten gegönnt wurde. Bis auf den heutigen Tag wird in Oester- 
reich das katholische Eirchenrecht für die Studirenden der Rechte 
wfihzend zwei Semester in einem wöchentlich fünfstündigen Gollegium ; 
an deutschenUniversitäten jedoch wird das katholische und prote- 
stantische Kirchenrecht wahrend eines Semesters, und zwar in einem 
blos wöchentlich vierstündigen Collegium gelesen. Nicht wenige 
nind der Ansicht, dass diese Diseiplin thatsächlich in geringerem 
Zt'itnia.sse tradirt ^^ t itU-ii kfiimte, da die bedeutenden Materien des- 
selben ohnedies bei anderen Disciplinen (beim bürgerlichen Kechte 
etc.) vorkommen. 

Von diesen (iesichtsptinktcn ausgehend, wollte van Swieten, 
der damalige Präsident der Studien-Hofcommission, das« von dem 
Kirchenrechte blos die Materie de heneßcm als selbstständige Dis- 
eiplin und das Staatsrecht als besondere Discipün behandelt werde, 
eine Ansicht, die heute nicht mehr vertheidigt zu werden braucht 

Heincke, der Director der juridischen Studien, war wohl sach« 
lieh bezüglich des Kirchenrechtes mit von Swieten einverstanden, 
jedoch wollte er das Ziel auf anderem Wege erreichen und sollte 
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das Kirchenrecbt von weltlichen Professoi-en gelehrt werden. Van 
Swieten expedirte hierauf den diesbezüglichen Vortrag an den 
Kaiser, wie er ihn cuueipirt liatte, blos mit seiner Uuterbchrift ver- 
schoii, und der Kaiser approlm tf denselben. Heincke trat hierauf 
in einer liiniicdiateingabe nii den Kaiser gegen das Prqject und das 
Vorgehen van Swieten's auf, und wies darauf hin, dass der Vortrag 
van Swieten's nicht das ßesultat einer Berathung der Studien- 
Hofcomi^isBion war, sondern ausschliesslich die Ansicht des Präsidenten 
derselben wiedergebe. Hierauf machte der Kaiser die firtthere Eot« 
Bcbliessung rückgängig, und yan Swieten sah sieb yeranlasst, dem 
Kaiser eine Gegenvorstellung (19. August 1789) zu unterbreiten. 
Doch der Kaiser äusserte sein Befremden über das Vorgehen 
van Swieten's und verlangte, dass für die Zukunft der vorscbrifb- 
mflssige Gang beobachtet werde. In der betreiFenden Resolulion 
heisst es ferner: »Der Unfug, falls er besteht, dass im pliilo- 
sophischen Fache dietirt wird, w o die Schiller ihre Zeit zersplittern 
und ihre Aufnierksanikeit blos auf den »Schall der Worte heften 
müssen, und dadurch von dem Sinne derselben abgezogen werden, 
soll nicht mehr stattiinden.« 

Van Swieten hielt es nun für seine Pflicht, sich und die Sache, 
die er vertrat, zu vertheidigen. Wh' glauben diese Vertbeidigung 
vom 15. Mai 1790 skizziren zu sollen, um dem audiatur et altera 
pcera gerecht zu werden und da der G^nstand selbst principiell nicht 
ohne Bedeutung ist 

Van Swieten bemerkt: das Kirchenrecht, wie es in Oesterreich 
seit mehreren Jahren gelehrt wird, ist von dem eigentlichen Kirchen- 
rechte, welches seit Jahrhunderten unter den gleichbedeutenden 
Titeln: Jus Ecclemasticim, Jtts Canontmm, Jus Poniificim oder auch 
Jus dwtnum besteht^ verschieden. Dieses ist eine ordentliche Herzähhmg 
und Erklärung der Decretalen, die im Corjjus Juris Canonici ent- 
halten siiKl; jenes ist ein A2:s:regat von vSätzen, die ihren Sitz in 
verschiedenen Wissenschaften haben, die bezwecken, riehtigere 
Begriffe von den Rechten der Fürsten und des Staates aufzustellen 
und das Ansehen und den EinHusa des gemeinen Kirchenrechtes 
zu scliwächen und verhältnissmässig zu vernichten. 

Bei der Stiftung und ersten Aufnahme der christlichen Religion 
gab es wenige und einfache Vorschriften, sie bezweckten das Seelen- 
heil der Gläubigen. Als das Christenthum mächtige Bekenner 
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erhielt und die Kirclienvorsteher zu Reichthümern, Ansehen und 
Macht gelaugten, giiiu" die j^eisth'che 8tiiununig alliiiäUg in zeitliche 
Al)siciitcn über und arK^tr zuletzt <j;anz in weltliehe Herrschaft aus. 
Die römischen Bisciiöfe unter dem autigezeichneten Namen der Päpste 
brachten in den Zeiten des Aberglaubens und der Schwärmerei, 
der Anarchie und der Kreuzzüge nach und nacli alle Rechte der 
Kationen und Fürsten an sich und unter sich und stifteten jenes 
beispieUose Beich von Allgewalt, vor welchem der menscÜiche 
Verstand erröthet, welches allein die Barbarei des ^ttekdters zu 
erkllU^n ilüiig isi Auf jede Periode geistlicher Anmassungen folgte 
eine neue Sammlung canonischer Gesetze, welche unter der erdich- 
teten Miene des Alterthums und des göttlichen Ansehens das Band 
der Unterwürfigkeit stets näher zusammenzog. Hundert Jahre 
nachdem Alexander VI. in sieh die Macht fiihltc, eine halbe Welt 
als sein Eigenthuni a\ cgzuschenken und deren Bewohner aus der 
vermeinten Classe der Aft'en in die Classe der Menschen zu erheben, 
trat die Erkläruncr dieser Gesetze zu Bononien*) als eine päpstliche 
Erziehungsanstalt und als ein allgemeiner Lehrgegenstand auf, der 
dem römischen Hofe die Knechtschaft des katholischen Europas 
auf immer zuführen sollte. 

Die Herstellung der Wissenschaften im Westen und deren 
stete Pflege hat die dicke Finstemiss der Unwissenheit nach und 
nach verdrängt und verhalf dem menschlichen Geiste zur Aus^ 
Übung seiner natürlichen Schnellkraft und Stärke. Die EntdedLung 
beider Indien und der dadurch erfolgte erhöhte Genuas des Leb^is, 
der stets neue Quellen der Kenntniss öffnete, führte von der Theo- 
logie und Polemik zur Katurlehre und Mathematik und machte auf 
die Anliegen dieser Welt aufmerksam. Die Ertindung der Buch- 
druckcrkuuöt, die heftigen Rcligionsbewegungen, die in Deutsch- 
land ihren Anfang nahmen etc., mussten die Grundfesten der 
Hierarchie erschüttern. Die Bemühungen vieler Gelehrter, die mit 
der Fackel der Kritik das Kirchenrecht beleuchteten^ mussten die 
Wahrheit auch dem minder geübten Auge anschaulieh machen. 

Diese Bewegung und ihre Folgen konnten nicht spurlos an 
Oesterreich vorübergehen .... 

Ein ausgebreiteter mllchtiger Orden, der von jeher den Titel 
der päpstlichen Leibwache mit vielem Rechte führte, suchte noch 

*) Bologna, woliiu bekaautlich Paul iil. das ConcU zu Trient verlegte. 
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immer seine Pflicht, die er zum imbedingteii Dienste des rümischen 
Hofes besclnvoi-j an jedem Alter, an jedem Stande, bei jeder Ge- 
legenheit zu erfüllen, und der öffentliche Unterricht auf den erbiän- 
dischen Universitäten war noeli um die Mitte des jetzigen Jahr- 
hunderts in einem solchen Grade verwahrlost, dass es zweifelhaft 
scheint, ob dasjenige, was nicht gelehrt, oder das Geringe, was 
gelehrt wnrde^ für die Entwicklung der Seelenkräfte und deren 
zwecknUtosige fiichtung nachtheiliger heissen könne .... 

Das Zeitalter der römischen Schule ist vorüber, ihre Lehren 
sind dahingesunken und der Laut ihrer spätesten Schüler ist kaum 
mehr vernehmlich. Die Zeugung, die sich mit den Grundsätzen der 
gallikanischen Kirche genährt hat, ist in ihr volles männliches Alter 
getreten, und die noch reinere Pflanzschule, welche der neueren 
österreieliiselien Gesetzgebung ihre Pflege verdankt, steht in ihrer 
ganzen ju^-endiielien Stärke da. Biielier, die eliedem der Index 
brandmarkte, sind nun sozusagen katechetischer Unterricht, und 
die Theologie sucht sich allenthalben mit der Vernunft zu versöhnen, 
und der Gang der Philosophie und ihrer treuen Gefährtin, der 
Geschieh tej ist für Abwege und gegen RückMle gesichert. Wenn 
jetzt ein Mann in dem ganzen Schmucke eines römischen oder 
bononiensischen Decretisten auftreten und mit der ernsthaftesten 
Miene der Ueberzeugung das canonische Recht als das Gesetz aller 
Gesetze verktlndigen, dessen genaue Kenntniss als das Studium 
aller Studien anpreisen und lehren sollte, dass der Papst unfehlbar 
sei, dass seine Aussprüche die Stelle des allgemeinen Menschen- 
verstandes vertrete und selbst die Oewisslieit der niathcmatischen Be- 
weise übertreffe, dass er Herr des g< sanimtenKrdbodens, undKönigedie 
Kronen, die sie tragen, und Nationen das Land, welches sie bebauen, 
nur als Lehen seiner Güte geniessen; dass Krieg imd Friede die 
Folge seines Winkes, die Giltigkeit der öffentlichen Verträge und 
die geschworene Treue der Unterthanen nur das Werk seines 
Placet sind; — Lächeln, Mitleid oder Unwille und Verachtung 
wäre di^ einzige Folge dieses seltsamen Auftrittes. Gegen derartige 
Vorgänge braucht man heute keine besondere Kanzel zu errichten 
oder zu erhalten. 

Wohl ist es möglich, dass ein irregeftihrter oder arglistiger 
Gewissensraih es wagte, die fromme Monarchin in den unverwahrten 
Stunden der Andacht mit Hildebrajnd'schen Grundsätzen untör dem 
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Scheine göttficher OffenbÄningen zn versuchen; allein der Verstand 
der einsichtsvollen Für.stin war zu richtige um anhaltende Neben- 
blieke zu dulden, und den Thron umgaben aufgeklärte Männer 
genug, die stets den reinen Spiegel der ^^'ahl•heit vorhielten. Man 
zweifelt nicht, dass einige geistliehe Vorsteher jede Gelegenheit 
bentitzten und dringende Vorstellungen machten, um die neuere 
Lehre sammt iliren Lehrern zu entfernen; allein sie blieben ohne 
Wirkung und nichts kam aus seinem Geleise. Riegger's Lehrbuch 
wurde auf den Index gesetzt; er konnte sich jedoch mit der Huld 
seiner Honarchin und mit der Achtung der Verständigen trösten. 

Wohl ist der Unterricht im Kirchenrechte noch immer von 
Wichtigkeit, eine Wiasenschafb im eigentlichen Sinne ist es jedoch 
nicht. Jede positive Wissenschaft muss vor Allem eui Feld von 
Sätzen und Wahrheiten in sich fassen, das ausschliesslich ihr gehört ; 
sie müssen ftii' sieh bestehen, zu allgemeinen Aufschlüssen und 
Grundwahrheiten führen. Alles dieses ist beim Kirchenrechte nicht 
der Fall, da es blos ein Aggregat ist. Unter Princijrm juris eccle- 
mastici versteht man: Jas n<ittir(ic, sacr<i scriptnrd, traditiones, 
scripta sandorum patnim, concüia etc. Der menschliche Geist wird 
erst dann ungehindert seinen Weg zur Vervollkommnung antreten 
können, wenn er das sogenannte Kirchenrecht auf dem Punkte, 
auf welchem es hei der Stiftung der christlichen Religion gestanden 
hat, surttckgebracht, d. i. wenn es in der Ausübung ganz ver- 
schwunden und die Eenntniss dessen vollkommen unntttz sein wird.« 

Der Haupteinwurf H^ncke's sei; falls die Materie des all- 
gemeinen Kirchenrechtes bei anderen Lehrftchem behandelt würde, 
so fiele der wichtigste Theil dem Lehrer der Eirchengeschichte zu, 
der geistlichen Standes, leicht den Lehrstuhl missbrauchen könnte. 
"Die niederländische Geisthchkeit beweise es, wie schädlich sie 
wirken küune. 

Diese Lehrkanzt^l ««ei jedoch nicht aussehliesslich ffir Geist- 
liche bestimmt. Es wird derjenige gewäldt, dessen Kenntnisse und 
Grundsätze über allen Zweifel erhaben sind. Manche Geistliche 
haben überdies die unzweideutigsten Beweise ihrer lauteren Oesin- 
nung gegeben. Sollte man sich in der Wahl der Lehrer irren, so 
wird man es wohl bald erfahren, da die Vorlesungen öffentlich 
gehalten werden. Es sei übrigens auch möglich, dass einmal ein 
{uridischer Director missräth. Der Ourialismus hat seme Hauptquelle 
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in der Herrschsucht und dem Stolze des ri^mischen Hofes und seiner 
Partei. Dieser entsprang die Errichtiiug eines besonderen canonischen 

Lclir.stulilcs auf der hohen Schule zu Bononien, um das Decretum 
Ch'aHani 7A\ erklären. IS iiii crliiohen AuimusöUiigen und Erdichtungen 
da» Gewand «u'dentlicher liechte, aus einer Sanniihin^; vt^rworroner 
Sätze entstand ein Univer?iitHts-Studium. Die Anhänger Roms suchten 
dann die Saclte zu tordern und darin thaten es die Weltlichen den 
Geistlichen zuvor. Die etlichen vernünftigeu Sätze des neuen jus 
canonicum verdankt man Geistliclien, und überall ist die g-esunde 
Lehre gang und gäbe, wo nebst den Bischöfen auch ein Clerus lebt, der 
dem Vaterlande und dem Staate nicht entsagte und seine l)eson- 
dere geistliche Stimme hat Dies beweist die Dedaaraih deri gaUi' 
com vom Jahre 1682^ femer zeugen daför llänner wie Petrus 
de Marca, Bossuet, Sarpi, du Pin, van Espen, Fleury, Febronius etc. 
Der Hinweis auf die Niederlande ist gehässig genug, aber auch 
dieser wUrde beweisen, dass man den Stoff vertheilen solL 

Heincke hatte sich auch gegen die Lehre des besonderen 
Staatsrechtes ausgesprochen. Es sei dies sehr häklich. Es werde 
dadurch die Constitution eines Staates untersucht und bestimmt 
vorgetragen, die weclisclseitigen Rechte und Obliegenheiten zwischen 
dem Landcsfiirstcu und dem Volke beurtlicilt und der Welt vor- 
gelegt, riicrzu bemerkte van Swieten: Wenn sich der Dircctor 
t inc juridische, gerichtliche, proeessartige Untersuchung vorstellt, 
wenn er sich unter dem bestimmt vortragen« eine entscheidende 
gesetzmässige Form denkt, wenn er sich überhaupt dem Wahne 
hingibt, der Lehrer auf der T^niversität sei blos das Sprachrohr des 
Staates, so sind seine Begriffe sehr unrichtig. Es handelt sich ledig- 
hch um eine historische, kritische und literarische Untersuchung, die 
sich auf gelehrte Hil&mittel stützt, die »Bestimmtheit« des Vortrages 
betrifft nur die Deutlichkeit, wodurch das Dunkle von dem Bekannten, 
das Gewisse von dem Ungewissen geschieden, dieses in seinem 
Werthe dahingestellt, jenes durch Thatsätze aus der Geschichte 
erhärtet wird, und kommt es darauf an, den künftigen Staatsbeamten 
über ein Fach zu unterrichten, worin er ohne Schamrdthe nicht 
un^Anssend sein darf. Man sieht daher nicht ein, was diese Lehren 
Bedenkliches haben und Avarum man sie geheininissvoll zurückhalten 
soll. Ebenso ungegründet sind die Bedenken beziiglieh des äusseren 
Staatsrechtes. Heincke meinte, fUr die österreichische Monarchie 
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kennt man bisher nichts von einem solchen Systeme, und doch hat 
Christian Beck das österreichische Staatsrecht an der Theresianischen 
Akademie vorgetragen und ein geschätztes Werk: Spedmm pri- 
mum et secundum juris puMiGi aus&riac^ Vünna, Trattner 1750, 52, 
veröffentlicht Die Werke des Hofrathes Schrötter: Versuch einer 
österreichischen Staatsgeschichte, Wien; Erauss 1771, Grund* 
riss des ÖsterreichiBchen Staatsrechtes, Wien, Kurzböck 1775, 
sind bekannt Abgesehen von anderen ist auch der Custos der Hof- 
bibKothek, Abb6 Heyrenbach, besonders za nennen, der im Jahre 1778 
Voriesungen über die Ansprache Oesterreichs auf einen Theil Bayerns 
hielt Wenn diese Disciphn bisher ausgelassen ^^■ul•de, so gehurt 
das mit zu dem Verhäiijj:iiisse, ^veishulb beinahe Alles, was vater- 
ländisch ist, von dem üÜ'eiitliclien Unterrichte ausgescldossen bheb. 

Was den Einwurf betrifft, es mtisse ein gedrucktes, voll- 
ständiges und vollkommenes Xiehrbuch vorhanden sein, so ist zu 
bemerken, dass es sich zunächst darum handelt, fiir diese Dis- 
ciplin einen Lehrstuhl zu errichten. Ist diese Frage bejahend ent- 
schieden, dann erst kann die Bede von einem Vorlesebuch sein. 
Dasselbe kann dann nur von einem praktischen Fachmanne ver« 
fasst werden, wobei allerdings da wie anderswo nicht anzunehmen 
is^ dass der erste Versuch sofort vollkommen sein wird. 

Was das Dictiren betrifft, so ist zu bemerken, dass selbst 
das vortrcfriielisto Vorlesebuch den Lehrer nicht überflüssig macht 
Das Lehrbuch kann die Lehrsätze enthalten, den Commontar muss 
der Lehrer geben. Wenn der Lehrer sich, wie es seine Pflicht ist, 
für die Vorlesung ordentlich vorbereitet und mit der Wissenschaft 
fortschreitet, so wird er oft den Schftlem Neues mitzutheilen haben 
und wird der gedruckte Leitfaden nie genügen. Der Schiller wird 
daher Notizen machen mttssen, die ihn auch nach der Vorlesung 
beschäftigen werden. 

Van Swieten bemerkte ferner, er habe sich stets seit seiner 
Ernenuinig mit der Sache verbunden und habe sich ITcineke nach 
Monaten erst eines anderen besojuien. Pnneipiell war die Sache 
mit dem Vortrage vom 5. August 1785 entschieden. 

Kolowrat brachte die Note (3. September 1790) zur Kenntniss 
des Kaisers Leopold und dieser bemerkte, da der Martinische 
Plan bereits genehmigt sei, so ist van Swieten erkemien zu 
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geben, dass Ich seine Rechtfertigung iu Gnaden auüiehme und 
bei derselben es bewenden la«se.<*) 

Aut* eine Kanzel für österreichisches Staatsrecht soll vor- 
gedacht, zuvor jedoch soll ein zweckmässiges Lehrbuch dazu mit 
aller Vorsicht verfasst werden. Dem Verfasser kann die diesfiülige 
Professur .verheissen werden* 

Fahren wir nun in der Nachlese fort. 

Wie man weiss, hat sitli Josef ^enöthigt f^^esehen, den grünsten 
Theil dessen, was er ins Leben gerufen, mit t ijj:oner Hand zu zer- 
stören; aber die Widersacher des »Systems«, welches der Kaiser 
ins Leben gerufen hatte, wollten auch den Rest der Institutionen, 
die noch aufrecht geblieben waren, vernichten. Es sollte eine voll- 
ständige Um- und Rückkehr zu den frtlheren Verhältnissen statt- 
finden. So wendeten sich der Rector, dei* Kanzler, die Directoren 
und Decane der Wiener Universität, ferner die Senioren und 
Procuratoren deir österreichischen, rheinischen, ungarischen und 
sächsischen Nation an den Kaiser Leopold um die Wiederhei^ 
Stellung der akademischen Gerichtsbarkeit Sie erklärten, es sei 
»zu beweinen«, dass Universitätsnritglieder, denen das Schicksal 
eine Abstammung vc»n udeligen Eltern missgönnt, eine Herab- 
wilrdigung unter die geringste Volksclasse zu erfahren haben. Der 
persönliche Adel der Doctoren, welcher ihnen <i,leichsam durch die 
Gewohnheit ganz Europas zugesic hert ist, sei dnreli die Aufhebung 
der akademischen Gerichtsbarkeit abgestorben und die Doctorwürde 
lief gesunken, und derartige Exclamationen mehr, die heute ein 
Lächeln und nicht Mitleid oder Theilnahme herv^orrufen. Doch 
schlug Kaiser Leopold (12. August 1790) dieses Ansuchen ab, die 
akademische Gerichtsbarkeit blieb aufgehoben, jedoch erhielten die 
Criminalgerichte und Polizeibehörden Auftrag, dem Bector die 
Anzeige zu erstatten, wenn ^n Student verhaftet wird. 

Auch die Bischöfe blieben mit ihren Klagen, Beschwerden 
und Bitten nicht zurück, da der ivaistn- auf kircliUchera Gebiete 
thatsächlich p^rosse und weit ausgi-eift-nde Reformen vorgenommen 
hatte. kSämmtliche Biscluife in den deutsilien Erblanden brachten 
ffravamina vor, doch nicht gemeinschaftüch, was zu jener Zeit nicht 



*) YergU damit die geförbte Daratellimgr Kink*8 I, 579. 
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gestattet war. Es konnte diesikUs auch nicht eine Berathung und 
ein persönlicher Gedankenaustausch stattfinden, da kein Bischof 
seine DiOcese verlassen durfte, wenn er nicht die Erlaubniss der 
politischen Behörde dazu erhalten hatte. In solcher Weise kam es, 
dass in allen Tonarten geklagt wurde und war auch der Text 
verschieden. Wohl kam es, dass mehrere Bischöfe die gleiche Be- 
schwerde erhobeu, keine jedoch Avard von allen «(emcinsam aus- 
gesprochen. Man schloss daraus, *(lasH sich blos um äusserliche 
Dinge handle, da der eine Bischof sich iil)er dies und der andere 
über jenes beklagte. Würde es sich um ein Dogma gehandelt 
haben, oder wäre etwas gegen die christliche Frömmigkeit und 
Moraiität verordnet worden, so hätten wohl alle zwanzig Erz« und 
Bischöfe einstimmig dawider streiten müssen.« 

Kaiser Leopold ttbergah die Beschwerden (vergL Anhang) 
dem obersten Hofkanzler, Grafen Kolowrat, und der geistlichen 
Hofcommission zur Begutachtung, da sie eben kirchenpolitische 
und rein kirchliche Angelegenheiten betrafen. Wir heben hier 
blos das hervor, was unseren Gegenstand betrifft. Es wurde 
nämlich von mehreren Bischöfen gewünscht, dass vor Erlangtmg 
der Doctorswürdc wieder die Confesffio ^'^e?* abgelegt werde. Hierzu 
bemerkte der oberste Kanzler, Graf Kolowrat (s. d.): »Die ehe- 
mals vorgesehricbeu gewesene Ableguug de.s Glaubensbekenntnisses 
vor Erhaltung der Doctorswürdc ist an sich, weil man die Reli- 
gion desjenigen, der die Doctorswürdc verlangt, wolü ohnehin 
weiss, ganz fiberflüssig; in einem Staate aber, wo, vAq in dem 
österreichischen, Juden, Griechen imd Protestanten tolerirt werden, 
sd es ganz unthunlich und umso mehr unnöthig, als in Absicht 
auf die den Juden zu ertheüende Doctorenwttrde Sr. Majestät durch 
die bei Grelegenheit, als der Jude Joel die juristische Doctoren- 
würde ansuchte, herabgegebene höchste Entschliessung eine umständ- 
liche Vorschrift ertheflt hat.«*) 



*^Wir haben es bereits anderweitig hervorgehoben, dass es jüdische 
Aerzte, und zwar Doctoren in Wien gab, selbst zur Zeit, als die profettio fidei 
abgelegt und der Eid anf die unbefleekte EmpfKnguiss geleistet werden musste, 
und noeh vor der Grandnng der UniTersität gab es 1314 einen jüdischen Arst, 
Liebmann, in Wien, der eine Badestube besass. Jüdische Doet<Hren der Bechte 
gab es jedoeh, so Tiel uns bekannt ist, nicht. Abgcsclien von den äusserlioben 
gesetsliehen HJndemissen, die jadischen Studirenden im Wege standen, dachten 
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Wir fügen hier an, in welcher Weise die geistliehe Hof- 
commission (18. December 1790) sich Uber die Beschwerde in Be- 
treff der General-Seminarien ftusserte. Cardinal Migazzi hatte 
besonders hervorgelioben, dass die Untersuchung über die bischöf- 
lichen Beschwerden in Betreff der Gencral-Seminarien stets von 
der geistlichen Hofcoinmif^siou geführt wurden, welche sie immer 
in Schutz nahm, lliciauf bemerkte die geistliche Hofcomiiiissiou, 
man wisse nicht, wns man bei dicsci' Beschwerde denken soll. 
^Nie hat ein Bischol" eine specifische Klage gegen t;in ^Jemiuariiini 
eingebracht nnd nie. i«it auf Grund einer bischöflichen Klage irgend 
ein General-Seminarium untersucht worden. Die Untersuchungen 
wurden stets in Folge anderer Anzeigen gepflogen, und zwar von 
der geistlichen Hofcommission, weil ihr die Leitung der General'- 
Seminarien oblag. Wie untersucht wurd^ zeigen die vorhandenen 
Acten.« 

So sehr die geistliche Hofcommission ftir die G^eral-Semi- 
narien eintrat, so entschieden trat die Studien-Hofcoramission gegen 
jeden Unterricht, der in Klöstern ertheilt wurde, auf. Zur Charakteri- 

siruiifi; führen wir folgende JSiitze aus einem Vortrage der Studien- 
Hofcomniission vom 7. December 1790 über die Piariston an: 
>Wie wenig diese (klosterähnlichen Anstalten) zur echten und dem 
Zwecke des Staates an^o inessenen Bildunp: in jeder IMeksielit bei- 
trugen, hatte die Erfahrung längst gelehrt. iUlein, (xewohnheit und 
Vorurtheil und die mit beiden immer verbundene Gleichgiltigkeit 
Hessen es weder sehen noch empfinden. Unverkennbare Gebrechen, 

(iie Judi ii st'Ilist niclit ilfirnn, sich »liost n Snnlii'ii /u widmen, da sie umso weiiig'er 
Aussieht hatteii, sie prakti.-ieh zu veiweitlu n, indem »ie unter deu damaligeu Ver- 
b&ltniBsai irach darauf gefasst sein muMten, plr>talieh den Wandemtab sn ergreifen 
und in ein anderes Land sn ziehen» da Judenvertreibungen nichts seltenes waren. 
Wahrmd jedoch der Arzt aller Orten sein Wissen praktisch Tenrerthm kann^ ist 
das bei dem Seehtsgelehrten nicht der Fall, weil die Oesede in den Terachie- 
denen Ländern auch verschieden sind. "Eint nach dem Toleranz-Patente wendeten 
sich die .Juden auch diesem Studium zu. Genannter Joel liatte Jurispnidenz 
stndirt, mid als es zu den Rigorosen, rosp. y.m Promotion kam, fragte es sich, 
ob man ilm als Juden auch zum Doctor Jurin (Janonici machen ki»nne. In Folj^j^e 
einer kaiserlichen Entschliessung erfolgte hierauf ein Hofdeeret vom 25, Oc- 
tober 1790 des Inhaltes, dsksn Jnden, wenn sie alle Praestanda prästirt haben, 
Doetcret juri» eiüUit, aber nicht jwrit canonici werden nnd in dieser letEteren 
Eigenschaft Juden und Qiristen vertreten k9nnen. Besäter Joel war der erste 
jfldisehe Hof- nnd Crerichts-AdTocat in Wien. 
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wenn sie gleich sich allgemein auBserten, legte man einzig der 
Jugend zur Last, und die Entwickelung einiger ansserordenilicher 
Talente, deren Hatipteigenschaft es aber ist, nicht nur Hindernisse 
zu übersteigen, sondern selbst dadurch zum Ausbruche gereizt zu 
werden, schneb mau der Anstalt zu.«*) 

Wie mau weiss, wurde bereits seit Sonnenfols ein besonderer 
Werth auf praktischen Geschäftsstyl für Iförfr der Rechte gelegt. 
In Folge eines Memoires von Professor Hotfman richtete Kaiser 
Leopold am 2^. October 1791 ein Handsc lu'eiben an den Grafen 
Kolowrat des luhaites, dass das Lehrfach des praktischen Geschäfts- 
styles überall als ein ordentliches und für die Hör*'r des vierten Lehr- 
c Urses geeignetes Lehrfach angesehen werden soll. Es müssen sich 
daher die Hörer auch aus diesem Fache einer Prüfung unterziehen 
und ist bei Amtsvertheilungen auf die guten Zeugnisse und die 
theoretische und praktische Geschäftskenntniss Rücksicht und Acht 
zu nehmen. 

Unter Kaiser Leopold geschah es auch zum ersten Male, 
dass die kaiseriichen Archive zu wissenschaftlichen Zwecken bentttzt 
wurden. Watteroth, Professor der politischen Wissenschaften und 
der Statistik in Wien, ersuchte nämlich den Kaiser, ziu' Beleuchtung 
seiner Ausarbeitungen und um seine Vorlesungen dest(^ gemein- 
nütziger zu machen, dass ihm alle Verordnungen und Ent- 
schliessuugen, die ani' I^äuderstellen Bezug haben, niitgetiieilt 
werden und ihm den Zutritt zu den Archiven und Registraturen, 
bei den Hof- und LäudersteUen zu gestatten. Um sich Local- 
kenntnisse zu erwerben, möge es ihm erlaubt sein, während der 
Ferien die Erbländer zu bereisen. In einem Handschreiben an den 
Grafen Kolowrat vom 5. December 1791 genehmigte der^ Kaiser 
diese Wünsche, da er bereit sei, dem guten und nützlichen Vor- 
haben die Hand zu bieten. 

Ein Licht auf die socialen Zustände der Universitäts-Pro- 
fessoren wi rft eine kaiserliche Entschliessung vom 2B» December 1792, 

*) £b k«B«i damals manchmal cigenthüinliche Anachauaugen zum Vor- 
echeme. So enthielt das Lehrbuch der christlichen BeKgion vom Superintendenten 
Fock folgende SStee; »Bas Laster des IMebstahls wird auf dne verdeckte Art 

<hircb drückende Auflagen begangene, ferner: »die Christen kVnnen nnd sollen 
nicht iii Meinmif^Gn wnd Gebränclieri über die Religion einig sein<, wodurch die 
Vereinipimpf des (Jl;mberis .ils moralisches Vehe] aufgefasst ward. Erst nachdem 
diese ^tze entfernt wurdeiij konnte das Lehrbuch gebraucht werden. 
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nach welcher die den juridischen Professoren und ihren Frauen 

ertheilte Begfinstigung, ihnen in amtlichen Ausfertigungen den Titel: 
Herr und Frau zu geben und bei Gericht einen Sitz zu gestatten, 
auch <auf die Lehrer der übrigen Facultliton ausziulelincu sei. 

Indem wir noch Gelegenheit fmduu werdcu, auf einzelne 
IMoiur'Titc wrihn ud dipser Periode zurückzukommen, möchten wir 
liier, wenn auch nur mit wenigen Strichen, ein Gesammtbikl der 
Zustände der Wiener Universität bestand, wie sie zur Zeit, als die 
Märzrevolution im Jahre 1848 ausbrach, geben. Sie können nicht 
treffender bezeichnet werden als durch die Worte des ehemaligen 
Ministers ftir Cnitus und Unterricht^ Grafen Leo Thun, Tom 
11. April 1855; welche lauten: »Die Zustände der Wiener Uni* 
versitat vor 1848 bieten das Bild einer Einrichtung, die für alles, 
was das eigentliche Leben einer Universität betrifft, zu bedeu- 
tungsloser Form geworden war und für die Universität ganz 
unwesentlichen Dinge allein Beachtung schenkte.« 

Wir wollen diesen Satz etwas näher iUustriren. 

Wie Avir Ix-nierkten, w(»llte Kaiser Josef II. nicht die Ver- 
treter der Wiener Universität wegen der Bestätigung der Privilegien 
empfangen. Nun wissen wir, dass Josef die Privilegien der Universität 
beschränkte, aber noch besass sie welche. Anders gestaltete sich 
die Sache unter Kaiser Franz. Dieser erklärte (30. Mai 1832): 
»Die Universitäts-Privil^en sind allerhitohste Anordnungen und 
bedfirfen keine Bestät^ung, in so lange sie nicht au%ehoben sind.« 

Wir glauben hier die Veranlassung und die Motive, welche 
zur Besolution vom 30. Mai 1832 führten, angeben zu sollen. 

In Folge der Bitte der Wiener Universität: 1. Um Befreiung 
aller Doctoren und Doctoranden von der Militärpflicht, und 
2. um Bestätigung der alten Privilegien forderte Kaiser Franz in 
einem Cabinetsschreiben vom 19. April 1831 die Hofkanzlei auf, 
ein wohlerwogenes Gutachten abzugelx n. Dieselbe erstattete er 
(28. April 1832), und zwar überlies« sie Punkt 1 dem Hof- 
kriegsrathe, resp. der Hot kanzlei, worüber wir später berichten. 

Ad 2 bemerkte sie, hatte der damalige Kector Wagner hervor- 
gehoben, dass seine Vorgänger die Bestätigung der Privilegien nach- 
zusuchen vergessen hatten. Es wurden daher von der Universität 
die Original-Privilegien zur Emsicht verlangt und man begntigtc 
sich dann mit genauen Oopien derselben. Am 20. October 1831 
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erstattete die n. ö. Begiemng im Vereine mit der Eammerprocuratnr 
ilir GxLtacliteii daJiin ab, dass die Privilegien, soweit sie durch die 

nachfolgende Gesetzgebung nicht aufgehoben oder mit der dar- 
aus gebiklf'tcn gegenwärtigen Staatsveriassung iiicht unverträglich 
geworden sind, keiner Bestätigung bodiirttm; so weit aber dieser 
Fall bei ihnen eingetreten ist, sie zu keiner Bestätigung ge- 
eignet sind. 

Zu den ersteren gehören die Erectionsurkunden von den 
Jahren 1365 und 1384, so weit sie die Errichtung, Einrichtung und 
Verfassung der Universität betreffen, und die kaiserHch(?n Ent- 
Bchliessimgeny welche das Locale der Universität und das ihr vom 
Staate eingeräumte Eigenthum zum Gegenstande haben. Zu den 
letzteren sind zu zählen alle Absätze der Erectionsurkunden, womit 
den Universitätsmitgliedem Vorrechte eingeräumt werden» die sich 
auf die Immunität ihrer Personen, ihres Vermögens, ja der eigenen 
Gerichtsbarkeit beziehen und durch die nachfblgende Gesetzgebung 
aufgehoben sind. Hierher ^ieliört auch das Recht, Statuten mit 
Kechtskraft zu geben, welche jetzt der kaiseilichen Genehmigung 
unterlegt werden müssen, und das liecht, Professoren zu ernennen, 
welche gegenwärtig von der unmittelbaren allerhöchsten Ernennung 
abhängen. 

Das der Universität eingeräumte Recht, Dichter zu krönen 
und Doctoren zu promovircn, kommt ihr schon aus ihrer eigen- 
thümlichen Bestimmung zu, indessen ist das erstere, sowie das den 
einzelnen Universitäten ingleidien zustehende Recht, ein eigenes 
Wappen zu föhren, ausser Uebung gekommen. 

Was der Universität femer durch kaiserliche EntscUiessung 
verliehen worden is^ als die Landstandschaflb und der Bang der- 
selben als eines geistlichen Körpers, der Titel und Rang der Pro- 
fessoren, die feierliche Begleitung bei der Frohnleichnams-Procession, 
die Fähigkeit akademischer Bürger zum Besitze bürgerlicher Reali- 
täten, deren Befreiung vom Mortuare gegen eine in der Tagesordnung 
bestimmte Discretion und der Anspruch auf eine bestimmte Anxahl 
von Canonicaten bei 8t. Stefan in Wien, seheinen dagegen keine 
Bestätigung zu bedürfen, weil sie niclit anfU rs als durch ander© 
kaiserliche Entschliessungen aufgehoben werden können . . . 

Der Bestand der Universität ist mehr in Gesetzen als in 
Privil (-gi e n begrü udet. 

Walf, Wiener UnivenitKt. 6 
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Die Majorität der iStimmea in der lioilianzlei fügte dem 
noch bei: Die Staatsverwaltung würde sich durch jede neuer- 
liche wie immer geartete Bestätigunp: sogenannter, fi^wr doch mehr 
die Natur von Gesetzen habender Privilegien für die Zukunft^ wenn 
Bie in der allgemeinen Gesetzgebung oder selbst in einzelnen Ein- 
richtungen etiraVerttndenmgen nothwendigund zweckmässig finden 
sollte, nur die Hände binden. Der Kaiser genehmigte diese An- 
sichten in der angeführten Resolution. 

JedeFacultät hatte femer ihren yom Staate eingcsetztenDurector, 
welcher die Lelu'cr, die Studenten und die Lehrmittel überwachte; 
auch die Lelirtexte waren ein Gegenstand der besonderen Obr>orge, 
da man verhüten wollte, dass die Jugend nicht etw;i Lohren und 
Aiisicliten in sich aufnehme, welche in irgend einer Beziehung für 
sie schädlich sein könnten, und was hielt man nicht Alles für schädlich! 
Es unterlagen daher die Lehrtexte einer besonders strengen Censur. 

Dass unter diesen Verhältnissen die Lehrer sich aus- 
schliesslich nach dem vorgeschriebenen Lehrbuche halten mussten, 
ist klar, und nur wenige Professoren gestatteten sich da und dort, 
sozusagen auf Nebenwegen, andere Ansichten einzuschmuggeln. 
Das wissenschafUiche Streben, das freie Forschen war verplant und 
verlor sich einzelnweise. Die Professoren wurden nicht berufen, 
sondern ihre Ernennung erfolgte auf dem Wege des Concurses. 
Sie wurden auch nicht sofort definitiv angestellt, sondern sie 
hatten ein Probe-Triennium zumachen. Die Kaiserin Maria Theresia 
hatte 12. November 1774 angeordnet, dass Professoren weder 
Reetoren noeli Docane sf»in sollen, damit sie nicht dtu'ch 
Anitsgcschäfte vcrliindert werden, ihi'em (eigentlichen Lehrberufe 
naclizugehen. Die W iirdcntiiiger der Universität standen daher 
ausserhalb der Universität. Zu all' dem kamen nocli die Doctoren- 
collegien, wclclie, fussend auf alten Privilegien, Macht und Gewalt 
an der Universität ansübten. 

Die Hörer der Universität wurden mehr als Sch^er^ denn als 
Akademiker betrachtet, wenn ihnen auch der Titel »Herr« zuge- 
standen war. Die Hörer erhielten ihre Plätze angewiesen; vor dem 
Beginn einer jeden Vorlesung wurde der Katalog gelesen, und 
Jedes Semester mussten sie ihre Prüfimg ablegen, worüber ihnen 
ein Zeugniss ausgestellt wui de. In solcher Weise kam es, dass die 
jimgen Leute zumeist fast ausschliesshch für die Prüfung studirten, 
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und war diese überstanden, so wurde dann das Erlernte, falls sich 
nicht die Xothweiidigkeit tiustellte; auf dasselbe zurück zu kommen^ 
bald wieder > ausgeschwitzt«. 

Ein wahres Zerrbild und eine Carricatur bot die philosophische 
Facultät. 8ie, weiche nach dem Stiftbriefe: Pia ^mfrix ceterarum 
J'acidtatum universitatts ßUa, prmogendta et ob ekMfoeinmditatem prae- 
däecta, war thatsächlich hicu» a non ktcendo. Philosophisches 
Forschen und Denken war 2u jener Zeit au& strengste in Oester- 
reich yerpSnt nnd kaum war das, was geboten wurde, philo^ 
sophiscbe Propädeutik. DamalB bestanden die Gynmasieny webhe 
eigentlich mehr lateinische Schulen waren, aus sechs dassen. 
Eine Maturitätsprüfung, bei welcher der Abiturient den Beweis 
eines übersichtlichen Ganzen zu geben hatte, fand nicht statt Jene 
JüngHnge daher, welche nicht mit einem besonders glücklichen 
Gedächtnisse begabt, oder die nicht sehr lleissig waren, hatten 
Vieles, wenn nicht Alles, was sie in den früheren Classen erlernt 
hatten, vergessen. Die ^Philosophie^, welche damals aus zwei Jahr- 
gängen bestand (der erste wurde Logik, der zweite Physik genannt), 
war eine Fortsetzung des Gymnasiums und war daher weniger ein 
selbstständiges Studium und eine Facultät für sich, sondern das 
vorbereitende Studium für die anderen Facultäten, und konnte 
niemand medicinische, juridische oder theologische Studien treiben, 
der nicht fi-flher diese »Philosophie c absolvirt hatte. Während 
in den anderen Facultäten, ausser selbstverständlich in der theo- 
logischen, kein Religionsunterricht ertheilt wurde, bildete dieser in 
der philosophischeneinenLehrgegenstand wie jeder andere. Charak- 
teristisch ist es auch, dass nur jene Hörer verpflichtet waren, im 
ersten Jahre Natiu-gesehiclitc und im zweiten Weltgeschichte zu 
Studiren, welche nicht in der Lage waren das Schulgeld zu bezahlen. 

Von der theologischen Facultät zu scliweigen, an welcher die 
Flucht der ZeitCTi bis auf den heutigen Tag spurlos vorüber- 
gegangen ist, da mau hier zunächst den praktischen Zweck vor 
Augen hatte, Seelsorger zu erhalten, die das religiöse Bedür&iss 
befriedigen können, wobei es auf Talent, Begabung und Eignung zu 
diesem wichtigen Berufe nicht immer ankam, war es an der juridischen 
Facultät um nicht viel besser als an der philosophischen bestellt 
Die Hauptau%abe derselben war, Beamte heranzubilden, für die 
Bechtswissenschaft Hess man wenig oder keinen Baum. Von 

6* 
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diesem Grundsätze ausgehend, Hess man das Studium des deutschen 
Beehtes &Uen, nachdem Kaiser Franz im Jahre 1806 auf die 
deutsche Kaiserkrone verzichtet hatte. Man strich nicht das römische 
Recht, aber es wurde auch nicht in gebührender Weise gepflegt. 
Kille IvolK' spiclto das >.aUirreclit, aber von dein Rechte, doxa mit 
uns geboren ward, war nur weniü^ die Rede. 

Verhält lu.^suüUsig am ^'iinsiJflfsten ^Cätalteten sich die Ver- 
hältnisse i'iir die liöhereii medicinisch-chirur<^ sehen Studien (es gab 
auch niedere für Chirui*gen), die seit Gerhard van Swieten die Licht- 
seite der Wiener Universität waren. Das medicinische Studium wurde 
Ton vier auf fünt* Jahre ausgedehnt, von welchen die drei ersten 
dem theoretischen, die zwei letzteren dem praktischen Unterrichte 
galten; einzelne Lehr^cher, wie Anatomie und Chemie, wurden 
vermehrt und aufbratet (mittelst Stadien-Hofcommissionsdecret 
▼om 17. Juli 1812 und 30. Juli 1813 war die CreSrung eigener 
Doctoren der Chemie gestattet) und kamen specielle Filcher, Augen-, 
Zahnheilkunde etc. zur Geltung. Mit Vorliehe wurde die praktische 
Seite gepflegt. Milnner wie RokitanskY, Skoda etc. verheben ihr 
dann einen besonderen Lustre und wurde dit; Wiener medieiuiöche 
iSchule tun- und masd^gebend. 
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Die neue Zeit. 
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Reformen. 

(Die MUrzrafre, die akademisclie Lep^nn, <lie freie deutsche nkademische TTni- 
versität, Coiii^ress 7M Jena, Kiforinvt.irscliläg-e, Veisaniiiiluiig- der JiiscLöfe, 
die philosophisclie Facullät, Leiirauitbcandidateu, Seitiiiuire, pli^sikalisches Institut.) 

Die Zustände an den österreichischen UniTersitäten überhaupt 
und jene an der Wiener insbesondere im Jahre 1848, gaben das 
Spiegelbild der allgemeinen Zustände und Verhältnisse. Personen 

imd Verhältnisse hatten «ch überlebt. Wohl war noch die Staats- 
maöchine in Tlültigkeit, aber das ,u;;iiizt- Gefüge war morsch 
mid verwittert. Allerdings gab es Personen; welche die Ziistiinde, 
in welchen sieh Oesterreich befand, erkannten, aber den Muth zur 
That hatten sie nicht. Es graute ihnen, irgendwo die Hand energisch 
anzulegen, weil sie befürchteten, dass das Gebäude zusammenbricht, 
£aUs da oder dort ein Stein losgelöst würde. Die Zahl dieser Per- 
sonen war überdies sehr klein. Baiiemfcld lässt in seinem Lust- 
spiele: »Aus der Gesellschaft« einen Adeligen sagen: »Wir haben 
nichts gelernt«, und der Civil- und Militär-QouTemeur von Wien, 
Feldzeugmeister Freiherr v. Wdden, schrieb am 15. April 1849, 
als er das Obercommando ttber die ungarische Armee nach dem 
Rücktritte des Fürsten Windischgräts übernehmen sollte^ an den 
Banns Jella^9: »Ich hoffe das Hauptquartier etwas geUchtet zu 
linden, bis ich angekommen. Dass einige gute Generäle nöthig 
wären, bin ich ebenlidls der Meinung; allein, wo sie hernehmen 
weiss ich niclit. Wir haben uns nie mit ihrer Rikhing aljgcgebeu.« 
Und dieser Mangel an Wissen, an Bildung- und Erziehung war kein 
sporadischer, sondcr-u er umfasätc daa ganze Reich, da das gesammte 
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Untenichtswesen TOn der Elementar- und Volks* bis zur Hoch- 
schule faul und morscli war.*) Allerdings war auch auf diesem 
Gebiete die Ueberzeugung vorhanden, dass Reformen dringend noth- 
wendig seien; es wurden Verhandlungen flber Verhandlungen ge- 
pflogen, aber wenn es zur That kommen sollte, gab es tausenderlei 
Bedcnklichkcitcn; man wurde von des Gedankens Blasse ange- 
kränkelt und Hess die Dinge gehen wie sie gingen, nnd mein- nh 
Einer, der damals mit am Staatsruder gesessfii, hnndelte bewusst 
oder mibewusst nach dem Spruche: Ajyrk^ nun Je (h-Iurje. 

Aus . diesem Marasmus konnte nur eine Ivevolution von unten 
oder von oben retten. An letztere war jedoch nicht zu denken. 
Kniser Ferdinand war ein grundgütiger Monarch, aber schon seines 
körperlichen Leidens wegen war er nicht zur Initiative geschaffen. 
£r glaubte übrigens^ an den Grundstttzen seines Vaters unvcr- 
brtlchlich festhalten zu müssen^ Aber dieses System reichte blos 
für seine Zeit aus, unter Ferdinand wurde es eine Gopie, die zur 
Carricatur ausartete. Dieser Fall Irat umso mehr ein, da Elaiser Fer^ 
dinand nicht selbst regierte, sondern sein aUer egoy der Erzherzog 
Ludwig, der wieder peinlich darauf achtete, im Sinne seines kaiserlichen 
Bruders zu handeln. Es häufte sich daher Aengstlichkeit auf Aengst- 
• lichkeit und fast trat eine M;iiic im (»Ifenthchen Leben ein. Noch 
aber war nicht alles Lfljeii aus Oesterreich verschwunden, und da 
dieses zur Geltung kommen wollte, so brach die Revolution von 
unten aus. Von verschiedenen Seiten aus wurde die Behauptung 
aufgestellt, als wären den Märztagen Conventikcl von Studenten etc. 
vorangegart pron, und doch higen die Dinge ganz einfach. Im Inlande 
wurde jede Opposition niedergehalten und die Presse war mundtodt 
Andererseits konnte manaber nicht Oesterreichhennetisch abschliessen, 
und per fas et nefas drangen Stimmen aus dem Auslande herüber, 
welche die Schäden und Mangel blosl^ten. Als dann die Bevolution 
in PMis «isgebpoohen war, überk«» gar vid« ein Gefthl. der 
Scham. Während in Frankreich im Handumdrehen eine Monarchie 
in eine Republik umgewandelt wurde, wollte man in Oesterreich 
nicht die genngste Concessiou gewähren. Da vollzog sich in der 

*) Charakteristisch ist die Ankündigung besttglieh des Wiederbeginiies der 

Vorlesungen an der Wiener Universität, nsclclt ni dlf Revulution gedämpft war. 
Der Tonnin fiir die weltlichen Fncultutcn war der 23. März 1849, und wird, wie 
in der Volksschule, tou »Lehrgegenständen« gesprochen. 
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Stimmung der Wiener ein totiiler Umschwung. Woran man früher 
kaum zu denken wagte, der Rilektritt des Staatskanzlers Metternich, 
die Entfernung des Chefs der o])ersten Polizei, de.« Grafen Sedlnitzki, 
wurde jetzt laut besprochen. Wälirend jedoch den Alten der Polizei- 
stock soznsnji^en im Nacken rrss und sie es besonnen überlegten, wie 
und in weicher Weise der Kaiserstaat zu reformiren wäre, griff die 
J ugend zur That, Dock kam zuerst das Wort Der Medicinae-Doctor 
Adolf Fischkof war es, der mit melu-eren anderen im ITof(^ des 
Landhauses die ankommenden Landstflnde erwartete, den daselbst 
befindlichen Bronnen als Bostra benutzte und die anwesende Menge 
ansprach: »Wer heute keinen Muth hat«, rief er aus, »gehört in 
die Kinderstube.« Und nun erneuerte sich das Wunder des sXiem 
Propheten, es fuhr ein G-eist in die todten Knochen und die Revolution 
b^ann* Wenn nicht sofort die Männer zur Hand waren, die diesen 
Staat, auf neue Grundlagen stellten, so ist dies begreiflich, da sie, 
wie bereits bemerkt, in dem alten Oesterreich nicht erzogen wurden. 
Andererseits wollen wir auch gerne zugeben, dass, selbst wenn die 
Männer vorliaiidcn gewesen wären, nun, nachdem die Kevolution 
ausgebrochen war, die Verhältnisse nicht so leicht wieder in Ord- 
nung zu bringen waren. Das A\'erk der Zerstörung ist bald voll- 
bracht, aber der Neubau erfordert Zeit, Arbeit, Ausdauer und vor 
Allem einen Plan, und w'iq die Erfahrung lehrt, ist der Plan, wie 
dieses Oesterreich construirt sein soll, damit es von allen Staatsange- 
hörigen in gleicher Weise geliebt werde und der Bruderzwist keine 
Stätte finde, bis heute noch nicht gefunden. Doch ist es nicht 
unsere Absicht, die politischen Kämpfe jener Zeit zu schildern,*) 
sondern wir wollen blos sagen, was bekannt ist, dass mitten in der 
damaligen Bewegung, oder sagen wir besser, das bewegende Mo- 
ment die akademische Legion, die Aula war. EigenthürnJich genug 
bestand sie jedoch nie zu Kecht, und scheint es uns angemessen, 
dieses Moment etwas näher zu er^rtem. 

Die akademische Legion war ein militärischer Körper, imd 
in absoluten, wie in constitutionelleu Monarchien ist der Landes- 

*) Zur Kemaeichniuiir, in weleher Weise »U£ti manchmat im Jahre 1848 
die Welt in den jangen Kdpfen malte, fuhren wir an, dass im Juli der AuaschnM 

der Studenten zu Beiträgen fUr eine deatsclie Flotfe aufforderte. Wer monatlicli 
einen Beitrag von vier KreuMm leistete, sollte Mitglied des zu begründenden 
YereineB sein. 
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filrst der oberste Elriegaherr und ist seine Genehmigung zur 
Errichtung militärischer Corps nothwendig; diese war jedoch £ör 

die akademi.sche Legion nicht vorhanden. Wir sind zur Kenntniss 
dieser Thatsuche durch Acteiistüeke, theils im Originale, theils in 
Copion gelangt, in dif^ uns Baron i ranz v. Soinniaruga, dessen 
Vater (Irr erste TJnterricht.siuiuiäter iu Oesterreich war, freundlichst 
Kinsicht gestatteie. W ir wollen dieselben hier f?kizziren. 

Am 14. März 1848 riclitete Kaiser Ferdinand an den obersten 
Hofkanzler Grafen luzaghi ein Handsciireiben, in welchem es lieisst: 
»Ich habe die Errichtung einer Nationalgarde zur Aufrechthaltung 
der geset zulässigen Kuhe und Ordnung der Residenz und zum 
Schutze der Personen und des Eigenthums, und zwar unter den 
Garantien» welche sowohl der Besitz, als die Intelligenz dem Staate 
darhieten, genehmigt . . . .« 

Der Wortlaut dieses Handschreibens sagt klar, . dass die zu 
errichtende NationaJgarde der besitzenden und intelligenten Olasse 
entnommen * werden soll, und es ist keine Bede davon, dass die 
Intelligenz einen für sich abgesonderten Körper -zu bilden habe. 
Freiherr v. Pillersdorff, der an diesem Tage noch Hofkanzler war 
(seine En i uung zum Minister des Innern erfolgte bekanutlich 
Tags daiciut, am lo. März), fasstt- die Sache so auf, dass die 
Studireud*'!!, wenn auch ein Ik-staiidtln il der Xationalgarde, ein 
gesondertes Corps zu bilden haben, und erlit ss daher noch am 
14. ]März (das Coneept ist ganz von seiner Hand geschrieben) fol- 
gendes Decret an den Regierungsrath und Director des poly- 
technischen Institutes, ferner an die Vicedirectoren der juridischen^ 
medicinischcn und philosophischen Studien: 

»Da Se. Majestät in der Anerkennung des guten Geistes der 
Studirenden und der von ihnen an den Tag gelegten rühmlichen 
Bereitwilligkeit zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung und 
zur Befestigung der Öffentlichen Sicherheit in der Residenz mit- 
zuwirken, gestattet haben^ dass dieselben, so lange es die dermaligen 
Verhältnisse fordern, an der zur Nationalgarde umgestalteten Bfirger- 
bewaffnung thetlnehmen, so wolle der Herr *** den Schülern des 
polytechnischen Institutes, resp. der ihnen unterstehenden Studien- 
abtheilung dieses Merkmal des allerhöchsten Vertrauens bekannt 
machen und zuglcidi darauf einwirken, tlass durch die Herren Pro- 
fessoren ihre abgesonderte Stellung gehörig geregelt und dui'ch die 
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Theilnahme der Professoren selbst an diesem Institute, soweit ihnen 
dieselbe nach ihren Verhältnissen möglicli ist, loyale Gesinuun^en, 
Ordmiiigs liebe und Sittlichkeit unter der Jugend bewalut weiden. 
In Rezichuii^j; auf die lichandlung und Benützung des abgesondert 
zu bildenden Corps der Studirenden belieben sich die Herren mit 
dem von Sr. Majestät zum oberstr ii Clu t* der Nationalgarde ernatmten 
Herrn FML. Grafen Hoyos in das Einvernehmen zu setzen. < 

Tags darauf (am 15. Miirz) berichtete Professor Ernst Frei- 
herr V. Feuchtersieben, damals Vicedirector der mediciniseh-rliirur^ 
gischen Studien, dass die Professoren de& niedicinisch-chirurgischen 
Lehrfaches sieb im Consistorialsaale der Universität versammelt 
hätten, wo sie den Vicedirector und mehrere Personen trafen und 
in corpore zum obersten Chef der Nationalgarde, Grafen Hojos, 
gingen, um seine Anordnungen in Emp&ng zu nehmen, den sie 
jedoch nicht trafen. Die anwesenden Professoren Hessen sich ord- 
nungsmftssig durch Einschreibung in die Kationalgarde einverleiben. 
Hieraiif kehrten sie zurück zur Universität, wo sich die Mediciner 
unter Leitung Feuchtersleben's vorläufig in vier Cohorten unter 
dem Coiuiiiando von Professor Hyrtl, Assistenten Dr. Schneider, 
Dr. Fischhof und Dr. Flügl ordneten. 

Wie aus dieser Zuschrift hervorgeht, fasstcn FLiK'ht('rsl<'l)t>n 
und seine ( 'ollei^en die Angelegenheit ebenso auf, das.s die Studirendm 
wohl ein gesondertes (^orps, aber ein integrirender Bestandtlieil der 
Xationalgardc seien. Ueber Nacht wurde aber aus dem gesonderten 
Corps ein selbätständiger militärischer Körper, »die akademische 
Legion«, die jedoch weder vom Ministerium und noch weniger 
vom Kaiser gesetzÜch anerkannt war. Dass die akademische Legion 
dem Ministerium nicht genehm war und sehr unbequem wurde^ 
begreift sich von selbst, aber sie hatte sich sofort in so hohem 
Grrade die Sympathien der Bevölkerung errungen, dass das 
Ministerium Anstand nahm, gegen- dieselbe aufzutreten und sie in 
die ihr gebtlhrenden Schranken zu weisen. Nachdem jedoch am 
15. Mai die Sturmpetition stattgefunden hatte, in deren Folge der 
Kaiser mit dem Hofe am 17. Mai nach Innsbruck zog, versuchte 
es das Ministerium, energischer einzuschreiten, und sah sich umso 
mehi' dazn veranlasst, da es annalnn, dass der giösstc Theil der 
Studirenden von Agitatoren verhetzt werde. ThatsUeblieh stellte der 
damalige atuäioms Juris Josef ünger, nachmals berühmter iicchts- 
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lehrer und gefeierter Redner des Herrenhaase^; Minister ete., der 

damals Mitglied des Studenten-Comites und am 15. Mai unter der 
Deputation war, welche dem Kaiser Ferdinand die Bitte um Eine 
Kammer vortrug?, den Antrag, nunmelir, da Alles erreicht sei, die 
politiselie Thätij[2:keit aufzugeben iiiid sieh den Stiidieu zu widmen, 
zu weleliem Zwecke er selbst sotbrt nach Deutschland ging. Am 
25. Mai hielt der Ministerrath eine Sitzung, in welcher die Auf* 
lösung der akademischen Legion berathen wurde. Zu dieser 
Berathung "vraren der niederösterreichische Landesmarschall und 
Regienmgsprilsident Graf 'Montecuccoli und die Professoren End* 
lieher und Hje, welche sicli der besonderen Sympathien der 
Studirenden erfreuten, zugezogen. Wb lassen diesem Protokoll) 
welches die Zahl 960 trügt, das als »Vortrag« an den Kaiser nach 
Innsbruck gesendet wurde, folgen. 

Protokoll der Ministerraths- Versammlung vom '2b. Mai 1848, 
unter dem Vorsitze des prov. iMiuistcrpräsidenten, Ministers des 
Innern Freiherrn v. Pillersdorf. Gegenwärtig: Freilierr v. Sommaruga, 
Minister der Justiz und des ötfentlichen TTntorrichtes; Freiherr 
V. Krauss, Finanzminister; Graf Latour, Kriegsminister; v. Raum- 
garten, Minister der öfFcntlichen Arbeiten, und der interimistische 
Leiter des Ministeriums des Aeussem, Staats- und Conferenzrath 
Freiherr v, Lebz» It i n. 

Der prov. ^Ministerpräsident und Minister des Innern, Frei- 
herr T. Pillersdorf, brachte zunächst die doppelt wichtige Massregel 
a) die Schliessung der Universitäl^ des PolTtechnikums etc., d. i. 
der betreffenden Localitäten, und b) die Auflösung der akademiscben 
Legion als eines abgesonderten Bestandtheiles der Nationalgarde in 
Anregung. Dass die Ausführung beider Massregeln imerlHsslich sei, 
darüber bestehe kein Zweifel. Es handle sich nur um die Frage, 
ob beide ]\[assregelii zugleieh oder al)gesondcrt zur Ausführung zu 
gelangen lial)en. Ad a) Was die Sehiiesbung der Räume der Uni- 
versität nnd des Polyteehnikuins (denn als Lehranstalten sind sie 
bereits geschlossen aubelaugt, einigte man sich daiiin, dass sie 
ohne Verzug und zwar noch heute um 11 Uhr Nachts anszutühren 
sei, um der studirenden Jugend ihren Vereinignngspunkt und damit 



*) Dies geschah dnrch eine Kundmacbtnig des UnterriclitsmiiuMers Tom 
24. UaL 
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den ^V.nlaä.s zu politLscbeu Umtrieben zu nelimen. Werden die 
LooalitMtpn, die Aula, gesclilossen. so werden sich die Studenten 
zerstreuen, ein grosser Theil wird sich auf die Ferien begeben, und 
schon auf diese Art wird viel zur Herstellung der Ruhe und Ord- 
nung beigetragen. Zum Behufe der AusfUbrong dieser Schliessung 
wären die nöthigen Aufti ;ijj;o zu erlassen (was auch gleich ex consüio 
geschehen ist) an die Inspection dieser G-ebäude^ an das Garde- 
commandoy an den Wiener Magistrat und an diejenige vertraute 
und verlässliche Person, welche mit der Ausführung dieser Mass- 
regeln beauftragt werden wflrde. 

Biese Aufträge gingen im Wesentlichen dahin. An die 
Gebftnde-Inspection: Die Thore zu schliessen und geschlossen zu 
halten. Es wurde die Vorsicht angedeutet, mit welcher die in dciu 
gedachten Häusern wohnenden Perüuuen aus- und einzulassen sind , 
und dass sich die Hauü-Inspection in Ansehung der Detailweisungen 
an dasjenige Individuum zu wenden hätte, welches mit der Aus- 
führung dieser Masaregel beauftragt ist. An das Gardecommando : 
Die im Universitäts- und im polytechnischen Institutsgebäude befind- 
liche Wache ist auf die Uauptwache der Nationalgai'de in dem 
bürgerlichen Zcugbause zu verlegen und die Adjutantur in einer 
entsprechenden LocaUtät der Bdrgermeisterswohnnng nnterzubringen. 
Unmittelbar nach der Entfernung der Wache seien sämmtliche 
LocaJitäten der Universität und des polytechnischen Institutes 2u 
schliessen und geschlossen zu halten. Der Wiener Magistrat wäre 
hievon zu dem Ende zu verständigen, damit er den Sicherh^ts- 
Ausschuss anweise, wenn sich vor diesen Gebäuden grössere 
Menschcmnaäsen anh;uiirn solUen, die uuthigen Massregeln zu 
ergreifen. Mit der Ausführung der materiellen Schliessung wiu-de 
der Kegicrungsrath Professor Endlicher beauftragt; an ihn wurden 
die ilaiLS-lnspeetioneu geHnc?Jen und er hat in vorkommenden Fällen 
die einzelnen Anfragen und Hedenken derselben zu lösen. Ad b) Ob 
mit der Schliessung der Universität die Auflösung der <akademi sehen 
Legion gleichzeitig oder von ihr gesondert zu geschehen habe? 
Für die gleichzeitige Auflösung wurden im Wesentlichen folgende 
Rticksichten geltend gemacht: So lange die akademische Legion 
als ein von der Nationalgarde abgesonderter Körper besteht, werden 
immer politische Umtriebe darin stattfinden, sie wird immer der Herd 
von Aufregung und Unordnung sein. Es sei daher wttnschenswerth, 
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ja notlnvt iidig, diesem Zustande sobald ak möglich ein Ende zu 
machen. Der p^ej^enwürtigc AugenbHck sei zu dieser Auflösung ein 
günstig-er, weil die 1 Bürgerschaft wegen der durch die LrCgion ver- 
anlaööteu Abreise Euer Majestät und wegen der sehr bedauerlich on 
Voi-ilille des 15. Mni d. J. «•of^erj die Studenten einjxenommen ist; 
die Studenten würden dadurch übemischt sein, weil sie die Auf- 
lösung jetzt nicht erwarten. Es sei in hohem Grade bedenklieb, 
die Verbindung der Studenten mit den Arbeitern länger zu dulden, 
welcbe, wie bekannt ist, von den Studenten mit Geld verseben 
werden. Der Widerstand der Studenten kOnnte sieb nicbt gleich 
recht organisirdkL Im Falle der Auflösung der Legion wäre vor- 
züglich mit der Nationalgaide der Stadt zu operiren und djas IGfitttr 
consignirt zu halten, damit es sogleich zur Hand sei» 

Für die Verschiebung der Auflösung auf einen spUeren Zeit- 
punkt wurde angefiibrt, dass gegenwärtig noch die meisten Studenten 
hier seien und Widerstand leisten dürften, dass ein Theil der National* 
^arde das Fortbestehen der Studentenl^on wünscht und mit ihr 
fratemisirt, dass sie die Arbeiter ftlr sich haben; dass, wenn Wider- 
stand geleistet wird und Blut fliesscn sollte, dies die liiiekkclir 
Euer Majestät nach \\ ieu nur erschweren dürfte u. dgl. Diese 
Massregeln wHren daher zu theilen, die TTnlversitäts-Localitäten 
sogleich zu sehlit sst n und später die Auflösung der akademischen 
Legion nachfolgen zu lassen. 

In kui'zer Zeit werden sich die Studenten zerstreuen, hier 
nur wenige zurückbleiben und es könnte mittlerweile die Anord- 
nung getroffen werden, dass die l^ationalgarde nur einen Körper 
bilde und kein von ihr getrenntes Corps bestehen dürfe, was als 
Oiganisiningsact den moralischen Widerstand der akademischen 
Legion schwächen w:ürde. 

Bevor ein definitiver Bescbluss in dieser wichtigen Angelegen- 
heit gefasst wurde^ glaubte der Ministerrath noch die als Autorität 
in Angelegenheiten der akademischen L^on und der stadirenden 
Jugend überhaupt anerkannten Professoren Eye und Begierungs- 
rath Endlicher zu vernehmen. Professor Hye erklärte sich unbedingt 
ftlr die gleichzeitige Auflösung der Legion. Nach seiner Ansicht 
wäre eine Prüchimatiun iin alle Tliciinohmer der akademi.scheu 
Legion zu erlassen, darin des Manifestes Euer Majestät aus Inns- 
bruck, 20. Mai d. J. zu erwähnen und anzulühren, dass die Vor- 
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gänge vom 15. Mai Griuiid (\er Entfernung Euer Majestät von 
Wien seien, fl.is.-< von allen Seiton der Monarchie, von Ständen, 
Städten und Corporationen Eingalx n und Adre.sseii einlangen, worin 
Protest gegen den Euer Majestät angetlianen Zwang eingelegt und 
sogar der Wunsch ausgesprochen wird, der Reichstag möge sich 
unter solchen Umständen nicht in Wien, sondern in irgend einer 
anderen Provinz yersammeln. 

Biese Büclssichten haben den Minister des öffentlichen Unter- 
richtes hestimmt, dem Ministerrathe vorzuschlagen, und dieser habe 
besdilossen: 1. Die akademische Legion von Wien sei als ein von 
der Nationalgarde abgesondert bestehender Körpef von heute auf- 
gelöst und haben sich die Studenten der Nationalgarde ihrer 
Bezirke einreihen zu lassen. 2. Die Mitglieder der Lclirkinper, die 
Doctoron und Doctoranden haben ihren Eintritt in die ^vationnl- 
garde von lieute binnen acht Tapfen in Vollzug zu setzen. 3. Den 
Studenten als ordentlichen Zuliön rn der Facultäten bleibt es frei- 
gestelll^ ob sie sich der Nationalgarde ihres Bezirkes einreihen lassen 
wollen od» nicht. 4. Im ersten Falle ist ihre Einreibung binnen 
acht Tagen zu vollziehen. 5. Studenten, welche, um ihren Studien 
gehörig obliegen zu können, davon keinen G-ebrauch machen wollen, 
haben ihre Waffen binnen acht Tagen an das zur Abführung 
bestimmte Depdt auszuliefern. 6. Die GTeb&ude der Universität, des 
polytechnischen Instituts und der Akademie der bildenden Künste 
sind von heute geschlossen. 7. Andere der akademischen Legion 
unbefugt eingereihte Individuen haben ihre Waffen binnen drei 
Tagen von heute bei Vermeidung von Zwangsmassreg:eln abziigoben. 
8. Die erweislich an den Gewehren vorgenommenen Verbesserungen 
werden den betreffenden Individuen angemesäcn veigiiiet. 9. Das 
Oberconmiando der akademischen LiCgion wird mit der Vollziehung 
dieser Massregel betraut. 

Regierungsrath Professor Endlicher erklärte sich, wa?< die 
Nothwendigkeit der baldigen Auflösung der akademischen Legion 
anbe]angt;mit den vorstehenden Anträgen einverstanden^und bemerkte, 
dass, wenn von der Androhung und nötfaigenfaJls Vollziehung des 
Standreehtes im Falle der Widersetzlichkeit Gebrauch gemacht 
werden wollte» HofEnnng vorhanden sei» mit diesem einzigen Worte 
diese Massregel zur Ausführung zubringen; nur wär^ die Schliessung 
der Gebäude und die Auflösung der Legion durch einige Stunden 
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von einander zu trennen. Die SchliesBung der Aula hätte heute in 
jener Stande zu geschehen, wo die Studenten dort nicht mehr ver- 
sammelt sind (um 11 Uhr Nachts), die Auflösung der Legion dagegen 
morgen Früh, wo die Studenten gleichfalls noch zerstreut sind. Es 

wäre die ^atioiuil^arde der Stadt dazu zu verwenden, das Militär 
consignirt 7a\ luilten, die Strassen und Zu^^Kuge der ^Vula zu bes<?tzen 
und dergleichen. Profeööor Hye bemerkte, dass die Kuiidmacliim<r, 
welche die Auflösung der Leü;ion verfügt, schon ]ieute durch den 
Druck in Bereitschaft sein müsste, um gleich nach der Sperrung 
der Thore der Universität angeheftet zu werden. Hierdurch würde 
der AViderstand, der allenfalls geleistet werden wollte, den Charakter 
der Ungesetzlichkeit erhalten, weil die akademische Legion schon 
als aufgelöst erschienei und man könnte dann mit dem Standrechte 
gesetzlich und wirksam voi^hen. 

Hit diesen Modalitäten erklärte sich der Ministerraih fdr die 
unverweilte Auflösung der akademischen Legion einverstanden. Die 
nähere Ausftihmng wurde dem der Ministerrathssitzung in Ansehung 
dieses Gegenstandes beiwohnenden Regierungspräsidenten Grafen 
IVIontecuccoli übertragen, welcher sich hierbei der beiden Professoren 
Hye und Endlicher bedienen könne. Der Kriegsiminiöter Graf Latour 
überualmi es, die erforderlichiMi Weisungen dem Commandirenden 
Gralien Auersperg zu ertheilen.« 

Die Pi'oclamation an die Studenten wurde sofort in Druck 
gelegt. Sie trug die Unterschrift des Grafen Monteeuecoli und begann 
mit den Worten: »Im Auflfcrage des Ministerrathes.« Noch vor 
Tagesanbruch des 26. Mai war sie am Universitätsgebäude ange- 
heftet; aber schon um 4 Uhr Morgens wurde sie von emem vortther- 
. gehenden Nationalgardisten bemerkt, welcher es nicht unterHess, 
die Kunde weiter zu tragen. Der Tag war dem Unternehmen gttnstig ; 
die Sonne schien, während es in den vorhergegangenen Tagen 
geregnet hatte, und die Sonne beschien — den Barricadentag. Pillers- 
dorf sah sich daher am L'ü. Mai, 4 Uhr Nachmittags veranlasst, 
einer Deputation zu erklären (und .selbstverständlich wurde diese 
Erklärung sofort gedruckt): »Die Zusicherungen des Kaisers vom 
15. und 16. Mai stehen in ihrer ganzen Ausdehnung aufrecht', 
und die akademische Legion wurde zunächst nieht autgelöst. Dieses 
geschah erst am 28. December 184;8, wie wir das in unserer Schrift; 
»Der neue Universitätsbau in Wien«, S. 21, berichteten. In einem 
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Circulare des damaligen Mmisters des Innern, Grafen Stadion, iu 
dessen Ressort aach das ITntemclitswesen gehörte^ heisst es nämlich: 
»Der Waffendienst; der mit den Stadien nicht yereinbarlicli ist, hat 
au&ohdren, nnd ist die akademische Legion aufzulösen.« 

Nachdem Fürst Windischgrütz Wien nu'oljcrt liatte, musste 
die Aula und Alles, wa.s zu ihr geziililt werden konnte, hart und 
schwer bttssen, und Jeder, der auch nur einen Calahrescrluit trug 
oder lange Haare hatte, war verdächtig. Das Kricgsgericlit waltete, 
man könnte sagen unbarmlierzig, seines Amtes. Wir liaben in der 
Schritt; »Der neue Universitätsbau in Wien«, die Kämpfe geschildert, 
welche geflihrt ^^^lrden, bevor es überhaupt möglich war, die Vor- 
lesungen im Jahre 1849 wieder zu beginnen, und unter weichen 
Verhältnissen dieses geschah. Wie wir daselbst, S. 14, erwftlmten, 
erliess auf Grund einer allerhöchsten Entschliessung vom 7. Mai 
der Untenichtsminister Freiherr y. Sommaruga am 24. Mai 1848 
eine Kundmachung des Inhaltes, dass das Studienjahr in Folge der 
eingetretenen Verhältnisse abschHesse, tmd wurden den Studi« 
renden alle jene Beneficien eingeräumt^ welche ein mit gutem 
Erfolge absolvirtes Stadium gewährte. Zu diesen gehörte auch die 
zeitliche Befireiung von der MiHtärpflichi Först Windischgrätz 
erliess jedoch, 9; December 1848, an das Kriegsministerium: »Auf 
Audi-ingcn des Studcnten-Comites hat sich das bcätandcue Mini- 
sterium des Innern bewegen lassen, zu Gunsten der Universität 
durch zeitHelie Befreiung von Schiih'rn von der Militärdienstpflicht 
Ausnalimen zu gcstatt(;nj welche mit den dermaUgen Normen unver- 
einbar und nicht zu n chtfertigen sind, da sie Sr. Majestät nicht zur 
Kenntuiss gebracht wurden und mithin aller LegaUtät entbehren.«^) 

*) Nach viellaclu ii nemiUninfren ist es iin«! g^elungen, den Vortraq- Somina- 
ruga's vom 4. Mat und ili*.- kaisurliche Resoliitiun vom 7. Mai 1848 in der liegi- 
stratur des Miuibteriums für Landesvertheidiguiig zu fiiiiien, die wir hier ilirem 
vollen Wortlaate nach iVil(,'eii lassen. Sie beweisen, iu welch* — um einen gelinden 
Aiudraek m gebrauchen — leichtfertiger Weise Fürst WindischgrKts und Baron 
Weiden (vergl. unser; »Der neue Universittttsban etc.« 6. 19) den Unterrichts- 
minister Soramamga verdächtigten. 

Der Vortrag voni 4. Mai 1848 lautet: »Die hier nnh'cgende ehrftarchtsvoUe 
Bitte der aknrloinisclioii Lc;;ion nin die Suspension des KecrutirungjsgesrtzP!' für 
die diesjährige Stölln ng^ iiirer Mitglieder (.Tlaiibe ich mir unterthänigst mit Zustirnmiuig 
des hohen Ministerrathc« ans dpii in dorn (iesut.Ia' angeführten Gründen und zwar 
umsomehr zu unterstützen, als mir auä zuverlässiger Quelle bekannt ist, doss der 
Wolf, Wiener Unlvenltlt. 7 
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In gleicher Weise sprach sich Fürst Windischgrätz in einem 
Schreiben an den damaligen Ministerpräsidenten Ftirsten Schwarzen- 
berg (Fclsö-Galla, 2. Jftnner 1849) ans und erklarte, dass Stndirende 

»Ulitor keiner Tiodingimg« vom Militärdienste befreit werden können. 
In diesem Selireibon sprach aivh niicli der Fürst gegen den Wieder- 
beginn der Studien an der TTniver.sität aus. Er enipfaid diesen 
Gegenstand di'ingeud der Aulinerksanikeit dos ]\Iiuister])rasidenten, 
»damit dieses Institut, von dem in der letzten Zeit so viel Uehles 
ausgegangen ist, nicht abermals zum Herde erneuerter Unruhen 
werde.« 

Aber schon vordem erwähnten Erlasse ei^ng vonSeite des Fü rsten 
Windischgrätz am 11, November 1848 der Auftrag an das Kriegs^ 
ministerinm^ die ex oj^b-Stellnng zum MOitür aller pass- und aus- 
weislosen Individuen vorzunehmen, vorzugsweise aber jener, welche 
Legionäre oder Proletarier, die bei der Mobil- oder Nationalgarde 
waren. Mittelst Befehles vom 2. September 1849 wurde angeordnet, 
jene Individuen, welche, wie z. B. die Mitglieder der polnischen 
und der Wiener Legion, .sieli naeli Ungarn begaben und daselbst 
im Rebellenheere als Unterofficiere oder Gemeine am Insurrections- 
kampte .sich betlieiligt hal)en, in die Strafcompagnien eiazutkeilen,*) 
und am 17. November 1849 eriltlgte ein weiterer Erlass: »Studireude, 
welche sich an der Insurreetion in Ungarn betheiiigt haben, sind 
bei Beseitigung jeder libei-triebenen Rücksicht und Nichtbeachtimg 
unbedeutender körperlicher Gebrechen für den Militärdienst sogleich 
assentiren zu lassen.« 

Wir mtbsen tlbrigens dem Fürsten Windischgrätz die Gerech- 
tigkeit widerfahren lassen, dass er auch manchmal mSssigend ein- 



Hagistrat und der provisoriache BürgeramschuBa beacUoBBen bat, die tavdh dem 
bisherigea Becratirang^gesetze recrutirung^ ]>f^i htigen Mitglieder der akademischen 

Le^on zwar vorzurufen, jedoch deines derselben wirklich auszuheben.« 

Hierauf erfnlfr-to die kaiserliclie Kt'«?o1nt!on vem 7. Mai 1848: »Ich über- 
l.i^se Ihnen, das anliegende Gesucli in der llnien angemessen scheinenden Art zu 
buriii^ksichtigen und demgemäss einvernehinlich mit Meinem Minister des Iimeru 
das Erforderliche zu veranlassen.c 

"Wie UbzugeHigt worden mag, wurde diese Bcgünatigung dann auch den 
Studirenden an Prag, Brttnn, Gras, Laibach etc. gewithrt. 

*) Am 9. Februar 1849 richtete Aet Abgeordnete Frans Sehuselka im 
Reichstage va Kremsier eine Interpellation in dieser Angelegenheit an das Mini- 
tserimn und nannte diesen Vorgang ein »Gewaltyer&hrenc» 
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griff. So erbat sich der Civil- und ^Militür-Gouvenieur von Wien, 
Freiherr V. Weiden, 23. December 184H, ihm zu gestatten, ^eine Masse 
ungarischer Studenten und anderlei Gesindel«, welches sich taglich 
mehrt, zu den ungarischen Regimentern abstellen zu dürfen. Hierauf 
erwiderte der Fürst am 24. December, dass er gegen diese Mass- 
regel, dort wo, ein legaler Grund zu diesem Verfahren vorliegt, 
nichts zu bemerken ünde, »dass ^vir aber, wie sieb von selbst 
versteh^ auch hierbei uns vom gesetzliehen Boden nicht entfernen 
dürfen^ um. nicht zu unliebsamen Rückschritten genöthigt zu 
werden.« 

So hart aber auch das Geschick deijenigen war, die man in 
das Militttr oder gar in Strafcompagnien einreihte, wo man sie aXa 
Auswtirflinge der Gesellsdhaflk betracfatetCy so waren doch jene 
Studirenden, die in kriegsrechtliche Untersuchung gezogen wurden, 
in einer noch Tiel ärgeren Lage. Bache und manchmal blutige Rache 
war nur zu oft der einzige Gedanke, der diese Gerichte beseelte. 

Doch lenken wir von diesem Wege ab imd wenden wii* uns 
der Universität zu. 

Am 23. März 1848 wurde das Unterrichtsministerium ins 
Leben gerufen*) und wie bereits bemerkt, war Franz Freiherr v. 
Sommaruga der erste Unterrichtsminister, und schon fun 30. März 
erliess er ein Rundschreiben, in welchem er die Universitäten und 
sonstige wissenschaftliche Corporationen aufforderte, ihm Vorschläge 
bezüglich der Reform des gesammten Unterrichtes zumachen. (Der 
Text dieses Schreibens ist nicht vorhanden.) 

Während in Wien die Studien zuerst in Folge der Revolution 
und dann, in Folge des Belagerungszustandes sistirt waren, wurden 
UniTersitätsfragen vielfach in Deutschland ventilirt 

*) Am 26. Mitn efaehien der Miniatar des Inneni, Freiherr v. Pillendorf, 

an der Univer''Uiif v i npracb dem Lehrkörper gegenttbor den Wuiisch aus, dass 
über einige Lehrfächer ausserordentliche Vorlesungen an der Universität ehe- 
in»>glich?t eröffnet wei'don. Hierauf erbot sich der Univcrsitlttsprofcssor der Relig'ions- 
wisseuschaft, Dr. A. Füster, imverweill Vorträge über die Emchung'skundü zu be- 
ginnen. VicedirectorHeintl empfahl am 31. März dieses Anerbieten. »Diese Vorlesungen, 
meinte er, werden unter der akademischen Jngond einen guten Anklang finden, 
indem FQster vielsdtige Kenntnisse beeitst» naehdem sein guter Lehrrortrag und 
Methode bekannt sind und weil sich Fttster dureb sein Benehmen (TorzOglich 
irllhrend der letzten bewejpUchen Wochen) die Aebtaafp und Liebe unserer Studirenden 
In einem hoben Grade erworben bat.c 

7* 
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In Frankfurt a. H. constituirte sieh ein Ausschuss, weicher 

beschloss, eine freie akademische deutsche Universität ins 
Leben zu rulcii. § 2 des Statutencntwiu'fes lautete: >Dic aka- 
deiiusclic Universität sclnddeL die Wissenschaft nicht in Faciütäten, 
sondern sie sucht das Leben in seiner ganzen Wirklichkeit zu 
erkennen, das Positive im Lichte des Gedankens darzustellen und 
dadurch die Jugend zu einem seibstbewussten Wirken in der Gresell- 
schaft nach deren sämnitlichen Thätigkeitszwcigen zu befähigen. 
Sie überlässt die seitherigen Hochschulen dem Schicksale ilurer 
bevorstehenden Keform und stellt sich selber im Voraus als das hin, 
was jene in länn^erei- Entwicklung werden sollen.« Am 30. August 1848 
wendete sich der Ausschuss*) von Frankfurt a. M. aus an das 
Ministerium des Innern in Wien mit dem Antrage, daselbst die 
akademische Universität zu errichten, welche zeigen soll, »wie 
unsere Hochschulen reformirt werden müssen, wenn sie femer 
bestehen sollen.«**) 

Es ist heute überflüssig, dieses Project einer Ejitik zu untere 
ziehen, und haben wir es als Symptom dessen ungt idhi-t, was Alles 
im Jahre 1848 geplant wurde. Das Ministerium in Wien war 
damals auch anderweitig mitiuageu bcbcliäitigt.^-^j Allerdings wurde 

*) Die Mitglietkr des Ausschusses waren: Dr. A. Adler in Worms; Dr. Mor. 
Canit re, Docent der Piiilnsoyiliie an der Universität zu Giessen; Robert Giseko 
aus Breslau, Abgeordneter ficr Vorortebehörde der deutschen Studentenschaft ; 
Dr. Carl Grün in Trier; GotitVied Jvinkel, Profesfor in Bonn: Dr. Friedrich Kapp, 
Gjmnasialdirector iu Hanau; Dr. Ludwig Nuak in Üppeuheirn am Rhein; Dr. Adolf 
Fetoi» in Druden; Dr. K. Nanwerek ans Berlin, Abgeordneter zur deutschen 
NatjonalvenaitmiTiiiig ; Dr. Viecher» Professor in Tttbin|^n, Mitglied der deutschen 
N«tionfilTersammlnttg. 

**) Nicht ohne Interesse ist die Älittheilnng folgender Thatsache: Sonntag, 
am 2. April 1848 zogen die Studirenden in Massen auf den Stefansplatz und 
besrrüssten die deutsche Reichsfahjie am Stefansdom, indem pie das Lied von 
Arndt san^reri. Hieraut' lioss sio der Kaiser ciidadcn, Ijci der Hofbury zu erscheinen. 
.Mit tausüudatimmigen Jubel wunie der Kaiser, der auf den Balcou hiuausti'nt» 
begrüsst, und als er tun eine der dreifarbigen Fahnen herabsandte und sie dami 
selbst hoeb in den Lüften schwang» eidrOhnf e die Luft von den Vivatrufen für 
den Kaiser. 

*»*) Am 17. Juli 1848 trat das Ministerium Dobblhoff-Bach ins Leben. DobbU 
lioflf war Minister des Innern und des Unterrichtes. Für das letztere Ressort wurde 

Ernst Freiherr v. Feuchtersieben, bis dahin Professor der Psychiatrie, der bekannte 
Verfasser des Werkp«!: »Dir Diätetik der Seele*, welcher das richtige Ver- 
ständniss lur »Studientragen liatte, zum Uutcr.staats*Secretär bestellt. In dem 
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auch dieser Frage, trotz all' der Sorgen, mit welchen das Mini' 
Stenum überbürdet war, Aufinerksamkeit zugewendet*) und Bah 
sich auch das Mmisterinm yenmlassti Delegirte zum Ck>Dgre8&e 
nach Jena, welcher die üniversitäts&age besprechen sollte, zu 
schicken, und sendete die Wiener Universität den damaligen Pro- 
fessor, später Ministerialrath und jetzt Mitglied des Henrenhausea, 
Tomaschek, und das Unterrichtsministerium den damaligen Pro- 
fessor Hye, nachmals Justizminister uud Leiter des Unterrichts- 
iniiiisitcnumä. 

Wir cntnebnien dem I^erichte diosor Herren an rlas Untemchts- 
ministerium vom 18. November 1048 folgendes Kesume über die zu 
Jena geiasöten Beschlüsse: 

1. Das Universitüts-Plenum l)e.stelit ans den ordentlichen nnd 
ausserordentlichen Professoren und einer Deputation der Privat- 
Docenten. Dieses wählt den Bector und ernennt die akademische 
Executivbehörde, den Senat. 

Bei Angelegenheiten, welche die Studentenschaft im Allgemeinen' 
und unmittelbar betreffen, soll auch eine Deputation der Studirenden 
mit entscheidender Stimme beigez<^en werden. 

Die Wiener^ Münchner und Würzburger Deputirten bean- 
tragen, dass in allen Angel^enheiteny insbesondere und mindestens 
bei der Wahl des Bectors den Studirenden eine entscheidende 
Stimme, dnzuräumen sei 

Doctoren-Collegien, wie sie in Wien bestehen, werden als etwas 
unbegreifliches befunden. 

Entwürfe: »Die Grundzüi^e des öffentlichen TJutemchtswesettB in Oesterreichs vom 
1^. Jnli 1848 bezeichnete er klar die Zieljmnkte der ang'e«itrebt<*n Reform des 
gesammten Unterrichtswesens nnd seiner Verwaltung'. Er jduidirte für die llcrsteliiing 
einer eigentlichen philosophischen Facultiit. Nach § 92 hatten die gewählten 
Senioren dar Stndenton das Recht, hei deu Facultäten, wdcben ne augehörten, bei 
allen Wafalen za erscheinen und mitsostinunen. 

*) Anfangs Octolier sollte eine Stttdentenveisamnilung ssu EiseoAch statt- 
finden. StodBreikle der Umvenitfit, der Aksdemie der bfldenden Künste nnd 
des polytedmischen Institutes in Wien baten an dieser Versammlung Theil nt lunen 
zu dürfen und wünschten eine Subvention von Seite des Staates a fl. 100 für 
20 Delegirtp. Die Sache wurde hreifi manu zugesagt, und als es dann zur Aus- 
führung kam, fragte Feuchterslt-ben bei Dobblhoff an, was thun, und ilioser ;int- 
wortcte (s. a.): >Verehrte«ter Freund! Es ist wohl nichts anderes zu thun, als die 
fl. 2000 tßt die Eisenacher an bewilligen nnd ansuweisen. Nnr diese wenigen 
Worte ToilSufig, da ich geiade in Interpellationen stecke.« 
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2. Univeraitftten haben ihre Autonomie und sind durchaus 
keine Prttfungsanstalten für Privatzwecke. 

3. Jedem Studirenden steht es frei, sich seine Bildung an 
einer in- oder ausländischen Universität oder durch Frivatstudien 
zu verschaffen, ohne an irgend einen gesetzlichen Studienplan in 
der Zeitordnung, Ausdehnung oder Reihenfolge seiner Studien 
gebunden zu sein. 

4. llingegcu wird es nicht als Beschränkung der Lehrfreiheit 
betrachtet, wenn der Staat für iStaai.s|früi\ingeTi den Nachweis über 
eine bestiniiute Anzahl vmi UniversitMtsjahren tbrdert. 

5. Jeder Professor udcr Privat-l)ücent an einer deutschen Uni- 
versität ist berechtigt, über Alles, ohne weiteren HabilitationBact, 
an jeder deutschen Universität Vorlesungen anzukündigen. 

6. Herbstferien sind vom 15. August bis 15. October, Oster- 
ferien so^ dass das Studienjahr in zwei möglichst gleiche Hälften 
getheilt wird* 

Wir haben es hier mit praktischeren Vorschlägen zu ihun als 
jene sind, welche von der Errichtung einer freien akademischen 
deutschen Universität handeln. Allerdings trägt auch dieses F^ject 
Spuren des Jahres 1848 an sich. 

Inzwischen war auch von Seite des UniversitUts-Consistoriums*) 
in Wien der Bericht vom 23. Supteniber 1848 über die Reorgani- 
sation der Uuivei\sitUt in Folge des c rwälniteu Auftrages des Unter- 
richtsministers Somniaru:;a vom 30. ]\I;iiz 1848 eingelaufen. 

Zuniichst wurde in dem Votum des Universitilts-Consistoriums 
der Satz aufgestellt: »Die Universität ist der Vereinigungspunkt 
der höheren Wissenschaften und ihre Tendenz ist rein wissen- 
schaftlich.« 

Während die »akademische Universität« ausschliesslich auf die 
Wissenschaft Rücksicht nahm, erschien in Wien (1848) eine Schrift: 
»Ideen ttber die Beform der Universität«, von Dr. Anton Massari, 
welche befürwortete, dass die Universität die administrative Central- 
Schulbehörde des Staates werde, und ^^egen diese Anschauung machte 

*) Der akademische St aat in ^Vien führte früher «len Titel: >Universitäth- 
Consistorium » , und zeigt diese Bezelchuung auf den Ursprung' der Institution bin. 
Mau überti a;j^ auch £rtther kirchliche BeneunongeQ auf Personen und Gegenstände, 
die mit der Kirehe nichts su thnn hatten. So fahrten die deotsdien Oberrabbiner, 
welche von Buprecbt von der Ffals eingenetst wurden, den Titel: »Hochmeistfirc 
imd »Judenbiflchdfec. 
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das TTniverBitüts-Consistorium entsi liicden Front. Ebenso erklärte 
es sieh gegen die Vorseliläge der medicinischen Faciütät \md der 
ungarischen Nation, die Universität mit dem Polytechnikum oder 
mit der Akademie der bildenden Künste in Verbindung zu bringen, 
da dadnreh heterogene Lehrzweige miteinander verbunden würden. 

Das Oonsistorium sprach sich femer gegen die Einyerleibmig 
der protestantisch-theologischen Facultät in die Universität ans, da 
diese katholisch sei. Ueberdies müsste man dann, dem Principe 
der Gleichberechtigung der Oonfessionen entsprechend, auch eine 
griechisch-nichtunirte, eine armenische und israelitisch-theologische 
Facultät errichten. Es sei daher besser, diesen Facultäten eine 
gesonderte Stellung cin/.uiiiuinen. 

Von der Ansicht ausgehend, dass die Wiener Universität 
katholisel! sei, s|:nacli s'ivh auch das Consistorium daiür au.s, dass 
die Stelle des Kanzlers, der, ^vie wir bereits zu bemerken Gelegen- 
hatten, den Papst bei den Universitäten zu vertreten berufen war, 
gegen welchen sich alle Facultilten, mit Ausnahme der katholischen, 
ansgesproclien hatten, beibehalten werde^ da der Wirkungskreis 
desselben mit kirchlichen Functionen in Verbindung stehe und diese 
Stelle durch einen 50Qjfihrigen Zeitraum, während dessen sie besetzt 
war, ehrwürdig geworden sei. 

Hingegen Tritnachte Conriatonmn, diu» den Bedttr£Di<»en 
der Zeit nach Freiheit und Selbstständigkeit*) Rechnung getragen 
werde. Das Consistorinm soll daher möglichst frei und selbstständig 
sein. Es fiüii'C vou nun aii wie in Deutschland den Xamun Aka- 
demischer Senat« imd unterstehe unmittelbar dem Ministerium und 
nicht wie bis dahin der Ötatthalterei, damals niederösterreichische 
^Kegienmg ii-<'nai)nt. 

Die Würdenträger der Universität sollen dem Lehrkörper 
entnommen werden. Ausgeschlossen von dem akademischen Senate 
sollen sein: die vier Facultätspräsides, der Gjranasial-Studien- 
dircctor, die vier Senioren der Facultäten und die Procuratoren 
der Nationen, die bis dahin Sitz und Stimme im Consistorium hatten. 
Bezüglich der »Nationen«, bemerkte das Consistorium, dass die ostei^ 

*) Die Professoren der medicinischcu FaeuItSt vcrlaiip'tpn in ihrem Gut- 
achten vom 21. Aujru>t 1848, das« der TTniversitiit amh dan Kecht eingeräinnt 
werde, vacante Kanzeln durcli Beruurjig auf Grund eines Grcmialbeschlusses selb.Ht 
zu besetzen. 
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reicliiscliü und die italienibch-illyridche Nation bereits besclilobsen 
haben, sich aufzulösen. 

Schhessh'ch sprach sich das Confiistorium auf das ent!«chiedenste 
gegen die Landsmannschaften ans, welche von der medicinischen 
und philosophischen Facultät ziu- Sprache gebracht wurden, die es 
geradezu als gefiihrlich ^klärte, da sie leicht zu Verbrüderungen 
bedenklicher Art oder zu den berüchtigten Burschenschaften aus- 
wärtiger Univ^itftten führen können. 

Das Schnftstück ist gezeichnet vonF^orector Johann v. Kremer. 
Bector in dem Sturmjahre war Dr. Sebastian JenulL 

Wir werden Gelegenheit haben, auf die hier vorgebrachten 
Momente zurückzukommen, und wollten sie zunächst hier skizzirt 
hab^.*) 

Während jedoch die Wiener Universität feierte oder zu feiern 
gezwungen ^^al', begannen au den anderen österreichischen Uni- 
versitäten reg-eh'eclit im Studienjahre 1848^49 die Vorlesungen. 
Eigcnthümlieli genug ging man überall von dem Prineipe der Lchr- 
iind Lernfreiheit aus, das man auch praktisch zur Geltung brachte. 
Trotz unserer eifrigen Nachforschungen fanden wir jedoch dies- 
bezüglich keine kaiserliche EntSchliessung, und diese wäre doch zu 
einer derartigen Kefbrm nothwendig gewesen. In der Bede^ welche 

*) Feucliteisleln'n eopf ?*ich in Ortobertnsppn von seinem Amte als 

Uuterstaats-Öecretär zurück und iihpinalim die IrUher innegehabte »Stelle eines 
Vicedirectors der medicinisch-i hiruigiscbeu Facultät. An seine Stelle trat unter 
dem Miniütcriuui bciiwui-zeuberg-Stadion Josef Alexandei* Helfert, ehemals Pro- 
fessor des Eirchenreclites an der Krakauer Unirersitiit. Beim Beginne des Jahres 1849 
ersncbte Fenchtersleben, ihn vom Yice-Directonit zu entheben, nnd Ghraf Stadion, 
Minister des Innern, befürwortete am 22. Jänner 1649 dieses Ansnehen. Er schrieb: 
»Schritte rücksichtlich des medicinisch-chirurgischen LehrkOipers, die ihm seine 
Anstellim^ im Ministerium des öffentlichen Unterrichtes zur verantwortlichen Pflicht 
macliton \mä die, einzelnen Mitgliedern schmerzlich fallend, eine Rückwirkung 
ausübten, die jeder liölier f,'-estellte Staatsmann nh Dank mci^t für dieicnin;-en Ver- 
fügungen zu eifalireu jitlegt, dio ihm an sieh schon die uiiaixgeneluaston ahvi und 
nwmche Selbstüberwindung erfordern, haben ein Verhältuiss hervorgerufen, das 
ihm eine erfolgreiche Amtsthätigkeit unmöglich macht. GewQhnt, nur dort an. der 
Stdle m bleiben, wo eine solche möglich ist, und nicht mit einer Scheindienst- 
leistung den Staat und sich ni täuschen, die nur Bang nnd Einnahme, aber mßht 
die Möglichkeit nnt Ehre nnd nach seiner Ueberseugnng su -wirkra, veranlassen 
Fenchtersleben, um die Enthebung von dieser Stelle 7.n bitten.« Am 3. Februar 1849 
gewShrte der Kaiser die Bitte Feuchterslebens mit dem Vorbehalte dessen Ver^ 
Wendung in einer seinenKräften und Kenntnissen zuBagenden Sphäre. 
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Sommaruga am 80 April 1848 in der Aula hielt, vcrhicss er blos 
Lohr- und Lemfreiheit In dem Vortrage des Grafen Thun vom 
30. September 1849 wird ebeutklk darauf hingewiesen, dass die 
Lehr- und Lemfreihdt bewilligt sei, doch finigt es sich| von wem? 
Erst § 44 der Studienordnung vom 29. September 1850 hat der* 
selben den legalen Boden gegeben. 

Unter den Stimmen, die sieb über den Entwurf der 
»Gnindzüge des öffentlichen Unterrichtes« bemerklich machten, 
iniissen wir das Votum der medicinischen Facultät zu Pfag vom 
1. J.Juni 1849 hervorheben. Sie bestritt zimäehst, dass die deutsclicü 
Universitäten, nach welchen die österreicliiöchen reformirt werden 
{sollten, als mustergiltig anzuseilen seien, da auch da das Bediirlniss 
nach Reformen sich geltend mache, wie dies die Versammlung zu 
Jena bewiesen habe. Sic polemisirte femer gegen die iVnschauung, 
als wtirden schnftätellerische Leistungen zumeist von JProfessoren aus- 
gehen, was die Literaturgeschichte beweise. Es komme sogar nicht 
selten vor, dass die literarische Fruchtbarkeit mit der Berufung 
auf die Lehrkanzeln wenn nicht ganz versi^t, so doch auffallend 
abnehme. Ebenso verwahrt sie sich g^n die Ansicht, als würde 
die Praxis das Qrab aller WissenschaMchkeit son, da speciell auf 
dem Gebiete der Medicin die Wissenschaft nur auf Grund der 
Praxis sich V entwickeln könne. 

Sie sprach sich ferner für die Einverleibung der »Technik« 
als fünfte Facultät aus, und für die philosophische Facultät wäre 
der ehemalige Titel: Facultas sctenfiarum et artüim liberalium 
passender; oder es könnte die philosophische Facultät folgende, 
Scctionen umfassen: 1. Die eigentlich philosophische, 2. die natur- 
wissenschaftliche, 3. die mathematisch-physikalische, und 4. die 
historisch-philosophische. 

Sie schloss mit dem Satze: »Die Universitäten sind nicht blos 
Bildungsanstalten, sondern sie sind der Mittelpunkt aller im Lande 
zur Pflege und Verbreitimg der Wissenschafiten vorhandenen 
geistigen und materiellen Kräfte.«*) 

*) Diese Facultitt befürwortete femer, das Schalgeld in Volks- und Itfittel- 

schulen aufzuheben, da diese Anstalten die allgemeine Bildung des Volkes fürdem, 
hingegen das Ci>lleq'iengeld an Universitäten einzuführen, und um dem Denun- 
ciantenthura, das fi iilior blühte, zu begegnen, M-ünschto «sie. da«? die Negation der 
Unbescholtenheit sich auf ein richterliches Unheil gründen müsse. 
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Viel wichtiger als dieses Votum war die Denkschrift der 
Bischöfe. Wie man weiss, waren die Bischöfe Oesterreichs im 
Sommer des Jahres 1849 in Wien versammeit, um über kirchliche 
Angelegenheiten zu berathen. Diese überreichten am 15. Juni 1849 
eine Denkschrift^ der wir folgende Sätze entnehmen: 

»Der Unterricht vermag seine Kraft nur aus der Religion zu 
schöpfen, und wenn die Staatsgewalt über den Unterricht selbst- 
ständig zu verfügen unternimmt, so zerstört sie, anstatt zu 
bauen. 

Der Staat kann die Religion so wenig entbehren, dass es 

nicht einmal der Fraiikfiirter Versammlung geliingeu ist, sich ganz 
von derselben loszumachen, denn so viele Mühe sie sich gibt, einen 
athei;>ti6chen Staat zu bauen, sie wagt es doch nicht, für diesen 
ihren Musterstaat des Eides zu entbehren. 

Die Hegelsche Piiilosopiiie hat den Atheismus mächtig 
gefördert . . . 

Der Staat kann niciit melu- verkennen, dass die sittlichen Ueber- 
zeugungen nur in der Religion dauerhafte Bürgschafit finden, und 
muss darauf Verzicht leisten über den Unterricht, insoweit derselbe 
die sittlichen und religiösen Ueberzeugungen zum degenstande hal^ 
selbstständige Verfügungen zu treffen. 

Während der Pk'Otestanttsmus der Auflösung rasch entgegen ^ 
geht, steht die katholische Kirche unerschütterlich auf dem Felsen, 
welchen Gottes Hand gebaut hat . . . 

In die theologischen Studien sind nur solche Caiididat( n auf- 
zunehmen, welelie das Unter- und Ober-Gymnasium mit hin- 
reichendem Erfolii-o zuriicka"<'lc'g't haben. 

Die Theolojj:ie zerfällt in vier Jahrgänge und wird von 
wenigstens sechs Professoren vorgetragen. 

Das preussische Unterrichtswesen verdient wenig Beachtung, 
d( im es bat die Probe der Erfahrung nicht bestanden. Der Staat 
der Intelligenz tiiig die kläglichste Ohnmacht und Zerrissenheit 
der sittlichen Ueberzeugungen zur Schau. 

Der Entwurf der Grundzüge des Unterrichtswesens in Oester' 
reich, der dem preussischen nachgeahmt ist, entstand, ab die Fieber* 
wuth der Bevolution sich ihrem Höhepunkte näherte. 

Die Besetzung der Lehrkanzel für katholische Religion an 
der philosophischen Facultät ist dem Bischöfe vorzubehalten, und 
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wo das nicht schon der Fall ist, da ist ein Universitütsprediger zu 
bestellen. 

Die katholische Kirche nimmt hinsichtlich der kathdischen 
Jugend nicht nur den Beligionstmteiricht allein in Anspruch.« 

Nachdem die Berathungen der Bisch<)fe gepflogen worden 
waren, unterhandelte man mit dem Grafen Leo Thun, das Unter- 
richts-Portefeuille zu tlbemehmen. Zu jener Zeit gehörte der Oultus 
in das Bessert des Ministeriums des Innern. In Folge der Denk- 
schrift der Bischöfe, glauhte Oraf Thun nur dann mit Erfolg das 
Unterriclitswf 'soii loiieii zu können, wenn ihm auch das Portefeuille des 
Cultiis üliertragon ^vürde, und so wurde ( Jraf Thun Minister für 
Cuitua und Unterrieht (vergl. G. Wolf, Geschichte der k. k. Archive 
in Wien, S. 197). 

Es sind heute Jahre über das Ministerium Thun hinweg- 
gegangen und gehört dasselbe der Geschichte an. Das Urtheil über 
die W^irksomkeit dieses Mannes ist sehr verschieden. Will mau 
jedoch unparteiisch sdn, so wird man zugeben, dass er auf dem 
Gebiete des Unterrichtswesens viel Gutes, ja man ' darf sagen, 
Grosses geleistet hat. Er hat die Mittelschulen vom Grunde aus 
reformirt und die Universitäten ihrem eigentlichen Berufe, als Stätten 
der Wissenschaft, zugeftthri Alle]rdings hat er gar oft als Cultus* 
minister seine Wirksamkeit als Unterrichtsmintster geschädigt. In 
der guten Absieht, etwaigen unmässigen oder tibermässigen An- 
sprüchen des Episeopates auf dem Gebiete des UnteiTichtes ent- 
gegen zu treten, hatte er verlani*'t, das Portefenille des Cultus mit 
dem des Unterrichtes zu vereinen, und do(-li hätte es zu jener Z(M"t, 
als noch die Josefinischen und Franziscanischen Traditionen hdjt ndig 
im Episcopate vorhanden waren*), wenig Bischöfe gegeben, die in 
solcher W( ise die wichtigsten Rechte des Staates, die auf dem 
Gebiete des Unterrichtes mit eingeschlossen, der Kirche überant- 
wortet haben würden, wie dies Graf Thun that. 

Dieser Zustand entwickelte sich jedoch erst im Laufe der 
Zeit und der Umstände. Als Graf Thun ins Amt trat, war der 
Unterrichtsminister in ihm der dominirende und nicht der Minister 
für Cultus. 

Fassen wir nun die Sachlage, wie sie Graf Thun vorgefunden 

*) Voip;^!. das Votum des Grafen llolieuwart, ünibischofs von Wien, in 
unseren: »Historische Skizzen«, 8. 11. 
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hatte, zusammen,*) als er daran ging, die Reform der Universität 
ins Leben zu rufen, und was zur iSamruug der Missstände 
geschehen. 

Die Leitung der österreichischen Universitäten lag \m zum 
Jahre 1848 aiusscliliesslieh in der Hand der Rej^iernng. Inhalt, 
Umfang und Keihenfolge aller Lehrfächer wurde durch die Studien- 
pläne vorgeschrieben und die Thätigkeit einer jeden Studien- 
ahtheilung durch einen von der Regierung bestellten Director oder 
Vicedirector überwacht und geleitet. Diese VerfsLSSung drückte die 
österreichischen Universitäten zu dem Range von Schulen herab, 
an denen eine kräfdge Entfaltung, ein freier Aufschwung der 
Wissenschaft im Ganzen nicht möglich war, und wurde daher sofort 
im Jahre 1848 verworfen, indem das Prindp der Lehr> und Lern- 
freiheit ausgesprochen und die unmittelbare Leitung der Universi- 
tätsstudieii ihrem Wesen nach den bisherigen Stndiendirectoren 
, abgenommen und in die Hände des Lehrkörpers gelegt wurde. Es 
fehlten aber ausreichende Bestimmungen darüber, wie die Lchr- 
körpir mit consequenter Fcsthaltimg' des Gnnidsatzes, der ihnen 
die Leitung zuerkannte, sowohl sich einzeln zu constituiren, zu 
bewegen, als auch aus sich die oberste akademische Behörde als 
Leiterin der ganzen Universität zu bilden haben. Das bisher Be- 
standene war entfernt, aber keine feste £iurichtang an dessen Stelle 
gesetzt. 

Ein Gesetz über die Organisirung der akademischen Behörden 
Trnr daher ein dringendes, da es keine andere Bürgschaft für die 
Trefflichkeit des Unterrichtes gibt, als die, welche in der Tüchtig- 
keit und dem guten Willen der Lehrer Hegt Es war daher von 
Wichtigkeit, diesen Willen fSr die Erfolge des ünterrichtes verant- 
wortlich zu machen, und dies war nur dann möglich, wenn den 
Lehrern die Leitung des Lehrinstitutes anvertraut wurde. Deshalb 
wurde schon im Jahre 1848 der Grrundsatz ausgesprochen, dass 
die bis dahin von R^erungsorganen besorgte Leitung für die 
Zukunft dem Lehrkörper zu übertragen sei. Selbstverständlich 
erwuchs daraus die Aulgabe, dass die Leitung an Männer komme, 
welche ihre WisscnschaftHchkeit und ihren Charakter in einer 

*) Dankbar mag ancli der MSiuiar gedacht werdcoi, die ihm rar Seite 
standen* Es waren snerst Hofiratid Exner, vekhei' in gnindl^ender Weise mit- 
wirkte, dann Unterstaats-Secretär Helfert ond Ministerialrath Tomaschek. 
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längeren öflfentlichen Wirksamkeit erprobt haben, welche in der 
Regel die urdcntlichen Professoren sind. Da jedoch die Lehi kui per 
noch lückenhaft waren, so sollten den ordentlichen auch ausser- 
ordentliche Professoren beigegeben werden; hingegen sollten sich 
Privat-Doccnten nicht an der Leitung bethciligonj d;i sie einerseits 
Privatlehrer sind, andererseits aber sicli erst zu bewähren haben. 
Wohl aber konnten Privat-Docentcn anwesend sein, uni ihre Interessen 
zu vertreten. *) Die akademischen Aemter sollten nicht mehr Ehren- 
ämter sein und daher musstc die akademische Oberbehörde aus den 
Lehrm selbst^ welche die Zustände und die BedltrihisBe der Uni- 
TerBitäten kennen, hervorgehen. 

In Wien und Fk>ag hatten sich besondere Verhältnisse durch 
die Dootoren-OoUegien herausgebildet^ welche die Facnltäten aus* 
machten. So kam es, dasa die Unterrichtsanstalt eigentlich ausser- 
halb der Universität stand, dass die Universität als solche und ihre 
Behörden mit dem Unterrichte, sonst der alleinige Zweck der Uni- 
versitäten, nichts zu schaffen hatte, und dass die Lehrer theils von 
den üniversitätswürdcn gesetzHch ausgeschlossen waren, theils auf 
dieselbe nicht als Lehrer, sDnderu nur, wenn sie zugleich Doctoren 
und als solche einer Facultut iniinatriculirt waren, einen An- 
spruch hatten. 

Um der Geschichte gerecht zu werden, sollten daher die 
Doctoren-Collegien in der obersten Behörde nach wie vor vertreten 
sein und die Decane der Boctoren-Collegien in den leitenden Lehr* 
körpem Sitz und Stimme haben und als Mitgheder der obersten 
akademischen Behörden ihren Einfluss auf alle Unterrichtsangelegen- 
heiten zu üben berechtigt sein. 



*) BezQglicli der FriTat-Docenten wurd«n die Lehtkörperi weldien die 

umnittelbare Leitung der Lehranstolteu anvertraut war, dafür verantwortlich, dass 
jeder Docent, wie die Profotisortm, dem Zwecke der höheren Unterrichtaanstalten 
entsprechend lehren iiiul in seinem Verhältnisso /.n den Stuflireiulen sieh henehmen 
werde. »Der Inhalt der Vorlesunjjfen sollte dabei- niclit auf geislreiche Uuterlialtung' 
oder rednerische Errenfnngen nbzwecken, sondern er hat Wissenschaft zu sein, 
und sem Zweck ist, wisflensehaftUehe Einsicht den ZnliSrem beixttbringen. 
Der Docent liat fSsmer den Qeist echter Freieinn^ktit nnd darum zugleich den 
Geist strenger CtosetKlichkeit, «o weit dies in semem Gegenstände liegti m nShren 
nnd darf Lesern nie und nirgends feindlich entgegentreten. Die LehrkSrper waren 
verpflichtet, hierauf mit Emst zu sehen und nt^thigenüslls mit sofortiger Snspension 
vom Lehramte vonsugehen.« 
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Gf^raf Thun unterbreitete diese VoracUfige behufi Umgestal- 
tung der akademischen Behörden am 19. September 1849 dem 
Kaiser mit dem Bemerken, da diese Einrichtungen zu wichtig seien, 
80 sollten sie yorläufig proyisoriscli, und zwar für Tier Jahre sein, 

damit sie sich inzwischen erproben. Es war auch in Aussicht 
genoimiien, Specialgesetze für jede Uuivcröität, uiit Berücksichtigung 
ihrer hi.stori.-~c.heii Verhältnisse, zu erlassen. 

Einige Tage hernach (am 30. Sopiember 1849) untdi ljreitete 
er neuerdings einen Vortrag bezüglicli der Einführung des Collegicn- 
geldes, und sollte eine gänzliche oder theilwoiae Befreiung von der 
£ntrichtung desselben nur in seltenen F.'illen wahrer Dürftigkeit, 
verbunden mit ausgezeichneter wissenschaftlicher Verwendung, 
stattfinden« Eine Ausnahme hiervon könnte blos ftir die Studirenden 
der Theologie Platz greifen, für welche die Befreiung vom Collegien- 
geld als Begel zu gelten hätte, da das Bedfirfiiiss, der Seelsorge 
die nOthige Zahl von Individuen dieser Disciplin zuzuführen, 
eine solche Massregel erheischte. 

Ftlp die weltlichen Facultäten wurden femer folgende Anord- 
nungen festgesetzt: Das Studiuni im Auslande, das bis zum Jahre 1848 
verpönt war (das bcti'efiende Verbot wurde iil)er einen Antrag des 
philosophischen Lehrkörpers der Wiener UniversitUt mittelst Er- 
lasses des Unterrichts-Ministerium.'? vom 14. Juli 1848 aufgehoben^, 
wurde ge.stattet, jedoch sollte ein Theil der fetudien, und zwar für 
die philosophische Facidtät Ein Jahr und für die anderen Facul- 
täten zwei Jahre, an einer östeiTeichischen Universität absolvirt 
werden müssen. Privatstudien aber wiu-den ganz aufgehoben.*) 

Aus der provisorischen DisciplinarOrdnung heben wir hervor: 
§ 6, nach welchem die Studirenden an einer Universität oder Facul- 
tät in ihr^ Gesammtheit keine Corporation bilden, und § 11 des 
Inhaltes: Studentenverbindungen sind nicht gestattet**) (Vergl. 
Reichsgesetzblatt 1849, Nr. 416, wo sich auch der Vortrag des 
ilinisters befindet.) 

*) Am 19. Jiiuner 1850 evtloHs wiederholt die Auoiduung, den Besuch 
auswärtiger Univorsitäten den Studii'cnden nicht zu erschweren. 

**) Als die Studenten der Wiener Hoohschnle iin Jahre 1859 eine sellrat- 
ständige Scbillerfeier yeranstalten wollten, vnurde ihnen diese nur in Verbindung 
mit dem Gesammiktfrper der UniyersitXt gestattet. Seit dem Terein^gesetee vom 
15. November 1867 wui dou Studentenverbindungen gestattet. (VergL Lemaj«r, 
Yerwaltnni^ der Österreichischen Hochschnien, 8. 79.) 
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Indem wir bezüglich der weiteren Reformen der Universität 
von 1848 — 1850 auf Lemajer's: »Die Verwaltong der öster- 
reichiscKen Hochschulen«, S. 30, u. s. hinweisen, möchten wir 
hier einige Ergänzungen- beifügen und deren Genesis darstellen. 

Zunächst war es wichtiir. tüchtige Gelehrte als Lehrkräfte 
für die Uiiiversitüt zu gewiiineii, denn ^\■olll hatte die luedi- 
cinische Facultät in Wien auch vor dem Jahre 1848 einen 
weithin tönenden jNamen und linf; anders war dies bei den andeiu^u 
Facultäten, wo die (,'eleljritäten nur sehr spärlich oder '^nv niciit 
vorhanden waren. Das Ministerium wendete sich daher am 16. De- 
cemher 1848 an die kurz zuvor ins Leben gerufene Akademie der 
Wissenschaften, deren Mitglieder, wie angenommen werden ninsstf;, 
die Spitzen und Leuchten der Wissenschaften waren, mit dem Er- 
suchen, Voriesungen zu halten. In der betreffenden Zuschrift heisst 
es: »Wenn die Wissenschaften zu allen Zeiten ihren schönsten 
Buhm darin £mden, dass sie den Geist der Menschen erhellend, 
die Leidenschaften derselben mässigtcn, so ist es gegenwärtig von 
hikshster Wichtigkeit, dass der vielfach bewegten Jugend die Wissen- 
schaft iu iluer i^aiizeu Kraii^ Grösse und Wüi'dc vorgeführt werde, 
auf dass sie ihren Geist mit edlen Banden zu fesseln und in die 
Bahn ernster 6elljsiljildung und 8elbstveredlung zu leit< ti vermöge, 
auf welcher allein ihr Heil und das des Vaterlandes zu linden ist.« 

Diese Aufforderung^ hatte den besten Erfolg und es erklärten 
am 15. Jänner 1849 21 Mitglieder der Akademie der Wissen- 
schaften, Vorträge über verschiedene Disciphnen halten zu wollen.*) 

Wie wir jedoch bemerken müssen, wurde im Laufe der Zeit . 
Yon Seite der Akademiker immer weniger von diesem ihnen ein- 
geräumten Vorrechte Grebrauch gemacht und im Jahre 1872 
beschloss die Akademie der Wissenschaften mit 23 gegen 13 Stimmen, 
dass der § 12 des Ministerial-Erlasses vom 9. Becember 1848, 
nach welchem die Mit^eder der Akademie der Wissenschaften die 
Berechtigung haben, auf jeder österreichischen Universität öffent- 

*) Eine Verordnung vom 3. October 1848 hob mit Rücksicht auf die 
schon ins Lebeo. getretene Lehr- nnd Lemfireibeit die bis dabin Targeschriebenen 
Coneorse tun erledigte Lehrkanaeln auf, und behielt sich das Ministerium Tor, 
die Absetsongen und Bemfiangen im geeigneten Wege auf Qnmdlage erwiesener 
Befühigang und ohne PrOfnngen einanleiten. Eine Yerordnnng vom 6. October 1848 
estste fest» erledigte SteUen an Gymnasien vorlSnfig durch Supplenten an besetzen. 
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Uche Vorträge zu halten, aufzubeben sei. Mittelst Erlasses vom 
19. März 1872 bob daber das Mmisteiium diese Bevorzugimg auf.*) 

Anknttpfend hieran wollen wir bervorbeben, daaa am 6. Au- 
gust 1854 die Norm festgesetzt wurde, daas die Cumulurung einer 
Professur mit einem systemisirten Posten in einem anderen Zweige 
des Staatsdienstes unzulässig sei 

Die-Yeraulassung hierzuwar folgende: In Folge einer k^ser- 
liehen Entscbliessung vom 1. Mai 1848 wurde im Justizministerium 
zur liriliilto für die Organisining-s-Arl)oiten, die, wie begreiflich, 
(lamak, ak Ocütcrreieh zu einem Kechtsstaate umgestaltet werden 
soHto, unsjeheuer gross und zahh*eich waren, ein (Tcnoj jil.secretär 
heötellt und mit diesem Amte der dninalii^ti Professor des Vernunft- 
und österreiehisehen Criminalreehtes an der Wiener Universität^ 
Anton Hje, den nicht blos die Märztage an die Oberfläche brachten, 
sondern der sich bereits als Gelehrter einen Namen erworben hatte, 
betraut. Da dit s« r sidi jcdocli von der ihm lieb gewordenen Kanzel 
nicht trennen wollte, wurde ihm mittelst alierbüchster fintschliessung 
vom 1. Mai 1848 (yergl. »Wiener Zeitung« vom 4. Mai) gestattet^ 
die Professur beizubehalten^ tmd versah er dieselbe unentgeltUch. Im 
August 1848 wurde das General-Secretariat aufgehoben und in 
Folge einer kaiserlichen Entschliessung vom 25. August trat Hje 
ab Ministerialrath ins Justizministerium, mit Vorbehalt des Ettck> 
trittes zur Professur an der Universitfit in Wien, ein. Später 
(19. April 1849) wurde diese Ministerialstelle, welche Hye ver- 
liehen wurde, systemisirt, und nach wie vor setzte er seine Vor- 
lesungen, die sich eines grossen Zuhörerkrcibes erfreuten, fort. 

Graf Thini hielt wohl don Miiiisterialrath Ilyc für einen 
Mann von luigewohnlieher Thäti^keit und Gewandtheit in der 
Führung der Geschälte wie im <)f!\'iitiiehen Vortra^^e und in schrift- 
steilerisclien Arbeiten, nichtsdestoweniger fand er die Cumu- 
lirung einer Professur mit einem systemisirten Posten in einem 
anderen Zweige des Staatsdienstes für unzulässig. Thatsäch- 
licb erschien das dieabezttglicbe Gesetz im Heichsgesetzblatte**). 

*) Die gleiche Bevoixugung, wie die Mitglieder der Akademie der Wissen- 
schaften, genossen die Mitglieder der b<^hmischen Gesellschaft der Wisseuschaftea 
in Prag, welche ebenfalls in Folge des citirteu Minlütcrial-Erlassea aufhüite. 

**) Wie es scheint, haben in diesem Falle persönliche Motiv» mil^wiikt. 
Bei der feierliehen Inangnration Hye*0 zum Sector, am 9. Oetoher 1871 uMmHch, 
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« 

Während jedoch Hje der Professur enäioben wurde, gestattete man 
anderen Professoren eine derartige Ämts-Oumiüirung, und bis auf den 

heutigen Tag ^bt es thatsächlich Professoren, welche Ministerial- 
räthe, wenn auch ^tra statum, sind. Mau hatte und hat näuüich 
keinen Ueberschuss an bedeutenden Männern. 

Von diesem Momente abgesehen, geben wir nur der Wahr- 
heit die Ehre, wenn wir sagen, dass Graf Thun redlich bemüht 
war, die tüchtigsten Kräfte naeli Wien zu ziehen, und sprach er 
am 21. October 1849 im Allgemeinen die Absicht aus, dass ins- 
besondere die literarische Productivität der Professoren Berück- 
sichtigung zu hoffen habe. Von nun ab hörten auch die >systemi- 
sirfcen« Lehrkanzeln auf und es wurden die für nothwendig aner- 
kannten Lehrkanzeln errichtet. In gleicher W^eise wurde auch die 
Institution der Sapplenten aufgehoben^ an deren Stelle die Dooenten 
traten.*) 



begrusste ihn nach damaliger Sitte 4er xu jener Zeit flmgirende Doetoren-Deeaii 
der jnridiBchen FaeidtSt, Hof- und Gerichte-Advoeat Dr. Joeef Kopp. Dieser ge- 
dachte der Wirksamkeit Hye'a im Jalire 1848, und dass er, trotidem er SÜnisterial- 

• rath wTude, die Professur miLiitgeltllch beibehielt, von welcher er jedoch unfrei- 
willig scheiden musste. >Der damalige üntemchtsm inj gter wollte nicht, « sagte Kopp, 
»dass Naturrecht unfl mm jjnr philosophisches ytaatsiecht an der Wiener T'ni- 
versität {gelehrt werde.* Um aber eineu formellen Grund für Hye's Beseiii^xung- 
vou der Lehrkanzel zu schaffen, wurde das obeu citirte Gesetz erlassen. Während 
jedoeh Ülr andere Professoren, welche Tim diesem Gesetie ebenHalle betroffen 
wurden, die Dispens erwirkt wnrde^ Uieb Ar Hye dieses »Leoninische Oesets« 
aufrecht (Vergl. Taschenhueh der Wiener Universitlt 1873, S. 19.) Wahischeinliek 
hat sich Hye das ITebelwotten Thun*» dadurch mgesogen, dass er sieh im Pn>- 
fiBesoren-Colleginm gegen die Berufung ultramontaner Professoren aussprach. 

*) Am 30, März 1848 bat Dr. Karl Giskra, welcher dann, wie man weiss, 
eine so hervorragende Rolle als Staatsmann einnahm, damals Supplent der poli- 

• tischen Wissenschaften au der Wiener Universität, ihm zu gestatten, Vorlesungen 
über constitutionelles Staatsrecht zu halten. Diese Bitte wurde gewährt, in Be- 
tracht, dass Dr. Giskra Twm^ seiner hnAum wissenschaftlicben Ausbildung, 
verinUge der Lebendigkeit und GoTreetheit seines Vortrages jedenfalls an den ans- 
gezeiehnetaten Lehramts-Candidaten gehOce, endlieh des ünistandes, dass nadi seinen 
bbherigen Vorträgen eine Ausartung in für das constitutionelle Oesterreich ge- 
fährliche Grundsätze, ein Missbrauch der Lehrfireiheit nicht zu befürehten sei. Die 
Bedingung des Referenten, dass Giskra seine VortragRhefte dem Unterrichts- 
minister vorlege, -»vurde nicht berücksiclitigt. — Im Jahre 1848 liabilitirteu sich 
femer die naehmaligen Minister KuduU" Brestel für Meteorologie, J. N. Berger für 
Rechtsphilosophie und Leopold v. Hasuer für Geschichte der NatUmatökonomie. 

Wolf, Wiener Univenitilt. 8 
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GewissenDABsen eiae AnsiiahinssteUiuig hatte die theologische 
Faeultät Für Studirende der Theologie wurde in besonderer Weise 
das Stadiengesetz angewendet (verg^ Lemayer, S. 34). Am 
23. April 1850 wurde festgestellty es sei ein Unterschied zwischen 
den theologischen Diöcesan- und Kloster-Lehranstalten einerseits und 
dem theologischen Facultätsstudium andererseits zu machen. Nur im 
den Facultäten galten die akademischen Gesetze; kein Hörer an 
der TTniversität sollte jedoch angestellt werden, wenn nicht früher 
die Vcrstiindigung mit dem Bischöfe erfolgt ist. Der Wunsch, eine 
Lehrkanzel für Religion an der Universität zu systemisiren, wurde 
nicht berücksichtigt, wohl aber sollte ein Mann, der die christliche 
üeberzeugung auf dem Gebiete der Wissenschaften zu vertreten 
im Stande ist, einen angemessenen Gehalt beziehen.*) 

EinevoDst&nd^ neae Schöpfung war die philosophischeFaoultät 

Die bis dahin bestandenen zwei Jahrgünge der philosophisdien 
Studien bildeten zugleich die philosophische Faeultät. Eigentlidi 
waren sie blos propädeutische Studien und wurden deshalb bei der 
neuen Organisation der Gymnasien mit letzteren als siebente und 
achte Classe vereinigt, wie dies bereits in den » Grundzügen < in 
Aussicht genommen war. 

Um den Bedürfnissen und Anforderungen des Unterrichtes 
zu entsprechen, wurden in Folge eines Vortrages des Grafen Thun 
vom 4. November 1849 die pliilosophischen Disciplinen als eigent- 
liches Facultätsstudium auf den Universitäten ins Leben gerufen 
und die dieser Faeultät zugezählten Wisseoscbafiken vollständig und 
von tüchtigen Lehrern vertreten. 

Unter diesen Wissenschaften nahmen die Naturwissenschaften 
einen wesentlichen Platz ein. Von ihnen wurde bis dahin blos die 
allgemeine Naturgeschichte und Physik zur philosophischen Studien- . 
abtheilung gezühlt, Chemie und specielle Natuigeschichte aber der ^ 
medicinischen Faeultät zugetheilt, ein Uebelstand, dessen sofortige 
Hebung bei der Regelung der Facultätsstudien unabweisbar war. 

*) Bezttglicli der Religionilelirer an Mittolsehulen wurde als wdiiatilieiu- 
wwth. bes^chnety daas sie amth ans einem anderea Fache geprüft sind, in 
welebein FaUe sie der Staati^^alt nnterstehen, von der sie die AiuiäLruig 
erhalten. Die Erfahnm^i^ hatte lübnKdi gelehrt, daw die Ordinaniate milnnter 
Hünner als Religionslehrer vorsehlngsen, die auch angeatellt wurden, welche dch 
dieses Amtes in jeder Beziehnng unwürdig zeigten. 
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Es wurden daher die Professoren der Chemie und der speciellen 
Theile der Naturgeschichte von der medicinischeii Facultät getrennt 
und der philosophischen Facultät zuj,^' wiesen. 

Aber durch blosse Uebertragung der bis zu jener Zeit an 
der medieinischen FacultUt systemisirt gewesenen naturwissenschaft- 
lichen Lehrkanzeln in die philosophische Facultät würde die Natur- 
geschichte in dieser noch keineswegs dem jetzigen Stande der 
Wissenschaft ^tsprechend gewesen sein, da diese in neuerer Zeit 
nicht nur durch Entdeckungen in allen drei Natnrreicfaen) ins- 
besondere mit Hilfe des Mikroskopes an Umfang ausserordentlich 
gewonnen^ sondern zugleich die wissenschaftliche Forschung yon 
der blossen Betrachtung des äusseren Habitus auf den inneren 
Bau und das Leben der Organismen gewendet und dadurch zu 
den wichtigsten Resultaten geführt. 

Deshalb war es unerlässlich, dasis wenigstens an den grösseren 
Universitäten die einzelnen Gebiete der Naturgeschichte abgesondert 
vertreten werden, uin den Professoren die Förderung der Wissen- 
scliaft möglich zu niaehen und um den Studirendcn einen gründ- 
lichen Unterrieht zu bieten. Es waren daher je ein Professor für 
Mineralogie und Zoologie und zwei Professoren der Botanik 
nothwendig, und zwar einer für Classification und Systematik 
der Pflanzen und der andere ftir Physiologie und Morphologie 
dersdben. 

Zwar stellten sich in Beziehung auf Mineralogie auch ab- 
gesonderte Vorträge über ^Krjstallographiey Geologie und PaJä- 
ontologie, sowie rttcksichüich der Zoologie der Unterricht in der 
vergleichenden Anatomie als sehr wflnschenswerth und zur yoII- 
ständigen Vertretung der naturhistorischen Wissenschaften als noth- 
wendig heraus: Um jedoch die Finanzen nicht zu sehr in Anspruch 
zu nehmen, wurden vorläufig ausserordentliche Vorträge einzelnen 
Professoren oder Privat-Docenten überlassen. 

Zunächst wurden daher für obengenannte Fächer Prol'essoren 
für die Wiener und Prager Universität ernannt. 

Selbstverständlich ging mit der Pflege der Naturwissenseliaftcn 
aueh die der ]\Iatliematik Hand in Hand und wurde im Jahre 1877 
sogar eine dritte Lehrkanzel für Mathematik errichtet. 

Ausser für die Naturwissenschaften war es dringend noth- 

wendig, tüchtige Kräfte für Geschichte und dassische Philologie 

8* 
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zu gewinnen und diese Studien der Würde der Universität ent- 
sprechend einzurichten. 

Wie borrits- an^^cdeutet, wurde das Studium der Geschichte 
vor 1848 fast gänzlich vernachlässigt. Wohl war an der Wiener 
Universität ein Professor ftlr Geschichte bestellt. Dieser hatte die 
ganze Weltgeschichte im Laofe eines Studienjahres vorzatra^n. 
Selbstverständlich konnte Specialgeschichte^ Oultui^ und Literatur- 
geschichte gar nicht berücksichtigt werden. Es ist daher begreiflich, 
daas unter diesen Veriiilltnissen in Oesterreich auch k^ Historiker 
entstehen k<mnte. Man musste deshalb daran denken, eine Schule 
filr historische Studien zu begründen, geeignet, die strebsamen 
Kräfte des Vaterlandes zu leiten und zu entwickeln und dadurch 
dip liistorisclieu liestrebungen, die häutii,^ unfähig, sich über einen 
eii^r-T) proviucielleii Gesichtskreis zu ♦'rlud)en, in falsche Bahnen 
gerietiien, auf einen höheren Staudjuiiikt zu lieben. 

Da man aui Oesterreich < r nicht zählen konnte, so musste 
man den Blick nach dem Auslände richten und fand Grauert in 
Münster, der überdies KathoHk war. l>ieser wurde am 15. De- 
cember 1849 zum Professor der Geschichte ernannt, und zwar 
soUte er nicht nur die allgemeine Geschichte in ihren Haupt- 
momenten vortragen, sondern er war auch berechtigt, speciell 
historische Gebiete mit kritischer culturhistorischer Rücksicht zu 
umfassen. 

Man erkannte aber auch als eine der dringendsten Aufgaben, 

eine gründliche Bearbeitung der österreichischen Geschichte zu 
fördern, junge Kiätte zur Erforschung uud Benützung der Quellen 
derselben anzuleiten und so österreichische Geschichtsforscher und 
Professoren der Geschichte für die iisierreichischen Univers^itiiten 
heranzubilden. Diese Disciplin Tconnte jedoch nur einem öster- 
reichischen Gelehrten anvertraut werden. Es wurde daher Albert 
Jäger, bis dahin Professor in Innsbruck, am 23. Mai 1851 nach 
W^ien berufen und wurde sofort in Aussicht genommen, dass unter 
seiner Leitung eineSchuie Air östcn*eichischeGeschichte errichtet werde. 

£s waren nun zwei Lehrkanzeln flir Geschichte^ die später 
noch vermehrt wurden, so dass die Kanzel fiir österreichische Ge- 
schichte allein mit zwei Professoren besetzt wurde. 

Ausser für G^schichte^ musste gesorgt werden, tüchtige Erttfte 
für dassische Philologie zu finden. Die Wahl fiel zunfichat 
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(6. Februar 1849) auf Bonitz, bis dahin Oberlebrer am G-ymnasiiuii 

zu Stettin. Man hoffte, dass die Ausbildung der künftigen Gym- 
nasiallehrer in die Hände eines Mannes käme, der die ijtdürf- 
nissc der gelehrten Sehnlen jo^enau keimt. Von ihm erwartete man 
auch uuie kräftige Uiiterstützimf^ hei der gepljinteii Reorg;aiiisation 
der Gymnasien, da man sonst Jemanden ausschliesslich zu diesem 
Zwecke aus dem Auslande hätte berufen müssen. , 

In welcher Weise Bonitz die Hoffhungen, die man an «ein© 
Berufung knüpfte, erfüllte, ist bekannt. 

Bald zeigte es sich, dass die eine Kraft allein nicbt genttgte. 
Die Wahl war aber schwer, da auch ausserhalb Oesterreichs in 
den katholischen Ländern Deutschlands das dassische Studium mit 
weit geringerem Eifer als in den protestantischen betrieben worden 
ist. Einen Protestanten wollte man jedoch nicht berufen, da Bonitz 
Protestant war. Es wurde daher Karl Grysar, bis dahin Oberlehrer 
am katholisciieii ( Jyninasium zu Köln, zum Protessor der ela.ssischen 
Philologie und Literatur berufen. W iihrcud Bonitz «sich zumeist der 
griechischen Philologie zuwendete, sollte Grysar's wissenschaftliche 
Thfitigkeit der lateinischen Philologit; j^ewidinet f«pin.*) 

Wir glauben hier beifügen zu sollen, dass schon am 14. April 1849 
-in Anbetracht des unabweisbaren Bedürfnisses einer zeitgemässen 
Cultur und Vertretung der slavischen Sprachen und ihrer Literatur 
an der Wiener Universität« und in Berücksichtigung, dass die 
Verfassung vom 4. März 1849 die Gleichberechtigung aller Nationali- 
täten aussprach, Franz Miklosich, bis dahin Amanuensis in der 
Hofbibliothek, zum Professor dieses Faches' berufen wurde. Tags 
daraui' (am 15. April) erfolgte die Berufung Johann Eollar's fUr 
slavische Alterthttmer und Archäologie. Ihm wurde nachgerühmt, 
dass er seiner Zeit, als er zu Jena lebte, die Bekanntschaft Goethe*8 
machte, der .slavische Volkslieder, welche Kollar geschrieben hatte, 
ins Deutsche übertrug. Zum Professür der böhmischen Sprache 
wurcle A. Sembera (29. November 1849) ernannt, der bekanntlich 
die Echtheit der Könipnlioi'er Handschrift bezweifelte. 

Am 28. .hmi 1850 wurde Anton Boller, bis dahin Privat- 
Docent, zum Professor f(ir vergleichende Sprachen und Sanscrit 

*) Nach dem Tode Grysar's wurde VaUleu berufen (Juli 18ü8), der unter 
der geringen Zabl kAtholischer Gelehrter dieses Faches einen der ersten PlAtae 
emnabm. 
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emaimt. Gk>ldentbal lehrte semitiflcfae Sprachen*^ E*ür die persische, 
arabische und armenische Sprache trat erst im Jahre 1860 Friedrich 

Müller als Doeeiit auf. 

Last iwt lenM müssen wir auch der Erriclitimg einer Lehr- 
kanzel für deutsclie Sprache und Liti ratur gedenken. Graf Thun 
Iiielt die Errichtung derselben nicht miuder unerliisslich, ja insofern 
noch wichtiger, als dieser Gegenstand bis dahin jeder Pflege an 
den österreichischen Hochschulen entbehrte und die deutsche 
Xiiterator die slavische, für welche bereits Lehrkanzeln errichtet 
wurden, an Reichthum und Bedeutung weit übertrifft. Für diese 
Lehrkaiusei wurde (28. Ootober 1849) WiUiebn Wackemagel be- 
rufen. Nachdem dieser jedoch versiebtet hatte, trat an seine Stelle 
Theodor t. Karajan, der später Präsident der Akademie der Wissen- 
schaften war, welcher jedoch im Jahre 1852 von der Lehrkanzel 
schied. Da die Ursache dieses Rücktrittes principieller Natur war, 
so wollen wir ihrer gedenken. 

Wie wir bereits in unserer Studie: »Der neue Universitäts- 
bau S. 63, niittlieilten, wurde Professor Bonitz vom Professoren- 
Collegium der philosopliiscben Facultät zum Decan für das Jalir 
1851/52 gewählt. Gegen diese Wahl erhob das Doctoren-Collegium 
der theologischen Facultät Protest, da die Universität einen katho- 
lischen Charakter habe, Bonitz aber Protestant sei. — Diesem 
Proteste schioss sich das gesammte Universitäts^Consistorium bis 
auf eine Stimme anl Graf Thun meinte wohl anch, dass der 
historische Charakter der Universität katholisch sei, er hielt damals 
jedoch diese Anschauiing für eine unklare Auffassung der jetzigen 
Uniyersitätsverhältnissey da die Universität schon verstaatlicht war. 
Nichtsdestoweniger glaubte er, den Protest berücksichtigen zu sollen 
und bestätigte nicht die Wahl Bonitz*. Da Karajan selbst griechisch- 
katliuliscli war, so erklärte er, dass er unter diesen Verhältnissen, 
da ilim versagt sei, die Ehre und Würde eines Decans zu bekleiden, 
auf die ProfesBur verzichte. 

Sein Nachfolger war Karl Aug. Hahn, bis dahin Professor in 
Prag, und nach dessen Ableben nahm der Germanist Franz Pfeiffer 
dessen Stelle ein. Auch der Dichter der »Amaranth«, Oscar v. Red- 
witz, hielt einige Zeit Vorlesungen an der Wiener Universität 

Es kann sdbstverständlich nicht unsere Absicht sein, sämmt- 
liche Lehrkanzeln, die errichtet, und alle Professoren, die berufen 
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wurden, zu nennen. Wir wöUen blos im Ghinzen imd Grossen ein 

Bild «johon von dem, was geschaffen wurde, und ist es zu betonen, 
dass iii af Thun nicht nur Bedürfnisse zu befiiedigen suchte, son- 
dern von dem Gedanken geleitet war, dass der geistige Auiselnvung 
und Glanz eines Landes davon bedingt sei, dass es ungewöhnliche 
Talente unterstützt und ihnen die Gelegenheit gibt, sich mit 
ungetheilter Kraft ihrem speciellen Berufe zu widmen. Dies war 
der Grund, weshalb z. B. Graf Thun im Jahre 1857 dem bekannten 
Musik-Beferenten Ed. Hanslick eine Lehrkanzel für Geschichte der 
Musik errichtete^ da Hanslick durch literarische Leistoxigen auf 
seinem spedeUeu Gebiete sich Anerkennung erworben hatte und 
durch seine Vorträge selbst ein hochgebildetes Auditorium 2u 
fesseln Terstaad. 

Verhältnissmüssig am schwächsten erwies sich die Berufung 
für die Lehrkanzel der eigentlichen Philosophie. 

Die neu entst<indenen philosophischen Facultäten hatten, wie 
aus dem Gesagten hervorgeht, auch den grossen Zweck, tüchtige 
Gymnasiallehrer, wie sie nun auf Grund der neuen Organisatioa 
gefordert wurden, heranzubilden. 

Bis dahin bestanden nämlich für Aspiranten dieses Faches 
Concursprüfungen, bei welchen es sich darum handelte, ob der 
Candidat für eine bestimmte, eben erledigte Stelle geeignet sei, und 
er hatte, selbst wenn durch seine Arbeiten seine Tüchtigkeit er- 
wiesen war, fUr jede andere Stelle von Neuem die Prüfung zu 
bestehen. 

Indem sich die Ooncursprttfiing auf eine in enger Zeitgrenze 
zu fertigende Clausurarbeit beschränkte, musste sie ebenso das 

Gebiet, aus welchem geprüft wurde, in enge, zufällig passende oder 
nicht passende Grenzen einschränken und konnte den Prüfenden 
nicht zu einiger Sicherheit des Urtheils gelangen lassen. Das mcipite 
liing von Glück und Zufall ab. 

Diesen Uebelständen wurde in folgender Weise abgeholfen: Der 
Lehramts-Candidat hatte sich von nun an nicht einer unbestimmten 
Anzahl von Prüfungen zu unterwerfen, sondern, wenn er einmal seine 
wissenschaftliche unddidactische Fähigkeit constatirt hatte, so genügte 
dies, um ihn für eine Beihe sich eröffnender Lehrstellen wählbar 
zu machen. Diese eine Prüfung wird aber, um die GbründHchkeit 
der Studien des zu Examinirenden sicher zu ermitteb, in grösserer 
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Ausdehnung und mit mehr IShtbln, als die ehemaligen Concnrs 
Prüfungen vorgenomnu n, Sie zei-fällt in einen schriftlichen und in 
einen mündlichen Theil, wovon der erste sowohl häusliche^ in län- 
gerer Zeit und mit Benützung aller literarischen Hilfumittel zu 
fertigende Aufsätze, als auch in kürzerer Zeit und unter strenger 
Aufsiebt zu voUeudende Ciausurarbeiten umfasst; während der 
zweite Theil die Erforachung der wissenschaftlichen Befähigung des 
Candidaten zu erganzen und zugleich die praktische Befähigung 
desselben zum wirklichen Auftreten in einer Schule darzuthun hat. 

Eine derartige Prüfung war im Interesse des Gymnasiums, 
aber auch zum Vorthefle der Candidaten, welche sich auf ihren 
Beruf mit ernstem Fleisse vorbereitet haben, empfeUenswerth. Diesen 
kann es nur erwfinsdht sein, dass man von demUm£mge und der 
Tiefe ihrer wi88en8chaf^blichen Bildung eine genaue Kenntniss zu 
erUuigen sich die Mühe gibt, dass sie nicht dem Zufalle weniger 
Stunden überlassen und in die Mi>glichkeit gesetzt sind, den etwa 
ungünstigen Eindruck des einen Theiles der Prüfung; durch den 
günstigeren eines folgenden Tlieiles zu verhesiseru. Als eine Haupt- 
ursache des früheren mangelhaften Ergebnisses des Gymnasial- 
Unterrichtes galt, dass mit Ausnahme der Religionslehrer alle } 
übrigen Lehrer in sämmtlichcn Lehrgegenständen Unterricht zu 
ertheilen genöthigt waren; bei solcher Zersplitterung der Kräfte 
konnte keiner der Gegenstände zu derjenige Behandlung gelangen, 
welche zu einem befriedigenden Erfolge unerlässlich ist. 

Es war daher eine Hauptforderung an die Einrichtung der 
.Gymnasien, dass jedes Lehrfach mit gründlichem Wissen und mit 
ausreichender Kraft vertreten werde. 

Die PWlfungsvorschrifk forderte daher nicht die gleiche Gründ- 
lichkeit für alle Gegenstände von den Candidaten, um dadurch im 
Vorliinein die Oberflächlichkeit zu sanctioniren ; sie setzte vielmehr 
voraus, dass der Candidat nur auf ein bestimmtes Gebiet sein 
eigentliches Studium werde gericlitet haben, und machte die voll- 
ständige Tüchtigkeit in diesem Gebiete zur Hauptbedingunj? für 
das Bestehen des Examens. Zur ausschliesslichen Bedingung konnte 
sie jedoch nicht in acht werden, wenn die Gymnasien nicht in 
eine andere der bisherigen entgegengesetzte Gefahr konmien sollti^n. 

Aus diesen im Wesen des Gymnasial-Unterrichtes beruhenden 
Gründen wird von den Candidaten ausser der speciellen Tüchtigkeit 
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■filr ein bestimmtes Unterrichtsgebiet eine allpremeine Bildimg auch 
in den übrigen Ofbipten verlangt, ja es wird voransgesotzt, daBs 
das Gebiet, für welches er sich speciell vorgebildet, nicht blos 
einen einzigen Lehrgegeufitand, sondern, einige unter sich nahe ver- 
wandte umfasse. 

Die Prüfungen^ wie sie von nun an stattfanden, stellten 
nämlich häufig heraus, dAss der Candidat, wenn er auch nur auf ein 
bestimmtes Gebiet seine Hauptstudien gerichtet hat und nur in 
ihm die Beiäihigang zum Unterrichte dnrch das ganze Gymnasium 
erhält, doch in einem oder dem anderen unter den tLbrigen Gegen- 
ständen ausreichende Kenntnisse besitzt, um den Unterricht in ihnen 
auf dner niederen Stufe oder theilweise übernehmen zu können. 

Abgesehen vom Keligions- Unterrichte^ der nicht in das Ressort 
dieser Prüfungü-Commission gehört, mu«s der Gymnasiallehrer ent- 
weder auf dem philologischen, oder historisch-geographischen, oder 
auf dem inatlieinatisch-uaturwissenseliaftlielien Gebiete, den drei 
Hauptgebieten des Gymnasiums, ganz einheimisch sein. 

Anderseits aber wäre es eine die Seichtigkeit der Bildung 
begünstigende Bevorzugung gerade der G^enstände, welche in 
geringstem Masse jeder Gebildete sich aneignen wird, wollte mau 
dem Studium der Philosophie oder dem der Muttersprache ein 
solches Gewicht - beilegen, dass auf sie allein unter der hinzu 
kommenden Bedingung sonstiger allgemeiner Kenntnisse sidi die 
Lehr&higkeit fOr das Gymnasium begründen liesse. Ausserdem 
würde sich für einen Fachlehrer der Philosophie nicht genügende 
Beschäftigung am Gymnasium finden, und für den Fachlehrer der 
Muttersprache würde es bei der Last, welche hier die Correctur 
der schriftlichen Arbeiten auflegt, unausführbar sein, dass er alle 
seine Lectionen in diesem Gegenstande erthoile. Uoeh wurde jedem 
dieser beiden Gi genstfinde sein Werth dadurcli gesichert, dass sein 
gründliches Studium die Anforderungen au den Umfang der übrigen. 
Kenntnisse des Candidaten ennässigt. 

An die Stelle der bis dahin üblichen provisorischen Anstellung 
trat nun das Probejahr. Jene konnte den bei ihrer Einrichtung 
gestellten Zweck darum nur zum geringsten Theile erreichen, weil 
es aus praktischen Gründen kaum ausAihrbar ist, einem Lehrer 
nach dreijähriger provisorischer Anstellung, wenn sidi auch über 
seine LelurfHhigkeit Bedenken ergeben haben sollten, die definitive 
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Bestätigung zu versagen. Anders beim Probejahr; es ist noch keine 
Anstelhing, sondern die nothwendigc j)raktische Ergänzung des 
thooretisclien Examens, der Candidat ist im Interesse seiner eigenen 
Ausbildunf!^ beschäftigt und nur zu einer geringen Stundenzal»! 
verpflichtet, wodurch er im Stande ist, die andere Zeit wissen- 
0chaftHchen Studien oder erwerbender Beschäftigung zu widmen. Der 
Candidat bat daher keinen Anspruch auf definitive Anstellung an 
der Schule, welche ilm beschäftigt, kann aber doch dureli die 
Tüchtigkeit seiner Leistungen sich die Anerkennung verschaffen, 
dasB bei vorkommender ErOfihung einer Lehrerstelle an dieser 
Schule, der Director ihn zur Wahl in Antrag bringt, oder dass er 
ihn anderen Schulen empfiehlt. (Weiteres findet sich in unseren 
historischen Skizzen, S. 25.) 

Wie gering man von den ehemaligen Gymnasial- und philo- 
süi>hischen Studien dachte, mag daraus hervorgehen, dass die 
Prüfimgsnormen für Lehramts-C^andidati ii, sowold die vom Jahre 1853, 
wif die folgenden ausdrücklich hervorhel)on: 2. Zeugnisse Uber 
die sechs ersten Classen des (xymnasiuTus und die vormaligen philo- 
sophischen Obligatcurse berechtigen die Oandidaten nicht, auf die 
Zulassung zur Prüfung unbedingten Anspruch zu machen.«*) 

Von grosser Wichtigkeit, die wir weiter nicht zu erOrtem 
brauchen, war die Begründung der Seminare, die zuerst an der 
philosophischen Facultät entstanden. Schon am 21. September 1849 
wurde das philologische Seminar begründet, welches am 13. Oct 1850 
in ein philologisch-historisches Seminar umgewandelt wurde, an 
dessen Spitze Ghrauert**) und Benitz standen. 

*) Kine Ministerial- Verordnung vom 16. December 1854 setzte fest, dass 
jiiioii da, wo die deutsche Sprache nicht ausschliesslich Unterrichtssprache sein 
kann, der Unterricht in allen Gymnasien, mit Ausnahme jener in den lombardisch- 
venetianischen Kronländem, in dem Masse, als es einer grUndlichea Bildung 
dienlich ist, und daher jedenfsUci in den hOheraa GUuuen vorhemcheiid in deutscher 
Sprache, welche ehnebin ein obligater Lehrgegcnetand sein mnaa, m wtb^en ist 
Kach der PrttfiuigBiicnii Air LehramtB'Candidaien tat Gymnanea Tom Jahre 1856 
wurde die Kenntnisa der deutschen Sprache von jedem Gandidaten gefordert und 
sollte die möglichst grösste Zahl der Candidaten in den philosophischen Fächern, 
well lu> bei weitem am meisten Lehrkräfte erfordemi auegebildet und für diese 
Disciplinen verwendbar sein. 

**) Schon in» Jalire 1847 hat Chmel über die Pflege der Geschichtswissen- 
schait in Oesterreich in der Akademie der Wissenschaften gesprochen und die 
Stiftung eines histMjsch<arch&ologischen Yerebe« befttrworlet Grauert rerOffent- 
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Wie begreiflich, machen jedoch PhUologie und Geschichte 
jede für sich eine grosse und weit umfassende Wissenschaft aus, 
die ihrer selbststftndigen Pflege bedürfen. Thatsächlich verfolgten die 

Seminare ihre Ziele selbstständig und ihre Verbindung war nur eine 
äusjserliclie, dass sie niimlich am Schlüsse jedes Semeäter-s di(^ übrigens 
völlig selbststätuligen Anträge der Directionen beider Abtheilungen 
in einem B<'riclit an die oberste Unterrichts-Vorwaltung vereinigten. 
Es entstanden daher im Jahre 1872 eigene ^Senunare für Geschichte 
nnd für Philologie. Für letztere Disciplin wurde im Jahre 1869 
ein Proseminar begründet und auf Grund einer Vorstellung des 
Vereines »Mittelschule« in Wien entstanden auch Seminare für die 
deutsche, französische, italienische und englische Sprache. 

Aber auch die historische Abtheilung des genannten Seminars 
zweigte sidi bald ab in zwei Sectionen, fär die allgemeine und für 
die (teterreichische Gesdiichte und in Folge kaiserlicher Entschliessung 
Yom 20. October 1854 entstand die Schule fOr österreichische 
Qeschichtsforschungy welche das fUr Oesterreich werden sollte, was 
die icole des ekarUs fdr Frankreich ist. Um die Schöpfung dieses 
Institutes erwarb sich der bereits genannteBenedictiner Professor Jäger 
besondere Verdienste und erhielt das historische Seminar eine aus- 
gezeichnete Kraft durch die Berufung Aschbach'b im Jahre 1853, 
der bis dahin Professor in I^onn war. 

Wie wir vorgreifend hinzufügen wollen, wurde Dr. Theodor 
Sickel am 15. August 1856 zum Professor für Paläographie ernannt. 

Während der Wirksamkeit des alten 8tu(liensystems hatte 
man ftir diese Partie (Hilfswissenschaften der Geschichte) dadurch 
gesorgt, dass demjenigen Professor, welcher die österreichischen Staatea- 
und die Weltgeschichte zu lehren hatte, auch noch die Abhaltung 
specieUer Vorträge über die historischen Hilfswissenschaflten, worunter 
man jedoch nur ein beschranktes Mass der nöthigsteu Notizen über 
Diplomatik, Sphragistik, Numismatik und Heraldik Ycrstand, in der 
Begel übertragen wurde. Diese Einrichtung war sehr mangelhaft 



lichte den Plan zu ^n«m phUologiaeh-hiatorischen S«miiutT ia der »Oyrniianal-Zeit* 

Schrift«, 1850, S. 323, und swar mit Rückaicht auf Gyninasial-Lebramts-Candidaten, 
da die Zahl derer, die aich vorzugsweise und Itorufsmässig der gelehrten Forschung 
widmen wollen, immer und üherall sehr klein ist. Helfert publicirte die dchrifi: 
»Ueber Nationalgeschichto etc. in Oesterreich c 1853. 
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und zwar sichon deshalb, weil ein einzip^er Professor in allen diesen 
unühfi.sendeii Gebieten nicht glciehinässi^r orieiitirt nnd somit nicht 
in der Lage sein konnte, den liölirren Aufordorun^n-n in ir^i'cnd 
einem derselben zu rroniioen. Dorh war es iiTimerhin ein Vortheil, 
das8 die Hilfs>yi8sensehatten überhaupt, wenn auch eigentlich nur 
nonunelly berücksichtigt und vertreten waren.*) 

Nun wurde Weltgeschichte und Osterreiohifiche Geschichte Ton 
verschiedenen Professoren gelehrt und machte sich der Mangel för 
Hilfswissenscbafiten desto fitttilbarer. Sickel war jedoch mit einem 
Makel behaftet, er Var Protestant, und damals war das Concordat 
dem Abschlüsse nahe. Doch meinte man, dass ein evangelisches 
GrlaubensbekenntnisB ftb* den Unterricht in der Quellenkunde und 
Paläographie mii so weniger als ein Iliiidemiss angesehen werden 
dtirfe, als es sich in diesen Zweigen um keine solchen Fragen 
handelt, auf der* ii Losung die confessionelle Ansicht irgend einen 
Einfluss üben könnte. 

Die Aufgabe dieser Schule für österreichische Geschichts» 
forschung ist, ilirciu Zwecke, der Heranbildung junger Männer zur ^ 
tieferen Erforschung der österreichischen Geschichte entsprechend, 
eine zweifache. Sie hat nfimlich ihre Zöglinge mit dem gelehrten 
Materiale nnd mit den nothwendigen Hiliswissenschaften zum Veiv 
standnisse desselben bekannt und weiterhin auch mit den Ghrund- 
sätzen und der Methode der wissenschaftlichen Geschichtsforschung 
vertraut zu machen, um sie auf diesem Wege zu selbststftndigen 
Forschungen anzuleiten. 

Diese Schule, meinte man, werde ihrem ei^cntliclien Zwecke nur 
dadurch möglichst nahe kommen, dass sie junf>;e Talente aus denver- 
schif^denen Kronländern des Kaiserstaates in sich vereinigt und dieselben 
dadurch jenem vagen Anschauungskreise entrückt, welcher nicht selten 
sonst talentvolle Kräfte unter dem Einflüsse nationaler Bestrebungen 
von dem rechten Ziele der Geschichtsibrschung ablenkt und zu 
blossen Parteimünnem macht 



*) £8 ist heuta kaum fassbar, wie man diese VerhUtnisse bis siim Jahre 1848 
fortbestehen lassen konnte nnd trots besserer Ueberaeugnng, die in gebildeten 

Kreisen immer mehr zur Aufnahme kam, den Schlendrian unan|^tft8tet Hess. 
Allerdings rächte sicli diese Unwissenheit, und alle Gebiete des staatlichen Lebens 
hatten diesen Mangel zu fUhlen. 
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Zur lOrderun^ dieses Institutes wui'den ü ordentliche Stipen- 
dien zu fl. 400 und 2 ausserordentliche zu fl. 300 festgesetzt, und 
wurde es ausdrtickÜch betont, dass es sich nicht darum handle 
Studirende der Stipendien willen heranzuziehen, sondern wahrhaft 
Befähigte und Berufene mit den Stipendien zu betheiligen. Diese 
Stipendien wurden dann im Jahre 1857 von fl. 400 auf fl. 600 erhöht. 

Es mag hier beigefügt werden, dass Graf Thun mit ausser- 
ordentlichem Eifer dafür sorgte, diese Schule, auf welche er grosse 
Hoffnungen setzte, ins Leben zu rufen. 

Zum Director derselben wurde Albert Jä^^er eraannt und 
trat sie mit dem Studienjahre 1855/56 ins Leben. Die cröten Ötipea- 
diöten waren Ottokar Lorenz und Franz Kroues. 

Behufs der praktischen Ausbildung und Uebung wurde den 
Zöglinofen dieser Anstalt die Benützung der Handschriften der 
Hofbibliotiiek und der Urkunden im geheimen Haus-, Hof- und 
Staatsarchive gestattet 

Nachdem Sickei seine Wirksamkeit als Lelirer an der Wiener 
Universität begonnen hatte, trug er sich 1856 mit dem Gedanken, 
Hil&werke für das Studium der Palftographie zu ver(}ffentlich.en, 
und zwar durch photographische Nachbildungen älterer Schrifb- 
proben. Eine der vortrefflichsten Quellen zur Förd^ung dieses 
Zweckes waren die Urkunden, welche mch im geheimen Haus-^ 
Hof> und StaatsarcluYe befinden. Doch das Ministerium des Aeussem 
und des kaiserÜchen Hauses wollte, 26. Jäntier 1857, trotzdem 
Fachmänner wie Kedtenbacher und Auer erklärt hatten, da^s die 
Urkunden durch die cliemische Präpai'irung kt^inen Sehaden leiden 
werden, in Folge des Gutfielitens eines Histonkt-is höchstens ge- 
statten, von Urkunden ^leichgiltigen Inhalts und in jedem Falle 
mit Ausscliluss der Kaiser und Landesherren, photographische 
Abzüge zu nehmen. Erst am 25. October 1869 gestattete das 
genannte Ministerium die uneingeschränkte Benützung des ihm 
unterstehenden Archives zu dem bezeichneten Zwecke.*) 

Wir wttrden jedoch von der Wahrheit abweichen, wenn wir 
sagen wollten, dass der Zulauf der Studierenden zu dem Institutey 



*) Antaiiirs fies Jalires 1858 waren zwei Hefte der » JUanumenta grapliira 
medii aevi* eräc-hionou; das g<in/.e Werk war auf zelm Hefte berechnet, und 
erschien das letzte in jüngster Zeit. 
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das von vortrefflichen Kraiten geleitet, und trotz der Stipendien 
ein grosser war. Oesterreichische Geschichte wurde nun aber obligater 
Lehrf::e(>^enstand für die Hörer au der juridischen und philo^phi- 
scheu FacultHt. 

Um das historische Studium zu heben, wurde von betheiligten 
Kreisen befürwortet, den Zöglingen des Institutes, die oft aussichtslos 
dasteheDy weil Bibliotheken oder Archive nur selten eine Anstellung 
darbieten, Anstellungen im öifentliclien Dienste zu gewähren. 
Allerdings wurde andererseits geltend g^nacht^ dass die Existenz 
des Institutes nicht von der Greirung derartiger Stellen abhSnge, 
da nicht jeder Zögling die Absicht habe, eine Anstellung in einem 
Archive oder in ein^ Bibliothek zu suchen; die Studien am 
Institute seien auch Selbstzweck, also eine historische Schule, die 
mit besonderer Rücksicht auf die vaterländische Geschichte ebenso 
anregend als bildend auf Junge MUnner einwirken soll. 

Die praktische Amschauung übfrwof^ und man wendete sich 
diesbezüglich nn den damahgen Minister des Innern, Freiherm 
y. Lafiser. Doch sagen wir es offen, dieser Mann hat in aus- 
gezeichneter Weise sein Amt verwaltet, aber er war durch und 
durch Praktiker und hatte weniger Sinn für die idealen Au%aben 
des Staates. Er erklärte daher (7. Härz 1864)| dass bei der g^n- 
wärtigen Einrichtung des Manipulationsdienstes ^ Zöglinge des 
Institutes kein Raum sei, ausser sie reflectiren auf dne Kanzlisten- 
stelle mit jährlich fl. 500 Gkhalt und fl. 100 Qnartiergeld, in 
welchem Falle sie sich vor Vollendung ihrer Studien melden mögen. 

Die Hoffnung jedoch, dass das historische Seminar und die 
Schule für österreichische Geschichtsforschung zahlreich von jenen 
besucht werden, welche diese Studien als Selbstzweck betrachten, 
hat sich nielit ganz erfüllt. Die Hörer und Zöghnge dieser 
Anstalten reerutirten sich fast ausseliliesslich ans angehenden Lehr- 
amts-Candidaten, von denen allerdings manche mit grossem ErtbJge 
auf literarisch-historischem Gebiete thätig sind, und von welchen 
einige, wie Zeissberg etc. sich einen Ruf erworben haben. 

Es traten jedoch auch Momente ein, wo klaffende Lücken im 
Lehrkörper vorhanden waren. So ertönte beim Beginn des Studien- 
jahres 1867/68 der Schmerzensruf: Benitz ist abgegangen, Jäger 
auf Urlaub, kein einziges germanistisches Goll^um wird gelesen, 
und da das Semuiarwesen von der Regierung in die eigene Vor- 
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sorge genommen ist, so kllndigt kdn anderer Fachprofessor Vor- 
lestmgen über GtescbicKte an. Man ktfnne daher nidit behaupten, 
dass die Gelegenheit, sich allseitig und gründfich auszubilden und 

zu entwickeln^ für die Candidaten des Lehramtes der Mittelschuleii 
in einem stetigen Fortschritte begriffen wäre. 

Nachdem im Jahre 1869 das philologische Proseminar 
errichtet worden war, erfolgte im Jahre 1872 die räumliche Tren- 
nimg des historischen Yom philologischen Seminare und £ftnd die 
feierliche Eröfihung am 18. October 1872 statt. 

Im Jahre 1874 worden die Disciplinen erweitert und das 
Studium der Eunstdenkmale einbezogen; das neue Statut daturt 
vom 22. September 1874. Bei Gelegenheit des 25jährigen Bestandes 

dieses Institutes wurde eine Jubelschrift veröffeuthcht und seit dem 
Jahre 1880 erscheinen die Mittheilungen des Institutes ftlr öster- 
reichische Geschichte. 

Grössw als in diesen Instituten war der Zuspruch der 
Studirenden zam physikalischen Institute, dessen ErrichtuTip^ am 
17. Jänner 1850*) genehmigt wurde und welches am 1. De- 
cember 1852 ins Leben trat. Als im Jahre 1868 dasselbe von 
70 Studirenden und 2 ArtUlerie-Oberlieutenants frequentirt wurde, 
stellte der Vorstand desselben, Professor Ste&n, den Antrag, das^ 
selbe in xwei unabhängige Collegien, ftir Theorie und Praxis, zu 



*) Zu jener Zeit wunle Physik blo« von einem Lehrer vorgetragen. Iki 
dem Fortschritte jedoch, weh hen die Natunvissenschaften machten, konnte ein 
Lehrer überhaupt nicht alle Disciplinen dieser Wissenschal't gründlich umfassen» 
xmi reicht ^« Zeit flieht «u^ rie alljährlidi ▼onmtragen. Der Vkmn Yortng 
Icoonte auch nicht fttr Jene genügen, die dch »tSbut für dieses LehrflMh vor^ 
hereiten, welche tiefer in dto Sache dngehen rnttsem, die mne genaue 
KenntniM der physikalischen Apparate nnd ihrer Behandlnngsweise und die 
manueHe Fertigkeit beim Experimentiren haben sollen. Dieses Bedürfhiss war 
um so dringender, da seit 1849 auch in den Gymnasien Physik gelehrt wurde. 
Es wurde dalier ein physikalisches Institut gegründeti an welchem sich die Lehr- 
amtS-Candidateu gründlich ausbilden konnten. 

Christian Doppler, Mitglied der Akademie der Wissenschaften, der zahl- 
reiche werthvolle wissenschaftliche Schriften veröfifentlichte, wurde mit der Leitung 
dieses Lostitntoe betraut. 

Zum Unterrichte der Lehramts-Candidaten wnrde das Torhandene physi- 
kalische Uuseum, welchem Banmgarten und Ettingebansen über 20 Jahre vor- 
standen, als ToUkommen geeignet befinden. 
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Sündern^ wc4clier Antrag genehmigt wurde. Um dem Mangel an 
tüchtigen Lehrkräften für Physik zu begegnen, wurden überdies 
höliore Stipendien gewährt. Die praktischen Uebungen auf natiir- 
wisscnschaftUchem Ge))iete zur yorl)ilduiig tüchtiger Lehrer für 
Naturwissenschaften unter der Leiiimg ünger's begannen ebenfalls 
im Jahre 1851. Die Verordnung, betreffend die praktische Aus- 
bildung von Lehramts- Caudidateu in den NaturwiBsenschafiten, 
datirt vom 30. April 1851. 

Die kaiserliche Akademie der Wissenschaften batte schon im 
Jahre 1849 beschlossen, ein Sjstem der meteorologischen Beob- 
achtungen, welches nach und nach alle Länder der Monarchie zu 
umfassen hätte (in Oesterreich gab es damals blos in Prag, Mailand, 
und Kremsmünüter magnetische Anstalten), ins Leben zu rufen. 
In Wien sollte die Centralanstalt sein, welcher auch die Aufgabe 
zufiele, die von den anderen Stationen einhiulenden Daten zu bear- 
beiten etc. An dieser Anstalt sollte nach Antrag der Akademie 
ein Director, ein Adjuuct und « in Diener angestellt werden und das 
Observatorium wäre auf dem Gebäude des polytechnischen Instir 
tutes, wo zu jener Zeit die Akademie der Wissenschaften pro- 
visorisch untergebracht war, zu errichten. 

Das Unterrichts-Ministerium erkannte (30. April 1849) in 
vollem Masse die Nützlichkeit des Ptojectes an. Es ging jedoch 
von dem Standpunkte aus, dass die Einrichtung einer derartigen 
Anstalt den Auturdf^'ungen der jetzigen Wissenschaften entsprechen 
müsste. Innerhall) des Bereiches einer grossen Häusermasse eigne 
sich aber der Standort für diese Insiiiuiiou nicht. Nur die Er- 
bauung eines zweckmässigen eiseufreien G^^baudes ausser dem 
Bereiche der Stadt und ihres störenden EmÜusses wtü-de dem 
Zwecke entsprechen und könnte diese Anstalt mit der Sternwarte 
vereinigt werden. In diesem Sinne befürwortete Graf Thun am 
8. Juli 1851 das Project, welches der Kaiser am 23. Juli genehmigte, 
und wurde Karl Ereil, bis dahin in Prag, zum Director der Central- 
anstalt fklr Meteorol(^e und IWmagnetismus* (ursprünglich hatte 
sie den Kamen: Meteorologisch-magnetische Oentralanstah) und zum 
P^fessor der Physik an der Wiener Universität ernannt*) (üeber 



*) Eä wurden auch mtjtüorologiäche Jalii'bücliei' veröffentlicht, dereu Kobtea 
anOngUeh tob der Alndemie d«r Wissensdülttti bectritten wnsien. Als jedo«^ 
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das Weitere vergl. unser: »Der neue Universitätsbau in Wien«, 
a 37 u. ff.) 

Im Laule der Zeit reihten sich an diese Institute und 
Seminare: das archäologisch - epigraphische Seminar und das 
Seminar für die deutsche und das bereits erwfihnte Seminar für 
die englische und französische Sprache. Bezüglich der englischen 
Sprache hat das MiniBterium im Jahre 1872 die Errichtung einer 
Lehrkanzel für dieselbe in Verbindung mit der angelsächsischen 
fOx noihwendig befunden, die bis dahin keine Vertretimg an den 
Osterreichischen üniversitäten hatte, und fanden bis dahin keine 
Vorträge ttber die fUr die Eenntniss der Rechtsgeschichte so ^ch*- 
tigen nordischen Reehtsalterthflmer, über die Erklärung der Edda^ 
über die älteren englischen Dichter oder über die Shakespeare- 
sch< u Dramon statt.*) Es entstanden ferner das germanistische, 
pädagogische und mathematische Seminar etc. 

In Betreff des pädagogischen Scniinars gilt der Satz: od- 
kuc Iis sah judice est. Die Einen meinen, Pädagogik sei überhaupt 
keine Wissenschaft; die Universität jedoch habe blos Wissen- 
schaften zu lehren und sich nicht um praktische Discipiinen und 

die Akademie diese Kosten weiter niclit bestreiten wollte, wurde di*» Herauppabe 
, dieser Jalirbilcher sistirt. Der Director der Centralanstalt, Karl Jeliiuek, erklärte 
jedoch, die Herausgabe der Jahrbttcber sei eine Lebensfrage fttr die Anstalt. E« 
erfolgte bieranf die kaiserliche Entsehliessung vom 12. JXoner 1866, d««s die 
Kosten dieses Jahrbuches dem niederBsterreiebischen Stndienfonde, der damals 
anch die Kosten der Anstalt bestritt, entnommen werden sollen. Sdtdon Jahre 1878 
wird das Erfordemiss vom Staatsschatze predeckt. 

*) Fttr die «rg-nrische Sprache bestand bis znm Jahre 1878 eine Lehr- 
kanzel. Nachdem im genannten Jahre der Lector Heinele fjestnrboii war, \vurde 
diese Lehrkauxel in Folge der inzwischen eingetreteneu Yeräiidening^ auf staats- 
rechtlichem Gebiete, nach welcher die nngariscbe Sprache niclit m«hr den Landes- 
spraehen der diesseitigen KeichsbÜlfte geaSUt werden konnte, avifgehoben. Wie 
hinsugelHgt werden mag, wurden bereits in Folge einer kaiserlichen Ent- 
sehliessung yom 4. MÜTS 1848 Lehrkanaeln fttr ^e polnische Sprache zunädiBt 
auf drei Jahre an den Universitäten zn Wien, Frag Und OlmUtz errichtet. Im 
Jabre 1879 wnrden mit dem berühmten Orientalisten Nöldeke Verhandlungen 
wegen Uebemahme einer Professur nn der Wiener ITniverpität gepflo^rn, die sich 
jedoch zerselilu^'eii. Bei dieser Oele^^eiiheit sprach er su li arn 12. .läiitier 1880 
dahin aus: s Gerade Wien, die Hauptstadt de«s Kaiserreiclies, das «o enge lie- 
Ziehungen zum Morgcalande hat, der Ort, an dem sich so grosse orientalische 
Sammlungen befinden, eignet sich gana vorsttglich au einem iKtae mientalischer 
Philologie. € 

Wolf, Wiener ÜDivenltfit. 9 
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Fertigkeiten zu kOmmern (bekanntlich hat die Professoren- Ver- 

saiiiiiiluiig zu Bonn diesen Standpunkt eingenommen). Andere 
wieder haben der Pädagogik den wiböenschattlichen Charakter . 
zuerkannt. So viel jedoch ist gewiss, dass diia Unterrichts- 
Ministerium von Lehramts-Caudidatoii für Mittclscliulen den Besuch 
dieses Seminars nicht unbedingt verlangt, wohl aber die Absol- 
virung eines Probejahres unter der Leitung eines tüchtigen Lehrers; 
obschon die Gymnasial-EnquSte im Februar 1870 sich einstimmig 
dafür aussprach, dass an den Universitäten Lehrkanzeln für Päda- 
gogik und in Verbindung mit denselben pädagogiaehe Senunarien 
errichtet werden. Mit HmbJick auf § 42 des Volkasclidgesetzes 
vom 14. Mai 1869 fesste auch der Beicharath eine Resolution, 
ein Universitttts-Seminar zur pädagogischen Ausbildimg der Lehrer 
ins Leben zu rufen; aber auch diese Resolution hatte weiter keine 
Folgen und scheint man im Ganzen und Grossen die Ansichten 
der bezeichneten Professoren- Versammlung in Bonn zu theiien. 

Wenn die philosophische Facultät vom Grunde aus errichtet 
werden musste, so war die rechts- und staatswisseuscha ftliche 
Facultät, au welcher blos zwei Münner von Bedeutung- wirkten 
(Kudler, den die heranwachsende Generation kaum mehr kennt, da 
er wissenschaMch wenig geleistet hat, dessen Vortrag jedoch sehr 
anregend war, was zu jener Zeit viel sagen wollte^ und der durch 
Gelehrsamkeit und Eloquenz ausgezeichnete Hye), nicht minder einer 
gründlichen und durchgreifenden Reform bedürftig. 

ZunSchst ward der Rechtswissenschaflb ein anderer Boden 
bereitet, als der, welchen sie bis dahin an (toterreichischen 
Universitäten eingenommen hatte. Während nämlich frtther die 
wenigen Rechtsgelehrten, welche die Jurisprudenz ab Wissenschaft 
betrieben, zumeist die Exegese pflegten, sollte sie nun auf phi- 
losophisch-historische Basis gestellt werden und hielt man 
überhaupt die bodenlose doctrinlire Forschung, wie sie seit Decennien 
auf diesem Gebiete gepfl<'<i:t wurde, nur peeiLniet, selbst in w«dil- 
gesinnten (Geistern eine bedenkliche Verwirrung der Anschauungs- 
weise rechtlicher und staatlicher Verhältnisse zu erzeugen und zu 
nähren und einen leeren Formalismus auf Kosten des Rechtes und 
der Geschichte zu schaffen. Dieser >gefUhrlichen Richtung« sollte 
durch die Förderimg emster, geschiditlicher und rechtshistorischer 
Forschtmgen und Lehren entg^n getreten werden. Die Rechts* 
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geschichte, welche seit ibiO nicht mehr an der Universität gelehrt 
wurde, soUte daher wieder als wifisenschaftUche Discipliu aui- 
genommen werden. 

Um diese Ziele zu erreicheo, wurden, so weit dies thunlich 
und mögliok war, die vorzüglichsten Kräfte nach Wien berufen, 
und zwar Philipps im Jahre 1851 ftlr Eirchenrecht und Rechts» 
geschidite. Für den Lehrstuhl des römischen Rechtes wurde 1855 
Arndts berufeni der durch seinen Vortrag die Hdrer zu fesseln ver- 
stand. Bei dieser Berufung war auch massgebend, dass Arndts 
katholischer Romanist und ganz durchdrungen von katholischem 
Geiste war. Um zu bezeichnen, in welcher Weise diese Disciplin 
damals brach lag, mag darauf hingewiesen werden, dass seit dem 
Jahre 1830, da ProfediSür 1 leinberger ein Comi)eiuliiim des römischen 
Rechtes veröffentlichte, nichts aui" diesem Gebiete innerhalb des 
Kaiserstaates erschien. 

Einen grossen Zuwachs an hervorragenden Kräften erhielt 
die juridische Facultät 1856 durch Wahlberg, Glaser und Unger. 
Durch Wahlberg und Glaser gelangte in glücklicher Weise eine 
wissenschaftliche systematisch'historiscbe Richtung und Beliandlungs- 
weise zu einer tüchtigen Vertretung. Wahlbeig ist noch im Lehr- 
amte und wirkt durch Wort und Schrift. Die Vorliebe Gtaser^s für 
die wissenschafldiche Forschung und das Lehramt, hielt ihn ab, sich 
eine praktische Laufbahn zu eröffiien, welche durch glänzende 
pecuniäre Aussichten und eine äussere unabhängige Stellung die 
damals insbesondere bescheidenen Aussichten im Lehramte zu ver- 
dmikeln nur zu sehr geeignet war. Wie man weiss, glänzt Glaser 
durch Genialität und literariwho Prodiictivität, sowie durch Viel- 
seitigkeit theoretischer und praktischer Bildung. Waa Unger betrifft, 
der 1857 aus Frag nach Wien berufen wurde, so war er es, der 
auf der Lehrkanzel einer bis dahin in Oesterreich neuen ]\rethode der 
Behandlung des Civilrechtes Balm gebrochen, die namcntÜch gegen- 
über von Studirenden, welche die seit dem Jahre 1855 eingeführte 
rechtshistorische Vorbildung erhalten hatten, vorzugsweise geeignet 
war, ein wissenschaMches Studium des österreichisdieQ Hechtes 
einzuführen. Unger war es, der in Oesterreich die rechtshistorische 
Begründung und systematische Behandlung des Civilrechtes schu^ 
und muss ihm nachgerühmt werden, dass er auf diesem Gebiete 
Schule machte. 

9* 
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Eine andere Lttcke oder, sagen wir richtiger, Kluft mnsste 
ausgeföUt werden, da das Fach der politiBchen Oekonomie ohne alle 
Vertretung an der Wiener Univermtät war. (Nach der aus frtlherei* 

Zeit herrührenden Einrichtung umfassten die politischen Wissen- 
schaften: (Iii' j)oHtische Oekonomie, die Volkswirthschaftslehre, 
Nationaliikonomie nebst Finanzwissonschait und die sogenannte 
Pdlizeiwisbeusc'liaft.) Wit; selir dieses wielitige, in die praktischen 
Lfhensverhältnisso auch un mittelbar 80 tief eingreifende Lehrfach 
vemachhis.si<2;^t war, ist wohl am »clilagendsten daraus zu entnehmen, 
dass dafür bis zum Jahre 1848 das in den Siebzigerjahren des 
vorigen Jahrhunderts erschienene Lehrbuch von Sonnenfels vor- 
geschrieben war und dass seit dem Erscheinen jenes Werkes die 
Literatur dieses C^genstandes in Oesterreich, ausser einem Hand- 
buche von dem b^^te genannten Kudler und einigen kleinen Mono* 
graphien^ nichts aufanweisen hatte, weshalb auch in Oesterreich ein 
hervorragender Lehrer dieses Faches nicht gefunden werden konnte. 
Ftir diese Lehrkanzel wurde (Mai 1855) Lorens Stein, früher Pro- 
fessor in Kiel, berufen.*) 

Am besten war die medicinische Facultftt bestellt, an 
welcher damals Hyrtl,'^*) Rokitansky und Skoda wirkten; aber 
auch hier waren mannigfache Ergänzungen und eine gewisse 
Auffrischung nothweTulig. 

Schon unter dem Grafen Stadion (9. Februar 1849) wurden 
Lclirkanzeln ftlr »Syphilis und Hautkraiikheitcn errichtet und Sig- 
mund und Hebra mit dem Lehramte betraut. Diese waren es, 
%v eiche den Zug der Studirenden dieser Discipünen von Paris nach 
Wien ableiteten. ^^^) 

Es wurde dann das Prineip aufgestellt, dass die klinischen 
Ant^talten sich auf den Höhepunkt der Wissenschaft in dem Zweige 

*) Diesem wurde uuter «ieiii Minister Hasuer 1868 Schüttle beigesellt, der 
flsieireiehisch« VeriiUtnlsM kannte und polititeb conflcmdsv war. Sehlffl« las 
Uber poBtisehe Oekonomie und über Yerwaltangslelire. 

**) Hyftl war ursprOn^licli znm Professor der meoaehlichen Anatomie 

eniannt. Der berühmte Gelehrte erwe iterte jedoch seinen Kreis und hielt VortrÄg%i 
über comparative Anatomie. Zur Zeit, als Ritter v. Schmerling Staats- 
mioieter war, wurde er (29. Juli 1863) auch zum Professor dieser Disciplin 
eniannt. 

Hebra und Sigmund wurden zur Zeit, als v. Hasner Unterricht$ministeir 
war (39. September 1868), zu ordentlicbeo Professoren ernannt. 
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der Mediciu, den sie vertreten, zu iteiien haben, den Fortschritt 
der Wissjeu.-^chaft fordern tmd die für das praktische Wirken ge- 
wonnenen Resultate durch Lehre und Ausübung verbreiten. Der 
klinische Lehrer sollte daher durch Schrift, Lehre und die Aus- 
übung der Kunst, für die Wissenschaft, den Unterricht nrvl das 
Wohl der Leidenden wirken. Da überdies ausgezeichnete Kliniker 
nur seltene Erscheinungen am medicinischen Horisonte sind, so 
suchte man durch eine Lichtgestalt^ wie sie Oppolzer war, die 
Nebel, welche den alten Ruhm der Wiener medicinisch-klinischen 
Lehranstalt zu verdunkeln drohten, zu zerstreuen (1849). 

Nach dem Austritte Wattmann's und der Aufhebung der Josefs' 
Akademie zur Heranbildung von Militärärzten wurden (17. Oc-* 
tober 1848,1 zwt i ordentlielie Lehrkanzeln für praktische Chiriu'i^ie 
errichtet, und Dr. Franz Scimh und Dr. Johann v. Dumreicher zu 
Professoren der bezeichneten Diücipliuen ernannt. Wie wir sofort 
hinzufügen wollen, drohte die Chirur^e im Laufe der Zeit in eine 
einseitige Richtung zu verfallen, indem sie gerade zu einer Zeit, 
da die massgebenden Doctrincn glänzende Fortsclu'itte machten, 
die ilir in dieser dargeboteneu histologischen, physiologischen und 
pathologischen Grundlagen und Behelfe in ganz ungenügender 
Weise verwerthete. 

Die Wichtigkeit und Bedeutung der Lehrkanzel t&r Chirurgie 
bedarf nicht der weiteren Erörterung. Sie hat den Unteiiicht in 
der Erkenntniss und Behandlung der sogenannten chirurgischen 
Krankheiten, jener Leiden des Menschen zum Gegenstande, von 
denen eine grosse Anzahl zu den empfindlichsten an und für sich 
sowohl, wie in Hinsicht auf ihre zum guten Theile in der Hand des 
Arztes liegenden Folgen zu den «eliwerstcn gehören, und ist in Hinsicht 
auf die durch sie gesetzte Gefährdung physischer und intelleetueüer 
Erwerbs- und Leistungsfähigkeit zu den für das Individmini, die 
Familie, den Staat und die Gesellschaft, im 1^'riedeu oder im Kriege 
zu den' wichtigsten zu zählen. 

Die Erkenntniss und Behandlung derselben gehört, indem 
sie nebst der gründhchsten Kenntniss der internen Medicin auch 
ein umlassendes histologisches, pathologisches und physiologisches 
Wissen voraussetzt, indem sie technische Gewandtheit, eine 
mit Unerschrockenheit und Charakterstärke gepaarte Humanität 
erfordert, zu den schwierigsten Aufgaben. Dieser Unterricht 
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erheiBcht mehr als irgend ein anderer nnermttdlidie und un- 
verdrossene Widmung. 

Erwägungen dieser Art führten nach dem Tode Schuh's, als 
Graf Beust Leiter des Unterrichts-Ministeriums war (12. Mai 1867) 
zur Berufung Billroth's. 

GrfKsse IToftnungen wurden auf den Au^onkliniker Arlt (1856) 
gesetzt, dem im Jahre 1857 v. Stellwag und Ed. Jäger zuge- 
sellt wurden* 

Dringend Noth thüt es, das gesunkene Studium der Chemie 
an der Wiener Universität zu heben, zu welchem Zwecke (4. März 1849) 
Redtenbacher berufen wurde, und eben so dringend war es fdr die 
.Physiologie, die sich an deutschen üniverBitäten zu emer Höhe 
emporgeschwungen hatte^ welche man in Oesterreich nur mühsam 
anstrebte, eine tdchtige Kraft su gewinnen. Diese fand sieh 
(4. März 1849) in Bracke, bis dahin in Königsberg, von welchem 
Hyrtl sagte, dass dessen Vorträge, was Sachkenntnisse Originalität 
und Macht der Rede anbelangt, ihresgleichen suchen. Man erwartete, 
dass Brücke dem physiologischen Untci richte in Wien die Gediegen- 
heit, das T.eben und die Frische verschaffen werde, die demselben 
Noth thaten. 

Wii* könnten noch weiter den Satz illustriren, wie sehr man 
bestrebt war, die tüchtigsten Männer der Wissenscha^ nach Wien 
• zu bringen und durdi sie die Universität zu einer der besten za 
erheben. Wir denken jedoch, dass die angeführten Beispiele 
genügen werden. 



Digitized by Google 



I 



9. 

Das Universitäts-Gesetz. 

(Lehr- tiiul LerntVeiheit, Staafsprüfiiiifren, nimisches Recht, Confessionelles, ver- 
änderte i^iüiuugsvürschnntu lür Jiceiitshörer, O^iposition gegen die UniversitKta- 
Keform» die Doctoren-CoUegien, die »Nationen«, Yerllngerung^ des Froviioriums, 
Onmdxflfe, der Kampf Thunes g«g6ii mctionSre Beslrebangen, Staafesminitter 
Sohmerliimf, der Vnterrichtiirath, die 50Qi<^liniPB Jubdfeieri Eluren-Boctor^, da» 

UniTer«itat8''Ge8ets.) 

Noch wurden in FoJge des Belageniiif^szustaDdes keine Vor- 
lesun^^en an der Wiener Universitiit gehalten und schon machte 
die Lehr- und Lernfreiheit Schwierigkeiten im praktischen Leben. 
Bis dahin legte derjenige, der in ein Amt ti'eten wollte, der be- 
treffenden Behörde seine Zeugnisse vor, aus welchen die Anhalts- 
punkte geholt wurden, ob der Candidat für den vacanten Posten 
tauglich seL In Folge der eingeführten Lehr- und Lernireiheit und 
des Wegfalls der Semestrai- und Fortgangs-Ftüfungen fehlte der ' 
Behdrde bei der Aufnahme junger Leute in ihren GeschUftskreis 
jeder jbihaltspunkt zu deren BeurtheOung. Das Ministerium des 
Innern trug daher schon am 5. Februar 1849 darauf an, fUr 
Studirende der Jurisprudenz theoretische und praktische Staats- 
prüfungen einzuführen. 

Das Unterrichts-Ministeriinn wendete sich liierauf an die 
^Minister des Innern, de<? Aeussern und der Justiz, die betreffenden 
Kriterien für die Staatsprüfungen bekannt zu geben. 

Der Minister des Innern, Graf Stadion, äusserte sich am 
17. Februar 1849; 

Jene, die in den Staatsdienst treten wollen, sollen frequentirt 
haben: a) Encyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaften; 
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h) das luttürliche Privatp und 0£Eentliche Recht; c) allgemeiDe 
Statistik; d) politische Oekonomie und die Grundsätze der Fiuanz- 
wissensdiait; e) das allgemeine österreichische Stra%e8etz; ß das 
Bergrecht.; g) das canonische Becht; h) die österreichisch-politische 

Gesetzkunde. Ferner, wofiir bisher jedoch keine Lehrkanzeln he- 

steheu: a) Theorie der iuuurcu Verwultung.spulitik; h) Theorie 
di.'6 cunötitutioiielleii Staates, Nicht obligat aber empfehlend sind : 
a) österreichische StaateugcschiL-hte; bj (i.sterrcicliische Finanzge.setz- 
gebung; c) Handel»- und Wechselrecht; d) das positive europäische 
Völkerrecht. 

Bezüglich der Studirendeu der Medicin bemerkte das genannte 
Ministerium nachträglich: 1. Mai 1849: »Der mannig&ltige und 
meistens tief in die Verhältnisse der Menschen eingi-eifende Ein- 
flussy den ein Arzt in seiner bürgerlichen Stellung hat und su 
nehmen vermag, macht es nicht nur wjtnschenswerth, sondern 
sogar nothwendig, dass auf seine Bildung eine besondere Sorgfalt 
verwendet werde, da er in seinem Berufe nicht blos ab Techniker 
wirken kann, sondern ssugleich als Mensch wirken muss. Da die 
geistige und sittliche Bildung, die er sich angeeignet hat, selbst 
auf sein ärztliches Thun und Lassen wesentlichen Einfluss nimmt, 
so ist klar, dass sich jene Sorgfalt ebenso auf die- Geistes- und 
Charakter- als auf die Fachbildung des künftigen Arztes erstrecken 
muss (um dieses Ziel zu erreichen, wird eine bessere Einrichtung 
der Gymnasien befürwortet), und jeuer Arzt ist der tüchtigste, der 
die grösste praktische Brauchbarkeit an den Tag legt. Da die 
Lehr- und Lernfi-eiheit besteht, müssen auch für Studirende der 
Medicin Staatsprüfungen eiugefiüut werden.« 

Das Ministeriiiiii des Aeussern verlangte (26. April 1849): 
Geschichte in ihrer politischen Bedeutung aufgefasst; diplomatische 
Geschichte Oesterreichs, namentlich die Darstellung seines Ent- 
stehens und Statistik; Völkerrecht, und zwar natttrUches und posi* 
tives; Gesandten-, See- und Handelsrecht; ferner die Errichtung 
einer Kanzel fiir österreichisches positives Staatsrecht, nftmlich ftir 
das Studium der Verfeusung und die Kenntniss der Hauptsprachen 
Europas, da für orientalisdie Sprachen ohnedies die- orientalische 
Akademie besteht 

Nachdem am 2. October 1855 die rechts- tmd «taatswissen- 
schaftlichen Studien neu geregelt wurden^ schlug das Ministerium 
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des Aeusseren (2. December 1855) vor, dass ein Candidat, der 
sich der Diplomatenprütung unterzieht, mindestens drei Semester 
an einer Universitüt frequeutirt und über üsterreiehi.sehe (xcscliiclite, 
Statistik der östeiTeicliischen Müoarcliie, österreielii.selie Verwal- 
tungsgesetzkunde, österreichisches Civil- und 8ti-afrecht und Katio- 
nalökonomie bei einem ordentlichen Professor ein PrivatiBflunum 
gehört haben muss. Das Unterrichts - Ministerium war geneigt 
(16. März 1856), auf diesen Vorschlag einzugehen/ jedoch sollten 
auch die Frivatstudien während eines Quadrienniums absolvirt werden, 
da sonst jeder privatim studlren würde. Dieses Programm hatte 
überdies auch Lücken« Es fehlten nttmlich römisches, deutsches und ' 
canonisches Recht, die wohl nicht fUr den praktischen Dienst der 
Diplomaten nöthig änd, welche jedoch die Basis des neuen Studien- 
pl lues waren, der — wie bereits hervorgehoben — den Zweck im 
Auge hatte, dass die Studireiiden, erst nachdem sie gründlicli mit 
den Fundamenten der Rechts- und Staats Wissenschaft (auf histoi-i- 
schem und ]dülüsophischem Wege) vertraut gemacht wurden, zu 
den speciellen Fächern der anderen und einheimischen Gesetz- 
gebung herbeigeführt werden, denn nur auf diese Art hoffte 
man der Gefahr oberflächlicher, oft sogar grundschlechter und yer- 
derblicher Anschauungen vorzubeugen. Die Erfahrungen früherer 
Zeiten (des Jahres 1848) schienen für das Vorhandensein einer solchen 
Gefahr die nur zu nake liegenden Beweise geliefert zu haben. 

Das Ministerium des Aeussern stimmte (11. März 1856) im 
Allgemeinen diesen Anschauungen bei, doch meinte es^ dass auch 
Ausnahmen stattfinden müssen, da der diplomatische Di^t in 
seiner hohen Sphäre einen höhern Grad von Gewandtheit im Ver- 
kehre, einen höhern Tuet und Ueberblick in Beurtheiluug von 
ötl^'entlichen wie von Privatverh;iltnissnn erheische. Eigenschaften, 
welche sich durch das blosse wissenschaftliche Studium nicht 
aneignen lassen; auch müssen Ausländer berücksichtigt werden. 
Angehende Diplomaten sollen daher die rechtshistorische und 
Staats wissenschaftHche Prüfung, aber nicht die judicielle ablegen. 

Indem wir glauben, diese Angelegenheit, betreffend die 
DiplomatenprOfung, erledigt zu haben, kommen wir wieder auf 
das Jahr 1849 zurück. 

Das Justizministerium verlangte (8. Juni 1849) strenge 
Prüfungen, »denn bei einem so wichtigen Interesse des Staates 
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mtu» die Nachsicht und Coromiseration fttr Personen, welche ohnehin 
in letzter Auflösung nur dem Unfleisse und der Mittelmässigkeit, 
ja nicht selten selbst der Imbecilitat zu Gute kommt^ schon an sich 
vor dem heiligen Ernste der Sache zurückweichen, und das Mini- 
sterium hat es sich hierbei vor Alh in zur unverrückbaren Pflicht- 
aufgabe zu machen, dass weniij^steTis t'iir die Zukunft die Unflihig- 
keit und Indolenz von dem höheren Staatsdienste ferngehalten 
und dass sofort jenem trostlosen Zustande ein Ziel gesetzt werde, 
der in der Erfahrung der Gegenwart nur zu häufig einen 
vdUigen Mangel an gehörig unterrichteten Capacitäten för die 
höheren Functionen des Staatsdienstes darbietet Diesem vorzugs- 
weise in wissenschaftlicher Beaiehung so auffallenden Zurück- 
gebliebensein eines grossen Theiles der Beamten könne für die 
Zukunft nur durch eine allseitige und gründliche Verbesserung 
des so arg verwahrlosten Öffentlichen Unterrichtswesens überhaupt 
und durch strenge Anforderungen an die neu einzuführende Staats- 
prUfong insbesondere abgeholfen werden.« 

Die jungen Leute sollen nachholen, >um hiernach mit dieser 
flachsten Oberflächlichkeit und Leichtigkeit des Wissens wenigstens 
nicht zm* Staatsprüfung zu kommen, und sollen gemischte Priifungs- 
Oommissionen eingesetzt werden, um die Doctrinen unserer Hoch- 
schule praktischer und die Praxis unserer Behörden wissenschaft- 
licher zu gestalten.« 

Nachdem diese vStinimen gesammelt waren, ging Graf Thun 
daran, die Staatspr(ifunf:;en zu activiren, da er die Nichtigkeit und 
Hohlheit des ehemaligen Prüfungswescns genau kannte. 

Die bestandenen Semestrai- und Ammalprüfangen hatten, wie 
man weiss, abgesehen von dem Zwange, den sie ausübten und der 
die Studirenden ohne Ausnahme hinderte, sich selbststftndig zu 
bewegen und ihren individuellen Bestrebungen und Anlagen gerecht 
zu werden, den weseiulichen Mangel, dass sie nur Belege eines 
in den verschiedenen Prüfungssstiidien erprobten succcüsive ange- 
eigneten Erlcrueus der einzelnen Lehrftiehor gewährten. Wie viel 
davon der Studirende am Schlüsse seiner Stu d icn hin f bahn noch 
behalten, wie viel er davon schon wieder der Vergessenheit über- 
antwortet hatte, das waren sie nachzuweisen nicht geoir^net, ja sie 
verleiteten geradezu den Studirenden, immer nur einzelne Gegen- 
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stände des Unteirichtes fOr die Prüfung zu studiren, um sie^ 

nachdem diese überstanden war, nicht mehr zu beachten. 

Durch die vor dem Eintritt in den üfFenÜichen Dienst abzu- 
legende Staatsprüfung sollte dagegen das Gesammt-Ergebniss der 
erworbenen Bildung erprobt und dadurch ein sicherer Masssta}) 
für die Befähigung des zu Prüfenden erlangt und zugleich der 
y ortheil erreicht werden» dass die Studirenden sich angeregt fühlen» 
den inneren Zusammenhang der ^Wissenschaften, welche das Oehiet 
ihrer Bemfstudien hilden, zu erfassen und das Erlernte mit ge- 
höriger Selbstthättgkeit sich wahrhaft anzueignen, ohne gleichwohl 
die Freiheit ihrer Thätigkeit während der Studienzeit durch die 
engere Schranke einförmiger Regeln gelähmt zu sehen. Es sollten 
aber auch nicht diese Prüfungen vervielfältigt werden, denn je 
mehr dies der Fall ist, desto niohr ^^i'ht dat» wissenschaftliche 
Studium verloren und desto breiter rnaelit sieh das Lernen für 
die Prüfung, »das Bestehen« der Prüfung:, nicht da« Wissen und 
die Bildung wird der Zweck des Studiums. Die ganze Errungen- 
schaft eines solchen Einlernens ist bekanntlich eine Eintagsfliege, 
Der eigentliche Werth der Staatsprüfimgen im Vergleiche mit den 
Annual- und Semestrai-Prüfungen liegt jedoch eben in der Oleich- 
zeitigkeit des Wissens. Dieses geht desto mehr verloren, in je mehr 
Gruppen sich das Ganze der Prüfung auflöst 

Auf Grund dieser Anschauungen erstattete Graf Thun am 
18. Jänner 1850 den Vortrag, welcher am 30. Juli die kaiserliehe 
i it iiehniigung erhielt (vergl. R. G. Bl., Gesetz vom 80. Juli, Z. 327). 
Bezüglich der Prüfinigs-(/onnnissionen wurde festgestellt, dass ausser 
den Professoren auch hochgebilfh-te l^Ijlnner beigezogen werden, 
damit die Stiiatsprüfungen nicht iu Studienprüfuugen ausarten, und 
soll der Candidat nie mit Sicherheit auf gewisse Examinatoren 
rechnen können.*) 



*) Schon die proyisorisclie Stadimordnung, 1849—50, stellte die fiictütntiTen 
Frttfongen und das PriTatttodiQin für Hifrar der rechts- und staatswissenscfaaft- 
lichen FacullSt ab. Wie jedoch bemerkt, worden fQr angehoide Dqdomaten Ans- 
nahnen gemacht. Auf dne Anfrage, ob die früheren philosophischen Studien dm 
Hfirem der Rechte angerechnet werden sollen, erklärte das Unterrichtsministerium 
am 1. November 1850: Es liegt im Wesen der neuen T^nivcrsitäts-Eiarichtungen, 
dass die Hürer der Hechte zugleich philosophische CoUegien hüren. 
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Zum Präses der ersten kStaatsprütungs-Commission wurde 
Professor Kudler, der einzige, welcher damals auf natioualökonomi- 
schem Gebiete als Sclinttsteller thätig wai-, cinannt. 

Es ist begreiiiich, dass auf die Saat uiclit sotort dio Ernte 
folgte. Die neuen Einrichtuugeu zeitigten nicht unmittelbar die 
Talente und noch weniger die Genies. Es meldeten sich im Jahre 
1851 bei der allgemeinen Abtheilung der Staatsprüfungen 42 Can- 
didaten, von welchen 14 reprobirt wurden. Kudler bemerkte hierzu, 
die Ursachen dieser Erscheinung lügen nicht sehr verborgen. Ab- 
gesehen von dem - sich öfter zeigenden jugendlichen Leichtsinne, 
der mehr als billig auf gutes Grlttck rechnet, und sich bei der Vor- 
bereitung zu einer Prüfung nur zu leicht mit Wenigem befriedigt, 
war bei emem guten Theile der Reprobirten die Verwendung in 
ihren früheren Studienjahren zu obetflüchlich, der echt wissen- 
schaftliche Gheist wurde bei ihnen zu wenig geweckt, und war ins- 
besondere ihre philosophische Bildung zu mangelhaft, wie denn 
auch schon früher in den höheren Studien- Abtheilungen sehr häutif,' 
über zu wenig Uebung in logischem Denken der Studireuden 
geklagt worden war. 

Aber nicht blos die Hörer, sondern auch manche der dama- 
ligen Lehrer — da man doch die alten nicht sofort ihres Amtes 
entheben konnte*) — Hessen Manches oder Vieles zu wünschen 
übrig. Manche hatten entschieden kein Verstftndniss ftir die neuen 
Verhältnisse, da ihnen wissenschaftliche Forschung etwas ganz 
Fremdes war, die Anderen wieder brachten den neuen Listitutionen 
geradezu eine feindselige Stinmnmg entgegen, da ihrer Ansicht 
nach das System, wie es bis datin bestand, vorzuziehen war; 
einige wieder standen sozusagen den Zuständen, die ihnen selbst 
noch neu waren, ganz unbeholfen ge^^-nüljer. So wurde das 
Recht der Lernfreiheit, § 44 der Studienorduung, die »im Allge- 
meinen« zugestanden wui'de, absolut unvernünftig au%efaäst, und 



*) Dk Terleihim^ einw ProCwsor an der Wiener Univeisität wurde Irfiker 

oft als eine Belohnung uii*! An^zeiclmung fttr Fkofessoreu, die längere Zeit an 
Landes-Universitäten gewirkt hatten, betrachtet. Es trat daher nicht selten der 

Ffill ein. dass auf den AVieiier Kanzeln alte, abgelebte und manchmal üherlebte 
Mäuaer leltrteit, welche nii lit über ein ausgiebiges Maas körperlicher und geistiger 
Frische und Rührigkeit zu verfügen hatten. 
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stand es oft im Widerspruche mit den Bestininiungen über die 
theoretischen Staatspniftnigen, wie mit der natiii'lichon Reihenfolge 
der wissenschaftlichen Disciplinen, die nur von oÖcnbcarcm Unver- 
stände ignorirt werden konnten. Andererseits wieder griff eine zu 
weit gehende Bevormundung Platz, wodurch das Wesen der Lem- 
freiheit zerstört und dessen eigentlicher Nutzen, nämlich die den 
strebsamen Studirenden gewährte Möglichkeit, die Studien ihren 
individuellen Bedürfnissen, Ndgungen und Vorkenntnissen gemäss 
einzurichten, vernichtet wurde. 

Es musste aher auch insbesondere an den -rechts- und staats- 
wissenschaftUchen Facultäten dafür Sorge getragen werden, hei 
der Entwerfung des Lections - Kataloges darauf Rficksicht zu 
nehmen, dass durch die Anordnung der Vorlesungen die Studirenden 
in ihrer fortlaufenden Vorbereitung für die Staatsprüfungen nicht 
nur nicht gestört, sondern möglichst gefördert werden, und dass 
sie daher jene Disci|)linen, welche Prüfungs-ljcgenstände einer 
Prüfnngs-Abtheilung- waren, möfrliehst fortlanfend hören konnten. 
Diese OoUegien durften daher nicht nur nicht in den Stunden 
collidiren, sondern sieh thunlichst ohne Zwischenräume aneinander- 
reihen, nm nicht die Zeit der Studirenden zu zersplittern. 

Von der Lehr- und Lemireiheit wurde auch von Seite der 
Studirenden an der rechts- und staatswissenschaftlichen Facultät 
der Gehrauch gemacht, dass zahlreiche Studirende die Vorlesungen 
iscbwänzten«, da nicht mehr, wie bis zum Jah^ 1848, der Katalog 
gelesen wurde. Man gab sich damals der Meinung hin, dass dies 
die Folge der turbulenten Zeit in den Jahren 1848 und 1849 
war; man hoffte auch, dass die eingeführten theoretischen 
Staatsprüfungen sowie die CoUegiengekler, die ebenfalls mit der 
neuen Reform ins Leben traten, diesbezüglich eine Remedur her- 
beiführen werden. 

Da (lieser Uebelstand an der medicmiächen Facnltltt nicht 
bestand, so sehloss man folgerichtig, dass dies davon herriüire, 
weil den Studirenden der Medicin der Besuch der Vorlesungen ein 
noth wendiges Fördeningsnüttel ihrer Ausbildung, welches durch 
blosses Selbststudium nieht zu en^eichen sei, und fUhre dieses 
Moment zur wateren erfireulichen Consequenz, dass die Studirenden 
in nähere Berührung mit den Dooenten kämen. Es wurde daher 
gewünscht, die demonstrataven Colinen an der rechts- und Staats* 



Digitized by Google 



142 



wissenschaiilichen FRcultät in anderer AN'uise zu ersetzen, und 
zwar durch Exaiiiinatorien, Repetitorieu und Conservatorien, inso- 
ferne sie wirklicli geeignet Bind, die Vorti'äge zu erp;<'inzen und zu 
beleuchten. Diese Momente würden dann auch den iJoeenten die 
Mitt(;] versclialfeu, die Individualitäten der Studirenden näher 
kennen zu lernen. 

Da nach dem § 54 der Studienordntmg vom 1. October 1850 
den Docenten nicht nur die Berechtigung eingeräumt, sondern die 
Verpflichtung auferlegt wurde, jene Massregeln zu ergreifen, welche 
insbesondere bei einem auffallend lückenhaften Besuche der Col- 
inen für nothwendig erachtet werden, um die Bestätigung der 
Frequentatton nickt zu einer leeren Formel herabsinken zu lassen 
(da die Lemfireiheit nicht als eine gesetzliche Gestattung akade- 
mischer Indolenz, als die Freiheit des literarischen Müssigganges 
Aufgefasst oder vielmehr zu ihr herabgedrückt werden dürfe); so 
wurde ihnen empfohlen, in ähnlichen Fällen von dem Mittel des 
Kataloglesens Gebrauch zu niaehen. Doch kam dasselbe,^ so viel 
bekannt, wenig oder gar nicht in Anwendung. 

Zu unserem Bedauern müssen wir sagen, dass alle diese 
Mittel nichts gefruchtet haben, und sind bis auf den heutigen 
Tap: die LohrsHle an der rechts- und staatswissenschaftlichen 
Facultät zumeist sehr spärlich l>esucht. Doch wir kommen noch 
auf die Frage zurück und wollen wir zunächst damit fortfahren 
zu berichten, wie sich die Verhältnisse einzdweise gestalteten» 

Bis zum Jahre 1848 gewohnt^ inAUem und Jedem von der 
Kegierung bevormundet zu werden, waren die akademischen Be- 
hörden An£Etngs der neuen Aera ttngsthch, von der ihnen dnge- 
räumten freierenBewegong Gebrauch zu machen, und mussten sie djwu 
«rst mittelst eines besonderen HinisterialrErlasses vom 5. Juli 1851 
ermuthigt werden. Andererseits wieder wurden die Fkofessoren 
darauf aufinerkeam gemacht, ihren Pflichten bezüglich der Stunden^ 
zahl nachzukommen und keine auiÜallenden Abkürzungen der ein- 
zelnen Vorlesestunden ehitreten zu lassen. Ebenso wurde es ihnen 
zur Pflicht gemacht, wenn angekündigte Vorlesungen im Lections- 
Kataloge aus irgend einem Grunde unterbleiben, davon dem Unter- 
richts-Ministerium die Anzeige zu erstatten. 

Da das neue Studieusystenv in der rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Facuität der historisch-philosophischen Richtung huldigte, 
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berührte es desto unangenehmer, dass das Studium des rdmischen 
Kechtes arg vernachlässigt wurde. 

Der Unterrichts-Minister forderte daher in einer besonderen 
Gurrende vom 17. December 1851 die Decanate au^ dem 
Uebelstande zu steuern, und gab ilmen praktische Gründe an die 
Hand, welche sie den Studirenden gegenüber geltend machen 
sollen, um sie zum Beaudie der Yorlesangen fiber die genannte 
Disciplin zu veranlassen, dass nämlich das G^esetz ttber die theo- 
retischen Staatsprüfungen und ttber die praktischen Justizdienst- 
Frfifungen das Studium dieser Disciplin wttnsehenswerth machen. 

Sehr abfällig über den gesammten Erfolg der Studien in den 
staatö- iiiul rcehtswissenschaftlichen Facultäten äusserte sich das 
Justizministerium (12. September 1851). Es schrieb: 

Die li^^iiorauz de« grössten Theiles der dermal aus den 
Studien tretenden Candidfiten des Justizdieiistes in allen 
Zweigen der Kechts- und Staatswissenschaften bildet eine der 
empfindlichsten Wunden unserer dermaligen Zustände. Seit der 
£inföhrung des neuen Studienwesens sind die Justizbehörden nicht 
im Stande^ den Anforderungen um Zuweisung neuer Rechts- 
Praktikanten zu genügen, und seit dem verflossenen Jahre, seit- 
dem die theoretischen Staatsprüfungen eingeföhrt wurden, hat das 
Dasein von Oandidaten gänzlich angehört Unter den 250 bis 
300 Juristen des IV. Jahrganges an der Wiener Universität ist 
nicht Ein Oandidat, welcher die durch die Verordnung vom 
21. März 1851, R. Gr. Bl. Nr. 28, verminderten Erfordernisse von 
blo8 zwei theoretiselieii Staatsprüfungen auszuweisen im Stande 
wäre, und von den 60 Individuen, welche eine Staatsprüfung ge- 
macht haben, hat sich nicht Einer zur Ablegung der zweiten 
gemeldet, und man wird müssen .sogenannte absolvirte Juristen 
ohne irgend ein*; Prüfung aufnehmen, wie dies bereits von Seite 
der Militär- und t'inanzbehörde geschieht. Für Galizien, Bukowina 
und Krakau musste das Justizministerium einen allgemeinen Dispens 
ertheiien, da nicht ein einziger Oandidat die gesetzliehen Anfor- 
derungen nachweisen kann. Aus diesem Grrunde wollte das ge- 
nannte Ministerium nicht die Hebung des Studiums des römischen 
Bechtes empfehlen. 

Wie wir sofort hinzui^igen wollen, liess sich das Unterrichts- 
^ Ministerium durch diese Anschauungen des Justisministeriums 
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nicht beirren und erkannte nach wie vor das lü mische Kccht 
und die Rechtsgeschichte als die wissenschaftliehe Grundlage der 
lu clitsgelehrsamkeit. Am 21. März 1853 erlicss es ein Circulär 
an die Staats- und rechtswissenschaftliehen Professoren-Colloixi'en 
der österreichischen Universitäten, in welchem es denselben empfahl, 
.mittolst Anschlages am schwarzen Brette den Studirenden der 
genannten Facultäten, insbesondere jenen, welche mit dem Studien- 
jahre 1853/54 in diese Facultäts^Studien eintreten werden, und 
namentlich denjenigen, welche in den öffentlichen Justizdienst ein- 
zutreten oder den rechta- und staatswisBenBchafilichen Doctcrgrad 
zu erwerben beabsichtigen, den durch viele Rttckachten motivirten 
Rath zu ertheilen, gleich im ersten Studienjahre über riSmisches 
Recht und seine G-eschichte wenigstens ein acht- bis neunsttlndiges 
oder zwei ftinfttündige Semestral-CoUegien zu hören und diesem Gegen- 
stände ein ernstes und intensives Studiiun zu widmen. Diese Er- 
innerung sollte, um desto wirksamer zu sein, als vom Unterrichts- 
Ministerium ausgehend gemacht werden. 

Wir wollen uns hier auf einen Moment unterbrechen. Die 
Verhältnisse aui dem Gebiete der Universität in Verbindung mit 
der octroyirten Ver&ssung yom 4 März 1849 drängten auch zur 
Regelung anderer Fragen. 

So wollten auf Grund des § 1 der Osterreichischen Grund- 
rechte und § 28 der Reichsverfassung vom 4 März 1849 die Gerichte 
Juden zur Richteramtspr&fnng und zum Richteramte zulassen. Hit 
Rücksicht jedoch auf die bis dahin bestandenen gesetzlichen Vor- 
schriften (Hofdecret vom 26. October 1790*), nach welchen Juden 
vom Studium des canoniscben Rechtes ausgeschlossen waren und 
blos DoetoTPft Juns ctmliSj aber nicht /?<m canontci werden durften, 
verlangte man von israelitischen Caudidaten nachtx'äglich den Aus- 
weis über das Studium des eanonisehen Rechtes durch eine Prüfung 
oder durch ein Frequentations-Zeugniss. 

Der damalige Justizminister Schmerling beflirwortete hierauf 
(30. März 1849), dass in Hinkunft Israeliten von diesem Studium 

*) Weitere diesbezügliche Verfügungen erflossen : Allerhöchste Entschliessuug 
vom 21. August 1880, 24. Febnur 1833, Studien-Hofcmumiitfoiifl-Decnta vom 
27. October 1820, 21. AprQ 1829 und 28. Februar 1888, naeb welchen der Be- 
sueb der Vorletongen über eanoniaebes Becht, abor nicbt ditf F^Bfung am 
diesem Gegenstände ItraeGten gestattet war. 
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nicht au sgL.-ic blossen werden. Er schrieb: »Ich vermag kein priu- 
cipielles Hinderniss zu erkennen, welches einen israelitischen 
Glaubensgenossen von einem Studium der Satzungen, Einrich- 
tungen und den positiven Gesetzen unserer christlichen Kirche 
ferne zu halten gebieten könnte; so venig als Christen von der 
wissenschaftlichen Aneignung der für die Judengemeinden be- 
stehenden Anordnungen aui^eachlossen, vielmehr dazu angehalten 
wurden, weil sie zu deren Handhabung berufen waren, ebenso 
wenig darf den Juden nach den erwähnten Grundsätzen der Ver- 
fassung der Weg zur vollkommenen Erlernung aller denBichtern 
in Oesterreich nöthigen Kenntnisse versperrt bleiben, c 

Das Llnternchts-Miriisterium trat diesen Ansei uuiuugen hei. 
Es erschien ein diesbezüglicher Erlass vom 14. J.iuiur 1850 und 
wurde die Verfügung getroffen, dass jeiiCj welc he ihre Studien 
bereits absolvirt Ii üben, bei der praktischen Prüfung aus diesem 
Gegenstande geprüft werden können. 

Es trat hierauf ein besonderer Fall ein. Doctorandus jiiria 
jüdischer Confession bestand 1852 an der Wiener Universität die 
strengen Prüfungen aus dem Kirchenrechte und bei der öffent- 
lichen IHsputationi wie sie damals üblich war, stellte er Thesen aus 
der genannten Bisciplin zur Vertheidigung auf. £r wurde jedoch 
nur zum Doctor jurta, aber mcht Dodorjuria uiriusque promovirt. 
Der Betreffende recurrirte gegen diesen Vorgang beim Ministerium 
und dieses forderte das Universitäts-Consistorium zur Begutachtung 
dieser Frage auf. Das Professoren-Collegium der rechts- und staats- 
wissenseliaitlielteu Faculiiit erklärte, dass den .Inden blus unter- 
sagt wurde, Theseu auf diesem Gebiete aufzustt'llen: das Con- 
sistorium wollte ^le jedoch (19. Juli 1852) auch nicht zu den 
strengen Prüfungen aus diesem Fache zulassen. Als Grund für 
dieses Votum (Referent war Dr. Mühlfeld) wurde angegeben, es sei 
nicht möglich, in den wahren Sinn und in daa Verstitndniss der 
Canones einzugehen^ für den, der die Glaubenslehre der Kirche 
nicht in seine Ueberzeugung aufgenommen. Aeusseres mechanisches 
Wirken genüge hier nicht, und wer wird eine ttberzeugungsvoUe 
Wissenschaft des canonisehen Hechtes demjenigen zutrauen, der 
nach seinem Keligionsbekenntnisse die Glaubenslehren der Kirche 
nicht in seine Ueberzeugung aufgenommen und sie für falsch 
und irrig hält und halten muss. Es läge auch darin eine gewisse 

Wolf, Wienar VdiTenritSt. 10 



Digitized by Google 



146 



Frofanatioii, einen Candidaten aus einer Disciplin zu prüfen^ an 

die er nicht glaubt, oder es milsste unbenommen werden, er sei als 
Israelite ein Heuchler. 

Es t riulgte hierauf am 21. November 1852 die Kntsoheidung', 
dass .luden wohl au« dem Kirclu'nreehte «geprüft wenden können, 
jedoch iilelit als Doctoren juris c((n<>ni<d prünio>ärt werden dürfen. 

Wir miUsen jedoch andererseits der obersten Unterriehtsver- 
waltung die Gerechtigkeit wideHahren lassen, dass sie bezüglich 
der Professoren dem Principe der Gleichberechtigung der Con- 
fessionen, welches die Verfiissung vom 4. Mäns 1849 gewährleistete, 
Rechnung trug. Wie wir bereits berichteten, wurden, wenn auch 
mit etwas schwerem Herzen, Protestanten zu Ptofessoren ernannt 
und Juden waren ebenfalls nicht ausgeschlossen. So wurde mittelst 
allerhöchster Entschliessung vom 31. Mai 1849 Dr. Jakob Golden- 
thal zum ausserordentlichen Professor der orientalischen Sprache 
nnd Literatur und insbesondere der hebräischen, tahniidisch- 
ral>l)inis( hen, chalduischeu, syrischen und arabischen au der Wiener 
Universität ernannt 

Im Laufe der Zeit nahmen Lsraeliteii Leln-stühle an allen 
weltlichen Facultäteu der Wiener Universität ein. Eine Ausnahme 
machte der Lehrstuhl der Geschichte, den mau früher überhaupt 
keinem Akatholiken anvertrauen wollte. Wie wir wissen, lehrt jetzt an 
def Wiener Universität ein Jude (Bildinger) Geschichte, der jedoch, 
wie dies vorausgesetzt werden kann, blos die Wissenschaft im Auge 
hat Indem wir jedoch sagten, dass die Juden seit der Märzvei^ 
fassung (1849) zur Professur zugelassen wurden, so wollen wir 
damit nicht sagen, dass ihnen ihr Glaubensbekenntniss zur Em- 
pfehlung gereichte, und jene, welche Carrifere machen wollten, 
suchten Aufnahme in den Schoss der alleinseligmachenden Kirche.*) 

Kehren wir nun zu unserem Gegenstande zurück. Das Gesetz 
über die tlieoretische Staatsprüfung:: -wurde aufCwrund einer kaiser- 
lichen Entscliiiessimg vom 27. April 1852 modificirt. Zum Theile 

*) Dr. "Wnlfffjing Wessfly, israi.litisclii'i KcIi^'ionslehrer in Pra^, wurde in Folge 
kaisfiliclier Kiitscliliessung vuai 2U. April 18öl zum mis.seror<lentlichen Professor des 
Strafrechtes an der Frager Universität ernannt und 18G1 sum Ordinarius be- 
fördert. StaatsmioiBter Schmerlbg, in dessen Bessert das Untenichtswesen gehdrte, 
▼erhelilte sich niehti dass von maocfaer Seite das Bedenken angeregt werden 
konnte, Wessely sei Inaelit; aber er meinte, es dürfte den Fordemngen der Billige 
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war diese Modification in Folge der mzwiscHen verftnderten poU- 
tischen Verhältnisse nothwendig. Es gehörte nämlich bis dahin, wie 
wir wissen, zu den PrüfiingsgegcnstUnden auch das VeriHüsiings- 
recht. Da jedoch die. Märzverfassun^^ am 31. Dcccmber 1851 auf- 
gehoben wurde, so konnte selbstverständlich österrt ichisches Ver- 
fassungsrecht nicht mehr Prüt'un*j;sgogenstand sein. Grosse ^fcinuiigs- 
verschiedenheit herrsehte, Weh]r;'p«;o]n'chte Prütiui^sgegenstand 
sein sollte. Der Präses der Staatsprütungs-Oomraission, Professor 
Kudler, befürwortete, dieselbe als Prüfungsgegenstand ganz zu 
streichen, weil die Prüfung der allgemeinen Abthell nng zu sehr 
mit Doctrinen überladen sei und die anderen Disciplinen mit der 
Vorbereitung für den Staatsdienst mehr in Beziehung stehen, als 

keit lind dem Geiste der sanctionirten Staatsverfassung- entsprechen, in einem 
Falle, wie üw vorliep-rnflr, von dpr confessionellen Verschiedenheit nh/nsphen. 
Die Strafreehisvviöstiistliaft sei überdies ein Lehrfach, in welchem das l'eli;;irm«i. 
bekenntnL«js des "Vortragenden ganz aus dem Spiele bleibt und dalier keinen 
alterirendeii Einflius nehmen kMui. Der damaligd Profeaser dea Kirchenrechtes an 
der Prager Universitfit, Dr. Schalte, dessen streng katholischer Standpunkt all- 
gemein b^annt war (er war zn jener Zeit ein« der eifrigsten Tertheidiger des 
mit Kom abgeschlossenen Concordates), stimmte im akademischen Senate für die 
Beff)rdernng Wessely's und konnte sie daher auch von dem rigorosesten Ver- 
fechtor der kirchlichen Intcrc^en keine Anfcehtimor erleiden. Es mag hinzufrcfiigt 
werden, das» sich im Laufe der Zeit ein vullstäiidiger Umschwung der Stinjiuuiig 
vollzogen hatte. Anfang 1853 machte nämlich diu Präger Polizei Wesselj dafür 
verantwortlich, weil einige jüdische Schriftstellei' der ßegierung Opposition machten, 
nnd sprach sidi dahin aus, dass Wessely, der ehemals israelitischer Rcligions- 
lehrer war, keinen gQnstigen Einflnss auf die Jugend gettbt habe. Es charakterinrt 
jene Zeit der Beaction, einen BeligLonslehrer, der dem politischen Leben gans 
ferne stand und durch und durch Oesterreicher w^ar, dafür verantwortlich zu 
machen, weil der eine oder dor andere sflmr ohemaligen Srhiilcr dn- ]\c;,'icrunfr 
Opposition machte. "\Ve<<«ely war mm Ordinär! iij», doch war er nicht zur Thcil- 
nahiiie an den Proiri' itioii'^-Aeten berechtip't. l'ie bi'iliiiiiselie Staathalterei und der 
akademische Senat der Prager Universitiit wollten ihm wohl dieses Kecht zugestehen, 
«her die Decane der theolt^^schen Professoren- nnd Doetitfen-CoUegien pro- 
testirten dagegen mit Rttcksicht auf die Einrichtang bei Promotionen an der 
Frager Universitiit nnd wiesen darauf hin, dass Wessely sdbst nur Dr. jwk 
civtlü sei. Der Erzbischof von Prag, Cardinal Schwarzenberg, dem dieser Protest 
als Kanzler der Universitiit mitgethcilt wurde, lies» ihn auf sich beruhen. Das 
Staatsministerinm jedoch griff (4. Felimar 18(53) m einer linlbrii ^lassreo-cl und 
entschied, d;!«»s Wessely als Jjr. jurit cirilM auch nur in diesen Fällen inter- 
veniren könue, worauf Wessely Uberhaupt bei Promotionen zu interveniren 
v(n%ichtete. 

10* 
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Geschichte. Graf Thun wollte jedoch zunächst nicht auf diesen 

Vorschlag eingehen. Er meinte, die liistorisehe Bildung sei eine so 
wichtige, da« liedürlniss, sie in Oesterreich zu f"(»rd< i-n, ein so drin- 
gendes, .sie sei überdies eine so unenthelirliche Grundlage für die 
wissenscbaltliclio Hohandlung aller Zwcii:;»' der juridisclKui und der 
st.aatswissenschat'tlichen Studien und <iu so nothwendigcs Mittel 
gegen die bedenkliche speculative Richtung der Gegenwart, dass 
man niemals auf einen derartigen Vorselilag eingehen könnte. 
Wollte man Gescliichte als Früfimgsgegen stand auslassen, so müsste 
das unfehlbar dahiu führen, dass das Studium derselben wieder 
ganz Yernachläsäigt und der einseitig speculativen Richtung neuer- 
dings Vorschub geleistet werde. Wenn die jetzigen Oandidaten 
wenig von der Geschichte wissen, so sei dies wahracheiniich aus dem 
Grunde, weil dieser Gegenstand früher schlecht in den Gymnasien 
betrieben wurde, ein Uebelstand, der mit der Gjmnasial-Beform 
im Laufe der Zeit behoben werden wird. Es wurde daher ein 
Uebergangsstadium activirt und verfügt, dass in den Jahren 1852, 
1853 und 1854 österreichische Geschichte mit allgemeiner Geschichte 
geprüft werde. Als Prüfungsgegenstände bei der allgcuieiiu'n IVü- 
fung wurden folgende l)istij»linen aufgestellt: Reclitsphiluöophie, 
politiselie WisscnscliatU'n, Stati.-itik, (istcrnacliisclie ( lesehichte, und 
betreffend die Adniinistraion, östterreieliisclies Kirchcm'ccht, öster- 
reichisciie Verwaitungs- und Finanzkunde. 

Nicht lange jedoch dauerte es und es fiel die Hechts« 
Philosophie als Prüfungsgegenstand und die Studirenden waren 
blos verpflichtet, die Vorlesungen über »praktische Philosophie« 
zu belegen. Dasselbe war der Fall bezüglich der allgemeinen und 
der Österreichisclien Geschichte. Die Folgen, welche Graf Thun 
vorhersagte, blieben nicht aus, das Studium der Gescliichte ward 
von Seite der Studirenden an der rechts- und staatswissenschaf^r 
liehen Facultät, man kann sagen, ganz vernachlässigt, aber von 
einer speculativen Richtung ist ebenfalls bei den Studirenden nichts 
wahrzunehmen, denn auch die GoUegien ttber Philosophie Werden 
von diesen Hörem nur selten betreten. Wie heute die Dinge stehen, 
sind diese Collegien fast ausschliesslich dazu da, dass die Studirenden 
die CoUegiengelder bezahlen, denn die Collegien werden belegt, 
aber nur von einem lümiinalcn Theile der Studirenden fn quentirt. 
Diese Vorlesungen bieten daher, wie die Verhältnisse nun einmal sind. 
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keine philosophi.sch-histori:*che Bildung. Wir beklagen diesen Zustand 
sehr, und wahrlich, wir würden lieber bei der Jugend eine specu- 
lativc Hiehtung sehen, als jene, din ausschliesslich das Reale und 
Praktische ins Auge fasst und nur das studirt^ was sie bei der 
Prüfung braucht. 

Als es sich um die Feststellung einer neuen Rigorosen- 
Ordnung für die Hörer an den rechts- und staatswissenschaftlichen 
Facultätea bandelte, die dann Im Jahre 1856 promulgirt wurde, 
trat Fk-ofessor Albert Jäger neuerlicb dal^r ein, österreicliiscbe 
Gtescbiclite in die DiscipHnen der ersten Staatsprttfong aufzunehmen, 
um die Kenntnisse der fUr die Rechts- und Staatsgeschiclite Oester- 
reichs wichtigen ThatsacKen ersichtlicb zu machen. Doch waren 
alle Bemühungen vergebens. Es^blieb dabei, Greschichte wird belegt, 
aber nicht gehört. 

Es bogreift sich übrigens von selbst, dass die Reform der Uni- 
versität anfänglich mannigfachen Schwierigkeiten, die Avir tbcilweise 
bereits berührten, begegnete, nnd dass es tliatsiiohlieh nicht überall in 
der Weise »klappte«, wie man dies gegla,ubt und vorausgeset^^t hatte. 
Man kann sich jedoch nicht vorstellen, welch' eine heftige Oppo- 
sition, ja welch* ein Sturm sich sregen den Grafen Thun wegen 
der Universitäts-Reform erhob. IJiclit nur in Eingaben an die Be- 
hörden, in Vorstellungen, die am kaiserlichen Throne Halt machten, 
sondern auch in Zeitungen und Brochuren wurde ein lebhafter 
Kampf geführt 

Die Feinde und Gegner der Universitätsreform recmtirten 
sich aus verschiedenen Kreisen. Zunächst aus jenen, die flberhaupt 
dem Neuen misstrauisch entgegen.jj:ehen. Ein nmbekanntes Land«, 
unbekauute Verhältnisse haben etwas Fremdartiges für sie. Sic 
rechnen gerne mit ])ekannten Factoren und trennen sich ungern 
von Gewohnheiten, mögen diese nun süss sein oder nicht. Ihnen 
erschien es angemessener, wenn die jimgcn Leute wie ehemals 
wieder am Gängelbande gehalten werden. Sie liielten es daher 
für besser, wenn fleissig Katalog gelesen wird imd die Studirenden 
wegen der Semc^stral-Prüfungen genöthigt sind, zu stndiren; die 
Lehr- und Lernfreiheit war ihnen ein Greuel. 

Da überdies, wie selbstverständlich, die Resultate der Reform 
nicht sofort sieht-, greif- und fassbar waren, so wiesen sie auch 
auf die Erfolglosigkeit des neuen Systemes hin, und die Erfolge 
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waren thatsKchlich in der ersten Zeit, wie bereits erwähnt, geringe, 
da die Erschütterung, welcte das Jahr 1848 in Stiidentenkreisen 

herbeigt'l'ührt liatte, noch liinp:cre Zeit nachher lbrt\virkte; abge- 
sehen davon, dass diese Studiiciulcn nicht die j^enügende Vor- 
bcreitunsT in den ehemalli^cu Gymnasien gcimssrn liattcii. 

Zu dii'st ii (it ^nicrn •^^e.'sellte sieh die Bureankratie. Der Staat, 
das Land etc. brauchen Jieanite; das massgebendste und bequemste 
Kriteriuia war die Zeugnissmaase, die der Aspirant beibrachte, und 
diese war momentan niclit vorhanden. Wir hörten daher die 
Klagen des Justizministi i inms, dem die Sorge vorschwebte, es 
könnte in nicht ailzuweiter Frist der Staat ohne Beamte dastehen« 

Zu diesen und ähnlichen Gegnern der Universitäts-Befonn 
gesellte sich eine Phalanx von Feinden, welche alle Mittel der 
Agitation in Bewegung setzten. An der Wiener und an der Prager 
Universität bestanden nämlich die Doctoren-Collegien der 
Facultäton, welche ihre Vertretung durch ihre Decane und Pro- 
decane in; .1 .aUnnischenvSenatea'espectiveimUniversitäts-CjMisistoriuni 
hatten uiui deren Mitglieder bti ^kieiiRn« Kigorosen und PromotioTieTi 
intervenirten. Diosp Dnctoren-Collegien hatten in alter Zeit einen 
Sinn, da dif» Doetoreii eben die Gelehrten wnren, welche, wenn 
sie auch ins |>raktische Leben eintraten, noch zum V« rbande der 
TTriiversität und zu deren Jurisdiction gehörten. Im Laufe der Zeit, 
als die Universitäten inmier meln^ und mehr das wurden, waa sie 
sein sollten, lösten sich die fremden Elemente ab, und zu diesen 
gehörten die Doctoren, welche nicht mehr als Lehrer wirkten. Da 
jedoch diese Institution Jahrhunderte lang bestanden hatte, so fitnd 
ipan nicht den Muth, sie aufzuheben. 

Das Gesetz vom 27. September 1849 übertrug die Gesammt- 

leitung der Üniversitäts-Angelegeuheiten dem Conststorium oder 

dem Senate, dessen Gliedern eben die wissenschaftliche Bildung der 

Jugend und die Fr-rderung der Wissenschaft t)bliegt. Die Docioren- 

Coüegien erschienrii mm blos' als ergänzend, und bildeten die 

betrefVrnden Prol'i ssDi-cn und die Decane der Doctoren-UoUegien 

zusammen die Facuität. 

Graf Thun wollte sie als wissenschaftliche Oor})orati<)n foi't- 

bestehen lassen und Hess auch das Vermögen derselben unan- 
getastet, aber sie sollten nicht mehr eine domiuirende Rolle spielen. 
Sie behielten daher ihre Vertretung im Universitäts-Consistorium 
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in Wien, respective im akademisclieii Senate in P^ag, aber sie 
hatten nicht mehr bei Rigorosen zu interreniren. Am 11. Februar 1852 
erschien demgemäss die Verordnung, dass die Professoren-Decane 

die Diplome mit unterfertigen. 

Wenn Graf Tliuu nicht sofort die Doctoren-Collegicn aus dem 
Yerbaiidc der l'nivcrsität aussehied, so mag ihn wold der Gedanke 
geleitet hn]>en, iiiclit die Zaiil der Feinde und Gegner der Universitiits- 
Reform zu vernulm n. Kr tauschte .sieh jedoch darin, denn die 
Herren wollten niclit» ein Titelclien ihrer Privilegien und der » histo- 
rischen Rechte« aufgeben und sie nahmen keinen Anstand, vor 
den Stufen des Thrones klagbar gegen den Minister aufzutreten. 

Und doch konnte keine Rede von Privilegien sein, wie dies 
bereits (s. oben S. 80) aus der citirten kaiserl. Eutschliessung 
vom 30. März 1832 hervorgeht. Aber selbst wenn die Privilegien 
noch in Oeltang gewesen w£ren, so hätte die landesfUrstltche Be- 
atfitigung bei jedem Thronwechsel erneuert werden müssen, da sie 
sonst eo ij)$o verfallen (vergL das Albertinische Diplom, Rubrica XLIX, 
dann die Decrete Josef 17. Juli 1705, und Maria Theresia's, 
14. December 1741, Cod. aust. III. 486 u. V. 24). Diese Privi- 
legien wurden aber unter Kaiser Franz nicht erwirkt und unter 
Ferdiiiaud und dem Kaiser l'ranz Josef nicht nachgesucht. 

Wir werden iiDc h Gelegenheit haben, uns mit den Wünsehi n, 
Klagen und Besehwerden dieser Körperschaften zu bt >eliäftigeu. 
Hier möchten wir znniiclist einer Vorstellung de.s 1 )i)eroren-C<>l- 
legiums der medicinischen Facultät in Wien, vom 1, December ISöi, 
gedenken, in welcher sie um die Aufrechthaltung der alten In- 
stitution, betreffend die Beeidigung und Approbation zu den medi- 
cinischen Graden bat. In derselben heisst es: 

»Die Verhältnisse der Universität sind jetzt in einem so hohen 
Grade gestört, wie es bisher niemals der Fidl war. Es gewährt 
nämlich die neue autonome Stellung der Professoren-Collegien für 
die Aufrechthaltung der unumgänglich nothwendigen DiscipHnen der 
Schule keine genügende (!) Bürgschaft, die Einstellung der Semestral> 
und Jahresprüfungen hat femer bei dem Umstände, dass keine 
Aufsicht über die Verwendung der Studenten besteht, bereits bei 
den strengen Prtlfimgen ungewöhnlich ungünstige Erfolge gehabt; 
die Einfiihning der Collegiengelder und der Lemfreiheit mit den 
Frequeutatious-Zeuguisseu hat bereits zu manchem Missbrauche 
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VeranlasBung gegeben, endlich betrachten sich die Professoren als 
die alleinigen Vertreter der Wissenschaft und woUen sogar das 
praktische Leben leiten und beherrschen, was immerhin bei der 

vorhandenen Lehrfreiheit iiiilit gaiiü unbedenklich ist. Unter so 
1)0 wandten Umstünden findet aber weg-en der Kntt'c rnung der 
Stiulieiulirectorcn die nöthi<;e unmittelbare Beaulöichtigung der 
Schule durcli die Staatsverwaltung dermalen nicht statt. Bei einem 
derartigen Sachverhalte dürfte es sich also als höchst wünschens- 
werth herausstellen, dass den Doctoron-Colle;;;!» !! überhaupt an der 
Universitilt der ihnen gebührende Wirkungskreis und die geeignete 
Stellung belassen werde, damit wenigstens durch dieselben, . denen 
vorzugsweise die Bedflrfiiisse des praktischen Lebens bekannt sind, 
die wissenschafÜich-praktische Bichtung des Unterrichtes die noth- 
wendige Vertretung finde, c 

Man wird zugeben, dass es eine schärfere Verurtheilung der 
eingeftlhrten Universitäts-Reformen nicht geben kann, und diese 
ginj^ von Männern aus, die allerdings zumeist blos »Praktiker« 
waren, und nur zum geringen Theile noch mit der Wissenschaft 
in Verbindung standen. 

^Tan wird heute tiber die vorgebrachten Momente lächeln 
und wird es wohl Niemandem einfallen, auch nur gegen dieselben 
zu polemisiren. Wenn man jedoch bedenkt, dass diese Eingabe 
auch von Männern unterschrieben wurde, welche sonst den Werth 
der Wissenschaft zu würdigen wussten und die Anforderungen der 
Zeit kannten, so ergibt sich' daraus, wie sehr der Mensch geneigt 
ist, ein Unrecht für Becht anzuerkennen, weil es seit Jahren und 
Jahrhunderten bestanden hat 

Wie weit die Opposition des medidnischen Doctoren-CoUegiums 
ging, mag Folgendes beweisen: Rokitansky als Rector berichtete 
(19. November 1852) über die Hindernisse, durch welche der drin- 
genden Vollziehung der Beeidigung und I)i|>l iiiii im;:: der Wundärzte 
und Hebammen, nach der Anordnung vv»iu Iii ). ( )etober 1852, von Seite 
des medicini«ehen 1 >"ett)ren-('ollegiüms ent^^egengetreten wird. (Ks 
stand nämlich dem i )ueii»ren-Coil('gium bei minderen Rigorosen der 
Chirurgen und Hebammen noch die Mitwii'kung zu.'^ 

Der Doctoren-Dec.ui hatte mit Eingabe an den Rector vom 
10. J^ovember einen Majestäts-Recurs d( s Doetoren-Collegiunis als 
sehr wahrscheinlich angemeldet und mit Beziehung auf die Uof- 
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kaTizlci -Verordnung vom 2. März 179Ü, der zu Folge ein derartiger 
Recurs oinc suspendireiide Kraft hat, was jüdoch nur bei politischen 
Recursen der Fall war, bis ziu' diesfälligen Entscheidung um die 
Belassung des bisher beobachteten Benehmens gebeten. Das 
Doctoren-Collegittm erklärte auf eine Gegenbemerkung des Bectors^ 
dass es bis zur definitiven Entscheidung desselben an den bis- 
herigen gesetzlichen Normen^ welche auf kaiserlichen Resolutionen 
beruhen, beharren wolle. Das Gonsistorium beantragte daher per 
majora, dass statt des Doctoren- der Professoren-Decan unter Bei> 
Ziehung zweier ordentlicher Professoren in den gegebenen Fällen 
zu int^eniren hätte. 

Graf Thun erklärte hierauf (32. November), dem Doctoren- 
Collegium sei eine Berufung an Se. Majestät unbenommen, eine 
Suspensionskraft habe sie jedoch nicht. Sollte eine nochmalige 
Aufforderung ohne Ei iblg sein, so wiLrde die fortgesetzte Weigerung, 
den Beschlüssen der vorgesetzten Universitäts-Behörde sich zu 
fügen und in Gemässheit derselben bei Besorgung d<'r Angelegen- 
heiten der Universität vorzugehen, als eine mit jeder Ordnung 
unvereinbare Auflehnung gegen die gesetzliche Autorität zu be- 
trachten und die Functionäre des Doctoren-Collegiums, welche den 
Gehorsam verweigern, ohne längere Nachsicht Cfogleich von ihrem 
Amte zu entheben und zur Einleitung der etwa weiter erforder- 
lichen Massregeln an das Ministerium die Anzeige zu erstatten sein. 

Aber nicht blos die Doctoren-OoUegien, sondern auch die 
»Nationen«, welche bereits vor dem Jahre 1848 dem Entschlafen 
nahe waren, und welche nach § 39 des provisorischen Giesetzes vom 
27. September 1849 blos noch als Vemiögens-Gesellschaflen, bestehend 
aus akademischen Miti^liedern, betrachtet wurden (wie wir oben 
S. lOo — 104 berichteten, hatten die österreichische und diü italienisch- 
illyrisc he Nation schon im Jahre 1818 beschlossen, sich aufzulösen), 
tingen sich an zu regen, und auch diese (es bestanden damals 
die österreichische, slavische, ungarische und italienisch-illyrische 
Nation) w^endeten sich an d ?i Kaiser im Jahre 1852 (s. d.), um 
die Aufrechthaltung der akademischen Rechte ihrer Procuratoren, 
als Repräsentanten der Wiener Universitäts-Gemeinde im Gonsi- 
storium zu sitzen und an allen Entscheidungen der Universität als 
stimmföhige Glieder Antheil zu nehmen, femer den Rector allein 
und ohne weitere Bestätigung zu wählen. Durch die Ausübung 
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des "Wahlrechtes hätten sie nacli ihrer Meinung Avesentlicli zum 
Glänze der Wiener Universität beigetragen. Sie motivirtcn ferner 
ihre Bitte damit, dass frtther jeder Gegenstand zwei Mal berathen 
wurde, einmal in den Facultäten und dann von einem anderen 
Gesichtspunkte bei den »Kationen«. Die Berathung konnte daher 
gründlich sein. 

Das Consistorium habe die Disciplinargewalt in zweiter In- 
stanz. Dieses besteht jedoch zumeist aus Professoren, und während 
der betreflendc Professor auch als Votant fungirt, hat der Stiujii ende 
nicht einmal einen Vertreter, und dieser Vertreter .sei liülu r der 
Procurator jener Nation «-ewesen, zu welcher der Studirendc nach 
seiner Heimat zu zählen war. Es bestehen überdies Stiftungen, und 
wenn kein Procurator vorhanden ist, so fehlt den Nationalen der 
berechtigte Vertreter. Die meisten Studirenden sind überdies jung und 
fehlt ihnen die Keif«' des Charakters, sie bedürfen nicht nur Unter- 
richt, sondern auch der väterlichen Leitung in religiöser und 
moralischer Beziehung. Diese können am zweckmässigsten Männer 
besorgen, welche sich zu den Studirenden durch die Bande der 
gleichen Heimat hingezogen ftlhlen. 

Die Sturmfluth in Journalen und Brochuren gegen die ein- 
geführte TJniversitäts-Reform wuchs, je näher der Termin kam, an 
welchem das provisorische Gesetz zur ()re;anisation der akademi- 
schen Behörden einem deiinitiven Platz machen, und je nach den 
speciellen Verhältnissen und historischen AnteciMh nticn für j< de 
Universität ein besonderes Statut ^(ij^elien werden .sollte. Das j)ro- 
visorische Gesetz erfloss am 80. September 1849, und zwar auf 
vier Jahi'c, und lief dabei* 1853 ab. Zu Ende des Jalires 1852/53 
wurden deshalb die Angriffe I ^> heftiger. 

AVir heben aus denselben hervor die Schrift: »Ueber den 
Zustand der österreichischen Universitäten, mit besonderer Be- 
ziehung auf die Wiener Hochschule«, von Dr. Georg Em. Haas. 
Diese SchriHt erschien ursprünglich in der Form von Journal' 
artikeln in der > Augsburger Postzeitung« und wurde dann als selbst- 
ständige Schrift, die zwei Auflagen erlebte, veröffentlicht. In der- 
selben kämpfte der Autor zunächst gegen die Lehr- und Lem- 
freiheit. Der Staat begebe sich dureh dieselbe der Oberaufsieht 
über die Regelung der Studien und überlasse es der studirenden 
Jugend, sich Käthes zu erholen, wo sie immer will. Die Erklärung 
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des MmisteriiimS) die Tom Staate unterhaltenen öffentlichen Lehr- 
anstalten auch fernerhin genau zu überwachen, sei daher illu- 
sorisch etc. Haas ruft ans: Der Versuch mit dem. neuen Studien- 
system ist gescheitert^ wir wollen zu dem verbesserten alten 
Principe zurückkehren (S. 12;. Er kämpft femer ge^en die Staats- 
prüfungen. Man habe die Semo.sLralprüfviiiij'cii verworlen, weil sie 
aiigeblich nicht den Nachweis für die Tüchtigkeit der Studirenden 
ga])cn ; dio Staatsprüfnn;;( U aber werden noch wertiger zur Be- 
iirtheilung der Leistungen in den vielerlei Zweigen der l'eehts- 
und Staatswissenschaften verhelfen. Weiters meint der Verfasser, 
dass durch das Institut der Privatdocenten die Stellung des Lehr- 
körpers erschüttert und schwankend gemacht werde. Durch das 
Collegieogeld werden die Professoren einzig auf die Gunst des 
Publikums angewiesen, und da, wo zwei Lehrer dasselbe Fach 
tradiren, werden sie zum Wettrennen um den Beifall der Studenten* 
schaffc aufgefordert Er giesst auch seinen Spott über die Berufungen 
an die Wiener Universität aus, indem er meint, Lott, Benitz, 
Grau^ seien keine europäische Oelebritäten, Philipps aber sei aus 
dem Inlande, aus Innsbruck, berufen worden. Was daher die 
Wiener Universität durch die Berufung Philipps gewinne, habe 
die Innsbrucker verloren, dasselbe sei bezüghch Pachman's der 
Fall. Weder die niediciuische noch die theologische Facukäi, .sagt 
der Verfasser ferner, habe ausgezeichnete Miinner aus dem Auslande 
bezogen, und überging dabei die Berufung Brüeki-'s. 

Allerdings bHeb die Sehrift nicht olme Erwiderung und es 
erschien: »Zur üffentHchen Studienfrage«, von Otto Freiherrn von 
Hingenau. Von grösserer AVichtigkeit und Bedeutimg war die 
Schrift: »Zur Universitätsfrage«, welche aus einer Serie von 
Artikeln über die obschwebenden TJnivcrsitütsfragen bestand, die 
zuerst im »Lloyd« und dann als selbstständige Schrift erschien, 
deren Verfasser Benitz, Brücke, £itelberger, Lotl^ Unger etc. 
waren, die mit fein geschliffenen Waffen ftir die Beform eintraten. 
Die Opposition jedoch verstummte nicht und die Journale, theils 
irreführend, theils irregeführt, berichteten bald von dem bevor- 
stehenden Rücktritte des Grafen Thun, bald wieder, dass die 
Staatsprüfungen aufgehoben werden u. s. w., und bestärkten in 
solcher Weise die Opposition und entmuthigten die Freunde der 
Reform. 
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Inzwischen rückte der Termin heran^ da das vierjährige 

Provisorium zu Ende pring, nämlich der Schliiss des Studien- 
jahres 1852/53. Graf Thun liiclt jcdocli die Zeit noch nicht für 
cjekommen, detiTiitixe Vorschläge zu unterbreiten, da die Strömung 
haiipt eine rractionärt' war. Er erbat dahor eine Erstreckung 
der Frist auf ein Jahr. Diese wurde ihm am 23. Juli 1853 ge- 
währt, in der Voraussetzang, dass dem Allei'höchsten Auftrage vom 
19. Juli 1852, der bei mehreren Anlässen wiederholt angeführt 
wirdy in möglichst kürzester Frist werde entsprochen werden. 

Graf Tlmii lietss übrigens die Zeit nicht imbeuützt vorüber- 
gehen. 

Um eine sichere historisciie Grandlage zu gewinnen, wurde 
der Concipist des Unterrichts-Ministeriums, Rudolf Eink — ein 
Schüler Jäger's — beauftragt, eine genaue, auf strenge Quellen- 
forschung basirte Darstellung der Stiftung und Entwicklung der 
Wiener Universität zu verfassen. Wir hatten wohl im Verlaufe 
dieser DarsteUung sowie auch an anderen Orten wteda*liolt Ge- 
legenheit, dem Werke Kink's entgegen zu treten. Wir verkennen 
jedoch nicht die Bedeutung desselben, durt li welches man in der 
Lage war, die vagen lJ<'rul'ungen a\il lustorische Anrechte, mit 
denen eben wegen des Ab;j^angos einer genauen Kenntniss der 
geschichtlichen Thatsache mancher Missbrauch gctrlebi it wurde, 
zu prüfen und nach ihrem wahren Werthe ermessen zu können. Am 
26. April 1853 erging ferner an das Wiener Universitäts-Consi- 
storium der Auftrag, die Professoren- und Doctoren-CoUegien auf- 
zufordern, sieh über die historischen Rechte und Privilegien der 
Wiener Universität zu äussern, welchen sie eine besondere Wichtig- 
keit beizulegen sich veranlasst finden, und denen sie daher fort- 
dauernde oder neuerliche Geltung zu verschaffen wünschen. 

Die Anträge der Professoreu-Gülle^ieu und jene der Doctoren- 
CoUegien bildeten zu einander den straffsten Gegensatz, und war 
dies vorauszusehen, da diese CoUegien seit der Zeit ihres ge- 
trennten Bestandes einen steten, nicht selten in o^enen Conflict 
ausartenden Antagonismus darstellten. £s handelte sich um die 
Frage, ob die Doctoren als die Träger und Repräsentanten der 
von den Facultäten angesprochenen Rechte und historischen TVat- 
dition anzusehen seien. 
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Die Profesborcn-Collegien uriiaiiptetcn, die Universität (und 
in ihr alle vier Faeultiiten) sei naeli dem Willen dos Stifters und 
noch mehr laut ihr(^r ganzen oOOjälirigen (Tesehiehte eine Lehr- 
anstalt, und zwar eine Staats-Leliranstait. Die Leitung des Studiums, 
sowie alle Prüfun^jcen, Bigorosen und Promotionen, wie auch die 
Repräsentation der Universität stehen da]\er allein den Professoren- 
Collegien zu und seien daher die Doctoren-CoUegien von der 
Universität auszuschliesaen* Sie wiesen auf eine Verordnung im Auf« 
trage Leopold IL vom 3. April 1790 hin, in welcher diese Bestim- 
mung der Universität auch ausdrücklich hervorgehoben wird^ und 
reihten daran die Folgerimg, dass eben deswegen die Professoreu 
als der wesentlichste Bestandthdl der Universität zu betrachten 
und vorzugsweise berufen seien, sie zu repräsentiren. Die Profes- 
soren-Collegieu behaupteten überdies, dass der Verband der Doetoren 
mit der betreffenden Faeullät und die daran j^fd^nüpi'ten Vorrechte 
nur nach und nach eiiigejäclilic-hene Missl^räuehe seien. Es sei 
dies eine Anomalie, wie sie, mit Ausnahme an der Prager Univer- 
sität, die hierin der Wiener nachgebildet ist, iiir^^ends vorkomme. 

Die Doctoren-CoUegien wieder fussten sicli darauf, dass die 
Universität stifturi::s<^emft SS eine Corporation von Doetoren sei; 
das Lehramt sei allerdings einer der hervorragendsten Zwecke der 
Universität, aber nicht das Hauptmerkmal. Sie behaupteten sogar, 
dass ihre Gorporationsrechte eine Art staatsrechtliche Bedeutung 
besitzen, die ihnen wider ihren Willen nicht wohl entzogen oder 
geändert werden dürfen. 

Selbstverständlich konnte davon nicht die Rede sein, denn 
sowie die Landesfürsten Oesterreichs von jeher und in vollstem 
Umfange daü Hecht der lieibrm gegenüber der Universität ^^'irklieh 
ausübten, so ging dies bei dem, seit mehr als einem Jahr- 
hunderte «geltenden Staatsreelite nni so weuiger an, zu ;^dauben, 
dass die Regierung mit dieser Corporation als von Macht zu 
Macht unterhandeln müsste. Docli abgesehen von diesem Momente, 
blieb der Widerspruch zwischen diesen beiden Collegien unüber- 
brückbar. 

Derselbe Geist spiegelte sich in dem Berichte des Consi- 
storiums "der Wiener Universität, da dasselbe nebst dem Rector, 
Kanzler und Frorector aus 8 beschliessenden Stimmen der Pro- 
fessoren (die 4 Decane und 4 Prodecane der Professoren-Collegien) 
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und 4 coneliidireuden Stinimea der Doctoreu (die 4 Decaue der 
Docturen-Colle<;rien) bestand. 

So weit aber die Ansichten auseinandergingen, so stimmten 
sie docli darin Uberein, dass dieser Zustand dc.^ Antagonismus von 
grüsstem Uebei sei und dass die Anträge beider Ooliegien zu weit 
gehen. 

Das Consistorium in dem Berichte vom 28. Juli 1853 meinte, 
die Entscheidung dieses Streites dürfte dadurch die Lösung finden, 
wenn erklärt wird, ob die Universität eine Corporation oder eine 
Staatsanstalt oder vielleicht beides zugleich seL Die Spaltung der 
einzelnen Facultäten in ein Doctoren- und in ein Professoren- 
Collegium scheint nicht eine durch die Nothwendigkeit gebotene 
Sache zu sein. 

ürzügiich der Rechte der Universität beanspruchte das Con- 
sistorium : 

1. Das, Hecht, sich selbst die Statuten zu geben und sie der 
Behörde zur (xenehmigung vorzulegen. 

2. Das Recht über die der Cor[>(natiün cigenthümHchen Ver- 
mOe^enscIiatten und Localitäten*^ zu iliren Corporationszwecken zu 
veriügen. 

8. Den Rang der Universität als eine geistliche Corporation 
mit dem Hechte der niederösterr. Liandstandschaft und dem Sitze 
des Hectors auf der Prälatenbank. 

4. Die feierHche Begleitung bei der Frohnlcichnams-Procession 
von Seite der Universitäts-Dignitäre und überhaupt Repräsentation 
der Universität durch dii selbe bei anderen teierlichen Gelegen- 
heiten und kirchlichen Festen. 

5. Die Fähigkeit der akademischen Bürger zum Besitze 
bürgerlicher Realitäten und daher ihre JJcticiung von der Ent- 
richtung der Bürgerlasten-Kehiitioustaxe.**) 

*) Nur (las Haus Nr. S, Bückerstrasse, früher 757 in der Schulgasse, war 
nnzwpifflhat't Eigenthuin der Universität. Dort war ehedem die Aula unhcr- 
sitatis und die kaiserl. Kesoltttion vom 12. Jänner 1784 hat dasselbe als Univer- 
sitätseipTfothum anerkannt. 

*"j Die Albertiuisclie Verfassung' gewührte 8 Canonicate, Ferdinand I. 
reducirte sie 1554 auf 6, von welchen 1792 zwei nach Linz übertragen wurden. 
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6. Das Recht dfv Universität zur Vrrlcihiiiig von vier 
Caiionicaten am Wiener und von zwei Canonicateu am Linzer 
Domcapitel.^) 

7. Die jBeireiiing der Doctoren von der Militärpflicht. 

8. Das Recht der allemtgen Verwahr«ii^ und Verwendung 

der Univcrsitüts-Stiftungen, welche derselben stiftbrieflich ziu' Ver- 
wahrung ilbergebcn sind. 

9. Die in herkömmlicher Weise freie Yerleihimg der Umrer. 
sitAts-StipendieDf sowie das gleiche Recht der einzelnen Facultäten, 

insoferne dieselben einzelne Facultäts-Stipcndicn besitzen. 

10. Das Recht) dass Niemand zur Ausfibung der praktischen 
Arzneikunde in Wien zugelassen^ oder 

11. zum Adrocaten in Wien ernannt werden soll, der nicht 
Mitglied der resp. Facultät ist, und 

12. das Patronatsrecht der Universität über die akademische 
Kirche. 

Privilegien, bei welchen es fraglich ist, ob selbe der Corpo- 
ration oder der Lehranstalt zustehen, vvax'en: 

1. Das Recht, Doctoren zu promoviren und bei den Rigorosen 
mitzttwii^en. 

2. Das Recht der Universität über die Universitäts-Bibliothek. 

3. Das Recht der freien Ernennung der Diener und Beamten 
und der Disdplinar-Gewalt über sie. 

4. Das Recht, die Studirenden zu immatriculiren und die Taxen 
für ihre Corporationszwecke zu verwenden. 

5. Das Rfclir (l. r Uuivt;rsitiit, sich den Rector der Facultäten 
und ihre Decaue neu zu wählen. 



*) Ferdinaiul I. ertheilte 15. September 1561 den akademisclieii Bürgern 
in Wien das Recht» bürgerliche Realitäten zu besitzen. 
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Es sind im Ganzen dreissig Jahre her, seitdem diese Funkte 
aufgestellt wurden, und doch sind mancbei wir möchten sagen für 
die heutige Zeit fast unverständlich und unfassbar. Am eigenthüm> 
lichsten muthet wohl die Forderung an, die Universität ab eine 
geistliche Corporation zu betrachten, und in Folge dessen das 
Yerbingen der feierlichen Begleitung bei der Frohnleichnams-PrCK 
cession von Seite der TJniversitäts-Dignitäre etc. Und dieses Vei> 
hinaron wurde von dem Wiener Universitilts-Consi.storium im Jahre 
Ib.jo atisgesprofben, zur Zeit, als Kokitansky Ilector war, der 
Mann, der nicht nur eine Leuelite der Wissrtischaft, soiukrn 
auch anf pnlitiselieni Gebiete voll edlen FreifiUini's war, wie er das 
wiederholt später als Mitglied des Herrenhauses durch seine Reden 
und durch seine Abstimmungen bewies. Und doch hatten sich sämmt- 
liche Professoren-Collegien dafiär ausgesprochen, dass die Univer- 
sität eine Staatsanstalt sei, und nichtsdestoweniger sprach das 
Universität»- Consistorium den Wunsch aus, die Universität als 
geistliche Corporation zu betrachten. Wohl war die Universität 
ursprünglich eine geistliche Corporation; wie man jedoch weiss, 
setzte Kaiser Ferdinand 1. den Superintendenten ein, der eben 
die Staatsgewalt repräsentirte, und noch gewaltiger griff die grosse 
Kaiserin Maria Theresia ein und Kaiser Franz erklärte (30. Mai 1832), 
die Universitlits-Privile^en sind allerhöchste Anordnungen und be- 
diü'fen keiner Bestätigung, so lange sie iiiclit aufs^ehoben sind. 

In deiu^c lbcu (uleise bewegte sicli Graf Thun. Er erklärte 
4. Juni 1854: »Die Wiener Universität ist eine vom Staate geleitete und 
dotirto Lehranstalt mit jenen allp-meinen Merkmalen, welche den 
Hochschulen diu'cligänuig zukommen, und überdies mit mehreren 
besonderen Vorrechten ausgestattet. Die Pflege der höheren Studien 
ist ihr oberster Zweck. Daraus folgt, dass die Professoren, da sie 
ausschliesslich Träger dieses }3erufes sind, unmöglich blosse Neben* 
personen seien und gegen die Doctoren zurücktreten können.*) 



*) Der Univeraitittsped«!! in Wien besog von 1845—1847 darcliMiliiüttUch 
per Jabr fl. 4081. Hievon betragen die Taxen ittr die Ausfertigung der eoge- 

iianiitcn kleinen medicinischen Diplojne für Chirurgen und Hebftninten jährlich 

fl. 2195. Da diese Dip!oni<^ nieht rnn der Universität, sondern von der Facultät 
ausgesttllt \vuif1en, so erhob da.« innllcinisrhe r>r.ctf.rpn Cnlleg-ium, welches sich 
als die vormalige niedicinische FacuUät betrat lit^te, im Jahre 1853 Einsprache 
dagegen, dass ein Tbeil dieser Taxen iu den Universiiätsfond floss. 
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Diese Forderung müsste ao&echt ei4ialten werden^ selbst wenn sie 

historisch nicht begi-ündct wäre. Es sei jedoch unzweifelhaft, dass 
die Wiener Universität vom Anfange an gemäss dem Willen des 
Stifter.^ eine Lehranstalt war. 

Wajir ist es ferner, dac-s die iiicur})orirteu Doetoren wie die 
Professoren zusammen der Universität angehörten und ihren Be- 
^trnul bildeten. Im Jahre 1749 wurden getrennte Collegien der 
l^rofessoren und Doetoren eingesetzt und gehörte ihnen zusammen 
Besitz und Stiftungen an. 

Die Wiener Universität ist schliesslich eine Stiftung der 
Fürsten aus dem Hause Habsbiug, geschaffen filr die erhabenen 
Zwecke der Wissenschaft und der katholischen Religion.« 

Auf G^rand dieser Anschauungen entwarf Graf Thun Gmndzttge, 
welche das Fundament far die end<r:iltij]:en Statuten abgeben sollten. 
Sie beseitigten seiner Meinung naeli die Haupt-Controverspunktc 
und liessen Zeit, das Weitere zu b«'rathen und zu überlegen. 

Diese Grundzüi;e sprachen aueh fflr die gänzliche Authebuiig der 
»Nationen«, welche eiue lierechtiguni:- zur Zeit, als die Universitäten 
kosmopolitisch waren, hatten. Wollte man jedoch die Nationen 
mit Rücksicht auf die rein österreichischen ^ationalitäts Vt rhältp 
nisse restituiren, so würde dadurch nichts gewonnen, wodurch man 
der Geschichte gerecht würde, weil eben die alten vier Kationen 
der Wiener Universität eine andere Bedeutung hatten, und anderer- 
seits würde gerade der Same für die in Oesterreich am meisten 
unzukömmlichen exclusiven Kationalitäts - Bestrebungen und die 
politisirenden Landsmannschaften ausgesUet. 

Während Graf Thun nicht beabsichtigte, der Entscheidung 
anderer Fragen, die noch nicht zur Discussion gelangt waren, 
vorzugreifen, wölke er jedoch dieses 3Ioment iixirt und den katholi- 
schen Charakter der Univeisität ausser Frage gestellt wissen. Der 
§ 1 der Grundzüge lautete daher: Die Universität besteht aus der 
tliC(3logischen, juridischen, mcdicinischen und philosophischen Facultät. 
Durch diesen Paragraph wurde zugleich die Einbeziehung der 
protestantisch-theologischen Facultät in die Universität im Vor- 
hinein abgelehnt und der stiftungsmässige katholische Charakter 
der Universität festgehalten. 

Diesem Principe entsprechend lautete auch § 22: Die aka- 
demischen Würden und das Sjndicatsamt kdnnen au der Wiener 

Wolf, wiener Unirenlfit. H 
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Universität nur von Kutlioliken bekleidet werden. Eine Ausnahme 
hiervon kann nur mit kaiserlicher Bewilligung bezüglich der 
Decane stattlinden. Eine kaiserL Kntschliessung vom 18. Jänner 1834 
scbioss nämlich Akatholiken vom Rectorate und Decanate aus, 
weil ihnen die Verpflichtung oblag, bestimmten katholischen, gottes- 
dienstlichen Feierlichkeiten beizuwohnen, am grttnen Donnerstage 
mit den akademischen Mitgliedern das Altar-Sacrament zu em- 
pfangen etc. Es wäre jedoch consequent aber ungerecht, Akatholiken 
vom Decanate auszuschliessen, Männer, die man fttr würdig hielt, 
als Lehrer angestellt zu werden, nur die Last des Lehramtes 
tragen zu lassen. Akatholisehe Professoren könnten dnlior Decane 
werden, jedoch sollten sie sich von kirclilicheu Functionen feruo 
halten. 

§ 2 suchte den Doctoren-Collegien gerecht zu werden. Nach 
demselben bestand jede der vier Facultäten aus den vom Kaiser 
dotirten Professoren und aus den der Facultät einverleibten Doctoren. 
Die sämmtlichen Mitglieder der Facultät sollten die Plenar- Ver- 
sammlung bilden. Durch diesen Modus glaubte man die bestehenden 
Streitigkeiten zu schlichten. Nach § 14 bestand das Conststorium 
aus dem Bector, dem Kanzler, den vier Decanen, vier Pro-Decanen 
und den vier Senioren. Der Rector (§ 15) wird von drei zu 
drei Jahren gewählt und bedarf seine EmennuTi^ der Bestätigung 
des Kaisers; die Wahl der Decane wird vom Unterrichts-Minister 
bestätigt. 

.Jtdt nfalls aber sollten die akademischen »Nationen« aufgehoben 
sein, (b nn entweder man verleiht den vier Kationen wirklieh die volle 
Bedeutung, die in ihrem Kamen licict. oder man behält sie wie ehedem 
als blosse Form, als Nomenclutur bei, ohne Gehalt und Lihalt. Im 
ersten Falle leistet man der ceutrifugalen Kr.ift der vier öster- 
reichischen Haupt-Nationalitäten (der Österreichischen, slavischen, 
ungarischen und italienisch-illyrischen) directen Vorschub und leitet 
sozusagen die Jugend an, diese Namens- Verschiedenheiten recht 
lebendig und wach 2U erhalten. Im zweiten Falle missbraucht man 
die Geschichte, um einen leeren Schall zu schaffen, und es sei nicht 
abzusehen, warum man den Vertretern einer Körperschafifc, die ent- 
weder gefjihrlich oder bedeutungslos ist, einen Sitz im Consistorium 
und das Recht zur Kectorswahl zugestehen soll. Hingegen könnten 
zur Unterstützung diu'ftiger Studircnder oder zui* Förderung ihrer 
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akademiscben Zwecke besondere, nicht auf dem Principe von 

Nationalitäten beruhende Vereinigungen, jedoch nur mit der jeder- 
zeit widerruflichen Bewilligung des Consistoriunis und unter einer 
von demselben mit Genehmisrnng des Unterrichts-Ministcriums 
geregelten Tjeitinif:; f^es^rfindet werden. 

Diese Ansichten blieben nicht unangefocliten. Unter den Oppo- 
nenten befand sieh auch der damalige Minister des Innern, Freiherr 
V. Bach. Dieser befürwortete, die Universität bezügHch der Doctoren- 
und Professoren-CoUegien auf den alten Stand vor 1848 zu bringen. 
Dieses Verhältniss bestand jedoch blos ein Jahrhundert^ während die 
üniTersität selbst 500 Jahre besteht Es verdankte seine Ent^ 
stehung Mafisregeln der Regierung, welche in den älteren Uni* 
versitäts-Stataten keineswegs begründet waren, Massregeln nftmlich, 
welche von dem früheren autonomen Leben der Universität völlig 
absahen und ihr Reformen octroyirten in einer Richtung, die sie 
lediglich unmittelbaren Staatszweeken dicnst])ar machen sollte. Diese 
Richtung lähmte zugleich mit dem wissenschaftlichen Leben das 
Ansehen und den Einfluss der Träc^er dieses Lebens, nflmlich der 
Professoren, und bahnte dadurch der Herrschaft der nicht lehrenden 
Doctoren den Weg. Alle Uuiversitnten, deren Entäteben bis in das, 
Mittelalter reicht, haben einen ähnlichen Weg gemacht. Bei allen 
übrigen Universitäten jedoch wurde in dem Masse, als eine 
Restauration der Wissenschaften eintrat, auch das Ansehen der 
Professoren restituirt| denn es verträgt sich nicht mit dem Gredeihen 
einer Anstalt, neben die arbeitenden Kräfte Drohnen hinzusetzen, 
welche nur die Ehrensitze und die Geldbeträge einzunehmen haben. 

In massgebenden Kreisen glaubte man femer, dass die medi- 
cinische Facnität im Jahre 1848 durch die Umtriebe der nicht 
lehrenden Doctoren einer der Herde der Revolution gewesen und durch 
deren Stellung an der Universität auch auf den Geist der fStudircndeji 
und der Docenten einen sehr nachtlieiligen KinHus^i o;eübt habe. Diese 
Ae;itatioii von Seitf^ der I)oetoren-( Kollegien blieb .sogar nicht ohne 
Folgen auf die theologische Facultät und machte dieselbe auf die- 
jenigen Männer, die vor Allem durch wissenschaftliche Bedeutung und 
durch ihre Stellung berufen waren, den Aufschwung der Theologie zu 
fördern, einen so ungünstigen Eindruck, dass man befiirchtete, 
wenn diese Agitation nicht] von der Universität ferne gehalten, 
eher eine höhere theologische Schule ausserhalb der Universität 

11» 
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entstehen, als die theologische Facultät zu einem Aufschwünge 
gelangen werde. 

Politische und sachlicltc Gründe sjiraelien daher gegen den 
weiteren Bestand der Doetoreu-Collejjien und isr es bezeichnend, 
dass seihst in der tlieologischeu Facultät eine Agitation entstand. 

Der Minister des Innern hatte ferner den Vorschlag gemacht^ 
das TJectorat, die Decanate und das Universitäts-Consistorium, d. u 
die Wtlrden und Aemter der Universität und die oberste üni- 
versitätsbehörde in die Hände der Doctoren zu legen. Sie sollten 
jedoch nichts mit Studienangelgenheiten zu thun haben, welche 
von einigen Professoren geleitet werden sollen; wodurch Streitig- 
keiten yermieden werden möchten. Dieses wäre jedoch, wie zugegeben 
werden wird, keine Organisation, sondern eine Desorganisation. Es 
würden dann die Studien sammt den Professoren, wisscnschaltlicli(! 
Institute und Studenten vr»llii;' abgesundcTt und ausserhalb der 
Wiener Universität gelegen sein. 

Die Zustände der Wiener Universität vor 1848, welcbe nun 
wieder restitiurt werden sollte, boten jedoch das Bild einer Ein- 
richtung, die fiir Alles, was das eigentliche Leben einer Universität 
betrifft, zu bedeutungsloser Form geworden war und fiir die Uni- 
versität ganz unwesentlichen Dingen allein Beachtung schenkte. 

Sollte diese Verbindung (der Doctoren mit der Universität) 
eine lebendige bleiben, so forderte sie vor allem Achtung vor dem 
Begriffe der Universität, d. i. der höchsten Studien anstalt. Nicht 
mit dem blossen Namen, sondern iiiil dtr Wesenheit der Universität 
und ihren wissenschaftliehen Ahtlu iltingen, d. i. den Facultäteu 
müsste die Verbindung hergestellt werd« !!. 

Aber nicht blos der Minister d< -s lauern, Freiherr v. Bach^ 

wollt<> die V( rhältnisse zurückschrauben, auch die Mitglieder des 

damals bestandenen Staatsrathes steuerten mit vollen Segeln den 
vonnärzlichen Verhältnissen entgegen. 

Die Ansichten gingen im Jahre 1856, als das Concordat 
abgeschlossen war, dahin: 

Neben den Doctoren-Collegien, welche fortzubestehen härtf-n. 
sollten Facultäteu errichtet werden, denen Alles, was der Universität 
nach, dehnitiver Einrichtung derselben in Betreff des Unterrichtes 
und der Pflege der Wissenschatten zukommt, anvertraut wird. 
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Mitglieder dieser Facultät sollten sein; a) sämmtliche ordent- 
liche in Wirksamkeit befindliche Professoren; b) die emeritirten 
ordentlichen Professoren der Wiener XTniversität, wofern sie ihren 
Pflichten vollkommen genügt haben; c) andere durch ihre Befllhi- 
gimg ausgezeichnete Doctoren, deren Ernennung dem Kaiser vor^ 
behalten ist. Bei dem vom Minister fttr Oultus und Unterricht 
zu erstattenden Vorschlage ist nach Constituirung der neuen Facul- 
täten (las Gutachten derselben, wenn es sich aber um einen Priester 
handelt, auch das des Erzbischofs von Wien vorzulegen. 

An die Spitze jedes der vier 8milieiizweiii;e werden an der 
Universität Wien vom, Kaiser ernanute Dircctoren gestellt; den 
Director des theologischen Studiums hat der Erzbischof von Wien 
in Vorsehlag zu bringen. 

Der Director ist zugleich Präses der Facultät und hat nach 
Normen, über welche in dem Entwürfe der Statuten Anträge zu 
stellen wären^ hinsichtlich gevrisser Gegenstände die ordentlichen 
Professoren, in eigentlichen Studiensachen auch die ausserordent* 
liehen einzuvemehmen, anderes aber der Facultät vorzutragen. 

Der Decan nimmt bei den Pacultäts-Sitzungen den ersten 
Platz nach dem Präses ein und versieht jene Geschäfte, für welche 
früher in Wien ein Vicedireetor aufgestellt war. 

Der Deean wird von der unter Vorsitz des Präses versam- 
melten Facultät auf drei Jahre gewählt. Vür den Fall, das« die 
nicht lehrenden Miti?lier]er der Facultät an Zahl geringer sind als 
die lehrenden, wird der Facultät für die Wahlhandlung eine ent- 
sprechende Zahl von nicht Idir» nden Mitgliedern des Doctoren- 
Oollegiums beigegeben. Diese Wahhnänner ernennt der Kaiser in 
derselben Weise wie die Facultäts-Mitglieder. 

Die versammelten Doctoren-CoUegien üben ihre körperschafk- 
lichen Rechte nach Vorschlag der Decane aus. 

Das Universitäts-Oonsistorium besteht aus dem Rector, als 
Vorsitzenden, dem Kanzler, den vier Studien-Directoren, den 
vier Decancn und den Senioren der vier FacultUtcn sammt dem 
8yndicus als Schriitführer. 

Diese Vorselil.-ige bediirfon keines Commentars. 

(:iraf Tluui hat sich zu jener Zeit ein grosses Verdienst um 
die Universität envorben. Er konnte nicht darauf rechnen^ als 
Sieger aus dem Kampfe mit seinen zahlreichen Gegnern hervor- 
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zugehen; aber ebenso wenig wollte er sein Werk im. Stiche lassen. 
Er that, was unter diesen Verhältnissen am besten war, nämlich 
gar nichts und Hess die Sache ruhen. 

Wohl wurde die Frage, deren Lösung als sehr wHoschens- 
werth erschien, wiederholt urgirt, doch Graf Thun schwieg un- 
unterbrochen fort. Es kam dann die Schlacht bei Solferino und 
Graf Thun trat zurUck. Ihm folgte mittelbar das Ministerium 
Schmerling und die Verfassung vom 26. Februar 1861. Schmer- 
ling war Staatsminister, in dessen Ressort auch das Unterrichts- 
wesen gehörte. Zii^hnch iibcr entstand der UaterrichtsratlL Am 
29. Juni 1862 ersiattt te Schmerling in Angelegenheit der Universität 
einen Vortrag au dm Kaiser. Er wies darauf liin, dass die Au- 
gelegenheit, da sie nicht zimi Al)schlusse gekommen st i, niui 
der verfassungsmässigen Verhandlung anheimfalle. Er meinte 
jedoch, dass ein allfälligerj auf Grundlage der oben (S. 164) ange- 
ftüirten Momente beruhender Entwurf von dem Staatsministerium 
gemäss der Statuten ftlr den Unterrichtsrath zunächst diesem zur 
Begutachtung milgetheilt und dann dem Abgeordneten- und Herren- 
hause des Beichsrathes behu& seiner verfassungsmässigen Mit- 
wirkung zu dem Zustandekommen eines förmlichen Gesetzes mit 
gleichzeitiger Aufhebung des Gesetzes vom 27. September 1849 
übermittelt werden müsste. Seit dem Jahre 1856, als obige Momente 
festgestellt wurden, haben sich jedoch niclit nur die staatsreclit- 
lichen Einrielitnngen der Monarchie, sondern auch die Gruiid- 
principien ihvi'v Verwaltung wesentlich geändert. Es sei dalier 
natürlicli, dass auch obige, unter '^:\uz anderen Zi'itverhältnissen 
verfassten Grundzüge einen Charakter an sich tragen, welche mit 
den gegenwärtigen Zuständen und Regierungs-Maximen nicht mehr 
im Einklänge stehen. Sollte in denselben ein Kern vorhanden sein, 
aus welchem noch fOi die Gegenwart und Zuktmfk nutzbare Keime 
gezogen werden könnten, so wird die eine oder andere der im 
Reichsrathe vertretenen Parteirichtungen denselben im Verlaufe 
der Debatte über diesen früher oder später zur Sprache kommenden 
Gegenstand herausfinden und sich desselben annehmen, auch ohne 
dass die Regierung Ursache hätte, mit diesen bisher nicht amtlich 
verlautbarten Grundzügen zu einer Zeit heranzutreten, welche vou 
jener Periode, unter deren Einflüssen sie entstanden sind, so 
wesentlich verschieden ist. Sic jetzt zum Gegenstände irgend einer 
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Vorlage machen zu wollen, schien im höchsten Grade bedenklich. 
Sowohl der Unterrichtsrath wie die beiden Häuser des Keichsrathes 
würden sich nothgedrungen in eine Kritik dieser Grundsätze er> 
gehen mtlasexi, welche in jeder Beziehung zu vermeiden besser sei. 

Da nun die Universitäten bereits begonnen haben sidi mit 
der künftigen Organisation der akademischen Behörde zu beschäBigen 
und . der zu activirende Unterrichtssrath gewiss dieser wichtigen 
Frage volle Aufmerksamkeit schenken wird, so sei sicher anzu- 
nehmen, dass seinerzdt dem Kaiser ein vollständiges Besultat zur 
Schlussfassung wird unterbreitet werden können. Es mögen daher 
die vorgezeichneten Gruiidzüae ciucü neuerlich zu verfassenden 
StatutenentwurtV'S für die "W^ieucr Universität auf sich beruhen. 

Der Kaiser, wf^lclier «eit seinem IvPgierungsantrittt' mit dem 
regsten Eifer die Interessen der UniA^ersität förderte, geiielimij^te 
diesen Vorschlag und ermächtigte am 25. August 1862 den 8taats- 
niinister bei Entwerfung der Grundztige zur Organisation der 
akademischen Behörde auf die früheren Vorschläge nur in so weit 
Bedacht zu nehmen, als dieselb«! nicht durch die seither gewonnenen 
Erfahrungen und geänderten Zeitverhältnisse eine Abweichung davon 
als nothwendig erscheinen lassen. 

Die Angelegenh^t wurde hierauf dem XJnterrichtsrathe zur 
Behandlung übergeben und sie wurde nicht überhastet, denn sie 
kam erst im Jahre 1866 zur Verhandlung. Inzwischen nahte heran 
und fand dann statt die fünf hundertjährige Jubelfeier der Wiener 
Universität, die auch festlich begangen werden sollte. Das Consi- 
storium der A\ iener Universität beahsiehtigte bei dieser Gelegen- 
heit l">lireii(loet()ren ZM proniovireii. Ks l^cstanden jedoch knifcrliehe 
EntSchliessungen vom 9. August 1814 und 13. December 1819, 
welche festsetzten, dass bei keiner Facultät weder eine Nachsicht 
von den strengen Prüfungen statt haben noch ein Ehrendiplom 
ohne erhaltene kaiserliche Bewiiligimg*) verabfolgt werden dürfe, 



*) AJ» der nachmalige Cardmal Baoselier von Qrsz ma im Jabre 1863 

ab Erzblscbof nach Wien kam, beabsichtigrte die dortige pliilosupbiscbc Facultät 
ihn som Ehrendoctor zu eraeniien. I mik b diese Aasseiclmung wollte man einei^eits 

»r!pm ans seinem bisboric;"'»ii Wii kuiifrskreiso f^esobieflpnen, allgemein verebrten 
KirclieiitTirstcn ein Zeichrii dankltarrr Anerkt iiuuug der liervoiTa^enflen Verdienste 
daibriiigeii, welclie dieser diuxli seltene (iabeii des Geistes und Ilei/ens als er- 
babeues Vorbild ecbt cbristlieber Tugend und tieter Wissenschattlicbkeit vor- 
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und duss zur Ertlu ilung vun Khreudiploincn nur für solche Indi- 
viduen einzuschreiten sei, denen vermöfjc des Postens, den sie 
l)elvleiden, der i^octorgrad einigerniassen nöthi|? ist, und welche zur 
Erlangung desselben auf ordentlichem Wege wohl nicht mehr ver^ 
halten werden können. 

Am 14» Juli 1864 schritt das Unirersitäts^Gonsistorium beim 
Staatsminfsterinm ein und bat um die Aufhebung der angeftihrten 

kaiserlichen Entschliessunjjen und der Universität das Recht ein- 
zuräumen, aus eiiirenor MachtvoUkonunenlieit den Doctortitel zu ver- 
leihen, wie dios an deutschen Uiiivcrsitäleu der Fall ist. Diese Bitte 
Avurde damit motivirt, dass die unter ganz anderen Staats- und Uni- 
versitäts-Verhältnissen ei-fiossenen kaiserlichen Entschhessungen geA\iss 
weder mit der constitutioneilen Staatsverfessung, noch mit der der 
Universität wieder gewährten Autonomie vereinhju'lich seien. Da das 
Universitäts-Consistorium die Absicht hat, bei Gelegenheit der fOnf- 
hundertjährlgen Universitäts-Jubelfeier einige Ehrendoctoren zu 
creiren, so würde diese Beschränkung und Bevormundung gegen- 
über dem frfiheren Rechte der «österreichischen Universitäten und 
dem gegenwärtigen Rechte der anderen deutschen Universitäten, bei 
Creirung von Ehrendoctoren selbstständig vorzugehen, peinlichst 
empfunden werden. 

Im Staatsministerium Hessen sich zwei Stimmen iiltt r diese 
xVngelegenheit vernehmen. Die eine trug auf Ahlehnimg der ge- 
stellten Bitte an, sowohl aus dem Gesichtspunkte der formellen 
Behandlung und der Opportunität, als auch in meritorischer Be- 
ziehung. 

Das Consistorium hatte nämlich die Initiative bezüglich der 
Ehrenpromotionen, ohne darüber die Facultäten zu vernehmen, 

ergriffen, und beschränkte sich blos auf den Antrag der Auf- 
hebung der kaiserliclieu Kntschliessuug, ohne sich über die 
jModalilätt ri und Wirkungen auszusprechen, unter und respective 
mit weichen die Verleihung der Ehrendiplome zu erfolgen habe. 

leuchtende Seelenhirt in drangroUer Zeit mit gottbegeistertem Muthe lich erworben 
hat, sofort durch die Verleihung des Doctorgrades mit demselben ein bleibendei 
Band ansuknttpfen; anderemeits aber dadurch zugleich der inni^teu Ueherseugung 

ATt«(lruck zu geben, dass dio Phil' is. iihie in ihrem Streben, die tiefste iiud volle 
\\'.ihrheit zu erfassen, nothwondig-er AVeise mit Keliirion tind Kirche in innigster 
Verbindung stehen mUsse.c Dieser Wunsch wui-de genehmigt. 
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Ersteres sei in Wien und Frag, wo Doctoren-Callegien W 
stehen, niclit so glattweg abzuthun. Letzteres komme in Oesterreich 
insofeme in Betracht, als das Doctorat Wirkungen hat, die nicht 
blos akademischer Natur sind (Berechtiguug zur Praxis, wofür in 
Deutschland besondere Staatsprüfungen nothwendig sind). 

Bis jetzt waren Ehrendiplome nicht blos eine Ehre, wäre jetzt 
der passende Moment, sie blos «ils eine Ehre zu erklären? 

Die Fraire würde ührii^^ens ihre natürliche J>cantwortimg in 
der neuen liigoro.st ii ( )i (luimg linden, wobei auch die AusnahmsßlUe 
normirt werden soll<ni. 

Es sei auch zu bedenken, ob man eine derartige Ausnahme 
allen UniTersitäten machen könnte. 

Die andere Stimme hob hervor, das Petitum betrifft eine 
frage, deren Beantwortung ein CoroUarium eines erst zu errichten- 
den, für alle österreichischen Universitäten geltenden Statutes sein 
wird, und soll daher erst dann erledigt werden. 

Wird der Universität der Beruf, auf dem Gebiete des Wissens 
und seiner Mittfaeilung frei zu schalten, zugestanden, so dOrfte ihr 
wohl auch die freie, durch keine Präventiv-Massregel beschränkte 
Zuerkennung des Preises einer El irciniiitglk dschaft an Männer der 
Wissenschaft zukoinincii. Es sei nur zu wundern, dass das Con- 
sistoritnii ji't/.t dieses Petitum gestellt hat: die kaisci lirlu^ (Jenehmi- 
gung %vürde doch den Ehrendoctoreu einen besonderen Glanz ver- 
leihen. 

Das Ehrendoctorat ist nichts als eine formelle Auszeichnung 
und von einer damit zu erlangenden praktischen Berechtigung könne 
nie die Bede sein. £s ist eine beurkundete Anerkennung eines 
wissenschaftlichen Verdienstes, welches weit ab von specifisch prak- 
tischer Befähigung Hegen kann. Es kann daher z. B. die medi- 
cinische Facultät nicht nur einen Physiologen vom Fach, sondern 
auch einen Physiker oder Katnrhistoriker zu ihrem Ehrenmitgliede als , 
EhrendoctoremenTien. Diese Schwi(!rigkeit bestehe nur iu Oesterreich, 
Avo das rite erlangte Doctorat auch zur Ausübung berechtige, 
wähiviid in Deutschland das Elirciidoctorat cIxmi eine akadeuiisehc 
Auszciclnmng und niclits weiter ist, da die 1 >erecliti2:ung zur Aus- 
übung erst durch eine Staatsprüiung erlangt werden muss. 

Auf Grund dieser Ausichtcu wurde der Wunsch des Uni- 
versitäts-Oonsistoriums abgelehnt. 
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Der Staatsminister Sclniierling glaubte sich umsomehr davon 
enthoben, scrupulöse Erhebungen über die politischen Gesinnungen 
der von den Facnltäten namhaft gemachten ausländischen Candi- 
daten zu pHcgiiu, da dicstalls ein l*räccdens vorlag. Ah nämlich 
die Prager Universität im Jahre 1848 die Jubelfeier bo>i;ing, wurde 
dum Prineip aufgr.stollt (1. April 1848), da nur di<' Würdigung uiui 
Anerkennung ^\ isscnschattlicher Leistungen anerkannt werden soll, 
80 darf bei den Ausländern die politische Denk- und Handlungs- 
weise ganz ausser Beachtung kommen. Es waren daher blos jene Per- 
sonen ausgenonmieu, welche dem gegen die österreichische Regierung 
damals feindlich entgegenstehenden Theile der österreichischen 
Honarchie angehörten: Ponizga in Pavia, Cesare Cantu, Franz 
Carlini, Astronom, und Conte Pompeo litto, Genealog in Mailand. 
Es worde daher im Jahre 1865 blos das Ministerium des Aeussem 
ersucht, niitzutheflen, ob gegen den einen oder andern Bedenken 
obwalten, wobei jedoch politische Bedenken keine Geltung hatten. 
Thatsäclilicli machte es Aufsehen, dass auch Bluntschli, der zu den 
'Gothaeru* gehörte, die allerhöchste Bestätigimg crhit lt; hingegen 
wurde Moleschott in Turin nicht vorgeschlagen, da damals keine 
diplomatischen Beziehungen zwischen Oesterreich und Italien statt- 
fanden.*) 

Wir wollen rasch von dieser Episode ablenken, denn offen 
gestanden^ sie war eine recht unerquickliche. Innerhalb der Uni- 
versität war Streit und Hader tmd im Allgemeinen herrschte keine 
Feststimmung. Die kommenden politischen Ereignisse warfen ihre 
Schatten voraus. Der »Vater der Verfassung«, Staatsminister 
Schmerling, trat im Juli 1865, bevor die Jubelfeier stattfand, von 
seinem Amte zurück und an seine Stelle kam Graf Belcredi; die 
Verfassimg wurde sistirt und es kam das Jahr 1866. — — 

Kehren wir daher zu uusercin ( rogenstande znriick. Der Unter- 
richthrath hatte die Angelegenheit behufs der Ive^^dung der Uni- 
versitätsfraj^e dem Universitäts- ( *onsistorium in Wien zur Begut- 
achtung übergeben, welches in zwei Sitzungen am 13. und 25. Jän- 
ner 1Ö65 darüber berieth. (Das Universitätä-Oonsistorium bestand 

*) Ab die eTangeliseh-theologische Fftcultftt in Wien im Jahre 1871 das 
fanfzigjShTJge JubilSum ihres Bestandes feierte, creirte sie ebenialls Ehxendoctoren; 
nur eine Stimme war dagegen, weü dieser Act der kaiserlichen Bestätigung 
bedarfte* 
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aus dem Rcctor und Pro-Rector, aus den Decanen und Pro-Decanen 
der Professoren-Collegien, den vier Decanen der Doctoren-Collegien 
und dem Kanzler.) Dieses üiiSistc folgende Beschlüsse und zwar mit 
dem beigefügten 8tiumienverhältnisse: 

1. Die Wiener Universität ist nicht lediglich eine Ötaats- 
auatalt (8 gegen 6 Stimmeiii 

2. Die Universität bewahrt ihren stiftungsmässigen corpora- 
tiven Charakter (8 gegen 6 Stimmen). 

3. Die Universität hat eine autonome Stellung (einstimmig). 

4. Akademische Würden sind nur fOr Katholiken zugänglich 
(7 Stimmen gegen 4). 

5. Die Doctoren-Collegien haben aus dem Verbände der 
Wiener Universität nicht auszuscheiden (7 Stimmen gegen 4). 

6. Die akademischen Kationen und die Procuratoren sind 
nicht wieder ins Leben zu rufen (9 Stimmen gegen 2). 

Der Unterrichtsrath stellte hierauf (31. Juni 186(3) folgeiide 
^\jiträge: 

I. Die Universität hat auch f<'i-ner als kallioliselie Ilneh- 
sclmle zu gelten (8 Stimmen); die Minorität (5 Stimmen) erklärte, 
die Universität ist eine Staatsanstalt ohne confos.sion(Hen Clinrakter. 

II. Die Erlangung akademischer Würden (E-ectorat, Decanat) 
ist ausschliesslich für Katholiken vorbehalten (8 gegen 5 Stimmen). 

III. Die Universität hat insoweit eine autonome Stellimg, als 
dies mit dem Interesse des Staates und der Wissenschaft ver- 
einbar ist. 

IV. Der Einfluss der Doctoren-Collegien auf die Lehre etc. 
hört auf (11 gegen 2 Stimmen), sie sollen aber in einem organischen 
Verbände erhalten werden. 

V. Die akademischen Nationen hören auf (einstimmig). 
Während selbst Grat" Thun bciiirwürtA l hatie (siehe oben 

S. 162), Akatholiken zum Decanate znziilasseu, verlangte nun die 
Majorität, sie von dieser Würde auszus(liii<'s^^en. 

Der VV'üi'tl'üIirer der Minorität im 1 'nterrichtsrathe war der 
damalige Professor Dr. Josef Unger, der dann sein Votum im 
Jahre 1869 uutei' dem Titel: Zur Reform der Universität« drucken 
. liess^). Unger wendete sich hauptsächlich gegen die Doctoren-Col- 

*) Dr. V. Hoffinger sah Bich veranlasst, im Jalire 1869 gegen das Yotnm 
Unger^s eine Schrift: »Von der Umvenitittc zu voröffentlicben. Der Kampf wurde 
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l<';;:it'ii, die rr von dvii racultäten ;u!su"i*sclii('(lt'n wissoii wollte, da 
sie oIkmi mit dor Ldiro iiidiis zu iluui lialioii. und In sirilt "wio 
wir, oluie dass \\ ir « iiic Aliiiniiu- ^ '»111 Votum Uiifrcr's hatten, das erst, 
wie bemerkt, IHOU gcdruekt wurde, in d<m Stndien zur Jubelfeier 
der Wiener Universität' (8. 34 u, ti'.), welehe IHHö erscbiencn sind, 
den katholischen Charakter der Wiener Universität. 

In der Zwischenzeit, die zwischen der Abgabe des Votums 
Unger^s und der Drucklegung desselben verfloss, vollzog sich, wie 
man weiss, in Folge der Schlacht bei Königgrätz eine totale Um- 
gestaltung der staatsrechtlichen Verhältnisse de^ alten Kaiserstaates, 

und die neue Verfassung Avurde am 21. December 1867 promulgirt. 
Als man nun daran ging, die Unterrichtsverliältnisse zu ordnen, 
ergaben sich eig«^nthündiehe Sehwiengki itcii. Wir gedachten der 
umtassenden Thiltigkeit des Grafon Tlmii, der während der Zeit 
des Absolutismus seines Amtos waitete. In vielen Fällen entstand 
die l^'rage, ob die betr<>ffeaden Emanationen als Verordnungen oder 
als Gesetze zu betrachten seien, und war diese Frage oft um so 
schwieriger zu lösen, wenn der Eilnss sich gewißsermassen als 
Ministerial-Verordnung gab und nichtsdestoweniger in demselben 
oder in einem späteren Schriftstücke, das auf denselben Bezug 
nahm, als von einem Gesetze gesprochen wurde. 

Am 18. Juni 1868, als Herr v. Hasner Unterrichts-Minister 

war, fand eine Berathung, zu welcher Experten beigezogen 
wurden, in lM*treft* der Abfassung des Statutes der Wiener 
Univiisität statt (Ilefercut war Unger), welche folgende Be- 
schlüsse fasste: 

1. 1. Ks ist weder ein allgemeines noch ein für die Prager und 
Wiener Universität specielles Gesetz zu erlassen. 

2. Es ist nur festzustellen, welche Abweichungen vom Stande 
der Dinge in Wien einzutreten haben. 

3. 3Iuss dies im Wege der Gesetzgebung geschehen. 

jedoch ge\vis«prin,T^':i' ri povr rhnmifftr du drape.an j^etTilirt. TIi>ttiii.:(r wollt*' 

(1: !i l'(n'torcn-Ci<li*'^-it n t iti<- MK i;ilc Wirlx-nmkjMt oiiirrfräumt wissen. Irenitieu 
Miuiirejidcii als Uiteie Freunde mit l^<ith und That. an «lie ll.in i zu gehen; ferner 
künnten die Doctoren-Collegien zu Kanzleigcscliäften herange/^og^ea werden uod 
sollte dem Decan der Doctoren-CoUegien bei Bigoro«eii das Reclit gewahrt bleiben, 
Fragen m stellen und als Votant mitauwirken. 
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4. Es sind keine Verhandlungen mit den Doctoren-Coliegien 
za fäliren, doch ist ihnen, ivie 1849, gestattet, ans dem Vereins- 
Terbande gänzlich zu scheiden. 

II. 1. Zu allen akademischen Würden kann man ohne Unter- 
schied der Confession gelangen. 

2. nie Fiinetiouen des Knii/lcrs sind auf die Invigiliriiiig der 
theoiogi.selicii Facuität zu bescliriiiikcii. 

3. Die der Universität und ihrem Rector bislier zustehenden 
kirchlichen Vorrechte gehen auf das theologische Profci^soreu- 
Collegium und dessen Decane über, mit Ausnahme des Pritsen- 
tationsrechtes zu Canonicaten, welches erlischt (1 Stimme erklärte 
sich g^en diesen Punkt, da dies ein brüsker Bruch wäre). 

m. Die Doctoren-Coliegien haben Antheil an der BeprSsen- 
tation der Universität, an der Wahl des Rectors, an der Doctors- 
Promotion und an der Verwaltung der gemeinsamen Vermögens- 
und Stipendien-Angelegenheit Dagegen haben sie keinen Einfluss 
auf die Disciplin und Lehre an der Universität zu nehmen und 
haben daher aiK-h keinen .Vntheil an den Doctorsprüfungen. 

IV. Der akademische Senat wird ji-cbildet durch den Rector, 
den Pro-Rector, die vier Protessoren-Dccane i^l Stimme war auch für 
die Pro-Decane), die vier Doctoren-Decane und durch je zwei aus 
den Professoren-Collegien (der Antrag, auch den Kanzler bei- 
zuziehen, fand keine Unterstützung). 

T)t 11 Vorsitz bei der theologischen Promotion, wenn derBector 
nicht Katholik ist, führt der Kanzler. 

V. Die Betheiligung der Doctoren-Decane an den Sitzungen 
der Professoren-Collegien und umgekehrt hört auf. Auch bei der 
Nostrification wird auf die Doctoren-Coliegien keine Rücksicht ge- 
nommen. 

VI. Die evangelisch-theologische Facuität ist in den Universi- 
tätsverband nicht aufzunehmen. 

Es war jedoch Herrn v. liasner nicht vergönnt, die Frage zum 
Al)schiusse zu bringen. Sein Xacliiolger, Herr v. Stremnyr, nahm sie 
wieder auf. Dieser war wälu'cnd des damaliji;» !! öl'tcren Wechsels der 
Ministerien vom 1, Februar bis 12. April 1H7U Ünterrichts-Minister. 
Er plaidirte 23. März 1870 für die Aufhebung der Doctoren- 
Collogien, und in Betreff des katiiolischcu Charakters der Wiener 
Universität bemerkte er: »scheint die Frage vollends durch den 
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§ 3 der Staatsgrundgesetzc gelöst« und sei daher fortan die Uni- 
versität confosaionslos. Das Kanzleramt an den Universitäten in 
Prag und Wien werde auf die theologischen Facultäten beschränkt 
Herr v. Stremayr berief sich dabei auf einen Satz des Cardinais 
Bauscher an den päpstlichen Nuntius Vicile Prda vom 18. Au- 
gust 1856, den wir in unserer Schrift: »Der neue Universitätsbau 
in Wien«, S. 72 citirten. Er befürwortete femer, dass die Präsen- 
tation zu Canonieaten an die Domcapitel in Wien und Linz zurück- 
zufallen haben. Herr v. Stremayr sprach sich ebenf;ills a:('^r'*n die 
Ineurporirung der evanj^eliscli-theolügisclicn FaciiJtät aus, ^da die 
Beibehaltung der katholisch-theologisehf^n Facultlit« n ihr Bestehen 
nur durch die Thatsache ihres geschichtlich begründeten Bestandes 
rechtfertigen. « Schliesslich sprach er sich gegen das Wiederaufleben 
der akademischen Nationen aus. 

Der Kaiser genehmigte diese Vorschlüge am 12.Decenil)er 1870. 

Hierauf wurde der diesbezügliche Gesetzentwurf im Beichs- 
r^the eingebracht, welcher jedoch zur Zeit, als Herr Dr. Josef 
JireSek Unterrichtsminister war, wieder zurückgezogen wurde. Als 
dann Herr v. Stremayr wieder ins Amt gelangte, brachte er neuei^ 
dings (1872) das Gesetz über die Organisation der akademischen 
Behörden im Reichsrathe ein, welches nach gepflogener parlamen- 
tarischer Behau dl ung am 27. April 1873 di»' kaiserliche Sanction erhielt. 

Durcli dicsoK Oesetz wurde zunächst die Buutscheckigkeit 
der statutai-Ischen J )i'stininiuii£;oii an den österi'eichischon Universi- 
täten au 'holten. Di»» Al)si('lit de.s Grafen Thun (siehe oi)on S. 110''>, 
jeder Universität eiu besonderes Statut zu geben, wurde gäuzheh 
fallen gelassen und erhielten alle eine gleiche, modern^ gesetzliche 
Unterlage. Es wurde jedoch nicht Alles zerstört; man liess vielmehr 
sozusagen die alten Cadres bestehen und entfernte nur jene 
Nebenbildungen, die im Laufe der Zeit entstanden imd welche 
keine Berechtigung hatten, oder die überhaupt nicht mehr lebens^ 
föhig waren. Es hörte daher an der Prager und Wiener. Universität 
das Elanzleramt, welches längst ein Anachronismus geworden war, auf, 
und mit demselben verschwand auch die letzte Spur des katholischen 
Charakters der genannten Universitäten.*) Wie hinzugefügt werden 

*) BesttgUch der Verhandlungen behufs Einverleibung der evaogelisch- 
theolonrischnn Facultät in Wien in die Universität veigl. nnser; »Der neue 
Uuiversistätbau«, S. 61 u. s. w. 



DigitEed by GöOgle 



175 

mag, bestätigte die Regicnm<i: bereits vom Jalire 1868 ab Pro- 
testanten, die zu akadi'inisclicTi Aeintcrii i4:<'\\äblt worden waren. 
Die Fäbigkeit zur l^cklfiflmii;- akademischer Würden' wnrde nun 
unabhängig vom (jrlaubensbekenntnisse und das Consistorium der 
Wieiu r Universität führte von jetzt aa den sonst üblichen Titel: 
Akadcuiischer Senat. 

l>ie Doctoren-Collegicn hOrten anf, »Theile der Facultät in' 
der Universität« zu sein und hatten von nun an kein Recht, durch 
ihre Vertreter (Decane) in Universitäts-Angelegenheiten, sei es im 
Professoren -Oollegium oder im Senate oder bei Rigorosen, mit- 
zuprüfen. Die Doctoren-Decane bezogen daher femer auch keinen 
Antbeil von den Rigorosen- tmd Promotions-Taxen, die Zulassung 
zur Praxi» war nicht mehr von dem Eintritte in diese CoUegien 
bedingt und brauchten von da ab lu-i Geh'genheit der Proniotion 
keine Zahlungen zu (lunsten der j iocton ii-Oollei^it ii einzelner 
Facultäti'ii oder ihrer Witwen-!Süei< täten geleistet zu werden. Hin- 
gegen wurde den Doetoren-ColJegien freigelassen, als selbstständigo 
Corporationen fortzubestehen imd blieben ihnen in dieser Eigenschaft 
alle Rechte vorbehalten, welche sie bisher, unabhängig vom Reetor und 
Senat, ausgeübt hatten. Femer wurde der Turnus der Facultäten 
bei der Rectorswahl aufgehoben und der akademische Senat durch 
einen auf drei Jahre zu wählenden Vertreter jedes Professoren- 
Oollegiums verstärkt Die Autonomie der Universitäten blieb gewahrt 
und besitzen sie die Eigenschaft' als Corporationen; dem Ministerium 
jedoch steht die oberste Leitung und Aufsicht zu. Der Rang und 
die materielle Stellung der Prolessoren wiu'dcn durch Gesetze (1870 
bis 1874) erhöht, resp. vcrlx ssort. 

SelhstviTstiiudlieh ist <'s. dass die »akademischen Natioiioue, 
für die sich überhaupt keine Stimme erhoben hatte, als .solelic nieiit 
mehi* wiederbelebt wurden.*) Leider sind da und dort an die Stelle 
der akademischen Nationen nationale Verbiiulungf u etc. getreten, 
welche am allerwenigsten die wissenschaftlichen Zieleder akademischen 

•) Das Vermögen der rheiin8cli-sla.vi8chen Nation (letzter Proeurator 
Dr. V, Whiiwarter) mit fl. 4500 wurde zur Grihiduuf,' von 8t\idcnten-Convicten 
bestimmt. l>ie ung-arisrhp Nation (letzter Procurator (Jymnnsial-Professor Dr. Oabely) 
widmete das Vormögen mit tl. 4080 einem Univcrsitäts Stipendium, und die ."»stcr- 
it'icliisthe Nation (letzter Procurator Dr. üruber) Aotirtc ihren Besitz dem 
St. Georg^iuä - Verein. 
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Bttrger fördern, welche yielmehr jcuen Zustand lierbeiföhrten, 
welchen Graf Thun beim Fortbestände der »Nationen« fürchtete. 

In solcher Weise schloss nack liarten, schweren Kämpfen 
das Provisorium, welches im Jahre 1849 auf vier Jahre eingeführt 
wurde, im Jahre 1873 ab, und von all dem, was die laudatorea 
temporis acii beiürchteten, tr;if nichts ein. 

Man fand sich auch bald in die neuen Verhältnisse.*) Das 
philosophische Doctoren-Collegium beschloss di<» Sclbstauflösung, 
hingegen constituirten sich die Doctoreu-Collegien der juridischen 
und medicinischen Facultät auf Grund des § 24 des Gesetzes yom 
27. April 1873 als selbstständige Oorporationen. 

£inige Anstände wurden blos von Seite des theologischen 
Doctoren-OoUegiums erhohen; dieses verweigerte anfönglich die 
Vorlage der Oonsignationen seines rechtlichen und selbststäntb'g ver^ 
walteten Eigenthums, weil es g<^>ii seinen Willen aus dem 
500jährigen Verbando der Universität ausgeschlossen wurde; ebenso 
wollte es nicht die Insignien fCoUane und ^Sccptcr) dem Ivccrorausliefeni 
(wasdioDuctoren-Collegieii der anderen Facultätcn austaiidslos thatenj, 
da es auf dieselben das Jlügenthumsrocbt geltend machte. *f) 

*) Im Jahre 1879 -war der Protestant Brttcke Bector und die Israeliten 
GrOnbiit und Lieben Decane, jener der rechts- und staatswissenschaftlielien tmd 
dieser der phflosopbisclien Facultät. 

**) In Folge des neuen UniTersitSts-Qesetaies mirden auch die Spenaiona- 

formelu bei Oelegenheit der PromutioQ \m<\ fler Text der Doctoren-Diplonie 
geändert. Abgesehen davon, dass das Latein ia diesem Acteustücke rein mittel- 
alterlich war und eine grosse Anzahl von Verstössen gegen den Sprachgebrauch 
und gegen <l;e Proprietiit t'iitlii« It, wnidci» in demselben vollkommene Unwahr- 
heiten angctülut und sogar deicu Uekriiltigiiug mittelst Handschlages gefordert; 
manches erschien geradezu lächerlich. Wenn z, B. das Doctor-Diplom die Facul- 
taten at^sdram conteendendi et doemdi verlieh, so wusste jeder, dass dies eine 
offenbare Unwahrheit seL Lficherlieh war es, wenn der Candidat dem Bector 
^Atequium gelobte oder die privSeffia der Univenitlt zu vertheidigen yersprach, da 
ein Verhältniss awischen Bector und promoviitem Docior nieht mehr bestand und 
von Privilegien der VniyersitXt nieht die Bedo sein konnte. £ben«o entfiel die 
Variante in: Postqtianx , . . egregie prohavit oder eximiavi docfrtnam probar cf, sowie 
in der Promotionsformel die Vnriante: eximin cum laud". da man nicht für an- 
gemessen hielt, zwischen Doetoreu mit und oluie Auszeirlmnng zu unterscheiden. 
Letzteres war gewisscrmaasen eine Contradictio in adjecio. du das Doctorat selbst 
eben die höchste wissenschaftliche Auszeichuung ist, welche die Universität ver- 
leiht und daher nicht wieder durch Grade abgestuft werden kann. 
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Skeitfragen. — Varia. 

(Beginn des Studienjahres, Ferien, Dissertationen und Dispiiiationeii, I^oroMO, 
Staatq[»rü£cmgen, Trenmuug der pbflosophischen FacnltKt, Frauea an Universitateii.) 

Wir haben versucht, wenn auch nur in äusseren Unirissen, 
die rv'forni der Tlniversität zu scliildern. Bevor wir zu den einzelnen 
J^'acultäten übergehen, haben wir noch einiger Momente, die mehr 
oder minder bedeutend sindj welche sämmtliche Facultäten betreffen, 
zu gedenken. 

Nach § 24 der Studienordnnng vom Jahre 1850 soll das 
Studienjahr am 1. October beginnen*) und mit einem heiligen 
Getstamte eingeleitet werden. Am 13. Augufit 1872 befürwortete 
der damalige Bector, Freiherr v. Hje^ dass das heilige GkiBtamt 
im Studienjahr 1872/3 erst am 12« October stattfinde^ da in den 
ersten Tagen des October keiner der Decane, geschweige die Pro- 
fesBoren und noch weniger die Studenten, ausser die dazu »comman- 
dirten - Htudirenden der Theologie anwesend sind. Doch das Mini- 
sterium wollte (18. August) auf diesen Vorschlag nicht eingehen, da 
die Geiu'liiniiiMin;^^ einer solchen Mnssregel nur dazu führen wiirde, 
den alhnälilieh eiuL^^erissenen Missbraueh dvv s])iitt'rcn Eröffnung der 
Vorlesungen zu sauetioniren. Es sollte daher das heilige Geistamt 
nach wie vor am 1, October stattimd^ und der Beginn der Vor- 
lesungen und die Inscriptionsfrist genau nach der citirten Verord- 

*) An deutschen I'niversitüten beginnt das Studienjahr bekanntlich mit 
dem Sommcrseme'<ter, in Oestutreu^h mit dem Wintei'semester und schliesst dieses 
Semester mit den üsterferien. Da die beiden Semester nicht von gleicher Daner 
sind, nnd wenn tlie Osterfeiertage spät einfallen, der Fall eintreten kann, dass daa 
Wintersemester sieben nnd das Sommersemester nur drei Monate zählt, so dachte 
man daran, fOr jede» Semester fHiif Monate einsiirXnmen. Um jedoch den Ueber- 
tritt auf dett«8che UmvemfMtvn, wo diese Kiirthetlimg besteht, und vice verta, 
ermöglichen, beliess man rie ancik an dm Ostmeichieohen UniverBitäten. 
Wolf, Wkaw UalTeinltSt > 18 
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nimg stattfinden.*) Wie man jedo( Ii weiss, bej^innen niclitsdesto* 
weniger die Vorleaungen erst in den letzten Wochen des Monats 
October. 

Ein Ähnliches Verhältniss besteht bezüglich der Ferien. Nach 
der Verordnung vom 19. Jänner 1850 soUte das erste Semester 
bis inclusive 20. März dauern, das zweite Semester beginnt am 

5. April und dauert bis 14. August. Nach einer weiteren Verord- 
n\xn<j; vom 16. December 1851 waren für die Weiluutchts- und Neu- 
jahnsteriun der 24. — 26. und 31. December, ferner der 1. und 

6. Jänner bestimmt. Wie aber bekannt, sind die eigentlichen Ferien 
ganz anders gestaltet.**) 

Wiederholt wurde die Frage bezüglich der Dissertationen 
und Disputationen jener, die den Do( torgrad erhielten, ventilirt. 
Wir brauchen nicht zu sagen, welche Bedeutung dieselben in alter 
Zeit hatten und wie sie einzehiweise abnahmen und zumeist zu einer 
Formsache wurden. In Folge kaiserlicher Entschliessungen vom 
16. März und 5. October 1776 wurde die Censurirung der Thesen 
den Directoren zugewiesen, wofür sie eine Taxe bezogen. (Unter 
Kaiser Josef IL wurden auch eigenthümliche Thesen aufgestellt. 
VergL unser: Unterrichtswesen in Oesterreich unter Josef IT. S. 61.) 
Diese Censur ^üi_i>: dann auf die Vicedirectoren über. In einem ge- 
gebenen Falle, v, () der Vicedircetor sich vom Decane vertreten Hess, 
der die Sache etwas zu leicht iiuhm, ertioss die kaiserliche Reso- 
lution vom 2. F' bniar 184ö, das.s in ähnlichen Fallen der Director 
und nicht der I)ecan den Vicedircetor zu vertreten habe. Am 

7. Februar 1848 erfolgte dieslxizüglich von Seite der Studien-Hof- 
commission rin ^'o^irag, in w(;lchem es hiess: »Die Rigorosen sind 
der eigentliche l'robirstein und die Disputation ist blos eine Förm- 
lichkeit und rücksichtlich Feierlichkeit am Schlüsse des ganzen 
akademischen Actus, in ähnlicher Art wie die militärischen Herbst- 



*) Bis zum Jahre 1848 iiiussten die Hörer der Philosophie dem Guttes- 
dienete an Sonn- und Feiertagen beiwohnen und fand aneh eine diesbesQgliobe 
Controle statt. Ein Ansuchen von 28. December 1847, dass dieser Zwang anf- 
höre, wurde KunScbst nicht berttckrichtigt. Am 25. und 28. MB» 1848 ergingen 
jedoch Miniiterial-Erlftsse, welche denselben aufhoben. 

**) Früher war der Dunnerstaq- ein Ferialta{?. Mittelst Erlasses vom 
28. Jänner 1850 wurde es den Facultäteu freigestellt, Donnerstag oder Samstag 
als Ferialtag fiziren. 
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Übungen mit einem blossen Revue-Mcanoeuvre beschlossen 2a werden 
pflegen.« Zweckwidriges liege jedoch in dieser Uebung nicht. 

Kaiser Ferdinand nahm diese Mittheilung (24^ Februar) vor- 
läufig zur Kenntniss und behielt sich eine Entschliessnng vor. Diese 
erfolgte jedoch nicht, da die Märztage kamen. Auf diesbezdgliche 
Anfragen erklärte hierauf das Unterrichts -Ministerium (28. Sep- 
tember 1848) dass Disputationen und Dissertationen an jenen Uni- 
versitäten anzuheben seien, wo die Lehrkörper dies wünschen. 

Am 28. März 1849 fragte der Lehrkörper der rechts- und 
staats\\ idbcnschaftlichen Facultät in Prag*) beim 2ilinisterium an, 
nachdem die Verfassung vom 4. März di(^ Pressfreiheit ii^ewährte, 
ob auch ferner die Dispntationssätzc» di r Candidaten den Professoren 
zur Approbation vorgelegt werden müssen, oder ob es nicht ange- 
messener wäre, bis zur definitiven Begelung der Universitäts- 
Studien die Disputationen zu suspendiren. 

Hierauf erklärte das Untemchts-Ministerium am 6. April 1849: 
»Die constitutionelle Freiheit der Presse ist der fortwährenden Eechts- 
kraft des Universitäts-Statuts und des Gesetzes keineswegs in jeder 
Beziehung hinderlich, wonach jeder Candidat der Doctorswttrde 
verpflichtet bleibt, seine entworfenen Disputations-Thesen vor der 
Drucklegung dem Lehrk($rper zur Einsicht zu überreichen, dessen 
()l)sorgc blos darauf beschränkt sein wird, darüber zu wachen, 
dass in diesen Disjjutations-Sätzen nichts entlialteii ist, was einer- 
seits mit dem Principe der Wissenschaft im Wid('r.s])riiL'he steht, 
andererseits aher, was zur Unteri,a'abui]g der öÜ'eutlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit, zur Schmähung und Verhöhnung der con- 



*) Es dürfte bei dieser Gelegenheit nieht ttberfltlssif-' sein, wenn wir Fol- 
gendes hervorheben: Im Cahinetsscbreiben vom 8. April 1848 heisst es: »Die 
böhmische Nationalitat f!^ hat durch vollkommene Gleichstellung der böhmischen 
Spiaclif mit der dcntsclicu in allen Zweimen der Staatsverwaltung- und des öffent- 
lichen Uiiteirichte.s (in üöhmeu) als Grundsatz zu gelten.« Am 14. April 1848 
erklärte das Ministerium, dass der Protest vieler Deutach-Böhmen und Mährer 
gegen die Einfiihrung der slaviachen Spraebe in dra Yolksscbiilen gan2s deutsdier 
Ortechallen begrfindet sei, und im Erlasse des Unterriebts-Ministeriums vom 
27. April 1848 wird gesagt, dass das Prineip der Gleicbstellong dw deutachen 
und böbmischen Spiacbe in Böbmen, wie in den Volksschulen und Gyninasien, 
auch in den Facultiiten der Prager Hoebscbule beobachten sei und das Prineip 
der Si)rachengleichstellung in dem Studienwesen auch bezüglicb der Facult&ts- 
Studien in Prag zu gelten babe (siebe Heiutl: Mittbeilungen). 

12* 
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stitution eilen Grundgesetze und lustituto. riKllicli zur Schnutlerun^ 
des guten Knies und der wissenschaftlieheu ( 'elehrität der Universität, 
als höchste Bildung-sanstalt ,<;-edaeht., führen dürfte. Hierdurch sollen 
keineswegs, selbst der liberalsten Aeusserung kleinliche »Schranken 
gesetzt; sondern nur darauf gedrungen und Rücksiclit genommen 
werden, dass diese Sätze eine würdevolle Haltung und eine dem 
wissenschaftlichen Standpunkt entsprechende Sprache erkennen 
lassen. Dieses Becht^ weit entfernt die Natur eines Censnr-Gesetzes 
an sich zu haben^ geht aus der Bestimmung und aus dem Begriffe 
einer Universität, die Reinheit der Wissenschaft und die Wtlrde 
der Universität selbst zu bewahren, hervor, und ist' eben aus diesem 
Grunde in den Univereitftts-Statuten gegründet Die Aufbebung 
oder auch Beeinträchtia:unu dieses Rechtes wäre sonach eine dem 
Lebensj)rineipe der Uuiver.sität selbst zugefügte tüdtliche Wunde.« 

Am 20. Mai 1864 regte der damalige Decan der rechts- und 
staatswissenschaftlichen Fnenltftt in Wien, Professor Siegel, diese 
Angelegenheit wieder an. Er wies daraut hin, dass die Disputationen 
ursprünglich die Facultas docendi beweisen sollten, was nicht 
mehr der Fall sei. Dieser Act hiete jetzt keine Phase der Prüfung 
und sei daher überflüssig. Wollte er aber als Bestandtlieil des 
Prüfungs^Systems aui^fasst werden, so würde eine Prüfung aus 
einer Disciplin der Rhetorik und ars digpufymdi stattfinden» welche 
nicht gelehrt werden. 

Die Dinge blieben jedoch vorläufig, wie sie waren. Kurz 
bevor das Universitäts^G-esetz die kaiserliche Sanction erhielt, durch 
welches die Dissertation und Disputation ausser TJebung gesetzt 
wurden, be Ii irw ortete die philosophische Facultät in Wien HG. Fe- 
bruar 187o) die Drucklegung der Doetors- Abhandlungen (m Io hin- 
zugefügt werden mag, war die Drucklegung der Dissertationen 
nicht vorgeschrieben). Sie inotivirte diesen Vorschlag damit, dass 
der Doctortitel für Philosophie im Wcrthe gesunken sei und man 
müsse ihn heben. Die Kosten könnten umsoweniger berücksichtigt 
werden, da das philosophische Doctorat das billigste sei, und es 
überhaupt besser wäre, wenn weniger promovirt würden. Doch 
wurde dieser Vorschlag abgelehnt und haben Doctoranden der 
Philosophie eine Abhandlung zu liefern. 

Ln Jahre 1878 erhob sich gegen diese Abhandlungen über- 
haupt eme Opposition, und wurde es als einer der grüssten Fehler 
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aller Prülungsgeaetze der neueren und neuesten Zeit, scnvolil in 
Deutschland wie in Oosterreich hingestellt, d«ass sie den Candidaten 
zu öner speciellen wissenschaftlicli- schriftstellerischen Thätigkeit 
zwingen, bevor noch das allgemeine Wissen und Können desselben, 
welches als Resultat des unmittelbaren Unterrichtes anzusehen 
wäre, erprobt worden ist Diese abfölligen Bemerkungen fanden 
jedoch keine Berücksichtigung, obschon ihnen eine gewisse Berech- 
tigung nicht abzusprechen ist, da man noch immer, ummitUnger 
zu s}>rochen, den Doctor fiir gelehrt und nicht fttr blos belehrt 
hält imd dieser im Diplome *vir docttssimus* genäuiii wil l. 

Oft besproclieu wurde die Frai^^c wegen Oeffentlichkcit 
der Kigorosen. Schon im Jahre 1850 wurde vom Doctorcn-Decan 
der medicinischen Facultät der Antrag gestellt, dass die medi- 
( inisclun Rigorosen aus Sittlichkeitsgründen bei geschlossenen 
Thttren abgehalten werden sollen.*) 

Im Jahre 1862 Hess sich eine Stimme bezüglich derOeiFent- 
lichkeit der philosophischen Kigorosen vernehmen: So lange die 
Rigorosen dem Wesen nach nichts als Staatsprüfungen sind und 
oft nicht eiuinal den vollen Werth von Staatsprüfungen haben, sei 
eine beschränkte Oeffentlichkeit nicht nur hinreichend, sondern aus- 
schliesslich zu empfehlen. 

Im Jahre 1863 schritten das juridische und das philosophische 
Doctoren-Collegium gegen die Oeffentlichkeit der Kigorosen ein, 
und zwar deshalb, weil das von den Candidaten verlangte Wissen 
zu geringe sei, um damit vor die Oeffentlichkeit treten zu können. 

Massgebende Stimmen schlössen sich dieser Anschauung an 
und wollten die Oeffentlichkeit der Prüfungen nur in Verbindung 

mit dem Principe der Lehr- und Lernfreit und mit der Reform 
der Prül'ungen gebracht wissen. 

*) Zu gleichet Zeit wurde von einer anderen Seite befürwortet, mittellosen 
Stadirenden der Medicin die Taxen für Bigorosen und Promotionen sn erlassen, 
und sollte der Staat die Professoren entsehSdigMt, da es ein wichtiges Interesse 

des Staates sei, dass tUchtif^e Aerzte hcrangehüdet werden. Andererseits wieder 
wünschte die juridi.sclie Facultät (1849), dass die Taxen, wie in alter Zeit, in Gold 
g-ezalilt werden. (Wie bekannt, war damals das Papiergeld entwei'tliot.) Ein Antrag, 
die Taxen zu nnterlns«pn, wurde übrigens m Ukh ?tns 11. Fohrnav 1849 von dem 
damaligen Prüsideuteu du» Reichstages zu Kreui.sier, Franz Stnolka, eingebracht, 
wofUr er voü den deutschen Studenten Prags eine Daukadi'esse erliielt. 
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In einem anderen SiniK- äusserte sich (1872) eine hervor- 
ragende Autorität der medicinisclieii Facultät Diese wies darauf 
hin, dasä die Prüfungen seit der Universitäts-Beform unter Maria 
Theresia im Jahre 1749 von Staatswegen geregelt und Überwacht 
werden und daher Staatsprüfungen sind. Sie sind com- 
missionelle Prüfungen, das heisst sie werden von Fachprüfem 
in Gegenwart mehrerer anderer Delegirter vorgenommen; die Zu* 
sammensetzimj^ der Commission aber liegt in der Hand des Staates, 
der die Mitj^lieder der Commission desitrnirt. Die Prüfung sei daher 
eine öffentliche und hat der Caiididat Ix i der Prüfung zunäehst 
seine wissonsclint'tlielie Bpföh!l;'inii;- und dami seine Uebersieht über 
die Eiuzeintaeher darzulegen imd sollen, so weit als möglich, alle 
Fächer am Objecte geprüft werden. 

Die Staatsprüfungen beschäftigten jedoch nach wie vor die 
betheiligten Kreise und hängt dieses allerdings mit dem Wesen der 
Universitäten zusammen. Diese sind heute Stätten der Wissenschaft, 
zugleich aber sollen sie staatlichen Zwecken dienen, und aus dieser 
Verquickung entstehen mannigfache Unebenheiten, so dass schon 
wiederholt die Frage angeregt wurde, die Universitäten von den 
Fachschulen, die eben gewisse praktische, stiiatliclie Ziele verfolgen, 
zu tremieu.*) 

In der Miuisterial-Verordnung vom 16. April 1856 wurde 
ausgesprochen, dass der an einer österreichischen Universität abge- 
legte Doctorgrad die gleiche Wirkung mit den vollkommen 
abgelegten theoretischen Staatsprtlfungen haben soll Der Doctor^ 
grad büsste daher gewissermassen den akademischen Charakter ein, 
und unterliegt diese Identificirung auch vom staatlichen Stand- 
punkte aus Bedenken, da die Staatsprüfung mit Beziehimg auf den 
öffentiichen Dienst vielfach andere Forderungen und Voraus- 
setzungen hat, als die Rigorosen zur Erlangung des akademischen 
Grades. 

üeber die Sanirun;;' diesf.s Uelielstandcs bestanden verseliiedene 
Ansichten. Die eine ging dahin, dass es blos vom Staate abhänge, 
die zu einer akademischen Würde führenden rigorosen Prüfungen 
zu Staatsprüfungen, was sie tbatsächlich sind, zu erklären. Es wäre 

Wie wir oben anführten, wrtrrlp diese l'rage schon in den »Grund- 
2Ügen< von Feucliteraleben im Jahre lä48 berührt. 
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ein Abwej?, ■wonii der Staat das iiielit lliäte und Einrichtuiiijen 
nachahmen wollte, die aiulei-.swu schon ali^'eschaftt «ind, oder die 
man gerne abseiiatTeu möchte und die schon ursprünglich nie und 
nirgends der zu Grunde liegenden Idee vollkommen gemäss ein> 
gerichtet werden könnten. 

Eine andere Memung war» die Higorosen-Ordniing habe nur 
dann Bedeutung für den Staat und nur dann Anspruch auf die 
staatliche Ingerenz, so lange der Staat die Ausübung gewieser 
Bechte davon abhängig mache, dass Jemand den Doctorgrad 
erlangt habe. Diese Bedingung soll jedoch fallen gelassen und 
Staatsprüfungen au Stelle der Rigorosen treten, bei welchen nur jene 
Forderiuigen gestellt werden, die der Staat erfüllt sehen will. Die 
Rigoroscu-Ordiiung würde dann ein innerer llniversitäts-Act, und 
könnte es dem Staate gleich ^-iltiL;- sein, wie viel man sieh für die 
Würde bezahlen lässt. Den Antritt eines Lebensberufes jedoch von 
einem kostspieligen Titel abhängig zu machen, den noch dazu nicht 
der Staat, sondern eine Corporation zuerkennt, scheine jetzt nicht 
mehr vertheidigt werden zu können. 

G^anz entgegengesetzt war eine andere Ansicht, welche darauf 
einen Werth legte, dass bei den drei strengen und Wissenschaft- 
liehen Prfifungen aus allen Gegenständen der Rechts- und Staats- 
wissenschaft eine langsame Wiederholung der Details aller einzelnen 
Gegenstande stattfinde, weshalb der Doctortitel nicht nur für den 
Advocaton und Kotar, i^ondern auch für das höhere Richteramt 
notlnvendig sei und sollte NioTnand zu einem derartigen Atnte 
zugelassen werden, der niclit den Doctorgrad hat, welcher bis- 
her nicht nothwendig war.*) 

Diese Angelegenheit ist bis jetzt in suspenso* 

Im Jahre 1878 kam im Schosse der philosophischen Facultät, 
welche heute alle jene Disciplinen umfasst, die man nicht direct 

in einer andern Facultät unterbringen kann, die Frage der Trennung 
derselben in eine philosophisch-historisclie und mathematisch-natur- 
wissenschaftliche zur Sprache. Wie bekannt, besteht über dicüc 
Frage eine ganze Litorntur, aus welcher wir blos die Rede 
Robert v. Mohl's, Tübingen Xbö3, und jene Dubois-Reymond'ö 

*) In Folge eines gegubenenFalles entseliiect das Ministerium im Jahre 1873, 
dasB auch nicht graduirte ProfeMoren an den Fk-ttfungen Tbeil nehmen kSnnen. 
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am 15. October 1863 hervorheben. Letzterer spricht sich (Ö. 10) 
für die Aufrechthaltung des gemeinsamen Verbandes aus, welcher 
den Zerfall der Undversüaa Ittteraria in eiazelnen Facliscl ml en "ver- 
hindert In Wien spracht sich 27 Stimmen g^;en und 5 (darunter 
Suess und Clausa) für die Theilung aus. Auch diese Fra^ wird 
spruchreif werden^ aber selbstveratfindlich dürfte sie nicht Ton einem 
Staate allein gelöst werden. 

Schliesslich haben wir noch der Frage, ob Frauen an Öster- 
reichischen Universitäten als ordentliche Hörerinnen zugelassen 
werden dürfen, zu gedenken. In Folge eines gegeb« neu Falles 
sprach sich am 13. Dpcfiiiljer 1873 der aka<l< iiiisciie Senat der 
Wiener Universität priiieipieil und mit aller EiiTseliiedenheit gegen 
die Aufnahme von Frauen, sei es unter die ordentlichen oder misst i - 
ordentlichen Hörer der Wiener Universität aus. Das Ministerium 
schloss sich diesen Anschauungen an, und um den Frauen im 
Vorhinein den Eintritt in die Universität unmöglich zu raachen, 
verordnete es (6. Mai 1878), dass jenen Frauen, welche die Maturi- 
tätsprüfung ablegen, in dem betreffenden Zeugnisse die Schluss- 
dausel (Beife für die Universität) nicht vorkommen darf. Hingegen 
wurde am 13. December 1880 gestattet, dass Frauen, die mit 
einem ausländischen Diplom als Doetorea modicmae versehen sind, 
als ordentliche > Schülerinnen < der Gynäkologie zugelassen werden 
können, selbst wenn sie den Aufuahmstermiu versUumt haben, 
und sind sie von der Aufnalims-Prüfung befreit. Auch wurde für 
derartige rnnrlidatinnen die l^'schrlinkung, dass sie das 24. Jahr 
zurückgelegt haben müssen, auljgehoben. 
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Die Facultäten. 

a) Die katliolisch-theologiscJie Facultät 

Wie Lemayer S. 37 hervorhebt, ist an dieser Facultät eine 
besondere Kachwirkung der geänderten akademischen Einrichtungen 
kaum zu erblicken und werden I.e. so wie S. 198 die Grfinde dieser 

Erscheinung angegeben. Wii; möchten nur einige Momente hin- 
zufügen. 

Als das Studienjahr 1848/9 beginnen sollte, wurde von einem 
Studirendcn das 0(\-<iu'li eiii.!j:;<'l>i'acht, als Extcrnist an einer theo- 
logischen Anstalt Studiren zu dürfen; doch der damalige Weihbischof 
Zenner rieth im Interesse des öffentlichen Unterrichtes davon ab, 
diese Bitte zu s^ewähren. 

Die Tlieologen hörten zu jener Zeit das Kirchenrecht an der 
juridischen Facultät Mittelst Ministerial-Erlasses vom 16. Jttnner 1851 
wurde angeordnet^ dass die Studirenden der Theologie aus dieser 
Disciplin gesonderte Vorträge erhalten sollen. Im Jahre 1880 
begannen auch philosophische Vorlesimgen an der theolo^schen 
Facultät 

Wiederholt wurde die Frage ventilirt, deren wir bereits 

gedachten, ob jene, welclie an der theologischen l'aeultät studireii 
wolicn, ein 31atnritäts-Zeugniss mit j]ruteni Erfolge beibrins^en 
müsson, oder ob ein Zeugniss über das zweite Öcmester der achten 
Uy mnaa i a 1 c 1 ; i sse gen üge. 

Nach dem Studien-Hofdecrete vom 4. Februar 1826 konnten, 
entsprechend der kaiserlichen Eesolution vom 19. März 1807 
jene Studirenden der Theologie, welche in einem Gegenstande, 
ausser Religion, eine minder gute Note (zweite Olasse) hatten, 



Digitized by Google 



186 



in einen höbem Jahrgang oder in ein htJlieres Studium auf- 
genammen werden. Hingegen wurde im Jalu*e 1827 und dann 
24. April 1832 verordnet, das» nur solclie Schfiler in das >Jus«, 
resp. »Medicin« angenommen werden dürfen, welche in den Obligat- 

Gegcnstanden der »Philosophie« wenigstens erste Classe (gut) haben, 
drittelst Ministerial-Erlässe vom 30. Juni 1850 und 16. September 1851 
■wurden ausiinliinswcisc jene, welche Theologie studiren wollen, von 
der Beihringiing tnne.s iVIaluritiits-Zcngnisses befreit und genügte 
ein Zeugniss über die achte Gyiiinasial-Cla.-^so. Eine ähnliche Ver- 
ordnung erschien am 29. März 1858. Hingegen bestimmte der 
Ministerial-Erlass vom 21. Jänner 1869, dass zurAu&iahme iu die 
theologische Facultiit (nicht für das Seminar) nur ein Maturitäts^ 
Zeugniss massgebend sei. 

Gegen diesen Erlass wurden Einwendungen erhoben. Man 
glaubte, die Fortsetzung der Seelsorge wäre geföhrdet, falls man 
auf der SCaturitäts^Prüfuug bestünde. Besser talentirte Jttnglinge 
hfttten von Haus aus keine Neigung zum geistlichen Stande 
oder sie werden von der Wahl desselben selbst durch ihre 
Lehrer abgewendet. So lauge diese Strömung der Zeit nicht auf- 
hört, werden die Bischöfe, wenn sie den Bedarf an Seelsorge- 
geistliehen decken wollen, genöthigt sein, viel Mittelmässiges in die 
theologischen Studien zuzulassen. Ks sei dies sehr l>edauerlich, aber 
eine offen liegende Thatsache. Seit man grosse Anforderungen an 
Voll 1 idlehrer stellt, seien auch diese nicht aufeutreiben, und 
doch sind die Lehrer in der Presse nicht ommatm p&^8ema 
geworden, wie die Priester. 

Auf Grund der Artikel VI und XVII des Goncordats erschien 
am 28. März 1858 eine Verordnung bezüglich der theologischen 
Studien, nach welcher (§ B) die Studirenden vom Hebräischen 
dispensirt werden kOnnen. § 6 bestimmt das Latein als die ordent- 
liche Sprache der Lehrvorträge. § 13 räumt dem Bisehof die Madit 



*) Von besonderer Benclituug iu dies» r läozicliuiiLr ist ein Gutachten des 
katholisch-theolog'isclien Professorcn-CoUegiurn» der i'rag^er Universität bei Gelegen- 
heit der Aufforderung des Ministeriums vom 22. Mai 1872, sich Uber die 
Beform des Stildienwesens an den theologischen Facultäten sea änasem. Dieaee 
Terleagte grSssere Berttcksidttignng der Uutterepracliei Abstellung der 
die Wissensebaft hemmenden lateinisdien fipradie bd dem Unterrichte, Yennehrang 
der Lehrkräfte in dm vorzutragondoi Lehifftehem, Freiheit in TertheUnng einer 
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ein, unter den Bewerbern (uui die Lehrkanzeln) jenen zu wählen, 
welcher ihm am Ix-sten zu sein scheint^ nur muss er sich mittelst 

Distiplia über mehreif Scnifsteretc. I^fi d.'imalig'eRector Ifr>fler, v^l. »N. Fr. Pr.«r 1882, 
betylpitpte dieses Voiuiu 1 7. Juli 1872) mit folgenden Bemerkaugfon au das Miuistcriuiu ; 
»Ich ueiime keinen Anstand, diesen Vorschlag als einen der wichtigsten und 
folgenreidifttoii zu bezeicliiien, welcher je von unserer Univwaität an das Hint- 
sterium geleitet wurde. In den Händen des letsteren liegt es, nadvdem die theo- 
logische Facultftt thatsXchlich erldirtei sie erwarte Sure Reform weniger von der 
geistlichen Behffrde als vom Staate, sich dieses grossen Yortheilcs zu bcmächtigm 
und die Reform der theologischen Faeultät, von welcher die Keform der 
katholischen Kirche in liölinien ahhnng:t, selbst in Angriff zn nehmen. 

T)>')- ricbrauch der lntf^ini«rl)pn S]>r.nrh*» lässt nicht imr keinr» Wissenschaft 
uufkoiiHiiLii, er verengt ihn Mi rnkreis, maciit die Erörterung tler wiclitigsten 
Gegeu.stiiiide von den Fesp^i hi ujitl l'uj men eitier .^^prache ahliängig, die mm einmal 
mit vollem Rechte eine todtc genannt wird, und bindet so das wissenschaftliche^ 
Lehen an ein«i Leichnam. Es ist eine belcannte Thatsache, dass nur der nationale 
Stels hisher der Ahschafiung der lateinischen Sprache entgegen trat, weil man 
ihre Ersetaung dnrch die deutsche nicht zugehen wollte. Lieber duldete man die 
innere Verrottung der Universität. Da mnss sich der Rector in lateinischer 
Rede jahrlich an die Studirenden wenden, die besten Gedanken in einer Form 
vorlejifcn. welche jedn Wirkung im Keime zerstört. Man verzichtet auf jede zün- 
ilt^nrle \\ i^k)Ul;.^ wril im Gebrauche der deutscheu Sprache ein Sieg derselben 

über die bcilnnisrln^ läi^e. 

Es gibt keine biihmlschc Theologie, kein Möhler, Klee, Hefele, Döllinger 
ist dort. ZU finden; es gibt nur eine deutsche theologische Wissenschaft, sie musste 
im lateinischen Idiom untergehen, damit »ch nicht die Sterilität des caechischen 
Theologenthums au erkennen gehe. Man veraiehtele auf Berufungen aus dem Aus- 
lande Deutschland) angeblich, weil dies eine Schande für das Inland in sich 
schl5s8e. Man fürchtete das te^momum pwipertatü, die pmtpertas aber durfte 
bleiben .... Da gingen tinterdessen auch die deutscheu Pfarreien zu Grunde, 
wenn nur der Czechismus siegte, wenn auch das Cbristenthum selbst fortwährend 
Boden verlor .... 

Von der Art txnd Weise, wie da» Ministfiium diesen Vorschlag aufnimmt, 
hängt die Frage ah, ob wir noch einen deutscheu, ob wir einen wissenschaftlichen 
Clerus haben werden. Die theologische Facultitt zu Prag ist zur Di&cesan- Anstalt 
herabgewürdigt wordm. Mögen die Bisch(}fe ihre Seminaxien behalten, an der 
Faeultät jedoch soll die Wissenschaft gepflegt werden. 

Der Staat TCrtritt die kaHiolische Lairawdt. Die aber hat ein Recht, zu 
verlangen, dass sie auch gehOrt, dass ihre Bedürfnisse berücksichtigt werden^ dass 
ihre Geistlichen nicht etwa mit dem Geiste im ähnlichen Verhältnisse stehen, 
wie bictin und Ivorfi." 

Zu jener Zeit iVat^te es .sicli jedoch scliun, welche Sprache in Urilunen als 
Landessprache zu betrachten sei, ob deutsch oder böhmisch. Es hrstandou damals 
bereits in Böhmen circa 17 Gymnasien mit böhmischer Unterrichtssprache, in 
denen das Deutsche fast als eine fremde Sprache galt. 
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einer an den Statthalter gerichteten Anfirage versichenij dass dem 
Bewerber kein politisches Bedenken im Wege stehe. 

Die Studien-Oniiiung für die katholisch-theologische Faciiltät 
ist nun jene, weklic in der Versainmlung der Rischöfe nach den 
Grundsätzen des CoiKordnts im Jahre 1856 v( reinl)art wurde. Es 
bestehen an derselben vier Jahrgänge und linden noch Semestrai- 
und Annual-PrüAmgen statt 

1. Jahr: Generelle Dogmatik, Einleitung in das Bibelstudium, 
hebrftifiche Sprache und Exegese des alten Testamentes. 

2. Jahr: Speeiellc Dogniatik, Exegese des neuen Testaments. 

3. Jahr: KircheugrMhichte, Moral-Theologie. 

4. Jahr: Pastoral-Theologie, liturgik, Homiletik, Unterrichts- 
lehre> Katechetik, Kirchenrecht 

Behufs der Erlangung des theologischen Doctorgrades besteht 
noch die Rigorosen-Ordnnng vom 7. Jänner 1809.*) 

Im Jahre 1879 wurde beabsichtigt, auch au den tlieologisclien 
l'acultäten Privat-Doceiiten statt der Adjuncten einzuführen, wo- 
gegen sich jedoch die genannten Facultäten stemmten. 

Eingehende Verhandlungen wurden in Betreff der Vorlegungen 
über orientalisches Bjrchenrecht an derjuridischenFacultät gepfiffen. 
Man hielt es (1865) für Oesterreich von nicht zu unterschätzendem 
Werthe, wenn es das Verdienst für sich in Anspruch nehmen kann, 
dass es bezüglich der wissenschafilichen Pdege des orientalischen 
Kirchenrechtes die Bahn gebrochen und hierin sowohl Griechen- 
land als Russland den Vornuig abgerungen. Es wui-d*^ dalier im 
Jahre 1866 eine Lelirl;;mzel fi'ir orientahsches Kircheiireelit en ielitet. 

IIer\''orgeliol)en mag wei-den. dfi!^s d-A< juridisclie Prottjssoren- 
Collegium am 16. Miirz 1864 mit Kücksicht aut die noch unge- 
lösten Zweifel bezüglich des confessionellcn Charakters der Wiener 
Houhschule die Errichtung dieser Lehrkanzel nicht für opportun 

*) Nach früheren Verordnungen durfte ein mit säiiinitliclien Weihen ver- 
seliener katholischer Frit -^rrr nicht ;ils urdeutlicher Hörer <U r Mtitliciu imniatricnlirt 
werden und war c» ihnen verhüten, die Heilkunde praktisch nuszuühen. Iii einem 
ge^^^eheueu Falle, als clu kathulischer Priester Medicin Atudiren wollte, erfloss am 
7. Juni 1879 die Entscheidung, der Petent habe, da er das Matoritäts-Zeugniss 
beigelegt den staatlichea Anforderungen genflgt und walte gegen dessen Loaeription 
kein Anstand ob. 
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hielt. Für dieselbe sprach sich — Cardinal Rauscher aus, da für 
ihn das an,a:oführte politische IMotiv masso;t'l»('n(l war. 

Auf dem national rünianischen Kirchen-Oongress im Herbste 
1867 za Hennannstadt wurde dann der Beschluss gefasst^ der 
Ueberzeugimg von der Koth wendigkeit der Errichtung von Lehr- 
kanzeln für das canonische Eecbt der griechisch-orientalischen Kirche 
an den juridischen Lehranstalten Aasdrack zu geben.*) 

Ueher die selbststftndige evangelisch-theologische Facultät 
haben wir das Nähere in unserer Schrift: >Der neue Universitäts- 
bau S. 63 u. 8. w. mitgetheilt. (Vergl. Lemajer S. 167.) 

b) Die rechtB- und staatswissenschaltliehe Facultät.**) 

Dilti Princip der LernfrcilK'it winde in bedeutendem ^fnsse 
ziniHchst an dieser Facultät durcli die Studien-Ordnung vom 
2. October 1855 und dem Staats-Prüfun^suesetze vom 16. April 1856 
durchbrochen, wenn nicht ganz aufgehoben. Es wurde die Ein- 
haltung eines bestimmten Studienplanes vorgeschrieben, und zwar 
im ersten Jahre deutsche Beichs- und Bechtsgeschichte und römisches 
Recht; im zweiten Jahre romisches Recht und Kirchenrecht und 
im Sommer- Semester Rechtsphilosophie oder Rechts-Encjdopädie; 
im dritten Jahre österreichisches bürgerliches Recht, Strafrecht und 
Strafprocess, dann National-Oekonomie und Finanzwissenschaft; im 
vierten Jahre österreichischer Oivilprocess, Handels- und Wechsel- 

•) Im Jahre 1867 wurde dem Miuisterium die Bitte unterbreitet, eine Ver- 
ordnung zu erlasfleui daas Studenten der ifriechischrorientaluicheii Confessioii, 

welche aus diesem ffop'enstfindL' Prüftinc: mach<^n, von der Prüfung mi? dem 
e-anonis<'hen Kirchenrechte befreit sein mögen, wogegen sic h die Wiener juridist lie 
Facultät aussprach. Sie meinte, die Frage habe nichts mit der Confession zu thua 
und sei blos vom wisseuschaftliehen Standpunkte aus zu beurtheilen. Das canonische 
Recht werde nur deshalb gelehrt, weil es in der nimlichen Weise und gleich- 
zeitig mit dem rSmiachen Rechte recipirt nnd somit eines der Fnndamente der 
gesammtoi Rechtsordnung fttr Frivalrecht und Proeess geworden ist. la Berlin 
lehre dn Protestant das canonisch-rOmische Kirchenrecht. Dasselbe sei auch an 
anderen pi^-lf stantischen Universitäten der Fall und »äblen bekanntlich Protestanten 
zu den bedeutendsten Kirchonrechf «■loln orn. Wir nennen aus früherer Zeit Böhmer 
und Richter, und in der jetzi<ren Iliiiscliius, l'rieillicrg etc. 

**) An deutsclien I'uiversitiitrii ist fiir StudirL'iulß an den rechts- und 
jfta.itsu isst'iiscbaftliclien l'ucultäten ein Trienniuni und für Stiidironde derMedicin 
ein Quadrienniuiu vorgeschrieben. 
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recht uud politische Wissenschaften (Verwaltung-slehre und öster- 
reichische Statistik). Autssfidem niussten die Studirendcu an dieser 
Faciiltät, ol>ligater \\'eise an der philosophischen Facultät je ein 
Collegium über praktische Pliilosophie (Etliik) und österreichische 
Geschichte, dann noch ein aUgemeiu geschichtliches Coliegimn 
belegen. 

i\Ian kann nicht sagen, dass die oberste ünterrichtsverwaltiing 
mit dieser Studien-Ordnung das Princip der Lernfreiheit aufheben 
anrollte, da sie dieselbe thatsächlich an der philosophischen und 
medicinischen Facultät bestehen liess, aber die Staats- und rechts- 
wissenschaftliche Facultät bildet die Beamten, Richter etc. aus, 
deren der Staat bedarf, und für diese wollte sie Vorsorge treffen. 
Ohne daher theoretisch die Frage zu behandeln, ob Universitäten 
Stätten der Wissenschal't oder Fachschulen seien, beurtheilte die 
oberste Unterrichtsvcr\\altung die Frage praktisch, vom Staats- 
bt ciiüfnisse aus, und machte aus dieser Facultät, so weit es ihr 
nothwendig erschii ii. » iiie Fachscliule. 

Am 12. December 1864 riclitet(? der damalige Staatsuimister 
Schmerling, in dessen Ressort, wie bereits bemerkt, das Unterriclits- 
wescn gehörte, an die rechts- und staatswissenschaftlichen Facultäten 
die Frage, ob und welche die seit dem Jahre 1865 gemachten 
Erfahrungen und Wahrnehmungen Acnderungen an dem Studien- 
plane und an den mit ihm unmittelbar im Zusammenhange stehenden 
Einrichtungen der theoi'etischen Staatsprüfung zweckmässig seien 
oder nach Umständen sich als nothwendig darstellen. 

Als specielle Fragen wurden aufgestellt: 

1, Welche Erfolge haben sich seit der Einführung des Studien- 
planes vom Jahre 1855 imd des Staats-Prüfungsgesetzes vom 
1(1. April 1856 überhaupt und insbesondere im W rgleiche mit den 
dit'sialligen von 1850 — 18.35 geltcndcii Am »rdnungon in Betreff des 
Collegienbesuches, der akademischen DLscipliii und der Kenntnisse 
der Candidaten bei den tlicon tisclu-n Staatsprüiiingen und bei den 
rechts- und staatswisseuschaftiicheu Doctorats-Prüfungen im All- 
gemeinen herausgestellt? 

2. Wäre der gegenwärtige Studienplan überhaupt als allgemein 
für alle Rechtsliörer oder als nur fftr diejenigen massgebend bei- 
zubehalten, welche sich demKichterstande widmen oder den rechts- und 
staatswissenschaftlichen Doctorgrad erwerben wollen, für alle übrigen 
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(Jaudidaten dos Staat>5dipn^!tos aber eine besondere, die Staatswisseu- 
schaften in höher(;iu (Trade berücksiclitii^ciidcr Sriulipnpkn ein- 
zuführen, oder wäre von jedem imperativen Ötudienpiauc Umgang 
za. nehmen? 

3. Sind den Rechtshörem überhaupt Obligat-Collegien und im 
bejahenden Falle in welcher Art und Weise festzusetzen, oder wäre 
ihnen die absolut freie Wahl der anzumeldenden Collegien ein- 
zuräumen. 

4. Wie steht es mit der Frequenz an dieser Facultät? 

Wie aus diesem Questionaire hervorgeht^ hat die damalige 
oberste ünterrichtsverwaltung den Kern der Sache erfasst und die 
Frage aufgeworfen, ob Fachschule, ob Hochschule. Diese Frage 
wurde auch später im Jahre 1872 nochmals ventilirt. Es sind jedoch 

bis jetzt die x\nschanungen auf diesem Gebiete weder in Oesterreich 
nodi in Deut^clilaiid in genügender Weise geklärt. Nach dieser 
Piiclituiiti: hin vi rlit f daher die Saelie im Sande. Hinf^ep^en lant<^te 
das Urtheil über die Erfolge bei den Staatsprüfungen in Zeit 
von 1856 — 1864 sehr abfällig. Die Candidaton der rechtshistorischen 
Staatsprüfung brachten in der Regel sehr unvollständige Kenntnisse 
aus der Geschichte, ja selbst aus den classischen Sprachen mit; in 
der Logik wai'en sie viel zu wenig geschult und bei den staats- 
wisaenschaftlichen Prüfungen machte sich ein Mangel an geo- 
graphischen Kenntnissen fühlbar. 

Sehr eingehend M'urde die Frage erörtert, aus welchen Dis- 
ciplinen die Candidaten bei den Rigorosen zu prüfen wären, und 
bildi'te die deutsche Reichs- und Reehts£?esehiehte statt des Tjehen- 
rcclites, das bis dahin ereprtlft wurde, eine besondere (^oiitri)verso. 
Die Gründe, welche tür diese Disciplin sprechen, bedürfen nicht 
einer weitgehenden Auseinandersetzung und braucht es Fachmännern 
nicht gesagt zu werden, dass es sich nicht etwa um germanistische 
Tendenzen handelte; aber das deutsche Recht mit dem römischen 
Rechte bilden, wie bekannt, die Wurzel des Kirchenrechtes und 
macht im Vereine mit dem römischen und Kirchenrechte die 
Orundlage des gegenwärtigen Eechtszustandes aus. Feme ab von 
den Tagesfragen und den wirren politischen Kämpfen hatte man 
blos das wissenschaftliche Moment im Auge und dieses sprach auf 
das entschiedenste zu Gunsten dieser Disciplin. 
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Zu gleicher Zeit wurde beantragt Völkerrecht und Statistik 
unter die Prüfungsgegenstände aufzunehmen. 

Diese Vorhand I II ngf^ii führt^^n zu dem Rrsultatp, class die 
Rigoroseii-Ordnuiig im Jahro 1872 (kniserliche Eutschlicssung vom 
11. April) geändert wurde. Die strengen (von nun an da wie an 
den anderen Facultäten öffentlichen) Prüfungen wurden von vier 
auf drei reducirt; es £uid eine zweckmässige Grappirung der 
Gegenstände tmd eine entsprechendere Zusammensetzung der Prü- 
fungs-Commission statt; und wurde die Miiglichkeit geboten, äasB auch 
ausserordentliche Fk'ofessoren als Prüfungs-Oonunissäre fungiren 
können. 

Die drei Bigorosen um&ssen folgende Prfifungsgenstande: 

I. Römisches, canonisches und deutsches Recht 

II. Oesterreichisches Civilrecht, Handels- und Wechselrecht, 
österreichischer Civilprocess und österreichisches Strafrecht sammt 
Strafvertahr<'ii. 

TIT. Allgeimnnes und östcrn'icliisclio.s Staatsrecht, Völle orrcoht 
und politische Ockonomic (National-Oekonomio und Finanzwi&seu- 
schaft).*) 

Eigenthümlicher Weise gibt es bei den Rigorosen wie bei deu 
Staatsprüfungen Disciplinen, welche während der Studienzeit nicht 
als obligate Lehrfllcher betrachtet werden, wie Völkerrecht und 
Statistik, während es wieder obligate Lehrfilcher gibt, aus welchen 
jedoch nicht geprüft wird, wie Geschichte und praktische Philosophie. 

Die neue Studien-Ordnung hob auch die Dissertationen und 
Disputationen, da wo sie noch bestanden, und die Zahlungen an 
Witvvcn-Societäten auf. 

Da jedoch die juristische Praxis in sehr geringem Grade 
Spuren wissenschaftUcheu Einflusses aufwies und sich in den letzten 

*) Die BeBtimmun^ äec kiuserllcliea Besolution vom 7. Mai 1829, dass 
sSmmtliche Rigorosen an ciaer Unlveraität abgelegt werden mfisscn, ging nuch 
in die neue Kigorosen-Ordnunn- nhcr. — Tu Fulge eing-etretener Unznkümmlich- 
keiten bestimmte das Ministerium (30. Juni 1881), dass joder Caiulidat, der sielt 
dem anberaumten Rifrnrosum nicht unterzieht, ein Pönale von fi. 15 /.n zahlt.*ii 
hat, wenn die Abmeldung" nicht längstens zwei Ta^e vor dem ann;c.scrzton Ttr- 
mine erfolgt. Als Taxen wu-den für jedes Rigorosum, sowie für die Promotion 
fl. 60 für jede Universität festgesetzt, welche bis dahin an den österreichischen 
UnivenitSten verscHieden waren. (Yergl. Jos. Jiieiek: Handbuch des Unterriehts- und 
FrttiüngswesenB in Oestenreieh S. 96.) 
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Docennien k' iiieswegü in (Iciu blasse gehoben hatte, wie erwartet 
werden durite, da es den Studirenden, wenn auch nicht an natür- 
licher Begabung, aber sehr häuiig an Eifer und Streben gebrach, 
und sie sich begnügten, blos den gesetzlichen Vorschrifben zu ent- 
sprechen^ um über die Prüfung hinweg zu kommeii; so wurden auf 
Grund der allerhöchsten Entschliessung vom 23* September 1873 
die rechts- und staatswisseuschaftlichen Seminare ins Leben 
gerufen. Ab deren Aufgabe wurde die Erweiterung und Verlaefung des 
in den rechts- und staatswissenschaMchen Collegien gewonnenen 
Wissens, die Anleitung der Studirenden zu selbststSndigen wissen- 
schaftlichen Arbeiten, zum Theile auch die Vorbereitung für die rechts- 
uiid rituatswissensehaftliehe Praxis bezeichnet. (V'ergl. Jahrtsbericht 
des Ministeriums für Cultus und Unterrieht 1873, 8. 258 und 
LemnvfM*, 8. 158 u. s. \\\) Es eutötanden daher an jeder juridi- 
8clien Faeuitüt zwei Seininai'c; ein i'echts- \md ein staatswisäen- 
Schaft liehes. 

Da aber die Klagen über die ungenügenden Resultate des rechts- 
und staat.swis?<enschafthchen Studiums nir-lit verstummten, so forderte 
das Ministerium (28. September 1874) die Präsidien der Prüfungs- 
Commission auf, dahin zu wirken, dass die Staatsprüfungen mit 
grosserer Strenge vorgenommen werden, da es der rechts- und 
StaatswissenschaMchen Praxis keineswegs an Nachwuchs überhaupt, 
wohl aber an tüchtig vorgebildetem Nachwuchs fehle, und dass 
daher den obwaltenden Bedürfnissen nur durch strengste Sichtung 
der Prüfungs-Candidaten und unnachsichtÜche Zurückweisung jeder 
ungenügenden Leistung entsproehen werden könne. Es sei dalicr 
insljt'soudere durch eine grössere Anzahl von Fragen, welche ver- 
schiedene Gebit'te Ijeriiliien, dem vielfacli eingerissenen Unfuge 
zu steuern, dass dir Candidaten die Vorbereitung aus ganzen 
Abtheilungen eines Prüfungsgegenstandes unterlassen. Mit der 
Ertheilung von Auszeichnungen sei sparsamer vorzugehen als bisher, 
denn die grosse Anzahl der in jedem Jahre zuerkannten Auszeich- 
nungen bilde einen auffallenden Contrast zu den Klagen über die 
geringe Vorbildung der in die Praxis übertretenden Juristen. Die 
Mitglieder der Prüfungs-Commission sollen sich schliesslich nicht 
durch Wohlwollen und Mitgefühl abhalten lassen, die berechtigten 
Anforderungen an die Candidaten zu stellen, denn »bei Verwaltung 
eines öffentlichen Interesses dürfen wir nicht so vorgehen, wie es 

Wal wiener UnivenitU. 18 
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unsere subjective GMimiing, sondern nur so, wie es das uns anver^ 

traute öfFentliche Amt verlangt«. 

In gleicher Weise wiudt ii diu Profi ssoren der rechts- und 
staatswisseTischnttlifhcn l^^acuhüten am 30, St'jjt<'mbor 1874 diU'auf 
aui'incrküam «^cniacht. die Prüfim<;rii zur Erlangung des Üoctor- 
grades mit grösster Strenge vorzunelimeu und die Approbation 
nur dann zu ertheilen, wenn die Ueberzeugung gewonnen wurde, 
da^s der Candidat sich in allen Prüfungsflichem ein vorzügliches, 
die Resultate der gewöhnlichen akademischen Ausbildung weit 
übersteigendes Wissen angeeignet habe. 

Ebenso wurden die Mitglieder der Prttfhngs-Commission am 
12. Noyember 1880 daran erinnert, dem § 12 der Bigorosen- 
Ordnung entsprechend, vollzählig 2U erscheinen und den PrOfimgen 
von Anfang bis zu Ende beizuwohnen, da die Abstimmung der 
Commissions-Mitglieder auf Grundlage des Gesammtergebnisses der 
Prüfimg zu eriblgen habe. 

Nachbemerkung. 

"Wie es scheint, wären einige Veräuderungen auf diesem Gebiete wünschens- 
werth, die wir stur Sprache bringen wollen. 

Zunächst wären nur jene GoUegien als ZwangscoUegien zu belassen, aus 
welchen die Studirenden geprüft werden. Wül man, dass Juristen eine philo* 
sophisch'historische Bildung geniessen und dass sie mit der Weltgeschichte im 
Allgemeinen wie mit der Geschichte Oesterreichs insbesondere vertraut seien, so 
m.'U'bo man diese DificipHnen 711 Priifnnpsni'eerenständen; will man das nicht, so 
hebe man «licsi^ Zwangseoilegien auf. Dt^r j«'!'/.!?© die^^lu•/ügliche Zustand ist wie 
eine Jahrzehnte lange Erfahnuig bewies, zwecklos, und wäre es daher angemessen, 
derartige CoUegien nicht als Zw,%ugscollegieu weiter bestehen zu lassen. 

Wir wissen keinen Grund, weshalb Völkerrecht und Statistik, weiche Prft- 
fnngsgegeoBtände bilden, keine ZwangscoUegien sind. Wahrscheinlich wird ange- 
nonunen, dass die Stndirenden ans dem eben angeführten Grande, weil ne eb^ 
Prüfungsiro>r eil stände sind, <lieselben studiren. Zn Verwundern ist es jedoch, dass 
jene Studirenden, die sich dem 8taat8d)eiiBte widmen wollen, nicht ex profes»o 
über die Kenntniss des Staatsrechtes und der Verfassniijr geprüft werden. Die 
zukünftififen pi^litisclHiU Beamten imd Kicht.T, die (L.rli v<ii- Allem die YerfassuTie- 
inne haben .sollten, werden nur gelegentlich, bei der Prüfung ans der Statistik, 
hierüber befragt, wenn der betreffende Frt)fessor darauf einzugehen für gut betindet. 
Wie man übrigens weiss, gibt es bis jetzt in Wien keinen ordentlichen Professor 
für Staatsrecht 

Es ist femer gewiss nur anauerkennen, dass man mit dem ehemaligen 
Katurrecht gebrochen und an die Stelle desselben die historische Entwicklung 
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unseres Bechtes, da» seine Wnneln im rOnuBchen tind Kirdhenrechte hat» geeetst. 
Wie es jedoeh lelieint, geht man darhn in gewisser Besiehung zu weit und be- 
trachtet man rSmisehes imd iürchemeeht al» Selhstsweoke, denn sie weiden in 
einer Ansdehnung vorgetragen, als ob heute noch nach Pandeiktenrecht genrtheilt 

und als ob die studiosi juris dcrenist selbst die Exconitnunieatlonen und das 
Intcrtflicf m \ erhängen hätten. Wir ttbertreffen hierin jene Länder, in denen das 
{»erneiiie lioi lit Gesetzeskraft hat. Römische? Recht nimmt nämlich in Oesterreich 
folg'ende Stundenzahl in je einem tSeme«ter iu Auspnich: Institutionen 6 Stunden 
Geschichte 2 Stunden, Civilprocess 3 Stunden, Pandeicten, aMgemeiner Theil, 
6 Stunden, Sachenrecht 4 Stunden, Obligationen 6 Standen, Fammenrecfat 

3 Sumdoi, Erbrecht 5 Standen, susammen 36 Stunden. An den meisten deutsehen 
UniversitSten jedoch, wo der praktische Jorist nach dem Pandektenrechte au 
artheilen hat, i.st die Eintheilung folgende: Institutionen und Geschichte 6 Stunden, 
Civüin'oeess 3 Stunden, Pandekten während zweier Semester je 0 ^tundra, au- 
yammen m\r 21 Stunden. £s , ist auch nicht abzusehen, zu welchem Zwecke 
]»akti.sehe Juristen die £alcidische quart, querela ino/ßeion te$tamenti etc. stu- 
iiiren sollen. 

Ebenso wird bt'i miH KirchtMirecht luid dcntsche Ueichs- und Reclits- 
gescliichte während zwei Semester je ö Stunden wricluntlich gelesen, während 
man sich in Deutschland mit einem einstündigeu Culleg in der Dauer von 

4 Standen wSohmtlich im Winter- und von 6 — 6 Standen im Sonuner^Semestor 
h^Ugt; flberdies aber in Deutsehland während dieser Zeit evangelisches Kurchen« 
recht gelehrt wird, das man an Deterreichischen Universitäten mcht einmal erwähnt 

In der That erfahren die ttueUon juri» an (Istenreichischeii Univetsi- 
täten den genauen Scimitt der Kleidertracht der Geistlichen etc.; hingegen scheint 
die National-Oekonomie viel zu wenig bedacht. In dem eiusemestiigen, wöchentlich 
fünfstündigen Colleginm kann der Professor im besten Falle das Xöf}i)<rste aus 
dar Geschichte und Theorie der Natitnial-Oekonomie vortragen. \i>n den so wich- 
tigen Fragen der praktischen National Oekonomie, von den Fragen der Social- 
wiggenschaft ist nicht die Bede, das grusse Gebiet der Verwaltungslehre ist 
Gegenstand eines viersttLndigen etnsemestrigen CoUegiums und kein Frttfungs- 
gegenstand. Ueber die einschneidensten Fragen des Verwaltungsrechtes, über 
Privilegimi, Geworbe- und Wassergesetsgebung etc. hält höchstens hin und wieder 
«in Privat-Docent eine Vorlesung u. s. w. u. s. w. 

Das sind Uebelstände, denen abgeholfen werden sollte.*) 

c) Die medicinische Facultät. 

Wie allgemein bekannt und auch b< r^ its erwähnt, erfreute 
sich diese Facultät durch die herrorragendea Männer^ die an der- 

*) Kleht gewobiit, nteh mtt (tamden Fed«ra su BehmQekeii, halte ich es für angcmesAen, 
liervontnlieben, ilass U'h zw dicson Hemerkungen vou tncinetu Sohne. Hr. juri, Hermann Wolf, 
der seine Studien zum Tlicilc in Wien, zuiu Tbeile in Üeutschtand machte, voranlaast wurde. 
Naebdem erprobt« FMcfamlniier deoMlben befatfnuntoo, glsnbte ioh, lbii«n einen Plals etnrlaiiien 
SD loUen. 

13* 
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selben wirkten, schon seit dem vorigen Jahrhunderte eines grossen 

Rufes. Niolitsdestoweniger war auch sie reformbedürftig, und zwar 
nach doppelter Richtung hin; ciuiiuil, um den sich immer steigenden 
praktischen l>(jdiirt'm^;st'ri zu genügen und andcier.seits den immer 
grösser werdenden Anforderungen der lürtscln-eiteuden Wisseu;scli;ift 
zu euttiprechen. Während dalier einerseits Institutionen, die nielit 
mehr in den Kähmen der neueren Zeit passten, autgehoben wurden, 
entstanden andere. So wurde die Cbirurgenschule bereits im 
Jahre 1849 aufgehoben. Die jungen Leute, welche in diese Schule 
eintraten, hatten einen geringen Nachweis von Bildung l>eizubringen, 
nämlich tlber das absolvirte Unter-Gymnasiiun, oder dass sie nach 
absolvirter Volksschule drei Jahre in einer chirurgischen Officin in 
Verwendung standen. Es konnte daher diesen Hörem gegenüber 
von einer wissenschaftlichen Behandlung der Materien nicht die 
Rede seui. Nach mehrfachen Schwankungen wurde auch die von 
Josef II. begründete Akademie zur Heranbildung von Militärärzten 
im Jahre 1875 vollständig aufgehoben. (Näheres siehe unser: »Der 
neue Universitätsbau«, S. 31.) Hingegen wurde bereits am 25. Sa^- 
tember 1848 die Docentur für Syphilis, irotzdem der damalige 
Spitalverwalter aus sittlichen l^Fotiven Hms dahin war diese Abtliei- 
lung abgesperrt) Einsprache erliob, genehmigt. Im Jahre 1869 
wurden dann die damals bereits bestandenen zwei ausserordent- 
lichen Lehrkanzeln für Syphilis und Hautkruikheiten zu ordent- 
lichen Professuren erholien. 

Mitteist kaiserlicher Entschliessung vom 11. Juni 1844 wurde 
dem Arzte Dr. Mauthner gestattet, an dem Maria Ann»-Einder- 
spitale ein klinisches Institut für Pädiatrik zn errichten, und eine 
kaiserliche Entschliessung vom. 15. December 1849 ordnete die 
Errichtung einer ausserordentlichen Lehrkanzel fär Kinderkrank- 
heiten, insolange als ein öffentliches Kinderspital auf Staatskosten 
nicht errichtet ist, an. 

Seit 18r)5 hielt Di'rector Dr. Kledl praktische Vortra^-e über 
Geisteskranke an der W iener Irrenanstalt. Zu diesen Vorlesungen 
hatten jedoch blos promovirte Medicinae- Doetoren und Juristen 
Zutritt. Am 25. Juni 1859 gestattete das ^liuisteriuni des Innern, 
in dessen Ressort das Irrenhaus gehört, auch den Doctoranden 
der Medicin den Zutritt, jedoch verwalu-te es sich dagegen, dass 
der genannte Herr zum ausserordentlichen Professor ernannt werde^ 
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da bei der Natur dor in Rede stehenden Anstiilt jede Einfluss- 
nahme einer anderen Centraistelle (des Unterrielits- Ministeriums) 
dem eiubeitlieheiL Greiste der Leitung und Verwaltung der Aor 
stalt nachtheilig sei. Es wurde daher erst im Jahre 1870 eine 
psychiatrische Klinik an der Landes-Irrenanstalt und im Jahre 
1875 im allgemeinen Krankenhause eine Klinik dieses Faches 
errichtet. 

Wir streiften hier eine Controverse zwischen dem Ministerium 

des Innern und dem des ünterriclites, die wir etwas «^enauei* 
präcisiren müssen. Das alls^oiupino Kr;mkenhaus, zu dem auch die 
Irrenanstalt jjehört, uuttT.stt lit dem ^liiiistiM-imn dos Innern; die 
Kliniken jt-doeh, resp, die rrofpssoron, die dasrlhst wirken, unter- 
stehen dem Unterrichts-Ministerium. Der historische Verlaul' dieser 
Angelegenheit ist wie folgt: 

Schon in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts bestand 
imDreitalti*.^k< its-SpitaJe*) eine medicinisch-praktische Schule, welche 
aus dem Fonde dieses Spitales erhalten warde. Damals gab es aber 
keine eigene Kraukenabtheilung £iir daa Lehrfach, noch besondere 
medicinische Lehrer, sondern es erhielten blos einige medicinische 
und chirurgische Schüler im Spitale selbst Kost und Wohnung und 
geringfügige GHeld- oder Katnralbezüge, und wurden von den ersten 
Aerzten und Wundärzten des Spitales am Krankenbette unterrichtet. 
Dessrleichen war auch auswärtigen Schülern der Zutritt zu diesem 
praktischen Unterrichte gestattet. 

Im Jahre 1758 wurde eine eigene mediciniseh-cliirurgischc 
praktische Lehrschule errichtet, welche im Bürgerspitale unter- 
gebracht wurde. Als Lehrer fungirte der berühmte de Haen und 
wurden die Kosten für den wissenschaftlichen Theil vom Caraerale 
bestritten. Um die Kranken zu verpflegen, wurde die Privatschule 
im Dreifaltigkeits-Spitale aufgelassen und der Fond dieses Spitales 
für die Verpflegung der Kranken im BOrgerspitale bestimmt. Der 
Betrag wurde pauschalirty und zwar zuerst auf fl. 2405 und dann 
auf fl. 3161 jährlich. Dieser Betrag diente zur Verpflegung von 
24 Kranken^ auf welche das neue Spital sofort eingerichtet wurde 
und bis zu seiner Auflassung (1776) auch blieb. Es wurde auf- 
gelassen, da das Aerar nicht in der Lage war, den Miethzins von 



*) B^Qndet vom Kaiser Karl VI. im III. Bezirice. 
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fl. 1400 weiter zu bezahlen. Die klinische Schule wurde daher in 
das vereinigte spuuischf^ und Dreifaltigkeits-Spitai tibertragen, dabei 
wurde die kaiserliche Ver8icheruiig ausgesprochen, dass dem Spitale 
keine höhere Last ab bisher (fl. 3161) erwachsen dürfe. FOr diesen 
Betrag hatte der Spitalsdirector, der zugleich praktischer Arzt 
war, alle wie immer Namen habenden Erfordernisse der zu Lehr- 
zwecken dienenden Abtheilung zu bestreiten. 

Als im Jahre 1784 das allgemeine Krankenhaus crriclitet 
wurde, fand die Incorporiruug des Foudes des spanischen und 
Dreifaltigkcits-Spitales statt, jedoch wurde der Klinik nicht erwähnt, 
die fl. 3161 wurden fortgezahlt, aber auch nicht mehr. Die Zahl der 
klinischen Betten betrug noch immer 24, von welchen nur 3 bis 4 
belegt waren. 

Wie wenig die klinisch Behandelten als Kranke des all- 
gemeinen Elrankenhauses angesehen wurden, bewiesen die mehr- 
fachen Zahlungen, welche der klinische Lehrer für Bentitzung 
anderweitiger Spitalsauslagen aus seinem Pauschale bestreiten musste. 
So musste er ftlr Benützung einer Spitalsallee durch Kranke der 
Klinik jährlich fl. 12 an den Spitalsfond entrichten und fiir die 
Ueberlassung von Augenkranken des Spitals als klinisches Material 
zahlte der Kliniker 20 kr. per Kopf und Ta^, 

Bis zur Gründung des allgemeinen Krankenhauses (1784) 
bestand keinerlei Verpflichtung der öffentlichen Spitäler zu irgend 
einer Verpflegung von Kranken, welche Unterrichtszwecken dienten ; 
eine solche ist aus der Stiftungsurkunde (1784) ebenfalls nicht 
zu ersehen und wurde erst mit dem Hofdecrete yom Jahre 1797 
ausgesprochen. 

Nun fElllen die Kliniken 85% Belegranmes. 

In Folge dieser Verhältnisse beschäftif^te sieh daher im 
Jahre 1869 eine Commission, bestehend aus 1. n Professoren 
Dumreicher, Skoda, Wedl, Hebra uud Salzor mit di r Fra^(', ob das 
Krankenhaus als Universitiitij-Krankenhaus, resp. die öffentlichen 
Spitäler als akademische Spitäler zu betrachten seien.*) 

*) Im Jnlire 1871 waren im allgemeinen Kraukenha\ise bei den neun ordent- 
lichen Professoren 37 Säle mit 743 Bcttpn, nnä bei fl*?ii neun ausserordentlichen 
Professoren und Doceateu 31 ääle mit Uli) Betten, uud das ganze Spit«l omfasste 
2070 Betten. 
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Diese Angdegeulicit kam am 11. Juli 1872 zum Absclilussti. 
Die klinischen Prfifessoreii und Docentcii unterstehen in Betreff 
Personal- und Unterrichts - Angelegenheiten ausschliesslich dem 
Facultäts-Dccanate, resp. dem UnteiTichts-Ministerium ; hingegen 
als Vorstände der klinischen und insbesondere der Reserveabthei- 
lungen haben sie sich der betreffenden Oberaufsicht des Spitales 
unterzuordnen. In ähnlicher Weise ist das Yerhältniss der klinischen 
Assistenten g^i'^gelt.*) 

Es trugen übrigens zwei Momente^ ein inneres und ein 
äusseres dazu bei, die Zahl der Lehrkanzeln zu vermehren. Wie 
wir in unserer Schrift: »Der neue üniversitätsbau« des weiteren 
auseinandergesetzt haben, sind die vorhandenen Riiumliehkeiten 
nicht entsprechend und können sie auch nicht die Zald der Hörer 
fassen. Bei der Natur des jetzigen klinischen Untmielites jedoch, 
welcher die objectiven Untersnehnrii^en zu ]ide,i!:rn hat, kann von 
einem allseitigen Erfolge nur dann gesprochen werden, wenn es 
jedem Öchttier möglich gemacht wird, den Demonstrationen des 
Lehrers ungestört zu folgen. Es wurde daher in Wien wie in 
Prag (1871) eine dritte medicinische Klinik errichtet. 

Andererseits hat die Wissenschaft zur Zeit einen solchen 
Umfang angenommen^ dass sie als Wissenschaft nur von dem- 
jenigen betrieben werden kann, der sich ihr ganz und ausschliesslich 
widmet und ist das Princip der Theiluug der Arbeit in neuerer 
Zeit zur G-eltung gekommen. So gibt es Physiologen, welche sich 
durch Specialarbeiten auf einem bestimmten Felde einen Ruf 
erworben haben, im Grunde aber doch nur einen kleinen Bruch- 
thcil ihrer Wissenschaft übersehen und das übrige blos vom 
Hörensjigen kennen; ja nicht im Stand»- sind, sich eine tief« re 
Kenntniss desselben zu erwer])en, \\ eil ihnen die Vorbildung dazu, 
sei es in der Chemie, Physik oder Mathematik, fehlt, und sie nicht 
mehr die Z&t und die Ruhe linden, sie sich zu erwerben. Es ent- 
standen daher neue Lehrkanzeln für Ohrenheilkunde, für angewandte 
medicinische Chemie in Verbindung mit einem ftir die medicinische 
Forschung bestimmten chemischen Institute, ftir Hygiene etc. etc. 



*) In Folge einoB Yortra^s des damaligen Leiters dee Unterriclite- 
MmitterinmSy Freiherrn t. Hye, vom 18. November 1887 erhielten die Aeristenten 
von da ab Besoldnng. 
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Während die oberste Unterrichts Verwaltung nach besten 
Kräften bemüht war, in vollstem Masse wissenschaftliche Bestre- 
bungen zu fordern und wissenschaftliche Bedürfnisse zu befriedigen, 
gelang es niclit, vlnc Klinik l'ür llomöiijtatliic zu ci-rirliten. Am 
14. April 1874 brachte nämlich der Al)ü-e()riliiete XicDlaus Dumba 
im Alj.i^eorduetenhaiise eine retiti<>n, bedeckt mit 2369 Unter- 
scliriften (1952 Männer und 417 Frauen), darunter 496 Adelige, 
229 Militärs und 37 Doctoren. (nicht der Medicin) behufs Errich- 
tung homöopathischer Kliniken ein. Das Ministerium verlangte 
hierauf von der medicinischen Facultät ein motivirtes Gutachten 
über diese Angelegenheit. Dieses lautete einstimmig dahin, dass der 
Homdopathie jede wissenschaftliche Grundlage und Methode ermangle; 
dasSi wie sie nicht nur bisher nichts für die Wissenschaft und 
rationelle Praxis geleistet habe, sie selbst auch nicht in der Lage 
sei, von dem Fortschritte, wie er auf allen Oebieten der Medicin 
stattfindet, ftir sich zu profitiren, und die Einführung derselben als 
eines medicinischen Lehi'faches au der Facultät dui'chaus unzu- 
lässig sei. 

Bedeiuende und wichtisre Verändern iijxen an der medicinischen 
Facultät führte die neue KigoroseTi-Onliiung vom 11. April 1872 
herbeL Wie bereits bemerkt, waren die i'rüfungen an dieser Facultät 
schon seit dem Jahre 1749 Staatsprüfungen, da mit denselben die 
venia 2>racticand£ verbunden war. Seitdem jedoch das Institut der 
Studien-Directoren, welche die staatliche Aufsicht repräsentirt hatten, 
im Jahre 1849 au%ehoben wurde, fanden die medicinischen Doc- 
torsprüfungen ohne staatliche Aufsicht statt Biese wurden nun durch 
die neue Rigorosen-Ordnung hergestellt. 

Zu dem kam noch Folgendes: bis dahin gab es Doctoren 
der Medicin schlechtweg. Jene, welche Doctoren der Chirui^e oder 
Magister der Geburtshilfe, der Augen- und Zalinhuilkunde werden 
wollten, mussten sieh ausweisen, dass sie die betreffenden Vorlesungen 
frequentirt haben, und sich dann der die.sbezüü^licliüu ütreno-en 
Prüfung unterziehen. Ein Doctorat der gesammten Heilkunde gab 
es nicht Dieses ist nun seit dem Inslebentreten der neuen Rigorosen- 
Ordming anders geworden, jetzt gibt es nur ein Doctorat Der 
Candidat muss überdies, wenn er zu dem ersten Rigorosum zuge- 
lassen werden soll, die Vorprüfungen über die naturwissenschaft- 
lichen Fächer: Mineralogie, Botanik und Zoologie (die Reihen- 
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folge dieser Vorpriifimgcn folgt nach eigener Wahl) abgelegt haben. 
Wähi'end in solcher Weise den desm'iJtiveii Zweigen der Natur- 
wissenächal'ten eine untergeordnete Stellung angewiesen ist, wurde 
Physik als neuer Prüfungsgegenstand aufgenommen. 

Das Studium der Medicin umfasst ein Quinquennium und 
nach den ersten zwei Jahren findet das erste Rigorosum aus Physik, 
Chemie, Anatomie and Physiologie statt; das zweite Rigorosum ßm 
Ende der Studienjahre umfasst die allgemeine Pathologie und 
Therapie, die pathologische Anatomie, die Pharmacologie und die 
innere Medicin; und das dritte Rigorosum die Chirurgie, Augenheil- 
kunde und gerichtliche Medicin. 

Durch diese Ordnung fand eine bessere Vertheilung der 
Prüfungen statt, dass tjic niclit alle, wie das Ijis dahin der Fall 
war, auf den Schluss der Sliuiieii verlegt sind, und wurde auch 
mehr Werth auf die praktische Erprobung der mediciuischen Fach- 
kenntnisse gelegt. 

Prüfungs-Commissäre sind in der Regel die ordentüchen Pro- 
fessoren, und da die Rigorosen eigentlich FachprüAmgen sind, so 
müssen sich auch die Professoren auf das Prüfen ans ihrem eigenen 
Fache beschränken und erschien es daher als ganz unzulässig, 
dass bei den Rigorosen nach früherer Gepflogenheit auch andere 
Männer erschienen, welche berechtigt waren, gleichmässig aus allen 
Fächern zu prüfen. 

Da die strengen Prüfungen zugleich Staatsprüfungen sind, 
so intervenirt nun bei jed( lu lu^ l osuui ein Kegierungs-Commissär 
mul l)("iin zweiten und dritten Rigorosum überdies ein von der 
Regierung bestellter Coexaminator. iSowohl der Regierungs-Com- 
missär wie der Oor'xaniinator müssen Doctoren der Medicin seiu. 
Die Lemfreiheit wurde an dieser Facultiit nicht beschränkt, aber 
ein Schema der Vorlesungen zusammengestellt und den Studirenden 
empfohlen. *) 

Als dmderia möchten wir beifügen, die Lehrstühle für 
jene Fächer, die von einer ttbergrossen Zahl von Hörern frequentirt 
werden, mindestens doppelt zu besetzen. Dies gilt namentlich von der 
descriptiven Anatomie und Physiologie, da die Hörsäle thatsächlich 

*) Seit dem Jahre 1879 wurde der PiutV'ssur der niedicinipchon Chemie 
den mcdiciniscbeu Rigorosen beigezogeu, da die »Studirendeu dieses Studium verab* 
säumt hatten. 
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für die Zaiil der iiiiscnbirTtii Stiidirendeu zu klein sind und sie 
nicht fassen; überdies aber jt'iic Hörer, die in den rückwärtigen 
Bänken' sitzen, den Professor kaum hören und noch weniger sehen, 
was er demonstrirt. Es würde sicli auch empfehlen, dass die pro- 
movirten Aerzte etwa zwei Jahre im Spitalc prakticiren und sich 
dann einer Staatsprüfung unterziehen, durch welche sie das Jus 
praetioandi erlangen. Wer Advocat werden will, mues ein Jahr 
Qerichtspraxis haben und sechs Jahre als Oondpient sein und 
dann erst kann er die Advocatenprüfung machen. Wir sollten 
denken, dass bei dem Arzte, dem Menschenleben überantwortet 
werden, ähnliche Vorsichtsmassregeln am Platze wären. 

Das Princip der Lehr- und Lerafreiheit in seiner ursprting- 
liclien Reinheit hat sich noeii uii der 

plulosophiscben Faciiltät 

erhalten. Die Kigoro.seu aii ch m scUm n werden als Fnehprüfungen 
betrachtet und ist der Prüfungsstoff nach Gruppen geordnet. Zur 
Erlangung des philosophischen Doctorgrades ist die Vorlage einer 
wissenschaftlichen Abhandlung über ein freigewähltes Thema aua 
einem der philosophischen Facultät angehörigen Fache und die 
Abl^gung zweier strengen Prüfungen, und zwar, 1. Philosophie und 
2. Q-eschichte, in Verbindong mit lateinischer und griechischer 
Philologie; dassische Philologie, in Verbindung mit der Geschichte 
der alten Welt; Mathematik und Physik oder einer dieser Gegen- 
stände in Verbindung mit Chemie oder einem Zweige der beschrei- 
benden Natunrasenschaften mit Mathematik, Physik oder Chemie. 

Da, wie wir bereits hervorgehoben haben, die* })hilos()])liische 
Facultät im Jahre' 1849 vom Grunde ans neu errichtet werden 
musste und da die liegierung stets «^'^leichen Schritt mit der Ent- 
wiekhmg der Wiascnschaften gehalten hat, so ist die Zahl der neu 
errichteten Lehrkanzeln, Seminare und Institute an dieser Facultät 
die gröäötc und bedeutendöte. 
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Die Uüiversitäts-Bibliothek. 

Kur mit wenigen Worten wollen wir der Bibliotliek gedenken. 
Wie aus Eink und Aschbacli*) hervorgeht^ wurde die Bibliotiiek 
als zur Universität gehörig und als deren Eigenthum betrachtet. 
In einem Rescripte Josef II. vom 16. Janner 1784 hiess es, dass 

die Bibliothek ziini beständigen Gebrauclie der Universität über- 
lassen werde. Um den Biiclicrscliatz derselben zu heben, 
erschien am 21. December 1781 die Verordnung, von allen neu- 
gedruckten Schriften, mögen sie auf Kosten des Verfn.^sers oder 
der Buchhändler erscheinen, ein Exemplar auf 8ehreil)pa|»ier in die 
Universitäts-Bibliothek zum allgemeinen Nutzen abzuliefern. Die 
Bibliothek erlitt aber auch grosse Einbusse und verlor an die Hof- 
bibliothek ihren Stock aus dem 14. und 15. Jahrhundert^ aus 
Handschriften und Incunabeln bestehend; femer einen grossen Theil 
der Literatur des 16., 17. und der ersten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts. 

Bis zum Jahre 1849 waren die Lesestunden blos im Laufe 
des Yormittags. Damals jedoch, als die Vorlesungen in Folge des 
Belagerungssustandes, da die Univerntät vom Militilr occupirt war 

(vergl. unser: > Der neue Universitätsbau*), an verschiedenen Orten 
stattfanden, wurden Vor- und Nachmittags Lesestunden anberaumt, 
und erfolgte am 21. April 1854 eine neue Leseorduung für die 
Wiener Universitüts-Bibliothek. 

Im Laufe der Zeit entstanden Controverisen bezüglich der 
Neuanschaffung von Büchern, da, bevor der jetzige Vorsteher, 
Herr Dr. Friedrich Leithei dieses Amt versah, Unzukömmlichkeiten 

*> Aschbach, »Die Wiener UniverBitÄt«, L, S. 196, 341} Kink, I., S. 141, 
n., 109, 450, 479, 506. 
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vorkamen \md lioispielswcisc auch inehrcro Bände »Flitigeudc? 
Bliitter« aiigokault wtirdon. Es wurde überhaupt früher ein ganz 
unwisscnsehafÜicher Standpunkt eingenommen und eine Menge Yon 
ächulbüchem angeschafft, welche grosse Summen yerschlangen und 
wodurch Berge von MacuLntur angehäuft wurden. Jetzt steht dem 
Vorstande der Bibliothek die Bibliotheks-Oommission, gebildet ans 
F^fessoren der Universität, zur Seite. Sie erhiüt eine Staatssubvention 
von jährlich fl. 15.000 und werden die Matrikelgelder nach einer 
allerhöchsten Entschliessung vom 17. September 1862 ebenfalls zur 
Anschaffung von Btldiem verwendet 
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6. 

Von den Studenteu. 

Bis zum Jahre 1848 war die UinTersitftt kaum der 
Schatten einer Universitiit und dasselbe war auch bezüglich der 
Studircuden der Fall. Wolil hatten sie, wie bekannt, in früheren 
Zeiten wiederholt eine liolh' gespielt, aber diese war zu Ende. 
Man nannte sie in der Kegel olfieiell »Schüler« und sie wurden 
als Schüler der unteren Classen betrachtet und behandelt. Wie die 
Schulbuben erhielten sie ihre Plätze angewiesen, von Stunde zu 
Stunde wurde Katalog gelesen etc.; dass sie keinen Verein bilden 
durften^ yersteht eich von selbst, da man zu jener Zeit in Oester- 
reich überhaupt Vereine perhorrescirte; und seit dem Hambacher 
Feste waren Studentenvereine umsomehr verpönt Diese Zustände 
und Verhältnisse haben sich mit einem Schlage im Jahre 1848 
geändert. Allerdmgs lag eine Zeit lang hart und schwer die Macht der 
Militärgewalt auf den Studenten, und noch im Jahre 1859 war es 
ihnen nicht gestattet, als solche am Fackelzuge bei der Schiller- 
Feier Theil zu iielmkn; aber es licrrsehte denn docli ein anderer 
Geist, und nachdem das Vereinsgesetz vom 15. November 1867 
promulgirt war, entstanden auch die Studentenverbindungen. 

Si itdem die Gerichtsbarkeit der Universität unter Josef II. 
aufgehoben wurde, unterstehen die Studirenden in Ansehung ihrer 
bürgerlichen Verhältnisse, sowie der bürgerlich strafbaren Hand- 
lungen den allgemeinen Gesetzen und Behörden, und wurde schon 
unter Leopold II. angeordnet, dass derart erfolgte Verurtheilungcn 
und verhängte Strafen zur Kenntnisa des Universitäts-Consistoriums 
gebracht werden sollen. ITeberdies aber unterstehen die Studirenden 
den besonderen akademischen Anordnungen und Disciplinar-Vor- 
öcluilten und der akademischen Behörde. 
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Am 28. Februar 1860 btiauftragte das Untorrichts-MiiiistcriuTn 
das Universitäts-Coiisistoriuni; im Falle einer Kelegation der Polizei- 
Directioii die Anzeige zu erstatten. 

Am 17. Juli 1^71 ersuchte das Consistorium, dass künftig- 
hin nicht nur jede Einleitung einer Special-Untersuchung ttber einen 
Stndirenden und jedes über einen Stndirenden gefilllte Urtheil unter 
Anschluss einer beglaubigten Abschrift des Erkenntnisses und der 
Entscheidungsgrttnde von Seite der Strafgerichte der akademischen 
Behörde, welcher die Disciplinargewalt ttber die Stndirenden zusteht, 
bekannt ^e^eben und die Ermfichtigung ertheilt werde, die Mit- 
tkeiluiig- der Uiitersucliungsacten in allen Fällen zu verlangen. 

Es kam auch in Folge eines gegebenen I'alles die Frage zur 
Besprechung, ob gegen eine von der akademisehen Behörde ver- 
hängte Diseipiinarstrafe der Recurs an das Ministerium offen stehe. 
Kach dem Gesetze und nach der an auswärtigen Hochschulen 
bcäteheuden Hebung erscheint dasselbe nicht zidässig. Die Uni- 
versität übt nämlich die disciplinare Gewalt nicht als eine staatliche 
Instanz in Strafangelegenheiten, sondern yermSge ihrer corporatiTen 
Einrichtung und ihres besonderen Zweckes. In der That ist in dem 
Discipfinar-Gtesetase vom 13. October 1849 von einem Becursrechte 
nicht die Rede. Nur dann^ wenn es sich um Verweisung aus allen 
österreichischen Universitäten handelt, ist ein diesbezüglicher An- 
trag an das Ministerium zu stellen. 

Nun ereignete es sich, dass ein Student an einer öster- 
reichischen Universität (nicht in Wien) dtireh Erkenntniss des 
Bezirks<i(<rie]ites vom 13. Juli lS(i8 der Uebertretung gegen die 
körperliche Sicherheit durch vor.sätzliehe kcirperliche Beschädig-ung 
(§ 411, St. G. B.) als unmittrll)ai'(>r Thäter für schiüdig erkannt 
und zu einer Geldstrafe von fl. 30 verurtheilt wurde. Dieser Student 
hatte nämlich am 3. Juli, um Mitternacht, einem eben daher kom> 
menden Studenten der Technik zugemuthet, flber einen Stock zu 
springen, und als sich dieser dessen weigerte^ wurde er mit dem 
Stocke gröblich misshandelt. Der akademische Senat mischte sich 
in diese Angelegenheit weiter nicht, obschon ihm das Recht dazu 
nach § 5 der Disciplinar-Ordnung zugestand^ wäre. 

Nachdem jedoch ähnliche Excesse von Seite der Studirenden 
wiederholt vorkamen, wurde, 17. März 1864, vom akademischen Senate 
am schwarzen Brette eine ernste Warnung gegen thätliche Streitig- 
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keitoTi mit der Audrohun!^ dor vollen Strenge discipl innrer Almdiing 
kund gemacht. Dessenungeachtet üng der oben bezeichnete Student 
am 12. Mai auf offener Strasse aus unbedeutender Veranlassung 
mit einem ihm unbekannten jungen Manne, der sich später als 
Gärtnergehilfe herausstellte, Streit an, bis es zur Herausforderung 
kam; das Duell, welches thatsächlich von dem Studenten bereits 
eingeleitet worden war, unterbEeb jedoch. Am 23. und 27. Mai 
ertheilte hierauf der Bector in Gegenwart des versammelten Senates 
dem Studenten eine Rüge, mit der Drohung, dass im Falle einer 
wiederholten wenn auch geringen StraffilUigkeit die Verweisung 
von der TJniversitlit unnachsichtlich folgen würde. Mit höhnender 
und lächelnder Geberde nahm der Student diese Rüge entgegen 
und am Schlüsse eines Coninierscs am 13. Juni begann er mit einem 
daselbst an\ves«'nden fremden studio8m.medicmap. einen Streit, der den 
Zweikampf am 15. Juni zur Folge hntte, uiul zwar mit Säbeln, statt 
mit Schlägern, wobei die liedingung festgestellt wurde, dass zur Been- 
digung des Duells eiue schwere Verwundung erforderlich sei. Die 
über ihn in Folge der vorgetalleuen Verwundung verhängte Strafe 
wurde vom Kaiser im Gnadenwege aufgehoben. Die diesbezügliche 
Mittheilung des Bectors nahm der Student mit Gelächter entgegen. 
Nun aber sollte er^ entsprechend der stattgefundenen Androhung, 
von. der Universität verwiesen werden und er ergriff den Recnrs 
an das Ministerium. Dieses verlangte vom akademischen Senate 
Bericht, welcher jedoch meinte, dass im gegebenen Falle ein Recurs 
nicht Platz greifen kdnne. Das Ministerium aber erklärte (19. Au* 
gust 1864), dass auch in solchen Fällen der Recurs wie in allen 
Strafsaelieii zula.stiig sei. 

Wir haben diesen Fall au.sführlieh mitgetlK ilt, weil er in 
eclatanter Woise darthut, wie das Eeclit der Studenten, selbst 
gegenüber dem Senate, bis zur äussersteii (irenze gewahrt wird. 
In ähnlicher Weise entschied das Ministerium am 15. April 1877, 
(Vergl. Lemayer, S. 78.) 

Mit den Institutionen der deutschen Universitäten, wie sie an 
österreichischen Universitäten eingeführt wurden, kamen auch die 
studentischen Bräuehe, und sagen wir es offen, Missbräuche nach 
Oesterreich. Paukereien, Duelle, und was diesen zumeist vorangeht, 
Kneipereien etc., sind öfters Tages-, resp. Kachtordnung. Wir 
mdchten nicht missverstanden sein, wir wünschen und wollen nicht, 
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dass die Jugend den Ernst des Alters habe. Wir sind keine 
Sittenpredisrer und vciLuigcu nicht, dass juiiye Ti'-utc der Askese 
hukligen; der Ernst des Lebens tritt ohnedies zeitlieh genug 
heran. Wir bekennen uns vielmehr zu dem Satze des alten 
bibliselien Skeptikers Koheleth (Ecclesiasticum) : »Freue dich, Jüng- 
ling, in deiner Jugend«. Was wir aber wünschen, ist, dass die 
stadirende Jugend nicht so oft daran vergeaae, dass sie die Krone 
der Wissenschaft anstrebt Akademische Bürger dürfen wohl 
jugendlich fehlen, aber nicht zum Plebs herabsinken, und masseo- 
hafte Kneipen sind wahrlieh nicht geeignet, weder die edle Männ- 
lichkeit, noch die Sittlichkeit zu fbrdem. »Wehe denen, die Helden 
sind beim Weintrinken.« 

Zw('itV'lh)s bietet das Vereinsleben maunigfaeht- Vortheile. Zu 
bedau(M*n ist es jedoeh, dass in deniseUM'u oft mehr als nüthig und 
wüüschcusvverth ist, Politik getrieben wird. Und h'ider (»wie dio 
iVlten sungen, zwitschern die Jungen«), die Nationalität» ntVage 
beherrscht Aveit mehr als zuträglich diese Ki'eise. Wir bedauern es, 
sagen zu müssen, d;iss mitten unter diesen Xation;ditätskäuipten 
der österreithiseiie Staatsgodanke immer mehr Abbruch leidet 

Die Zahl der Studirenden ist selbstverständlich heute eine 
andere als im Jahre 1848 und sie beträgt nun 5000**) Während 
jedoch früher »Wissen ist Macht« ein geflügeltes Wort war und der 
Spruch vom preussischen Schulmeister von Mund zu Mund ging, 
besteht jetzt die Klage, es studiren zu viele, imd wie wir sofort hin- 
zufügen köinien, ertönt diese Klage nicht blos bei uns, sondeni auch 
in Deutschland. Es kcHiii nicht unsere Aufgabe sein, die Ursachen 
dieses >Uebelstandes* zu uniersuclien, noch die ^littul anzugeben, 
wie dem hereinbrechenden wisseuschattiiclim, oder sagen wir ge- 
bildeten Proh täriat abzuhelfen sei. Wie es scheint, wird die Zeit, 
allerdings ein langwieriger Process, dieses Missverhältniss ausgleichen. 
Wir woUten nur eine Thatsache constatiren und können die Be- 
merkung nicht unterdrücken, dass man heute das als Utsbelstand 
betrachtet, was man doch in froherer Zeit sehnlichst herbeiwünschte. 
So zeigt sich auch hier die Wahrheit des Spruches: Ten^^ora 
mutantur. 



*) In den Vierülger-Jahreu eutsendeten sämmtliche österreiclüsche Gym- 
nasienjährlich beiläufig 3000 Hürer an die Univer^itüt. 
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Selbstverständlich gil»t es unter den StndireiidcTi zahlrcichos 
Mittelgut, und noch ein anderer UebeLstand macht >sicli in bedeu- 
tenderem Masse an der Wiener Universität als an anderen Uni- 
versitäten geltend, nämlich die grosse Zahl armer Studenten. Ein 
berühmter Lehrer an der Wiener Universität hat sich vor einigen 
Jahren in sehr abfälliger Weise über diese Studirenden aus^ 
gesprochen. So sehr wir jedoch diesen Zustand beiklagen und 
obschon wir selbst wissen, dass es ftlr einen grossen Thdl dieser 
Musenjünger und för die Mitmenschen besser wäre, wenn sie sich 
einem andere Berufe zuwenden möchten, können wir doch diesem 
abMügen Urtheile nicht beistimmen und weisen darauf hin, dass 
an der Wiener Universität selljst mehrere Professoren wirken 
und gewirkt haben, die Leuchten der Wissenschaft sind, welche 
\v;iln't',iid ihrer Studienzeit mit der bittersten Noth zu käni])fen 
hatten. Vor einiger Zeit veröffentlichten Journale die Mittheilung, 
dass ein Student, um das Leben zu fristen, sich als Schneeschaufler 
werben Hess. Des Morgens oblag er dieser Beschäftigung und 
erwarb sich den schmalen Zehrpfennig für den Tag und dann 
ging er seinem Berufe nach. Wir sollten denken, dass eine der- 
artige Hingebung ftir seinen Beruf rührend sei. 

Wenn es aber auch massloses Elend unter den Studirenden 
gibt, 80 musB hervorgehoben werden, dass Vieles zur Linderung 
der Noth und des Elends geschieht. Abgesehen von zahlreichen 
Stiftungen aus alter imd neuer Zeit zu Gunsten mittelloser 
Studirender, sind specicU in neuerer Zeit zahlreiche Vereine ent- 
standen, welche arme Studirende unterstützen: Der Asylverein, 
das Coniite für Studcnten-Conviete, die Unterstützun^-s-Vi-reinc i'i'iv 
Mediciner, Philosoplien und Hörer der Rechte, der Verein zur 
Pflege kranker Studirender, der Verein zur Unterstützung mittel- 
loser israelitlselier Studirender imd der Verein der Salzbnrgcr und 
Oesterreichisch-Schlesier. Dazu kommt noeli die Privatw^ohlthätig- 
kett der gutherzigen Wiener. Alle diese Anstalten und Vereine 
reichen jedoch nicht hin, um den Mittellosen genügende Mittel zu 
gewähren. Und jene Studirenden, welche so glücklich sind, durch 
Unterrichtgeben etc. die Mittel fttr ihre Erhaltung zu erlangen,' 
sind eben genöthigt, die Zeit, welche sie den Studien zuwenden - 
sollten, anderweitig zu verwenden und zu verwerthen, vernach- 
lässigen das Studium und schwänzen die Collegicn. 

Wolf, Wt«n«r UalTenitSt. 14 
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Der mangelluifte Besuch der Oollegien^ insbesondere bei den 
Fächern, die nicht mit Demonstrationen verbunden sind^ rührt auch 
aus anderen Ursachen her. Zunächst die beschränkten unzulHng- 

lithcn und oft sanitätswidrigen Räumlichkeiten in dem jetzigen 
Univeröitätsgebäude, welche den Sttidircndcn doii Bosuch der Col- 
legien unleidlich oder gar iinmüglieh machen. Ein Saal, der für 
200 IliirtT bestimmt ist, kann unmöglich 4- oder 500 fassen, und 
macht sich dieser Uebelatand umsomehr in jenen Collcgien, die mit 
Demonstrationen verbunden sind, geltend. Diesem Gebrechen wird 
durch die EröffnnnLi: des neuen Universitätsgebäudes abgeholfen 
werden. Es sind aber auch noch andere ^Momente zu berück- 
siditigen. Wie 0. Bähr (Preussische Jahrbücher, December-Heft 1882) 
behauptet^ sei es wohl in froherer Zeit, als die juristische Literatur 
noch klein war, nothwendig gewesen, dass Hörer der Jurisprudenz 
ans Deutschland nach Bologna gingen, um dort etwas Grrfindliches 
SU lernen. Das sei jedoch in neuerer Z^t anders geworden und 
genüge die nun vorhandene grosse Literatur auf diesem Gebiete, 
sich durch Selbststudinra zum tüchtigen Juristen heranzubilden. 
Die Frequenz an dieser Facultüt ist daher verhalmissmässig am 
geringsten. Der weitaus grösste Theil der Studirenden will die 
Examina durclnuachen und dazu reiclien die Bücher und die vor- 
handenen Lithograpliien der Vorlesungen liin. Es kommen daher 
nicht wenige Fälle vor, dass iStudirende an der Universität 
inscribirt sind, die ferne vom Standorte der Universität leben und 
welche die Professoren erst dann von Angesicht zu Angesicht kennen 
lernen, wenn sie ihre Prüfungen und Kigorosen abzulegen haben. 

Wir haben schliesslich noch eines Momentes zu gedenken, 
durch welches die Frequenz von Seite der Studirenden bedeutende 
Einbasse erleidet, und das ist der Einjährig-Freiwilligendienst Es 
dürfte nicht überflüssig sein^ den historischen Verlauf dieser Frage 
knapp zusammenzufassen. 

Nach den alten Privilegien der Universität waren die An- 
gehörigen der^cUjcn vom Militärdienste befreit, mos jedücli selbst- 
verständlich nicht ausschloss, dass Lehrer imd Hürer in Zeiten der 
Gefahr zu den Waffen griffen. Nachdem diese Privilegien auf- 
gehoben wurden, waren sowohl die Studirenden wie die bereits 
promovirten Doctoren zum Militärdienste verpflichtet. Das Recru- 
tirungs-Patent vom 25. October 1804 sprach dann alle Doctoren 
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der Uaiversität von der militftriBchen Oonscription freL In den 
Patenten jedoch vom 23. Mai und 1. Augast 1827 wurden blos 

L)octoren der Medicin imd Chirurgie und nur jene Doctores jurisj 
die mit dem atallo mjendl versehen waren, von dem Militärdienste 
befreit. In Folge einer kaisi i liclien Entschliessung vom 29. JuH 1836 
wurden dann die DoctoiM-n und Doctoriindeu der Rechte und der 
Medicin ausnahmslos von dem Militärdienste befreit; dieDoctoren und 
Uoctoranden der Philosophie hingegen waren von dieser Begünstigung 
ausgeschlossen und wurden die an dieser Facultät Studirendcn, wie 
bereits oben S. 97 bemerkt, vom MiUtärdienste befreit, wenn sie sich 
ntit guten Zeugnissen ttber das letzte Studienjahr- ausweisen konnten. 

Das Oonsistorium der Wiener Universität wendete sich hierauf 
in einer Inimediat-Eingabe vom 9. Juni 1837 an den Kaiser, in 
welcher dasselbe um diesbezügliche Gleichstellung der Doctoren nnd 
Doctorauden der Philosophie mit jenen an den anderen weltlichen 
Facultiltcu bat. Der Wiener Magistrat, die Stadthaujjtmannschaft 
und die niederösterreichische Regierung luiterstützten diese Bitte, 
da auch zur Erreiclmii*^: des pliilosophischen Doctorgrades eine viel- 
seitige Ausbildung nothweudig sei und die Wichtigkeit dieses Standes 
von Seite der Staatsverwaltung dadurch anerkannt wurde, dnss für 
denselben eine besondere Facultät besteht. Die gewünschte Gleich- 
stellung würde auch einen grossen Eifer für das Fach erwecken, 
was um so erwünschter wäre, da man häufig in Verlegenheit sei, 
die Lehrämter der philosophischen Studien zu besetzen und das 
Befugnis» zum Privatunterrichte in diesem Fache an nicht pro- 
movirte Oandidaten veiliehen werden muss. Graduirte Doctoren der 
Philosophie gehören überdies zu den seltenen Erscheinungen. In 
den letzten zehn Jahren wurden im Ganzen 30, jährlich daher 
3 Doctores phüosophme creirt. (SUmmtliche Facultilten in Wien 
creirten damals jährlich im Durchschnitte 160 Doetoren.)*) 

Das Gesuch wurde jedoc h abgelehnt und zwar aus folgenden 
Gründen: Der Nutzen^ den Doctoren und Doctorauden der ]\Iedicin 
und der Jurisprudenz im praktischen Staatsiebeu gewähren, sei 

*) In Un^raru fanden von lb4Ü — 1848 84 juridische Rigorosen uml 14 Pro- 
motioneQ und von 1850 — 1852 14 Juridische Kigoiosen und 3 Promotionen statt. 
Das Ge8«ts vom 30. Jall 1860 führte daadbat das QttSdrienniiun «t«tt des bis 
dahin bestandenen Triennfnms ein. Ferner wurden im Jahre 1847 27 nnd im 
Jahre 1852 22 Doetoren der Medicin nnd Chirargie creM. 

14* 
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allgemein bekannt^ was bei Doctoren und Doctoranden der Philo- 
sophie nicht der Fall sei. Zu dem komme» wenn jene ihre 
Stadien beendet haben^ seien sie zumeist der Älteraclasse {%lr die 

Werbung zum Militär entrückt^ wiibrend letztere erst zu jener Zeit 
in das niilitärpÜichtigc Alter treten. Nach wie vor wurden daher 
denselben nur jene Begünstigungen gewährt, welche Studirende im 
Allgemeincii genossen. 

Hierauf wendete sich die philosophisclie Facnitiit der Wiener 
Universität am 26. Februar 1846 neuerdings an denKaiser und wies auf 
denMangel an tüchtigenLehranits-( andidaten, namentlich fürdieLehr- 
fiicher der theoretischen und Moralpliitosophie, der historischen und 
philologischen Wissenschaften hin» weshalb es manchmal yorkomme» 
dass für ein und dieselbe Lehrkanzel wiederholt Concursprüfungen 
ausgeschrieben werden mussten, ohne dass dadurch ein bedeutend 
günstigeres Resultat erzielt wurde. Aber auch dieses G-esuch blieb 
ohne Erfolg. Erst durch das MüitUrgesetz vom Jahre 1869 wurden 
auch diese Doctoren vom Militärdienste befreit. Was die Studirenden 
betrifft, so konnten von nun an jene Studenten vom Militärdienste 
befreit w<'rdeu, welche in der Lage waren, gute Colloquien-Zeugnisse 
beizubringen, jedoch g« startete der Kaisei' am 19. October 1860 
aus Gnade, dass die Ötudirendeu bei der nächsten Recrutirung noch 
keine Colloquien-Zeugnisse behufs Ihfreiung vom Mihtärdienste 
beizubringen brauchten, da bis dahin ein solches nicht noth- 
wendig war und das Gesetz daher eine rückwirkende Kraft aus- 
geübt hätte. 

Nach der Schlacht bei KöniggrKtz wurde die allgemeine 
Wehrpflicht eingeftlhrt und mit derselben die Institution der Ein- 
jährig-Freiwilligen. Nun entstand gewissermassen ein circtdus vkiosus» 
Nach § 21 dieses Wehrgesetzes soll den Studirenden die Fortsetzung 
ihrer Studien möglich gemacht werden. Das Unterrichts-Ministeriiim 
wünschte daher-, dass die militärischen Exercitien und der dies- 
bezügliche Unterricht an Ferialtagen oder iu Stinuh^n ( itheilt werde, 
welche nicht mit den Ooliegien an der Universität collidiien. Die 
Miiilärbehurde wieder meinte, wohl soll den StudircTiden die Fort- 
setzung der Studien möglich gemacht werden, aber nur insoweit 
dies mit dem dienstlichen Interesse vereinbarlich ist, und das dienst- 
liche Interesse verlange eben, dass die jung^ Leute, die nur 
Ein Jahr beim Heere sind, um kriegstüchtig zu werden, fleissig 
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exercireiL und viel üben. Während also die Kriegsbehörde 
'MTünschte, dass die Vorlesungen an den Hochschulen für Ein- 
jUhrig- Freiwillige restringirt werden , erklärte das Unterrichts- 
Ministerium, es habe nicht die persönlichen Interessen der Stu- 
direnden, sondern, die sachlichen des Studiums zu vertreten. Das 
Resultat dieser Controverse ist: die jungen Leute wünschen das 
Porte-6p6e zu erlangen und am Ende des Jahres die Prüfung zum 
Lieutenant in der Reserv^e abzulegen, und da ubt'i dics militäriseiicr- 
seits in ganz anderer Weise die üisicijdin o^ohandludjt wird, als 
dies an den Hochschiüen der Fall ist, iiub in die j untren Twente 
nicht nur, wenn sie woi^bleibcn, sondern Avenn sie auch nur einige 
Minuten später bei den Exerciiien oder beim Unterrichte eintreöen, 
mit leichterem oder strengerem Arreste etc., wie jeder andere Soldat, 
bestraft werden, so istesnatürhch, dass die CoUegien an der Univcrsitiit 
»gescliwänzt« werden und ist es notorisch, dass der Collegienbesuch 
während des Einjährig-Freiwilligenjahres facliach kaum möglich ist 
So sehr wir aber auch aus vollem Herzen die Universitäts- 
Reform^ die im Jahre 1849 geschaffen und seit jener Zeit immer 
mehr vervollkommnet und vervollständigt wurde, loben und pr^sen, 
so müssen wir zu unserem grossen Leidwesen sagen, dass sie bei 
der Jugend nicht jenen Um- und Aufschwung hervorgerufen hat, 
den man zu erwarten berecLtigt war. Wie armselig, dürftig 
und Ulibedeutend waren die Mittel und Behelfe und ein grosser 
Theil der Leln kräite, die bis zum Jahre 1848 an der Universität 
vorhanden waren; wie enge und beschränkt war das Terrain, auf 
welchem sich die Studenten bewegen konnten, und docli haben sich, 
trotzdem alles das besser wurde, die Zustände nicht derart zum 
Besseren gewendet, wie man gehofft hatte. Ein Mann, der seit 
Jahren mit den Verhältnissen der Wieuer Universität v^trautist, 
sprach auf Grund vielüütiger Erfahrungen sdne Ueberzeugong 
dahin aus, dass ein richtiges Verständniss sowohl ffir die Grund- 
sätze des eigenen Studienganges, sowie auch für die Methode des 
Unterrichtes immer mehr lin Abnahme komme. Theils eine rohe, 
empirische und nur auf die materiellen Erfolge gerichtete Thätig- 
keit, theils Unbekanntschaft mit der höheren Aufgabe der Wissen- 
schaft und des Unterrichts herrschen in bedenklicher Weise vor 
und zeigen ihre üblen Folgen .... Die })liilosophi,sehe und metho- 
dische Bildung ist höchst oberflüchUch und vor Allem uubeUebt 
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Bei den Historikern sei insbesondere der gänzliche Abgang jeder 
allgemeinen Bildung, die fast völlige Unkenntniss d<'r liitPinisiehcu 
und griechischen Sprache und die unglaubliche Roheit in der 
Kenntniss der philosophischen und literarischen Dinge in den meisten 
der vorkommenden Fslle äusserst zu beklagen. 

Man könnte dieses Urtheil vielleicht ab zu pessimistisch 
ansehen. Wir sind jedoch leider in der Lage, einen dassischen 
Zeugen für die Wahrheit desselben anzuführen, und zwar niemand 
geringeren, als die oberste Unterrichtsbehörde selbst. Das Expos6, 
veröffentlicht im Jahresberichte des Unterrichts-Ministcriums 1874,111, 
beginnt mit den Worten: -Tni Laiito der letzten Jahre liabon die 
akademiftchen Verhältnis i n Oesterreich oinen so unverkennbaren 
Niedergan«];' erfahren, da^s deuseiben dui'ch ausserordentliche Mass- 
regeln begegnet werden muss.« 

Ein Trost ist uns da wie auf anderen Gebieten geblieben, 
dass wir nicht ohne Genossen sind. £s sieht in Deutschland nicht 
anders und besser aus. Treitschke wies jüngst (Preussische Jahr- 
bücher 1889, Februar-Heft) darauf hin, wie gross die Zahl der her- 
vorragenden bedeutenden Männer von hinreissender Bcjredtsamkeit 
in der National- Versammlung zu Frankfurt war und wie verhält- 
nissmlissig wenig derartige Männer jetzt in dem Parlamente zu Berlin 
sind. Wir kOnnen dasselbe auch von uns sagen. Die Ursache 
dieser Erscheinung scheint wohl darin zn liegen, dass der Jugend 
in Folge des erweiterten Lehrplanes an den Gymnasien kaum die 
Zeit bleibt, sozusagen ihre eigenen Wege zu gehen. Sie hat genug 
zu thmi, wenn sie den ihr von der Schule gestellten Aufgaben 
eutspriflit, wobei nielit zu üher.selien ist, dass die Jugend jetzt 
auch luiusiich vielfach in Anspruch genommen wird, diurch 
Musik etc. 

Hoffen wir, dass wir in einem Uebergangs-Stadium leben 
und dner besseren Zeit entgegengehen und das» die Universität, mit 
den besten Kräften ausgerüstet, auch neue Kräfte schaffen wird, 
welche die Wissenschaft hegen und pflegen, und Männer hervoiigehen, 
stark an Geist, edel in Thaten, die den Ruhm ihres Vaterlandes 
häufen und mehren werden. 
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Die oberste Untenichtsbehörde, 

Wir könnon nicht schliesscii, ohne clor obersten Uiiterrichts- 
behördc und der I\Iänner, die au der Spitze derseiben seit dem 
Jahre 1848 standen, zu gedeukeiL 

Zunächst wollen wir in kurzen Umrissen den historischen 
Verlauf geben: 

Nachdem die im Jahre 1760 in's Leben gerufene Stadien- 
Hofcommission sich wie so vieles andere in Oesterreich Überlebt 
hatte, wurde dieselbe von dem ersten Anpralle der Märzbewegung 
weggefegt und entstand das Unterrichts-Ministerium, geschaffen 
mit kaiserlicher Entschliessung vom 23. März 1848, seit 1. Au- 
gust 1849 auch zur obersten Cultusverwaltung berufen. (Siehe 
oben S. 107.) 

Minister: Vom 27. März bis 9. Juli 1848: Franz Freiherr 
V. Soimuaru^a. 

Provisorische Inhaber des Portefeuilles. Vom 9. Juli bis 
11. October 1848: Anton Freiherr v. Dobblhoff, Minister des Innern« 
Vom 11. October bis 21. November 1848: Philipp FreiheiT v. Krausfl, 
Finanzminister. Vom 21. November 1848 bis 17. Mai 1849: Franz 
Graf Stadion, Minister des Innern. Vom 17. Mai bis 28. Juli 1849: 
Ferdinand Ritter v. Thinnfeldy Minister für Landescultur und Berg- 
wesen. 

Minister: Vom 28. Juli 1849 bis 21. October 1800: Leo Graf 

V, Thun-Hohenstein. 

Mit provisorischer Führung betraut. Vom 21. October 1860 
bis 4. Februar 1861: Josef Alexander Freiherr v. Ilelfert, Unter- 
staats-Secretär. 
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Das ^Ministerium für Cultiis und öffentlichen Unterriclit als 

«olclios im Priiieipe aulji;elioben mit kaiscrlichera Handschreiben 
vom 21. Oetobor 18ß0 und dessen Gcsehiiitc dctiniiiv dem Staats- 
ministerinni zugewiesen mit kaiserlichem Cabinetsclireiben vom 
4. Februar IHOl. 

Staatsminuter. Vom 4. Februar 1861 bis 27. Juli 1865: 
Anton Ritter v. Schmerling. Vom 27. Juli 1865 bis 5. Febrüar 1867: 
Bichard Qraf t. BeldredL Vom 7. Februar bis 8. März 1867: 
Friedricb Ferdinand Freiherr v. Beust 

Hinisterinm für Onltus und Unterricht, hergestellt mit 
kaiserlichem Handijehreihen vom 2. März 1867. 

T.eit«'r: Vom 8. März bis 28. Juni 1867: Friedrii h Ferdinand 
Freiherr v. Beust. Vom 28. Juni bis 30. December 1867; Anton 
Freiherr v. Hye-Gluneck, Justizminister. 

Minister: Vom 30. December 1867 bis 1. Februar 1870: 
Leopold Ritter v. Hasner-Artha. Vom 1. Februar bis 12. April 1870: 
Karl y. Stremajr. 

Leiter: Vom 12. April bis 30. Juni 1870: Adolf Ritter 
V. Tschabuschnigg, Justizminister. 

Minister: Vom 30. Juni 1870 bis 6. Februar 1871: Karl 
V. Stremayr. Veni 6. Februar bis 30. October 1871 ; .1 >M'f Jirer^ek. 

LoTtpr: Vom 80. Oetober bis 25. November 1871: Karl 
Fidler, k. k. Sections-Chef. 

Minister: Vom 25. November 1871 bis 14. Februar 1880: 
Karl T. Stremayr. Sein Nachfolger ist der jetzt fungirende Minister 
Sigm. Freiherr v. Conrad Kybesfeld. 

Es sei uns zunächst gestattet, einiges zur Charakteristik des 
ersten LMterriehts-Ministers Franz Freiherrn v. Somiiiai iiga, der 
zwar nur kurze Zeit im Amte war, aber wie wir wissen, die Auf- 
gabe, die ihm zugefallen war, in vollem i\I i > ^ 1 1 annte, anzuführen. 
Das Material hierzu verdanken wir dessen Öoime, Herrn Mioisterial- 
rath a. D. Freiherr v. Sommaruga. 

Wie aus der anonym erschienenen biographischen Skiasze: 
»Znr Erinnerung an Franz Freiherr v. Sommaruga« (deren Ver- 
fiisser war Freiherr v. Rizzi) hervorgeht, wurde Sommaruga am 
29. Juni 1807 vom Kaiser Franz mit der Erziehung des Erzherzogs 
Franz Karl, des Vaters unseres Kaisers betraut 
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Als im Jahre 1837 die Cholera in Wien wütheto, sah sich 

»Sommanijj^a veranlasst, von seinem Zögling, der Thronerbe werden 
sollte, tiir den etwaigen Todesfall schriftlich Abschied zu nehmen. 
Wir citireu aus diesem Schreib<^n vom 13. Juni 1837, welches sowohl 
den Schreiber wie den hohen Adressaten ehrt, folgende Sätze: 

. . . »Scheuen Sie in keiner Angelegen^ 3it des Lebens die 
Mühe eigener Beurtheilang, zu welcher, wem Sie in das Innere 
einer Sache ernstlich eindringen, Gott die Fäiigkeit Ihnen ver- 
lieh. Keine Berufung auf Einsichten und Bathschli:^ Verstorbener 
oder Lebender kann Sie vor dem aUgerechten Ricrter vertreten. 
Entschlüsse aber, ans ruhiger Ueberzeugung entsprungen, finden, 
auch wenn sie irrig sind, vor dem Ewigen Nachsicht 

Veruelimen Sie in allen wichtigen Dingen die Ansiditeii, du: 
Ihrer individuellen Neigung zuwider sind, eben so ruhig und auf- 
richtig, als die derselben entsprecheiideu. 

Seien Sie im Entschlüsse überlegt aber nicht zweifei« 
süchtig, in der AasflUihrung kräftig und consequent. Ein immei^ 
währendes Schwanken im Denken und Handeln bringt nie Segen. 

Suchen Sie immer endlich nur die Wahrheit. Nehmen Sie 

aber nie Frechheit in Acnsserungen für Freimüthigkeit. Seien 
Sic ein treuer Freund, so können Sie aucli tioue Freunde erwerben. 
Kur für Liebe kunmiü wir Liebe gewinnen. G emeiue Gesinnung<*n 
seien Ihnen in jedem Stande verhasst und aus Ihrer Umgebung 
standhaft verbannt. 

Gegen Ihre Diener (dieses Wort im häuslichen Sinne ge- 
nommen) seien Sie immer der Herr, wenn auch ein gnädiger, und 
machen Sie solche nie zu Ihren Rathgebem. 

Gnädig zu sein, ist der Trieb Ihres Herzens. Seien Sie es 

aber nie auf Kosten fremder Rechte. 

Heilig sei Ihnen llir gegebenes Wort. Versprechen Sie 
«iber nie etwas in der ersten Anfwallunic und g-edcnken Sie, dass 
Strenge aucli unter die Pdichten eines Fürsten «^idu'Jrt. 

Sie sind, wie ich, ein Katholik mit Sinn und Herz. Seien Sie 
aber nie gieichgiitig gegen IVrissbrauch einer Lehre, gegen Aber- 
glauben und gegen Verkehrtheit mancher Diener der KeUgion, 
wodiireh der Katholicismus mehr würdige Anhänger verliert, als 
durch seine offenen Gegner. 
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Missachten Sie nie die Treue, mit welcher die Genossen einer 
anderen Lehre dem Glauben ihrer Väter anhängen und zeigen Sie 
bei aller Gelegcnlicit offen die dem Geiste des Christenthums und 
den Pflichten der Fürsten gleich angemessene Toleranz, welche 
vielleicht mancher von Ihnen nicht erwartet. 

Seien Sie kein Sklave, aber auch kein Verächter der Offent- 
Uchen Meinung. Lassen Sie auch der Welt wissen^ dass Sie ein 

Feind der Schmeichelei in Rede, Schrift und Handlung sind. 

Lassen Sie es Sich gefallen, dass ein Fürst inanclien Genuss 
sich versagen mus^, den der Privatmann sich verschaffen kann.« 

Von grösserem allgemeinen Interesse ist folgendes Gutachten, 
das wir im Auszuge mittlu lh n. Als Kaiser Franz 1819 in Rom 
war, übergab ihn nämlich der heilige Vater Beschwerden in Reli- 
gionssachen. Am 10. April 1829 verlangte der Kaiser die Ansichten 
Sommaruga's über diese Qravamina zu vernehmen. Dieser äusserte 
sich hierauf (das Concept trägt kein Datum), indem er darauf hin- 
weist, dass er selbst Professor des Kirchenrechtes in Lemberg und 
stets ein treuer Anhänger der Kirche und ihrer Lehren war. 

In den Bemerkini|;<m das lieiligen Vaters fand er mit Er- 
staunen die WiederhohuifT alles dessen, was im Mittelalter von Seite 
des römischen Hofes von den Landesfürsten, die Immunitäten mit 
inbegriffen, gefordert wurde, wo die Kirchenvorsteher die Grenzen 
der ihnen von Christus verliehenen Macht überschritten liaben, und 
war es ihm schmerzlich, zu sehen, dass auch das Begehren gestellt 
wurde die österreichischen Ehegesetze aufzuheben, mit der Drohung 
der Erlassung einer Bulle, durch welche diese Gesetze verdammt 
werden sollen. 

Noch weit weniger könnten Eure ^lajestiit einer Drohung 
von Rom entgegensehen, die selbst gegen einen hinsichtlieh der 
Rechte der katholischen Kirche gleichgiltigen Landesherrn nicht 
an ihrem Platze sein würde. 

Die Klagen Sr. Heiligkeit gegen die Orthodoxie der Lehren 
der katholisch-theologischen Lehranstalten sind ganz onbegrttndet, 
da die Lehrer, darunter Dolliner, strenge Katholiken sind. . . . 

Das Sacrament der Ehe gehört ohne Zweifel zur Gesetz- 
gebung der Kirche, aber der bürgerliche Vertrag ebenso unbe- 
zweifelt zur Gesetzgebung des Staates. 
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. . . Was aber den (Jli-iindsatz betrifft, «nucii der bürgerliche 
Ehevertrag der Katbolikeii gehöre wegen des Sacraineutcs zur Beur- 
theilung, uud zwar wie dieser in der Beschwerde deutlich sich aua- 
spricht, zur alleinigen Beurtheilung der Kirche, so ist derselbe im- 
bedingt irrig. Ais der göttliche Stifter unserer Beügion unter den 
Menschen lehrend auftrat, gaben die Landesherren Kraft ihrer 
Sonveränetät Gesetze tlber die Ehe als einen bürgerlichen Vertrag 
und wollte Christus nach seinem eigenen Worten: Seddtte ^uae &uni 
Caegarü etc. dieBechte weltlicher fiegenten kdneswegs schmfilem. 

Oesterreich hat auch keinen Grund, die Gestattung gemischter 
Ehen seit Josef IT. zu bereuen. 

Das österrcicliische Ehehinderniss des (Miifachen jedoch vor 
der Eingehung dei- Ehe bewiesenen Ehebruches ist ohne Zweifel 
der christlichen Moral iiiehraTigemessen, als (Li'^bi^schräiikte ranonische, 
welches den, der mit einer Person ciiK u Ehebruch Ijeging, diese zu 
ehelichen nur dann unfähig macht, wenn sein Ehebruch mit einem 
Eheversprechen oder mit Nachstellungen nach dem Leben des 
Gegentheiles verbunden war. 

Eine Verhandlung mit dem römischen Hofe tlber Ehesachen 
scheint nicht angemessen, da Souverftnetätsrechte und Pflichten nicht 
geopfert werden dürfen; eben so wenig kann man mit österreichischen 
Bischöfen darüber unterhandeln, da der Landesherr mit seinen 
Unterthanen nicht Verträge schliessen kann. 

. . . Das unbestreitbare Recht des Monareheu ist es, die Ober- 
aufsicht über Alles, was im Staate gelehrt und geübt wird, zu führen, 
und können die Biidiingsanstalten des Olerus keine Ausnahme 
machon. Es kaiui daher auch nicht der Einsicht eines jeden einzelnen 
Bischofs die Leitung der theologischen Studienanstalten in seiner 
Diöcese überlassen werden. Eben so wenig können dem Staate die 
Personen, welche theologische Lehren vortragen, gleichgiltig sein. 
Es ist auch die Aufgabe des Souveräns, den Staat gegen gefährliche 
Lehren der Kirche und der Theologen zu schützen. 

Die Verlesung der allerhöchsten Ernennung der Bischöfe in 
der Kathedralkirche ist nöthig, damit das Nominationsrecht des 
Landesfdrsten nicht in Vergessenheit gerathe, und können dieBisdtöfe 
bei Uebemahme der Temporalien an ihre Pflichten erinnert werden, 
wie dies bei anderen Beamten geschieht. . . Eben so wenig als jeder 
andere Amtseid, kann auch der Eid der Bischöfe wegbleiben. 
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Ja .Suiatsriiek.sielit<?n kaun die Abliänj^ij^kcit der Orden von 
ausländi.schen Genenilen nur als hücbftt gefährlich ersclieinon. « *) 

Wir denken, diese 3if ittlioilungen reichen hin, um den Charakter 
und die Denkweise des ersten llnterrichts-Ministers zu kennzeichnen. 

Die Amtsdftuer der Nachfolger des Freihenm v. Sommaniga, 
sowohl der UnterrichtBmimster wie der Leiter des Unterrichts- 
Ministeriams war verschieden und noch verschiedener und mannig- 
faltiger waren die Anschauungen, die sie auf politischem Gebiete etc. 
hatten. Wissen wir doch, dass sie Vertreter von Systeme waren, 
die sich schnurstracks gegenüberstanden und noch stehen. 

So verschiedenartige und manni<?faltig aber auch Personen. 
Zustände, Verhältni.ss(', l*riiRi[ut*ii u. s. w. wan n, in einer Beziehung 
glichen sich alle; alle vvollu-ii si«-, d.iss die Wiener Universität im 
vollen Sinne des Wortes ein cehlierrima sei und bleibe, und da die 
Professoren der Glanz einer Uuiversitilt sind, so waren sie alle 
bemüht, die tiU litigsten Kräfte tiir die erste Hochschule des Reiches 
zu gewinnen, und wenn eine Lehrkanzel erledigt war, odei* eine neue 
errichtet wurde, so lugte man nach allen Seiten hin aus, um die 
bedeutendste Kraft zu gewinnen und fanden bis auf den heutigen 
Tag zahlreiche Berufungen aus dem Auslande statt.**) Wir haben 
im Verlaufe unserer Darstellung Gelegenheit gehabt, Kamen illustrer 
Männer zu nennen, welche unter dem Grafen Leo Thun für die 
Universität gewonnen wurden, und das gleiche Bestreben hatten 
alle seine Nachfolger, und wurden in der jüngsten und letzten Zeit 
vom Minister Freihermv. Conrad Georg Btthler, Nothnagel und Erich 
Schmidt aus dem Auslande berufen. Es widerstrebt uns per longum et 
feft/iwdieNamenvonMflnnemzunennen, die ohnedies dnrcli ihre Werke 
in der wis.seu.schatilielien Welt bekannt sind, und andererseits sind wir 
nicht so anniassend, uns ziiziimuihtju, (hiss w'w ein Urtlieii über alle 
die Herren, welche die verschiedensten wissenschaftlichen Discipliuen ' 



*) In den ^M» iimiren ^fetternich'.s wird der Beschwerden des Papstes ge- 
rlaclit. Wie wir jcdot li i^lauhen, ist die daselbst anc^egebcne Ursachei weshalb sie 
iiiclit in riu ksiclitigt wurdeu, nicht die richtige. Der FebroniAsmu« hatte nichts 
(lumit tliun. 

**) Nicht Ubergehen wollen wir, dass im Jahre lb71 l nteihandiungen mit 
Ernst Hückel in Jena gepflot'en wurden, die Professor Suess führte, obschon — und 
spedell damals — die wissenschaftliche Bichtung Häckel's, insbesondere den Streng- 
glSnhigen, ein Dorn im Ange war. 
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tradiren, haben. Wir luuiiiten daher zunächst jene, die unter dem 
Regime Thun berufen Avurden, welche gewisserniassen schon der 
Geschichte angeliören; aus der folgenden Zeit hingegen haben wir 
nur ausnahmsweise Namen verzeichnet. Es mag f'enier hervor- 
gehoben werden, dass i-.s aucli unter dem Naciiwuchse der Docenten 
und ausserordentlichen Professoren viele tüchtige Kräfte gibt, die, 
soweit sich voraussehen lässt. Leuchten der Wissenschaft sein 
werden. 

Während auf politischem Gebiete seit dem Jahre 1848 bis 
heute wiederholt rückläufige Bewegungen Platz gegriffen habenj 
kann es nicht genug gesagt werden, dass auf dem Gebiete der 
Universität keine rückläufige Bewegung stattgefunden hat. 

Selbstverständlich konnten jene Minister, die nur kurze Zeit 
im Amte waren, auch verhilltnissmässig nur wenig schaffen. Nichts- 
dt'ötoweniger war es Baron Hye, der nur ein liall>es Jahr im .liiute 
war, vergönnt, die siebz(;hnjahrigen Verhandlum^cn über einen Neu- 
bau der Wieiit r l^niversität durch Erwirkung einer knist rlicheu 
Kntschliessung, durch welche endüch ein Bauplatz für dieselbe er- 
mittelt und zugewiesen und zum Begitme des Baues eine Geld- 
summe angewiesen wurde, zum Abschlüsse zu bringen. (Vergl. G. 
Woli ^Der neue Universitätsbau«, 8.53 u. s. w.) Er war es auch, 
der den obligatorischen Turnunterricht für die Volksschulen ein- 
geleitet und unter ihm wurde die Errichtung des von dem Wiener 
Gemeinderathe beschlossenen aber froher von der Regierung immer 
beanständeten Pädagogiums voUzogen. Last not lea^ durch ihn kam 
der berühmte Romanist Ihering nach Wien. 

Hye, als damaliger Leiter des Cultus-Ministeriums, machte die 
ersten einleitcuden >rl»iitte zur Modilication des Concordates \\m\ 
der confessionellen Gesetze. Er entwart" die erste (lie-sbezünlicht- 
Instruction an tlen kaiscrlielien Botst-liafter in Horn und die kaiserliche 
Emanation auf die Adresse der 25 Bischöfe; schliesslich arbeitete 
er auch den ersten Entwurf eines interconfessioneilen Gesetzes aus.*) 

*) An dieser Beratliuup^ nfthnien Theil: Cardinal Rjuischer, der österreichische 
Botsc^inftcr lifim hpilip-Pti Sfnlil(\ Frojhrvr v. HiUiiirr, unrl dor Kirchenrochtslrdircr 
i'ri.)tt'ssi>r Si'liultt', j«'t/,t in liKiiii. Ks iiia^ liervorjj^c^lmhcii wcnlcii. (üiss der vpi('\\ i^-to 
Cardinal Kausdier sich bei dieser Berathung- sehi cuuciliaiit zeig^tc. Mit Leili unrl 
Seele Katholik nud dem heiligen Stuhle ergeben, hatte er da» Verständnis.s tlir 
die Rechte des Staates und war durch und durch Oeeterreicher. 
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Ein segensreiches Andenken hat eich Herr v. Hasner, der 
Schöpfer der neuen Volksschule, gestiftet. Unter ihm entstand das 

Schulaufsichts-Gesetz, er reformirte die Realschulen, unter ihm traten 
die iiitcrcüuiessiouellen Gesetze in's Leben. Was die Universität 
betrifft, so verdankt llnii das cheniisclie Institut das Entstohf^n, und 
er war es, der Schätne, über den man wohl als iVilitiker, als 
österreichischen Minister, abfällig? urtheilen kann, dem mau jedoch 
seine grosse Bedeutung auf dem Gebiete der Nationalökonomie 
nicht bestreiten wird, nach Wien berief. 

In ausgezeichneter Weise wurde Herr v. Hasner von dem 
damaligen Sectionschef, bis dahin Professor Julius Glaser, iinter- 
statzt Glaser hatte da Gelegenheit, seine grosse Gelehrsamkeit auf 
dem Gebiete der Jurisprudenz praktisch zu verwerthen. 

Am längsten wirkte als Unterrichtsminister Graf Leo Thun, 
in dessen Brust, ach! zwei Seelen wohnten. Er war es, der zum 
Abschlüsse des »unseligen Vertrages« mit Rom eifrig mitwirkte 
und er war der Ixegenerator der Wissenschaften iu Oesterreich. 
Mag man jedoch welche Vorwürfe iiiiiuer gegen ihn als Ciütus- 
niiuister erheben, mag man noch so sehr über ilin aburtheilen, dass 
er, der früher ein eifriger Germanisator war und auf das wärmste 
für ein cinheitÜchcs Gestenreich einstand, spiiter ein unermüdlicher 
Kämpfer für den Föderalismus wurde und Holz zum Feuer des 
Nationalitäten-Haders trug; — als Unterrichts-Minister hat er sich um 
die Beform der Studien an den Universitäten und speciell an der 
Wiener Universität grosse, ja wir dürfen sagen, unsterbliche Ver- 
dienste erworben, wenn wir auch nicht bestreiten, dassifamdaund 
dort das Concordat stark im Kacken sass. Er war es, der die Uni- 
versität aus ihrem Verfalle erhob, er gestaltete eine (mit Aus- 
nahme der medicinischen und wenigen Disciplinen an der staats- 
wissenscliaftlic'heu Fncidtät i inittelmässige, vurkomniene Unterrichts- 
anstalt zu einer wirklielien Universität um. Und als die Zeit kam, da 
das Concordat abgeschlossen wurde und man die Universität, so 
zu sagen in die Luft sprengen wollte (vergl. oben Ö. 165), da war 
er es, der sie vor diesem Unglücke bewahrte. Von Eugen von 
Savoyen berichtet die Legende, er habe vor d( r Schlacht bei Zenta 
ein abmahnendes Schreiben von Seite des Hofkriegsrathes erhalten, 
wdches er jedoch, da er den Inhalt desselben ahnte, in die Tasche 
geschoben, bis die Schlacht geschlagen und gewonnen war. Was 
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wir vom Gh^en Thun berichteten, ist keine Legende und wird ihm 
diese That noch bei späteren Geschlechtem zum Ruhme gereichen. 

Das Werk, das Graf Thuu lx'}j:oimcn, hat Herr v. Stremayr 
vollendet. Das Uiiiversitäts- Gesetz vom Jahre 1873 hat die Uni- 
versitiit auf vollstüudig moderne Griindlap^cn ^^vstfUt, wie sie die 
Pflepcc der Wisscnscliaft bedarf. Ihm war es veryoniit, den defini- 
tiven Bauplatz für die neue Universität zu erlangen. Unter ihm 
wurde der »unselige Vertrag« mit Rom aufgehoben und selbstver- 
ständlich hörte die Universität auf, als katholisch zu geltezL 

Der jetzt fungirende Minister, Freiherr v. Conrad, zieht weiter 
auf dem vorgezeichneten Wege und wird es ihm gegönnt sein, als 
Pathebei der Eröffnung des neuen Universitätsgebäudes zu fungiren. 

Noch wollen wir des Sectious - Chef» des Uuterrichts-Hini- 
steriums, des Herrn Carl Fidler, der seit einer Keiiie von Jahren 
in dem genannten ^rinisterium wirkt, gedenken. Er hat sich 
Bpecielle Verdienste um den gewerblichen Unterricht erworben. Er 
machte wiederholt K^sen nach England, um an Ort und Stelle 
diesbezügliche Studien zu machen, und fungirte er auch als Vor- 
sitzender der betreffenden Central-Commission; ihm verdankt die 
Ausstellung wissenschaftlicher Apparate in London im Jahre 1876 
ihre Beschickung aus Oesterreich. 1877 leitete er die GommiBsion 
zur Beorganisirung der nautischen Schulen. Er führte bei der 
Landesschul-Inspectoren-Conferenz im Jahre 1876 den Vorsitz, 
deren Verhandlungen mancherlei Modificationen im G-ymnasial- 
Lehrplane herbeiAlhrten. Idealen Zielen nachstrebend^ hegt er das 
wärmste Interesse für die Förderung der Wissenschaft. 

Wenn wir jedoch freudigen Herzens die Verdienste der 
Minister und der Leiter des Unterrichts-Ministeriums um die Uni- 
versität anerkannten, so heischt es die Pflicht, dem die Ehre zu 
geben, dem zunächst die Ehre und der Ruhm gebührt. Seiner Mar 
jestät dem Kaiser Franz Josef I. 

Wir hatten häufig im Verlaufe dieser Darstellung, sowie in 
unserer Schrift »Der neue l'niversitätsbau CJclegenheit, des warmen 
und regen Interesöcs zu gedenken, welches der Kaiser seit seinem 
Kegierung.santritte für die Universität hatte. Und wahrlich, der 
Strahlenglanz der Krone, die der Monareh trägt, wird durch das 
Licht der Wis&enschalt, das er in seiner kaiserlichen MachtfUlle 
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gefördert und in seinem Sohne^ dem dereinstigen Thronfolger, geh^ 
und gepflegt hat, erhöht, verklärt und verschönt. 

Der Kaiser nahm ttbrigena jüngst selbst die Gelegenheit 
wahr, sich über dieses Moment zu äussern. Einer Deputation 
der Wiener Universität, an deren Spitze der Rector Maassen stand, 
antwortete der Kaiser bei Gelegenheit der Habsburg-Feier: 

»Ich danke dem akademischen Senate für die Huldigung, 
welche derselbe ^lir Namens der Wiener lliiiversitilt au dem heutigen 
für !Mich mid Mein Haus so hedeutungsvollen Eriuncrungstage ent- 
gegenbringt. 

Kacl» (1( in Vorbilde IVteiner Aluien betrachte auch Ich es als 
eine Meiner wichtigsten lu-^i iitenptlichten, den Universitäten als 
den eigentliclieu Pflegestätteu der Wissenschaft Meine unablässige 
schirmende Fürsorge zuzuwenden. 

Es wird Mir eine besondere Befriedigung gewähren, der 
Wiener Universität in hoffentlich nicht femer Zeit anstatt der 
alten zu eng gewordenen Räume ein neues Heim in weiten würdi- 
geren Hallen anweisen zu kOnnen. 

Fahren Sie fort, Ihres Lehramtes mit lebendigem wissen- 
schaftlichen Eifer zu walten, leiten Sie die studirende Jugend durch 
Lehre und Beispiel an, nach den höchsten Zielen mensch- 
lichen AVissens zu streben, und lassen Sic daraut bauen, 
dass die Hochschulen Meines Kciches dLin r)fiVntlicli('n Leben Jahr 
für Jahr nicht nur gebildt te junge M.äimer, sondern auch gute 
Bürger und treue Söluie ( )< .stcrreiclis zuführen.< 

Diese Worte sjigen mehr, als die Feder auszudi'ücken im 
Stande ist. Wir schliessen daher mit den alten Spruche: 

Vivat, crescat, ßoreatJ 



Anhang. 

(Zu Seite 77.) 

Wir glauben im Interesse der Lcs^m- zu handeln, wenn wir 
nSher .luf die Klagen der Bischöfe nach dem Tode Josef IL ein- 
gehen. Kaiser Leopold II. übergab dieselben, insoweit sie politische 
Gravamina betrafen, dem obersten Kanzler, Grafen Kolowrat, und 
bezüglich kirchlicher Fragen der geistlichen Hofcommission zur 
Begutachtung. 

In dem Votum des Grafen Kolowrat (s. d.) heisst es: 
.... »Die ehemals yorgeschrieben gewesene Ablegung des 
Glanbensbekenntnisses vor Erhaltung der Doctorswürde ist an 
sich, weil man die Religion desjenigen, der die Doctorswürde ver- 
langt; wohl ohnehin weiss, ganz überflüssig; in einem Staate, wo 
wie in dem österreichischen, Juden, Griechen und Protestanten tolerirt 
werden, ganz unthunlioh und umsomehr unnötliif,^, als in Aljsicht auf 
die den Juden zu ertheiiende Doctors würde Sc. Majestät dm eh die bei 
Gelegenheit, als der Jude Joel um die juridische Doctorswürde an- 
suchte, herabgegebene allerhöchste £utächliessung eine umständliche 
Vorschrift ertheilt haben. Wenn nach der von dem Bischöfe von 
Linz vorgeschlageneu Art, die Religion sowohl in Schulen gelehrt, 
als auch in Predigten dem Volk^ forthin vorgetragen (er schlug 
vor, für die Jugend einen zweckmässigeren katechetischen Leit^ 
&den und ftlr die Erwachsenen erweiterte, in zwei oder drei Jahr- 
gänge einzutheilende Elatechesen zu ver&ssen, den Seelsorgern aber 
) jährlich einen den allgemeinen Beligionsunterricht bestärkenden 
Predigtencurs herauszugeben und dann nach dem nainfichen Zwecke 
Erbauungs- und Gesangsbücher zu verlassen), auf die Sittlichkeit 

und Andachtsübuugen in iSchulen nach den in dem neuen Studien- 
I Wolf, Wiener Untvenltlt, 15 

\ 
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plane festgesetzten Grundregeln sorgfältig gehalten, so ist nicht zu 
zweifeln, dass di*' Bischöfe allerseits zufrieden gestellt und die 
Ursachen verschwinden werden, die ihre bisherigen Klagen veran- 
lasst haben.« 

Bezüglich der verschiedenen Vorschläge der Bischöfe in 
Angelegenheit der Toleranz, meinte Graf Kolowrat: 

«Wenn man aber voraussetzt, dass in einem wohlgeordneten 
. . . Staate und in einer so weitläufigen Monarchie, wie die öster- 
reichische ist, man die verschiedenen im römischen Reiche tolcrirten 
Religionen doch gewiss auch toleriren muss, dass es dem allge- 
meinen Ansehen, selbst dem Bcvölkcriin_ü:sstando vcrkldnerlich und 
uaclithrih'i; wflre, von der einmal mit allgemeinem J^rifallo des 
Auslandes eingeführten Toleranz ganz oder auch nur zum Theil 
abzugehen, einen harten Gewissenszwang einzufülu'en und mit 
schweren Strafen, die dabei allemal unvermeidlich werden, ztt 
behaupten; wenn man bedenkt, dass Gott selbst dem Menschen den 
freien Willen, zu glauben imd zu handein, gelassen, seine wahre 
Beligion nur mit Sanftmuth gepredigt und am allerwenigsten mit 
Schwert und Blutvergiessen anderen aufzndrSngen befohlen hat, 
dass der Zwang gute Christen nicht schafft und h(Schstens Heuchler 
erzeugt, die eine Religion, zu der sie sich gezwungener Weise 
öffentlich bekennen müssen, insgeheim verhöhnen und ISstem, wie 
man iu Portu!j:al und Spanien täglich unzählige Beispiele findet, 
.so wird mau überzeugt werden, dass durch die schon bestehenden 
Toleranzf;('setze allen billigen Klagen der Bischöfe schon abge- 
holfen .Si l . . . .« 

Ob der Abfall katholisch geborener und erzogener Unterthanen 
gestattet werden könn^ ist eine schwere Frage. 

Wenn man sie verneinend beantworten will, so müssen 
Strafen, und wo nicht wie ehemals Todesstrafen, wenigstens A^er- 
bannung der Abgefallene aus ihren Geburtsorten und Abstiftung 
ganzer Familien wieder eingetiihrt werden. Welch' harte Folgen 
diese hatten, ist noch Jedermann in frischem Andenken, und wie 
wenig haben sie gewirkt oder genutzt? 

Was die Klagen über Sittlichkeit und Frömnugkeit betrifft^ 
so ist die Klage des Cardinais von Wien tmd des Bischofs von 
Brixen über die Kleidcrpracht in Kirchen und Unehrerbietigkeit 
nicht erheblich. Was das Fastengebot betrifft, so kann keinem 
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Gastgeber oder Wirtb; besonders in Hauptstädten, verboten werden, 
an Fasttagen Fleischspeisen zu kochen, denn verschiedene Akatboliken» 
reisendes Militär, und andere Henschen, die aus Qesondheitsuinstitnden 

keine Fastenspeisen essen dürfen, müssen in Gasthöfen für ihr Geld 
jede Gattung A'on Speisen finden können, liöchstoiis könnte betohlen 
werden, dass an solclien Tagen jene, die Fleiscli geniessen, au einem 
besonderen Tiseiie sitzen müssen. 

Wenn Kirchenceremonien in Scliauspielen lücliei'Uch gemacht 
werden, so trifft diese Schuld die Censur. 

Der öftere Besuch beim öffentlichen Gottesdienste knmi Nie- 
mandem geboten werden; eine Abforderung der Beichtzettel gebt 
in volkreichen Städten nicht an. Die Abhaltung der Schauspiele 
zur Advent- und Fastenzeit ist, sowie die Belustigungen am Sonn- 
tage nicht religionswidrig. 

Dass irgend ein katholisches Kind durch die in die Schule 
gehenden Judenkinder zum Judenthume sollte verleitet werden, 
darüber wird schwerlich ein Beispiel angefülirt werden können. 

Was die Taufen der Juden betrifft, so könnte es bei den 
bestehenden Gesetzen bleiben .... 

Die Pressfreilieit, die in den österrcMeliisehen Erl).staateii ohne- 
hin nicht eigentlich besteht, weil sie von jeher einer eigenen 
Büchercensiu* unterworfen war und noch ist, allgemein zu beschränken, 
ist, Ij' s nders jetzt in diesem so schreibseli^en .Jahrhundert, so 
leicht nicht .... Die Censur aber den Bischöfen in die Hand zu 
geben, wtirde umsoweniger räthlich sein, als bei der Censur nach 
allgemeinen, vom Staate zu bestimmenden Grundsätzen vorgegangen 
werden muss, und von so vielerlei Bischöfen gleiche Grundsätze 
sich unmöglich vermuthen lassen. 

Was akatholische Pathen betrifft, so weist Kolowrat darauf 
bin, dass die Pathin des Kaisers Protestantin war. 

In dem Protokolle der geistlichen Hol'eoniniissions-Sitzung vom 
18. Deceniber 1790 werden die Beschwerden der Bischöfe skizzirt 
und das Gutachten l)eigeiugt. 

I. Beschwerden in Absicht auf die Gottesdienstordnung*. 
1. Der Nonnal-Messgesang zerstreue mehr ak er erbaue; 
2. Processionen sollen wieder gestattet; 3. das Reliquien-Chorfest soll 
in Prag wieder eingeAihrt werden; 4. man soll mehrere Messen 

zugleich lesen können; 5. die Wiedereinführung der au%ehobenen 

15» 
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Andacht in der Charwoche wird befürwortet; 6. die Messgesänge 
seien zu ein&ch; 7. es soll die untersagte Aussetzung der Beliquien 
wieder gestattet sein; 8. beim nachmittiigigen Gottesdienste sollen 
wieder Predigten stattfinden; 9. der Mariencultos soll gehobeu ; 
10. und 11. die Hochämter sollen beim Nachmittags-Gottesdienste 
feierlich gehalten; und 12. diu Bussanstalten verbessert werden; 
13. es soll die Erklärung der Ablnsse gegcbon ; 14. die Seelen- 
ilniter und 15. die sainstii;^igen AlKiulandachteu wieder eingeführt 
werden; 16. am letzten Tage des Jahres soll Predigt sein; 17. dio 
Kegulirung des Gottesdienstes soll den Bischöfen überlassen bleiben« 

Hierzu bemerkte die Commission: >Bei der bekannten so un- 
gleichen Meinung der Bischöfe und ihrer Denkangsart scheint es 
bedenklich, den ganzen Gk)tte8dienst und dessen Kegulirung in ihre 
Hände zu legen. Man würde beinahe so viele verschiedene An- 
dachtsfibnngen als Diöcesen haben und in manchen bald alle jene 
Andächteleien aufleben sehen, von denen das Volk schon entwöhnt 
ist und die dem grössten TheHe nur zum Gespi^tte und zur 
Abwürdigung der Religion dienen. « 

18. Klage wegen Abstellung der Bruderseliaften; 19. Kund' 
macliung der landesfürstlichen Verordnuii;:;en von den Kanzeln. 

n. Beschwerden in Absicht auf die Ausübung des bischöf- 
lichen Hirtenamtes: 

1. Ucber die Einmengung der weltlichen Stellen in geistliche 
Gegenstände. Cardinal Migazzi hob hervor, die Hauptbeschäftigung 
der geistlichen Hofcommission scheine zu sein, Klöster au&uheben, 
katholische Kirchen zu vermindern, lutherische und oalvinische zu 
vermehren, das SiimdUmeum des Gottesdienstes einzufilhren, der 
allgemeinen Kirchendisciplin widrige Einrichtungen zu machen etc. 

Die Hofcommission bemerkte dazu: »Dieses ist eine Klage 
ohne Beweis, da die Wahrheit fehlt. Die meisten wissen selbst 
nicht, was ein geistlicher Gegenstand ist. Der Begriff vun diesem 
letzteren besteht nilein in dogmatibcheu Glaubenslehren, priester- 
lichen Altarsveriiciitungcn und in dem geheimen Bussgerichte. Da 
nun kein l^>uch8tahe von einer Verordnung jemals erschienen ist, 
der über solche Dinge etwas bestimmte. Mit dieser Punkt als eine 
querda vor/ff ^rrz weg.« 

2. Beschwerde über das aufgehobene Verhältniss mit Rom 
und über die Grundsätze des Circulars vom 31. December 1781; 
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3. Verbot, päpstliclie Bullen kund zu machen, worüber sich blos 
die Bischöfe von Sückau und (Tfadisca beschwerten. 

Dazu bemerkte die Hofcommission: >E8 handelt sich hier um 
das jus inspimendi leges et ordinatianes exteras oder das jus placüi 
regn aeu Exequatur , welches über eilfhandert Jalire von Einführung 
der christlichen Beligion ohne Widerspruch in katholischen Staaten 
beobachtet^ ja selbst von den würdigsten Bischöfen darum gebeten 
wurde. Was . ist einfacher^ als dass der Beberrscher seiner Völker 
den Inhalt der Expeditionen aus Born einseben und somit beur- 
theilen könne, ob etwas darin vorkomme^ was dem Staate, dem 
Volke etc. schädlich sei, tun sie zu beseitigen, oder, wenn dies 
nicht der Fall ist, sie durch seine Autorität mittelst des regii 
2)laciti noch mehr zu nutr rstützen. W ie gut wäre es gewesen, wenn 
man im Mittelalter die^e Vorsicht gebraucht hätte, weil roniisclie 
Bullen und Breven, die heimlieh verbreitet wurden, mehrmals Vaw- 
pörung, Aufruhr und ßlutvergiessen verursacht haben, \Ver die 
Geschichte kennt, weiss es, dass es eine der fürnehmsten Maximen 
des römischen Curialismus sei, durch Selileichwege, mittelst ge- 
heimer Bullen und Breven den Geist des Volkes auf den Religions^ 
&natismus zu stimmen und dann durch aufge£Ei«hte Widersetzung 
das Volk den besten und frömmsten Absachten des LandesAirsten 
entgegen zustellen, und wird noch heute die Triebfeder der traurigen 
Ereignisse finden, die geradehin in den belgischen Ländern die 
heiligsten Anstalten noch vor kurzer Zeit unausftlhrbar gemacht 
haben. Die Vorschriften vom 12. September 1767 imd 26. März 1781, 
welche das placetum festsetzen, sind selbst nacli der Lehre der 
besseren canonischen Rechtslebrer in dem Majestätsrechte begründet, 
weil eine doppelte gesetzgebende Gewalt in einem Staate utnnöglich 
st^itthaben kann. Diese Einrichtungen bestehen schon lange in 
allen katholischen Staaten. 

Wenn alle Bullen und Breven, auch aus früherer Zeit Geltung 
haben sollten, so könnte keine von den neuen Vorkehrungen des 
Staates in Kirchenangelegeuheiten und nur wenige von den poli* 
tisdien Verfttgungen und Einrichtungen bestehen. 

Als Beweis diene : Innocenz IIL befiehlt, dass die Gttter der 
Ketzer dem Fiscus und in gewissen Fällen der Kirche zufallen 
sollen^ selbst wenn diese Kinder haben. Gregor IX. verordnete 1234, 
man solle die Decretalien, die Baimund Pennaforte verfertigt hatte, 
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nicht nur in Schulen, sondern aucli bei GerichtshOien brauchen. 
Bonifaz VIII. erklärte in der Bulle ünam sandam, dass die welt- 
liche Macht der geistlichen untergeordnet sei. Innocenz IIL excom- 
municirte Alle, die sich die pUpstlichen Rescripte nicht gefallen Hessen, 
und Leo X. erklärte alle Verordnungen; die wider papstliche 
Rescripte sind gemacht worden, fär null und nichtig. Leo X. 
excommimicirte 15 I i alle Fürsten, welche Klostersrüter ohne Wissr n- 
Hchaft des Papstes zum Nutzen des Staates vrrwrMulcn; teriKT ver- 
ordnete er, dass kein Buch i>\m(^ Censur der IJiscluife gedruckt 
werden soll. Gregor XIII. verbot, dass sich Christr ii nicht von 
Juden oder Ketzern cuiiren lassen. Pius V. verordnete 1566, Bettel- 
mönche sollen von ihren Gütern keine Steuern abgeben. Gregor XIV. 
befahl Iddl, dass alle Verbrecher — ausgenommen öffentliche 
Strassenräuber, Ketzer und Majestätsbeleidiger — in allen £jrchen 
und Klöstern Freistätten haben, und selbst die genannten ohne 
Einwilligung der Bischöfe nicht aus der Kirche herausgezogen 
werden sollen.« 

4. Beschwerden über die Gleneral-Seniinarien. Cardinal Migazzi 
klagte, die Untersuchungen über die bischöflichen Beschwerden, 

betreifend die General-SemiiKirien, seien immer durch die geistlich(3 
Coniiiiission veranlasst worden, welche aber die Geueral-Seminuriea 
in Cichutz nahm. 

Die Hofcommission bemi )kt(^ dazu: »Man wisse nicht, was 
man bei dieser Beschwerde denken soll. Nie hat ein Bischof eine 
specitische Klage gegen ein SSeminarium eingebnicht und nie ist 
auf eine bischöfliche Klage irgend ein General-Seminarium unter- 
sucht worden. Die Untersuchungen wurden in Folge anderer An- 
zeigen gepflogen, und zwar von der geistlichen Hofcommission, weil 
ihr die Leitung der General>Seminarien oblag. Wie untersucht 
wurde, zeigen die vorhandenen Acten.« 

5. Wird geklagt, dass den Bischöfen die Gerichtsbarkeit ttber 
die geistlichen Personen entzogen wurde. 

Hierzu bemerkte die Hofcommission: »Die Priester sind Staats- 
bürger, geniessen den Schutz und bürgerliche Rechte, besitzen blos 
weltliches Hab und Gut, schliessen Civilcontracte und üben 
pur bürgerliche Handlunp;en (acthnps mf^rp civiJpfi) aus. Welcher Ver- 
nunftschluss kann sie daher von dem büi'gerlichen Kichter aus- 
nehmen? Der römische Ourialkunstgrift', sie davon zu eximiren, 
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hatte die auftalUnde Ab.siclit, die Jurisdiction in temporaUhas /u 
cröchleiehen und j^er Privilegium fori statum in statu aufzustellen; 
so in jeder Re^crung die gefährlichste Sache ist und worauf von 
jeher alle Widerspenstigkeit des Corporis cleri gebaut war, weil 
sie immer auf den römischen Hof trotzten, der nach dem Bezüge 
des besonderen fori ihr einziger und letzter Richter sein sollte. In 
blos geistliclien Amtshandlungen aber stehen sie noch heute 
unter den Bischöfen allein.« 

6. Wünschen sie die Aufhebung des Verbotes, Gurrenden ohne 
Grenehmigung der Landesstelle kund zu machen; 7. sollen nicht 
die Kreisämter die Kundmachungen an die Geistlichen erlassen. 

Hierzu bemerkte die Hofcommission: »Fürsten, Grafen und 
andere Standespersonen nehmen ohne A\^iderrede die Intimationen 
landesfürstlicher Verordnungen von den Kreisämtern an. Warum soll 
es für Pfarrei-, Deeliante hedenklich sein?« Es sei merkwürdig, 
dass sich der mindere Clerus, den es doch am nächsten trifft, 
niemals, sondern nur Bischöfe deswegen beschweren. Der Cardinal 
in Wien wünschte bei dieser Gelegenheit, dass die Religions- 
Commission (die geistliche Hofcommission) aufgehoben werde, weil 
durch solche kein geringer Schaden der Religion selbst und der 
geistlichen Zucht zugefügt werde. Ueber diesen Punkt jedoch wolle 
die Hofcommission hinweggehen. 

8. Ueber das Ehepatent wird geklagt, dass es einen Eingriff 
in das Hirtenamt bilde; 9. dass den Bischöfen die Einsicht über 
die Verwaltung der frommen Stiftungen entzogen werde; 10. wünschen 
sie Einsicht über die Vtrwciidung des Religionsfondes und sollte 
derselbe nach Provinzen abgetheilt werden; 11, wüuisclien die 
Bischöfe die autonome Vergebung von Pfründen; 12. die Abhand- 
Inu*^- Ijei geistlichen Verlassenüchaften und 13. die ilmen entzogenen 
Einkünfte. 

Hierzu bemerkt die Hofcommission: »Es wurden den Bischöfen 
Einkünfte entzogen, die sie willkürlich und zwar mit Bedrückung 
der niederen Geistlichkeit^ unter dem in keiner canonischen Satzung 
zu findenden Namen, der j^rmorum fiuetutmf Oonsolationsgelder, 
besonders Tafelbeiträge etc. bezogen. Man sollte nicht erwarten, dass 
Erzbischöfe und Bischöfe, welche jährlich 40-, 60- bis 80.000 Gulden 
Einkommen haben, solche Quellen der Vermehrung ihres Ueber- 
flusses nach deren Abstellung ohneBecht noch weiter fordern wollten.« 



Digitized by Google 



^32 

14. Wird die Eiiibenifuiig: von Diöcesan-Synoden gewünscht; 
15. der ErzUiscliof von Oluiiitz will von der Bezahlung des Post- 
portos lur ot'ficiöse Berichte enthoben sein; 16. es sollen Mission«- » 
predii^ten «i^estattet werden; 17. nnd 18. der Erzbisehof von Olmütz 
beklagt sich tibcr die Ki-richtung des Brünner und der von Prac^ 
über die Enichtung des Budweiser Bistlnnns; 19. die Bischöfe von 
Oalizien beschweren sich, dass sie die Commiasions-Protokolle 
wöchentüch zweimal dem Gubemium zur Einsicht geben müssen, 
^d 20. wfinachen sie, dass die Bischöfe mit den Geistlichen in 
lateiniBcher Sprache correspondiren können. 

m. Beschwerden m Absicht auf das Hirtenamt der Seelsorger: 
Die Goncnrsausschreibung bei Besetzung von P&rreien soll 
aufhören und die Praftmg der Seelsorger aus der Katechisirkunst 
entfallen; die Seelsorger wurdiii von Seite der weltlichen Behörden 
unanstaiuli^^^ behandelt und fülle diese die Verordnungen an aic mit 
Sticheleien an; die Seelsorger liabun zu geringe Einkünfte und der 
Deficientengchalt sei zu gering; Beschwerde über die neue Pfarr- 
eintheilung. 

IV. Beschwerden in Absicht auf die Klostergeistlichen: 

1. Kiostergeistliche sollen nicht mehr zur Seelsorge angestellt 
worden, da sie, wenn sie ihren L( idenschaften überlai^sen sind, 
falsche Grundsätze verbreiten; 2. über die Zucht der Klostergeist* 
liehen wird viel&ch geklagt, und wünscht der Erzbischof von 
Lemberg, dass der Nexus der Klöster mit den Ordensgeneralen 
in Rom hergestellt werde. 

Himu bemerkt die Hofcommission: »Der Erzbischof von Lem- 
berg sollte doch wissen, wie nachtheilig die Autorität der römischen 
Ordensgeuerale seit ihrer Entstehung den Rechten der l^ischufe 
ge^vesen sei, da diese Religiösen gegen ihre Diöcesanbischöfe zum 
Ungehorsam durch heimliche Wege verleitet haben.« Wie sehr dieser 
Kexus dem Staate geschadet hat, inap: Folp^endes beweisen: 

Als ein Brünner Bürgerssohn das in das dortige Kloster der 
Augustiner gebrachte Capital von Ü. 12.000 nach seinem Austritte 
zurückforderte, hatte dei* General in Rom schon durch seinen Pro- 
curator in Trient das ganze Capital ausser Landes gezogen. Die 
Sache gelangte durch Process bis zur k. k. obersten Justizsteile, 
und der darüber befragte Procurator geamdis schrieb die unver- 
schämte Antwort zurück, es habe zu allen Zeiten jedem Ordensgeneral 
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freigestanden, Gelder ans den Ordciisliüusern aller Liindor und 
Provinzen nach seinem Befinden an sich zu ziehen; foli^licli .sei es 
auch aus diesem G-rnnde mit diesem Capital von fl. 12.000 fieselielien. 

Man entdeckte daher, dass seit der Existenz der geistlichen 
Orden Gelder ins Ausland verschleppt werden. 

3. Beschwerden, dass zu viele Klöster aufgehoben wurden; 
4. Bitte^ fttr die aufgehobenen Mönche und Nonnen eigene Häuser 
Kd bestimmen. 

Die Hofcommission schliesst: »Aus allen diesen Beschwerde- 
Punkten zeigt sich offenbar^ dass es den Erzbischdfen und Bischöfen 
gritestentheils um Einmischung und Eingriffe in weltliche^ landesfUrst- 
liehe Rechte, und zugleich um so ungegründete als überflüssige Ver- 
mehrung ihrer Einkünfte zu thun sei, wobei aber kein einziger Vor- 
schlag erscheint, der eine Verbesserung der echten Kirchenzucht oder 
Hirtonamtshandhing zum Grunde hatte, so doch eigentlich ihre 
pflichtgemässe Besehäftigung^ sein sollte. Es zeigt sich überhaupt, 
dafss es sich um ausser liehe Dinge handelt, da der eine Bischof 
sich über das und der andere über jenes beklagt Würde es sich 
um ein Dogma handeln, oder wäre etwas gegen die christliche 
Frömmigkeit imd Moralität verordnet worden, so hätten wohl alle 
20 Erzbischöfe und Bischöfe einstimmig dawider streiten müssen.« 

Der 'Präses, Baron Kressel, begleitete dieses Protokoll an den 
Kaiser mit einer allenmterthänigsten Kote vom 29. December 1790, 
in welcher es heisst: Die Bischöfe überschreiten in ihren Forderungen 
die Grenzen ihrer Bechte, indem sie das Hirtenamt über die wich- 
tigsten Angelegenheiten der Staatsverwaltung auszubreiten die 
Absicht haben; dagegen auf die Rechte des Staates, auf die Bedürf- 
nisse des bürgerlichen Lebens gar keine Rüeksicht nehmen. Sic 
betrachten den gesammten Unterricht, welchen die Biiraer des 
Staates naeli ihren vorseliiedeneu Classen und Bedürfnissen in 
öffentlichen Schulen erhalten, blos in Beziehuui; auf Religion und 
noch mehr auf Theologie ... . Die Pressfreiheit, die Einfuhr und 
der Verkauf der Bücher sollen beschränkt, neue Censurj^esetze 
eingcftlln t, die Censoren geistlicher und moralischer Bücher von 
den Bischöfen gewählt werden und ihnen verantwortlich sein, die 
OexLsur überhaupt den Bisch(tfen eingeräumt werden* 

Sie wünschen die Duldungsgesetze beschränkt oder gänzlich 
abgeschafft, sie verlangen, dass den Bischöfen die Gerichtsbarkeit 
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in Glaubenssacben überantwortet werde, und die tJntersuchimg 
ketzerischer Bücher, sie wollen, dass den Katholiken der Ueber- 
tritt in eine andere Kirche nicht gestattet und Akatholiken, bei 
denen die Belehrung nichts fruchtet, mit geistlichen und zeitlichen 

Strafen belegt oder aus dem Lande gewiesen und den Protestanten 
die Ansiedlunji^ verwehrt werde. 

Sie wollen die ^'enneh^ung willkürlieher, tlicil;» spoitwUnliger 
Aiul.'U'htcii und Prooessionen etc., ohne ^velelie alle die katholische 
Religion lange in ihrem wahren Glänze gewesen. 

Sie wollen das ehemalige Verhältnis^ mit Rom herstellen, 
hingegen die Aufsicht und Mitwirkung der Staatsverwaltung aus- 
schliessen. 

jE^ sind das dieselben Forderungen, welche die Kirchen- 
prttlaten, seitdem die Grundsätze der geistlichen Hierarchie in 
Anmassung einer religiösen Hitregentschaft ausgeartet sind, in aUen 
katholischen Staaten, in jedem Zeitalter auf mancherlei Art und 
mit mehr oder weniger Muth und Mässigung an die LandesfUi-sten 
gemacht haben. 

Die Kiiehe samnii den GeisUichcn, ihren Dienern und allen 
iiusscrliclion Roliij^ionsanstalten im Staiite, stellt jedoeh nach ihrer 
ganzen Verfassung: saninit dem Hirtenainte unter der Auifsicht des 
Staates. Nach den Grundsätzen der Reli^iion ist die fj-esamnile 
geistliche oder kirchliche Gewalt auf das Hirtenamt beschränkt 
und dieses besteht lediglicli in dem Lehramte (dem Gottesdienste)? 
der Ausspondung der Sacramente und der ersten Aufsicht über die 
Geistlichkeit .... 

Es ist die Pflicht des Staates, darüber zu wachen, dass nicht 
mit dem Beligionsunterrichte Lehrsätze verbunden werden, wodurch 
Keime des Fanatismus und des gemeinschädlichen Aberglaubens 
unter das Volk verpflanzt, unrichtige Begriffe von dem Verhält- 
nisse der Kirche zum Staate in die Denknngsart der Jugend ver- 
webt, Trennungen der Gemüther und Partciien veranlasst und 
insbesondere die Anhänglichkeit der Geistlichkeit an den Staat und 
Fürst»'n getheilt oder gar erstickt werden konnte. Den lüschüfen 
liegt lediglich die Ptlieht ob, für die Echtheit der lleliirionslehrc zu 
sorgen, hingegen hegt die Einrichtung und Leitung der öffentlichen 
Schulen, die Wahl der Lehrer, die Lehrgegenstände und die Metliode 
ganz ausser ihrem Wirkungskreise. Das ä^pontum ßdei gehört 
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den Bisc]iöf(m, nicht aber Theologie, sonst mttsste das ^j^anze christ- 
liche Volk Theologie stadiren, wenn dioso zum deposito fidei gehörte. 
Ganz etwas anderes üt also Religion, die für jeden Christen gehört, 
und Theologie. 

Der Gk>tte8dienst muss nach den Vorschriften und Grund- 
sätzen der Religion eingerichtet werden. Insoweit diese Einrichtung 
diesen Grundsiltzen und Vorschriften gemäss ist, oder auf Rehgions- 
wahrheiten beruht, hängt sie ganz von der Kirche ab. Wenn aber will- 
kürliche GebrUuche und Andächteleien, die in der Religionslehre 
keinen Grund haben, ja mit ihr gar nicht vercinbarlich sind, wenn 
diese Gebräuche Andächteleien, Aberglauben und religionswidrige 
Bpsrriffe erzeugen und unterhalten, di<' Px w( j;<;i iinde der Recht- 
öcliafi'enheit schwächen, Unsittlichkoit ]>egünstigcn, Unordnung im 
bürgerlichen Leben und Schaden in Familien verursachen, und den 
Geistlichen zu Erwerbungen auf Kosten des Volkes dienen, dann 
hat der Landesfürst als solcher und als Beschirmer der Religion 
das Recht und die Pflicht, dieselben abzustellen und den Gottes- 
dienst auf seine ursprüngliche Einrichtung zurückzufahren. 

Die Aufsicht über die Geistlichkeit gehört zum bischöflichen 
Amte. Da aber die Seelsorge einen entscheidenden Einfluss auf die 
Denkungsart und die Sitten des Volkes hat, so liegt dem Fürsten 
Alles daran, von den Sitten, Grundsätzen und der Verwendung 
der (Airatgeistlichkeit zuverlässliche Kenntniss zu Ijabcn. Der 
LandcstVirst hat daher nicht nin* das Recht der Oberaufsicht über 
alle geistlichen Lehr- und Erziehungsanstalten, über die Sitten und 
Amtshandlung der Seelsorge, sondern auch das Keeht, Disciplinar- 
gesetzc TOrznselireil)en. di(> Bischöfe sowohl, als den minderen (^lerus 
daran aw binden und im Falle der Uebertretung und Widersetz- 
lichkeit zu bestrai'en .... 

Die Religion und das üirtenamt haben blos den inneren 
Menschen (die Seele) zum Gegenstande; die Güter und Einkünfte 
der Geisüichen, sowie die der milden und frommen Stiftungen, 
gehören nicht in ihr Gebiet Die Verwaltung der Stiftungen und 
des Religionsfondes gehört also gar nicht zum bischöflichen Amte .... 

Es ist nur Eine Macht im Staate, welcher die Gesetzgebung 
fär alle Ausserlichen Handlungen zukommt; es ist daher noth- 
wendig, den Begriff von einem Tmpennm snentm allmälig zu ver- 
tilgen. Deshalb wurde das placetum eingeführt und den liischüfen 
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verboten, ohne Einwilliguug der Landcstitelle Krcisschreiben an die 
Geistlichkeit zu erlassen .... Die Bischöfe und Priester sind gleich 
dea anderen BiIrp:om der Macht des Fürsten untergeordnet . . . 

IKe geistliche Gewalt, weiche sich ganz auf Lehre, Beispiel 
und Seelsorge beschränkt, hat kein ttusaeres Zwangsrecht^ also 
keine eigenüiche Gfewalt; sie besteht im Unterrichte^ Ermahnen; 
Ueberzeugung und Zurechtweisung; ihre Strafgewalt geht blos auf 
das Innerliche der Seele. 

Da die Beschwerden und Wilnsche der Bischöfe in keinem 
Punkte überein stinimon und oft weit auseinander gehen, so geht 
daraus hervor, dasb der Geist der Gleichförmigkeit und der Ein- 
tracht inaii<!^(4t. 

Krcs.scl sehlug daher vor, aus den angeführten Gilinden die 
vorgebrachten Bcscli werden abschlägig zu bescheiden. 

Ans der kais. Resolution heben wir Folgende» hervor: 

Ad L Die jetzige Gottesdienstordnung hat zu verbleiben. 

I. Heisst nichts; 2. es ist den Bischöfen zu erlaubeUi in Noth^en 
und besonderen Anliegenheiten, Bittgänge auf Verlangen der Q-emeinde 
nach vorläufiger Anfrage in nicht zu grosse Entfernungen zu 
halten; 3. heisst nichts; 4. den Bischöfen ist mitzugeben, dass sie^ 
besonders in Städten, nicht leicht die Bewilligung zur Errichtung 
von PrivatkapeUen geben; 6. die Bischöfe können neue Messgebete 
und Gesänge vorschlagen und sie zur Approbation tibersenden; 
8. bis 10. wird gestattet, JSuchniittags an Sonn- und Friertagen 
kateclictische Predigten einzufVihnMi, auch Litaneien abhalten zu 
lassen, insoferne sie niclit der Andaclitsordnung zuwider sind; 

II. wenn das Kirchenverniögen liinreicht, können die Hochämter 
mit Instrumentalmusik gehalten werden; 12. und 13. ist interne 
Angelegenheit der Bischöfe; 15. und 16. kann gestattet werden; 
17. kann gestattet werden, wenn zur Hauptregel die gegenwärtigen 
Befehle zur unabweichlichen Richtschnur dienen; 18. mit Ausnahme 
der Bruderschaft zur Liebe des Nächsten bleiben alle anderen ab- 
gescluuflft; 19. landesftirstliche Kundmachungen sind nach dem 
Gottesdienste vor der Kirche mitzutheilen. 

Ad II. 1 und 2 verdient keine Antwort; 3. ist auf das 
schärfste darauf zu sehen, dass keine päpstlichen Bullen etc. ohne 
2)lacetiim verkündigt werden; 4. cnttalh, da die (icneral-Scniinaricn 
aufgehoben sind; ö. den Geistlichen gebührt bezüghck des Gerichtes 
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keine Exemtion; in blos geistlidien Amtsluuidliingen stehen sie 
unter dem Bischöfe; die Suspension oder Sequestrining der £in> 
künfte der Pfarren etc. hat nur durch weltliche Gerichte zu 
geschehen; Klagen über Stolgebtthren werden von den weltlichen 
Gerichten nach Einverstflndniss des Ordinariates cabgcthan; es steht 
den Bischöfen zu, Capliine von einem Orte in den anderen zu über- 
setzen, docli nicht bei gestifteten und invcstirten IM'arren etc.; 
6. und 7. Oirculare der Bischöfe müssen der Landesstelle zur Ein- 
sicht vorgelegt werdt'Hj Verordnungen an die (Tei.stiiclikeit sind 
durch dius (jrubernium direct an die Bischöfe zu richten; 8. das 
Ehepatent, specieli bezüglich der Sponsalien, der Dispensen, ist 
einer Revision zu unterziehen; 9. Einsicht in die frommen Stif^ 
tini-< n kann den Bischöfen nicht gewährt werden; 10- die Direction 
des Keligionsfondes kann den Bischöfen nicht zugestanden werden» 
wohl aber Einsicht in den Becbnungsstand; 11. bezüglich des Con- 
curses wegen Besetzung von Pfarren sind Vorschlfige zu machen; 
12. die Bischöfe haben in ihrer Beschwerde, geistliche Verlassen- 
schalten abzuhandeln^ vollkommen Unrecht; 14. Synoden können 
gestattet werden, wenn darum zuvor förmlich angesucht wurde; 
29. und 30. wird genehmigt. 

Ad III. 1. Sind Vorschlüge zu unterbreiten. Wenn Kloster- 
geistliche tüchtig sindf können sie zu Pfarren zugelassen werden« 



13 e r i c h t i g u n gf: S. 54, Aninerkang tob oben Zeile 2 soll nach dem 
Worte Pest nicht eüigeschaltet werden. 
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